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Micter man nunmehr feinen Blick auf die Verwaltung 
des teutfhen Neichs,, das iſt, auf die Verrichtungen ſeines 
Lebens, auf das Produkt feiner Funktionen, fo verbiethet an 
fih [hen die vorausgefchilderte Befchaffenheit feiner Verfaſ⸗ 
fung , die Erwartung eines erfreulichen, dem Zwecke des 
Reichsvereins entſprechenden Reſultats; denn ein kraͤnkelnder, 
ſiecher Koͤrper kann keiner kraͤftigen und konſequenten Ver⸗ 
richtung fähig, die Aeußerungen eines Lebens, deſſen Prinzip 
verderben iſt, koͤnnen unmöglich ſtark und ununterbrochen 
harmonifch feyn, und eine, im’ ihrer erften Anlage fchon 
ſchlecht organifirte, oder durch ihren Gebrauch fruͤhzeitig des⸗ 
organiſirte, Maſchine laͤßt einen, ihrem Zwecke entſprechenden, 
Effekt unmoͤglich erwarten: Daß aber ar dem teutſchen 
Reichsvereine, wenigſtens ſeit der letztern Haͤlfte ſeiner Exi⸗ 
ſtenz, die Symptome der allmaͤhlichen Erſchlaffung ſeines 
Lebensprinzips, der daraus. hervorgehenden Schwaͤche bes 
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Ganzen und einer, "immer weiter um fid) greifenden,, De: 
ftrußtion feines Organismus auch dem,. eben nicht geübteften, 
politifchen Semiotiker Flar vor Augen liegen mußten, davon 


find die, wohl fehr genägenden, Beweiſe in dem vorherge: 


gangenen Gemälde feier Verfaffung: Ihm wird daher das 
Gemälde feiner Verwaltung volllommen ähnlich ſeyn muͤſſen. 
Es iſt nicht zu leugnen, daß die Qualität der Geſetzge⸗ 
bung eines Staats das erſte und ficherfte Eriterium der 
Güte und Zweckmaͤßigkeit feiner Verwaltung ansmache, in: 
dem die Güte einer Etaatsverwaltung offenbar nur nach 
dem Grade der Erveichbarkeit des Staatszwecks durch fie zu 
bemeften, gerade aber die Geſetzgebung die Hauptgrundlage 
der Erreichbarkeit des wahren Staatszwecks iſt, da die Ne: 
aulirung der adıniniftrativen Funktionen eines Staats, die 
Beftimmte Begrenzung: der Rechts-Sphaͤre aller feiner Glie— 
der, damit jeder beſtimmt wiſſe, was ihm im Berhättniffe 


gegen allg andern zu feiner FSrepheit und zu feinem Eigen- 
thume gebühre, und gebühren werde, und die fichere Unter⸗ 


druͤckung des unbefugten MUeberfchreitens diefer Sphäre, un: 


verfennbar die Hauptbedingungen der Erreichbarkeit des wah⸗ 


ven Staatszwecks ausmachen: Die hiedurch zugleich bezeichs 
neten Branchen der Gefeßgebung find die organifce, 
die fogenannte Eivils und Straf gefekgebung. 

: Die vorzäglichften Mängel der, durch große Verfplitte: 
rung, noch. größere Compoſition und Unzweckmaͤßigkeit der 
gewaͤhlten Mittel, durch Unbeftimmtheit, Vieldeutig- und 
Luͤckenhaftigkeit charakteriſirten, organifchen Gefehgebung 
des Reichs wurden voraus. bereits gerägt, und. deren , noth: 


wendig nur ſchlimme, Folgen nachgewiefen, und diefer ihrer. 


| Beſchaffenheit allein hat man es zuzuſchreiben, daß die viel⸗ 
aͤltigen verſchiedenen Raͤder der Maſchine ſich blos beruͤhr⸗ 
ten und ſtreiften, ohne einander zu greifen, oder zum Theile 
gar in's Stocken geriethen, und zum Theile zerruͤttend auf 
das Ganze einwirkten, daß es alſo dem Ganzen übers 
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haupt an der harmonifchen Qualifikation aller feiner Theile 
zur Erreihung des Geſammtzwecks, an der Grundbedingung 
feinee Wohls gefehlt dat. Die Unbeftimmtheit, Complici—⸗ 
taͤt, Unzweckmaͤßigkeit und Unvollſtaͤndigkeit der Conſtitution 
erzeugten natuͤrlich einen unſicheren, ſchwankenden und unbe⸗ 
holfenen Gang, Widerſpruͤche, Zweckwidrigkeiten und Luͤcken 
in den Funktionen der Verwaltung, und dieſe fehlerhafte 
Verwaltung war hinwiederum. ein wefertlihes Hindernis der 
nöthigen Neform und Verbefferung der Konfkitution: So 
halfen Verfaffung und Verwaltung des Reichs gegenfeitig 
zufammen, um ihren, und damit den Zweck des Neichs zu 
verfehlen. 

Eine eigentlihe Civilgeſetzgebung für das Reich, 
das ift, eine folche, welche das Rechtsgebiet der Territorien, 
als der unmittelbaren Glieder des Reichs, gegenfeitig abges 
grenzt Hätte, gab es gar nicht, und derer, die privatrechtlis 
hen Verhältniffe der mittelbaren Reichsglieder, die Poltzey 
und Rechtspflege ‚betreffenden , von. der hoͤchſten Keichsgewalt 
ausgegangenen, Geſetze waren fo wenige, dab aus ihrer Zur 
fammenftellung höchftens ein, kaum nennenswerthes, Frag 
ment eines, feinen Foderungen entfprechenden , Geſetzbuches 
‚gebildet werden koͤnnte: Bey weitem das meifte blieb den, 
mehr als Hundertfältigen, Territorlalgefeßgebungen überlaffen, 
aus deren Händen ein buntes Produkt hervorgieng, das 
nichts weniger, ald dazu gecignet war, den Beftandtheilen 
des Reichs den, zu feiner Erhaltung fo nöthigen ‚| Geift der 
Einheit einzuflößen, und folchen ftäts lebendig zu erhalten. 

Die, in der bekannten Carolina vorhandene, Straf 
gefeßgebung des Reichs war entfchieden um mehrere 
Jahrhunderte Hinter dem Geift der Zeit zuruͤck, und konnte 
nur dazu dienen , die Nichter durch ihr Daſeyn, bey ihrer 
notorifchen Unanwendbarkeit, bey Fällung jedes Strafurtheils 
in Verlegenheit zu feßen: Die einzige, gegen das wider den 
eigentlichen Zweck des Reichs gerichtete Verbrechen, den Land- 
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friedensbruch, vorhandene -Strafbeftimmung ihrer Art hatte 
alle Fehler einer folhen an fich, indem fie zwifchen den mög: 
lichen, fo fehr ‚verfchiedenen, Arten jenes Verbrechens nicht 
unterfchied, durch die Achtserklaͤrung die fchuldl-fen Deszen: 
denten mit dem fchuldigen Verbrecher, oder durch die Geld: 
frafe von zoo Mark, Goldes die unfchuldigen Unterthanen, 
denen man diefe Strafe durch eine Beſteurung auflaftete, 
ſtatt des fchuldigen Verbrechens beftrafte, und ſonach im letz, 
tern Falle leicht "eludirt werden - konnte, weswegen man es 
noch für ein Gluͤck rechnen muß, daß folche in neueren Zeis 
ten felten oder gar nicht mehr zur Vollziehung fam. Bey 
diefer Befchaffenheit der Grundlage der Erreichbarkeit des 
Reichsvereins, bey dieſem Zuftande feiner Geſetzgebung, ale 
des erſten Impulſes feiner Verrichtungen, und des einzigen 
Richtmaſes feiner uͤbrigen adminiftrativen Funktionen, der 
jedoch nad) der vorausgezeichneten Art ber DOrganifation des 
gefeßgebenden Körpers felbft nicht wohl beffer erwartet werz 
den konnte, läßt fich von ſelbſt fchließen, wie es in den übris 
gen Zweigen der Verwaltung des teutfihen. Reichs muͤſſe auss 
gefehen haben. | | | 

Die zweyte Hauptbedingung einer , ihrem Zwecke ents 
fprechenden, Staatsverwaltung, und zugleich felbft ein vor: 
zuͤglicher Zweig ihrer Funktionen, iſt die ununterbrochene und 
vollftändige Ausfüllung der ganzen Sphäre des Nechts der 
Dberauffiht, in wieferne nur durch deſſen Geltendma: 
hung der Regierung eines Staats die Kenntniß aller der 
Verhältniffe und Umftände werden kann, nach welchen alle 
ihre Funktionen, um dem Zwede des. Staats wirkfich för: 
derlich zu feyn, modifizirt werden müffen: Man braucht jes 
doch nur. die große Verſplitterung zu fennen, nach welcher 
jenes Recht der Oberaufjicht im teutfhen Neiche geuͤbt wers 
den ‚follte, um die Ueberzeugung zu gewinnen, dab dabey uns 
möglich ein gedeihliches Reſultat Habe herausfommen können. 
Zur. Führung jener Dberauffiht waren nämlich im teutfchen 








Reiche beauftragt, der Kaiſer, der Reichstag, die Kreife und 
die Neichsgerichte, und zwar ohne eine begrenzende Beſtim⸗ 
“mung der Sphäre für jedes diefer verfchiedenen Subjekte; 
daher kam es denn, daß jedes derfelben die nöthige Obforge 
dem anderu überließ, oder "doch nur diejenigen Gegenftände 
feiner befondern Beachtung würdigte, welche auf die Be— 
hauptung feiner Individualitaͤt gegen, wirkliche oder eingebik 
dete, Schmälerungen von Seite. der übrigen Einfluß haben 
konnten; daß der Kaifer nur feine Nefervatrechte, und die 
Stände nur ihre Rechte gegen die Baiferlihe Gewalt eifer: 
füchtig bewachten: Daß die Stände, welche ſelbſt den Reichs— 
tag konſtituirten, uͤber ſich ſelbſt eine firenge Auflicht hätten 
führen ſollen, ließ ſich ohnedieß nicht erwarten, und die Krei— 
fe waren groͤßtentheils, als ſolche, entweder gar nicht konſti⸗ 
tuirt, oder, wo fie es, auch waren, da richteten fie meiftens 
ihre Aufmerkſamkeit auf Heuſchrecken, Vichfeuche, Epidemien, 
Getreideausfuhr, Münzwefen u. dgl., und ließen dagegen 
eine Menge der wichtigften Gegenſtaͤnde ganz unberuͤckſichtigt: 
Die Neichsgerichte endlich, durch die Neicheftände zum Theil 
ſelbſt befeßt, fonnten oder wollten nicht fehen und progedis 
ren, außer, wenn fie ausdrücklich ercitirt wurden, und dieß 
geſchah, wie natürfich hoͤchſt felten und nur in den fehrenends 
fien Fällen. Jeder einzelne Stand konzentrirte feine ganze 
Aufmerkſamkeit auf fein Gebieth, und überließ es dem 
Schickſale, ob und wie das Ganze fich in feinen Geleife ers 
halten würde. Konnte nun aber der Natur der Sache nach 
ein fo fehr zufammengefeßtes Ganzes, wie das teutfche reich, 
ohne die fehr Eräftige Wirkſamkeit einer ununterbrochenen 
Central⸗Aufſicht unmöglih in einer zweckgemaͤßen Ordnung 
erhalten werden, war die fläte Wirkfamfeit einer folchen 
Aufficht entfchieden im teutfchen Neiche mehr, als irgendwo, 
dringendes Beduͤrfniß für die Möglichkeit eines zweckmaͤßigen 
Zufammenhaltens alfer feiner heterogenen Theile im Geleiſe 
des Eonftitutionellen Wegs, fo darf man fich auch nicht im 
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geringften wundern, daß ben jenem, beynahe gänzlihen, Man⸗ 
gel der geforderten Auffichtsführung die Verbindung der 
Theile immer lockerer wurde, daß das Leben des Ganzen, 
als eines folchen, immer mehr in’s Stocken gerieth, und nur 
noch hie und da fieberhaft aufzuckte, bis es endlich der ge: 
waltigen Stößen von außen, die feine Nuslofig: und Uns 
haltbarkeit den Theilen im ‚ein deutliches Bewußtſeyn brach⸗ 
ten, gaͤnzlich unterlag. 

Beſſer zwar war die Juſtitz⸗-Verwaltung des 
Reichs befchaffen, doch keineswegs ihrem Zwecke volifommen 
genügend, indem , wie bereits bey einer anderen Gelegenheit 
bemerkt wurde, fo viele Stände des Reichs fih und die Ih— 
rigen der oberflrichterlichen Rechtspflege des Reichs entzogen, 
und den, verhältnigmäßig fo geringen, Aufwand fehenten, 
den die Unterhaltung einer, zum Behufe einer fehleunigen 
Rechtspflege nöthigen, Anzahl von Gerichtsbeyfigern erforder: 
te; indem man die Gerichtsordnungen nicht von der übers 
flüßigen Schwerfälligkeit des darinn vorgezeichneten Ganges 
reinigte, und die Gerichtsglieder nicht durch regelmäßige Fort: 
ſetzung der gefeßlich angeordneten Wifitationen in der, dem 
Zwecke der Nechtspflege fo fehr förderlichen , Achtfamfelt und 
Spannung erhielt; aus welcher Unthaͤtigkeit und Paſivitaͤt 
ein fo gänzliher Mangel alles wahren Intereſſes an jenem 
fo wichtigen Zweige der Peichsverwaltung hervorleuchtete, der 
nicht nur das Verdienſt der gefeßlich guten Anordnungen in 
Betreff der Rechtspflege, fondern auch den Eifer auf Seite 
des Nichterperfonals, und das Vertrauen auf die Nechtspflege 
des Reichs von Seite der Reichsglieder mächtig ſchwaͤchte. 

Die Polizeygefeßgebung des Reichs hatte fich 
bereits im ı6ten Jahrhunderte entfchöpft; denn es iſt doch 
offenbar kaum der Erwaͤhnung werth , was feit der leßteren 
Poligeyordnung von 1577, 3. DB. gegen Duelle, Handwerker 
mißbraͤuche, Preßunfug und Studentenorden in den neueren 
Zeiten moch verfügt wurde, ungeachtet die. Unanwendbarfeit 
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jener aͤlteren Polizeyordnungen oͤffentlich in der Wahlkapitu⸗ 
lation anerkannt, und ihre Verbeſſerung geheiſcht worden 
war. Doch! Wozu hätten auch Reichspolizeygeſetze dienen 
ſollen? Da — die kaiſerliche Buͤcher-Commiſſion in Frank⸗ 
furt ausgenommen, welche jedoch offenbar mehr ſchaͤdlich als 
nuͤtzlich war, indem ſie dem Buchhandel des ſuͤdlichen 
Deutſchlands die empfindlichſte Wunde ſchlug — auch nicht 
eine einzige, von der Reichsgewalt ausgegangene, Polizeybe⸗ 
hoͤrde vorhanden war, welche für deren Vollzug geſorgt haͤt⸗ 
te, und es dem Ermeſſen der Landesheren überlaffen blieb, 
von den Reichspolizeyordnungen in ihren Gebiethen abzumeis 
hen, welche fich fogar gefeklich gegen jedes Vor⸗- und Eins 
greifen in ihre Landes-Polizey⸗Sachen gewahrt hatten, und 
da endlich bey den Mängeln des Nelchsfinanzwefens an die 
Etablierung wirkſamer Reichspolizey-Anſtalten gar nicht zu 
denfen war; Wenn ed nun aber ausgemacht ift, daß die Er— 
haltung der rechtlichen Sicherheit der Staatsglieder auf je: 
den Fall der Hauptzweck eines Staats, fonah die Verwal: 
tung der Polizeygewalt, deren Beſtimmung es ift, jeder Stoͤ⸗ 
rung jener Sicherheit zuvorzufommen, eine der wichtig: 
fen und dringendfien Funktionen jedes Staats für Erreks 
Hung feines Zwecks fen, fo bedarf es wohl keiner weiteren 
Bemerkung, um einfehen zu fünnen , wie wenig die rechtliche 
Sicherheit der unmittelbaren Neichsglieder gegen Störungen 
muͤſſe gefchüßt gewefen ſeyn, wie wenig alfo die Verwaltung 
des Reichs ihrem Zwecke muͤſſe entfbrochen haben. — Ich 
kann nicht, umhin , um des Zwecks der gegenwärtigen Pas 
ralfele willen , diejenigen Zweige der Polizey zu einer befons 
deren Ruͤckſicht auszuheben, welche mir auch von Seite des 
Bundes die Ergreifung gleichförmiger Maaßregeln unerlaßs 
lich zu fordern feheinen, wenn fein Zweck erreicht werden fol: 
nämlich erftens, die Kinwegräumung der KHinderniffe des 
Handels, und Sicherung deſſelben gegen Störungen; 
zweytens, bie Erleichterung und Sicherung des Verkehrs, im 
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ausgedehnteſten Sinne des Worts, durch Poſtanſtalten; 
und drittens, das Muͤnzweſen. 

Man kann nicht verkennen, daß die richtigſten Grund⸗ 
ſaͤtze einer weiſen, auf die Hinwegraͤumung aller Hinderniſſe 
des Handels im teutſchen Reiche, und deſſen Sicherung ge⸗ 
gen Stoͤrungen gerichteten, Polizey durch die Reichsgeſetze ſo 
deutlich und nachdruͤcklich ausgeſprochen geweſen ſeyen, daß 
man ſich billig wundern muß, wie man in der Praxis ſo 
ſehr von der, in den aͤlteren Zeiten Teutſchlands herrſchenden, 
richtigen Denkart in Anſehung des Handels hat ſich entfer⸗ 
nen koͤnnen, daß kaum ein Schatten der ehemaligen Hans 
delsfreyheit, in Teutfchland übrig blieb. Zufolge des Refuls 
tats jener Reichsgeſetze follte in Teutſchland eine uneinges 
fhräntte Sreyheit im Handel und Wandel, und aller Allein: 
handel, fo mie alles, was die Konkurrenz der Käufer und 
Berkäufer hindern oder aufheben Eonnte, follte verboten ſeyn: 
Alle Zölle und Zollerhöhungen, desgleichen alle Auflagen auf 
Waaren, welcher Name ihnen auch zur Umgehung des Zolls 
verbots gegeben werden wollte, welche die Stände, ohne. Bes 
willigung des Kaifers und Reichs, oder wenigftens der in; 
teriffirten benachbarten Stände, fie) anmafen mögten „ follten 
als KHinderniffe des Verkehrs gänzlich aufgehoben und unters 
fagt jeyn: Endlich follte. auch die Schiffahrt auf dem Fluͤſſen, 
und. insbefondere auf dem Rheine, für alle teutfche Staaten 
völlig frey feyn; kurz es war in jenen Geſetzen — die gänzs 
lihe Aufhebung auch der alten Zölle bis dahin, wo fie ſich, 
ohne Quelle einer Kameralvevende zu ſeyn, als gerechter Er; 
faß für den, durch die für den Kandel gemachten Anlagen 
erforderlichen , Aufivand von fetöft vechtfertigten, abgerechnet 
— nichts uͤbergangen, was die Kinderniffe des Handels zu 
befeitigen , und feine Freyheit ungeftört zu erhalten diente, 
und es war alfo wenigſtens nicht an ihnen gelegen, wenn 
gleichwohl der faktifche Zuftand des Handels in Teutſchland 
mit ihnen im umgekehrten Verhaͤltniſſe ſtund. 
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Die Haupturſache davon iſt offenbar darinn zu finden, 
daß das Kaiſerhaus ſelbſt durch die, in feinen Mauthverfü: 
gungen enthaltenen, Verbote der Einfuhr reiche; und auss 
ländiicher , und der Ausfuhr feiner eigenen Erzeugniſſe, die, 
Ertheilung ausfchließender Handelsprivifegien, Anlegung von 
neuen Zöllen, Mauthen oder Impoſten auf eins und ausge: 
hende Waaren, folglich in Behinderung und Einſchraͤnkung 
der Srenheit ded Handels, den teutfihen Steichsftänden mit 
feinem Benfpiele vworangieng; da feitdem jedes Land von irs 
gend einiger Bedeutung im teutichen Neiche, dafielbe nach—⸗ 
ahınte, und jedes gegen das andere gleiche Verbote und Ber 
ſchwerungen des Handels, als Repreffalien, ergehen ließ, ohne 
das Einfichreiten der, mit ihrem Beyſpiele voransgegangenen, 
Heichegewalt befürchten zu müffen: So ward bald ganz 
Teutſchland, den ausdrüdlichen Neichsgefesen zuwider , mit 
nesten Zöllen, Ssmpoften, Lizenten, Acciſen u. f. w. über; 
ſchwemmt, jedes Reichsftändifche Land fuchte fih in dieſem 
Wege auf Koften des andern zu bereichern, felbft die minder 
bedeutenden fuchten füch, nach dem Vorgange der mächtigeren, 
den Neichsgefeklihen Einfchränfungen um fomehr zu entjies - 
hen, ale fie in den, von dem Oberhaupte feinen Erbländern 
ertheilten, Ausnahmen einen Grund zu ihrer Nechtfertigung, 
im Falle gleicher Veranſtaltungen in ihren Ländern, zu fins 
den glaubten, und fo gab es fiher in ganz Europa faum 
ein Neid), das in Anfehung des Handels, nicht etwa nur 
weniger begänftigt, fondern mehr bedruͤckt, fomit die Polizey 
in Anfehung des Handels, der vortrefflichften Gefeße unges 
achtet, ſchlechter verwaltet worden wäre, als das teutfche. 

Poſten, als ein für den Verkehr, im audgedehnteften 
Sinne des Worts, nach den beftehenden Verhältniffen durch: 
aus unentbehrliche Anftalt, koͤnnen von der Staatds und 
insbefondere von der Poligeygewalt nur in fo ferne in ihren 
Wirkungskreis gezogen werden, als Privatperfonen die bey 
jmer Anſtalt, wenn fie ihrem Zwecke entſprechen ſoll, uner⸗ 
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laßliche Sicherheit gegen Hemmung, Störung und Verlez⸗ 
. zung zu feiften nicht vermögen: Wenn nun aber gleich der 
Staat natürlich berechtigt ift, den für jene Anftalt erforders 
lihen Aufwand von denen, die ſich ihrer bedienen, erſetzt zu 
verlangen, fo iſt doc) nirgends ein zureichender Grund vor, 
handen, der dem Staate das Necht gäbe, die Poftanflalt als 
eine Quelle von Einkünften über jenen Erfaß hinaus zu bes 
handeln, indem hiebey der zinzige und allgemeine VBerchtir 
gungsgrund zur Beſteurung der Staatsglieder keinen Boden 
feiner Anwendbarkeit hat, und alle Gründe, welche die Uns 
gerechtigkeit aller fogenannten indirekten Steuern mit Evidenz 

beweifen, im vollen Maaße dagegen ftreiten. 
Ganz diefen richtigen Grundſaͤtzen gemäß wurde die 
Doftanftalt im teutfchen Reiche behandelt: Das Fürftliche 
Haus Thurn und Taxis war mit dem Keichspoftwefen, 
“als mit einem Neichsiehen, belehnt, und durfte nur folche 
Poſttaxen erheben , welche mit dem Kapitalaufwande auf die 
Poftanftalten im Verhältniffe flunden ; menigftens lag es in 
der Gewalt und Pfliht des Neichs , jede Ucberfchreitung jes 
ner Grenze durch fein Einfchreiten zu verhindern, und die 
gegenwärtige Erfahrung, auf die ich fpäter zuruͤckkommen 
werde, lehrt, daß Teutſchland durch die Tarifche Poſtanſtalt 
ſehr billig behandelt worden fey: Das Vertrauen, in deſſen 
Beſitze ſich die Taxiſchen Poſten ſtaͤts zu erhalten bemuͤhten, 
die Puͤnktlich⸗ und Schnelligkeit der Expedition, welche ihre 
Hauptſtuͤtze in der großen Ausdehnung und Cinheit jener 
Poftanftale Hatten, haben, in Verbindung mit jener Wohls 
feilheit, für die Erleichterung des Verkehrs in feiner ganzen 
Ausdehnung nicht nur, fondern auch für den Umtaufch der 
Kenntniffe und für die Culture überhaupt in Teutfchland, 
welche fo fehr begünftige war, einen fehr großen, kaum zu 
berehnenden, Nutzen geftiftet, bey welchem die, von jeder 
menſchlichen Anftalt unzertvennlichen, unbedeutenden Mängel 
faum.in Anfchlag zu bringen waren, und wenn nicht alle 
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teutſchen Laͤnder ohne Ausnahme jener wohlthaͤtigen Anſtalt 
theilhaftig blieben, ſo lag der Grund davon wieder nur in 
dem zuerſt von dem Kaiſerhauſe gegebenen Beyſpiele der 
Anlegung von partikular Poſten, welches fuͤr die Haabſucht 
zu reitzend war, als daß es nicht einige Nachahmung in ei⸗ 
nigen teutſchen Reichslaͤndern haͤtte finden ſollen. Im Gans 
zen, muß jeder unbefangene bekennen, hat ſich das teutſche 
Reich bey den Taxiſchen Poſten ſehr gut befunden, und 
wenn dabey irgend etwas von Bedeutung zu wuͤnſchen uͤbrig 
blieb, ſo war dieß nur eine thaͤtigere Wirkſamkeit der Poli⸗ 


zey fuͤr die Sicherung der Poſten, welche jedoch nur von 
der Neichsgewalt und den Territorialhoheiten hätte ausgehen. 


können und follen. 

Auch das Muͤnzweſen kann nur in foferne vom 
Staate ſich ausfchließend vindizirt werden, in tieferne nur 
dann das Geld feinem Zwecke entfpricht, wenn jede Muͤnze 
für ihren ausgedrückten Werth garantirt, und das Publikum 
gegen jeden Betrug hierunter gefichert ift,- welche Garantie 
und Sicherung aber nur der Staat zu leiften vermag,. aus 
welchem Gefihtepunfte denn das Muͤnzweſen vorzüglich Ob⸗ 
jet der Poligeygewalt if. Am wenigſten darf aber das 
Muͤnzenregal als Quelle von, Einkünften und Vorteilen für 
die Staatskaſſe benüst werden, „weil dieß nur dadurch mög: 


lich wäre, daß der, zum inneren Werthe der Muͤnzen mit 


angefchlagene, Prägefhas die Muͤnzunkoſten überftiege, wos 


durch die Unterthanen in ihrem Handel mit Auswärtigen, 


die das Geld nur nach feinem wahren inneren Werthe ans 
nehmen, um eben fo viel, als jener Prägefchag die Muͤnz⸗ 
foften Überfliege, verlieren, demnach um eben fo viel heimlich 
geprelle, oder betrogen würden: welchen Grundfaß fchon der 
Reichsabſchied von 1570. $. 132 mit, den Worten ausdräc: 
te: » Daß die, Münzgerechtigkeit feine Meriangey fey ꝛe. « 
Es liegt Übrigens in der Natur der Sache, daß in einem, 
aus vielen Fleinen und immer kleineren Veftandtheilen zur 


44 
ſammengeſetzten, Voͤlkerſtaate nicht nur der Möglichkeit des 
Betrugs im Muͤnzweſen, fondern auch ber, ohne Einförmtg: 
feit des Muͤnzfußes unvermeidlihen, Muͤnzverſtuͤcklung urd 
Verwirrung , und der daraus nothivendig hervorgehenden 
großen Hemmung des gegenfeitigen Verkehrs, durch das 
Finfchreiten der Polizey vorgebengt werden müffe, und daß 
das Reich ſich diefe Sache Habe angelegen fenn laffen, davon 
zeugen feine Müngordnung, welche freylich Bereits über 
Dritthalpjahrhunderte alt iſt, mehrere fpätere einzelne gute 
Mingverordnungen, der Auftrag an die Kreife zur Aufficht 
und Abftellung aller Muͤnzgebrechen, auch Pflegung nachbar— 
licher Correfpondenz darüber, die Anfteflung von General: 
und ſpezial-Muͤnz⸗Wardeinen, die Inſtruktionen für jene fo 
wie fiir die Münzmeifter, und die Nothwendigkeit ihrer 
Verpflichtung, die Beſtimmung befonderer Münzftädte mit 
dem Verbote aller Heckenmuͤnzen, die Anordnung der Muͤnz⸗ 
Probationstage, die Conventionen über den Muͤnzfuß, und’ 
endlich die Strafandrohungen gegen den Mißbrauch des 
Muͤnzrechts. 

Aber es iſt eben ſo bekannt, daß, aller dieſer Bent: 
hungen ungeachtet, das Reich nicht habe durchdringen koͤnnen, 
daß immer eine unverhaͤltnißmaͤßige Menge von Scheider 
münzgen, und noch dazu in einem übermäß ig geringen Ge⸗ 
halte, ausgeprägt wurden, day alle Bemühungen, einen all: 
gemeinen feften Manzfuß einzufuͤhren, vergeblich waren, daß 
nur drey Kreiſe die anbefohlnen Muͤnzprobationstage reali⸗ 
ſirten, daß haͤufig die Muͤnzgerechtigkeit zu einem Gewerbe, 
das Einkuͤnfte abwerfen ſollte, gemacht, wohl gar verpachtet, 
und dadurch Gelegenheit gegeben ward, daß die groben Sor⸗ 
ten eingewechſelt, eingeſchmolzen und geringer ausgepraͤgt 
wurden, was feldft den redlichen Theil von rechten Wege 
abbringen mußte, daß auch ſolche Staͤnde, die keine Berg: 
werke in ihren Landen hatten, mit Vortheil muͤnzen wollten, 
“ daher den numerären Werch ihrer Muͤnzen über den inne; 
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ven Gehalt derfelben zu erhöhen, und den Mangel des Gol⸗ 
des und Eilbers durch Zufäge von geringerem Merthe zn 
verbergen fuchten, daß manchmal gänzliche, hoͤchſt nachtheifis 
ge, Müngverwirrungen hereingebrochen feyen, daß endlich die 
große, nicht nur innere fondern auch Außere, Verſchiedenheit 
der Münzen, befonders im nördlichen Deutfihlande, dem ger 
genfeitigen Verkehren der Teutfhen Die empfindlichften 
Schwierigkeiten und KHinderniffe gelegt, und zur Verſplitte⸗ 
rung des Ganzen mwefentlich mitgewirkt habe. 

Die vielen bisher angeführten Beyſpiele von Nichtvolls 
ziehung der, oft vortrefflichen , Neichsgefeße enthalten zugleich 
den vollftändigften Beweiß, daß der Gebrauch , den das tent: 
(he Reich von feiner vollzichenden Gewalt gemacht, dem 
Zwede ber exekutiv⸗Gewalt keineswegs entfprochen habe: 
denn diefe hat die Beflimmung, das Geſetz unausbleiblich zu 
vollziehen, zu bewirken, daß dem Gefeke ohne Ausnahme 
nachgelebt werde, alfo zur objektiven - Nöthigung aus der 
blofen Borftellung des Gefeßes, d. i. zur Verbindlichkeit, den 
. nöthigen phufifchen Zwang zu ergänzen, und dem Geſetze feir 
nen beabfichtigten Effekt zu verfchaffen: Nenn nun aus den 
voraus angeführten Thatfachen zur Genuͤge erhellt, daß, was 
ohnedieß notoriſch if, fo viele Geſetze und Beſchluͤſſe des 
Reichs nicht wirklich in Ausübung gebracht worden, dafi ihr 
ver fo viele, Beynahe aus allen Branchen der Gefekgebung, 
. ohne den beabfishtigten Effekt geblieben feyen, wenn es notos 
riſch iſt, daß fo manche Urtheile der Keichsgerichte entweder 
gar nicht, oder doch nur aͤußerſt ſchlaͤfrig und unvollſtaͤndig 
vollzogen worden ſeyen, daß demnach, mit einem Worte, die 
fuͤr den Zweck des Reichs vorhandenen Anordnungen nicht 
die erforderliche Geltung erhalten haben, ſo liegt auch klar 
am Tage, daß die exekutiv⸗Gewalt des Reichs ihrer Beſtim⸗ 
mung ganz und gar nicht genuͤgt habe. Iſt es aber ent⸗ 
fhieden, daß alle Geſetzgebung eines Staats, ohne zuveichens 
de Buͤrgſchaft für ihre unfehlbare Geltung , nur todter, uns 
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fruchtbarer Buchſtabe, daß die Erreichbarkeit des Zwecks et: 
nes Staats fehlechterdings bedingt fey durch ununterbrochene 
Wirkfamkeit einer unwiderſtehlichen Macht für unausbleibli— 
che Geltung aller feiner Gefege und Rechtsentſcheidungen, 
daß das ganze eigentliche Leben und Wohl eines Staats 
darauf beruhe, daß feine erefutiv:Gewalf die, ihr durch ihre 
Natur gezeichnete, Sphäre ohne alle Lücke ausfülle, fo folgt 
von feldft, daB bey jenem Mangel in der Handhabung fei: 
ner Sefeße, bey jener Ohnmacht und Unthätigfeit feiner voll: 
ziehenden Gewalt, das teutfhe Reich eines Fräftigen Lebens 
und des Erringens feines Wohls unfähig gewefen feyn muͤſſe, 
gleihwohl es denn auch im lebten Drittheil feines Dafeyns 
dafielbe bekanntlich nie mehr errungen hat. 

Wie im teutſchen Neiche der Milttairs Gewaltszweig 
verwaltet worden fen? ift durch das voraus ſchon anfgeftellte 
Gemälde feiner Vertheidigungsanftalten deutlich genug ausge: 
fpeochen, und die Wunden, welche in Gefolge jener Verwal: 
tungsart dem teutfchen Vaterlande gefchlagen wurden, ſchmer⸗ 
zen noch zu tief, und haben die Meberzeugung von der Seh: 
ferhaftig: und Unzulänglichkeit jener Verwaltung zu feft bes ” 
gründet, und zu lebendig erhalten, als daß es noͤthig feyn 
fönnte, bier den Charakter jener Verwaltung in’d Gedaͤchtniß 
zurückzurufen. 

Für moralifhe und intellektuelle Bildung , für Cultur 
uͤberhaupt — als deren Unterſtuͤtzung für den Staat, 
als eine Nechtsanftalt, eines der kraͤftigſten Mittel ift , die 
Herrſchaft des Rechts zu fihern, infoferne mit der Öteige: 
rung des Grads der Bildung der Staatsglieder die An: 
firengung des phyſiſchen Zwangs für die Sicherung des 
Rechts fih verbältnigmäßig mindern kann — iſt vom teuts 
ſchen Reiche im ganzen unmittelbar nichts gefchehen , man 
müßte denn den Gebrauch des Erwaͤhnens werthhalten, wel: 
chen die Faiferlihe Gewalt in älteren Zeiten von dem ihr 
vorbehaltenen Nechte gemacht hat, die Anlegung von Univer: 
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fitäten und die Ertheiing des Doktorgrads an denielden zu 
auktoriſiren. Alles mwefentlihe, was in Teutfchland zum Be 
hufe der Bildung geleiftet wurde, floß lediglich aus der 
Quelle der Landeshoheit, und es zeugt im hohen Maaße für 
die Eulturfähigkeit der teutfhen Nation, daß fie, ungeachtet 
der großen Verfplitterung der, für ihre Cultur in Wirkſam⸗ 
feit gefeßten, Kraft, die hohe Culturſtufe erfteigen Bennte, 
auf der fie gegenwärtig ficht, wovon jedoch die Verwaltung: 
des teutfchen Neiche nicht das mindeſte Vadienß ſich aneigs,, 
nen. darf. 

Was einestheils der bisher gezeichneten ſchlecheen Ver: 
waltung des teutfhen Reichs, als eines: Volkerſtaats, zur, 
Entſchuldigung, anderntheils aber den kenſtitutiven Gliedern 
deſſelben zum Vorwurfe gereicht, iſt dee erbaͤrmliche Zuſtand 
feines Finanzweſens: Denn natuͤrlich kann ein Staat: 
die, zur Erreichung feines Zwecks erforderlichen, Anftalten 
gar nicht, oder doch nur fehr unvollſtaͤndig realiſiren, wenn 
es ihm an den dazu erforderfihen Mitteln gebricht, was im 
teutſchen Steiche fo fehr der Fall war; aber es erhebt auch 
den Widerfpruch, in welchen. die Glieder eines Staats ſich 
mit fich ſelbſt befinden, wenn fie, die den Staat wollen, den: 
noch die Mittel nicht aufbringen, . die zur Erreichung feines. 
Zwecks abfolut erforderlich find: Es iſt fehr charakteriſtiſch, 
daß die Träghett und Uneinigkeit ber Heichsglieder fo weit 
gieng, daß fie ſich in einem Verlaufe von Jahrhunderten 
nicht einmal vereinigen mogten und konnten über die Me, 
richtigung der, als untauglich anerkannten, Reichsmatrikel, 
als des Maaßſtabes der. Vertheilung. der Beytraͤge für die 
Wirkſamkeit des Reichs, und. als der erften Bedingung und 
Grundlage einer zweckmaͤßigen Finanzverwaltung des Reichs: 
diefer Umſtand laͤßt ſchon für „fich -fchließen auf die Unwill, 
fährigkeie, wirklich die nöchigen - Beytraͤge zu leiſten; denn 
wäre irgend ein ernſter Wille ber Art vorhanden geweſen,. 
ſo hätte man dach weht fiher die Webingung einer gerechten. 
2 
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Vertheilung Ber Beytragslaſt vor allem realifiren muͤſſen: 
Es tft ſehr charakteriſtiſch, daß man ſich nie um das Totals 
bedürfniß des Neichs zur Möglichkeit aller, ihm zu feinem 
Zwecke nothwendigen, Mittel bekuͤmmert, ſondern, gleich als 
ob das Kammergericht das einzige Mittel der unterſtellten 
Art geweſen waͤre, ſich lediglich auf regelmaͤßige Veytraͤge 
fuͤr deſſen Unterhalt beſchraͤnkt, dieſe ſaͤumig genug entrichtet, 
und der Anforderung weiterer, wenn auch noch ſo dringend 
gebotener, Beytraͤge ſolche Schwierigkeiten entgegengeſetzt hat, 
welche auf Seite des Kaiſers jede Luft, jene zu wagen, nies 
derfchlagen mufiten. Da es aber bey dem, ſchon einmal ers 
waͤhnten, gänzlihen Mangel an Domanial-Einkuͤnften, und 
der, fchon bezeichneten, faum nennensiwerthen Kleinigkeit der 
noch übrigen kaiſerlichen Revenuͤen, an allen Quellen ges 
brach, woraus die finanziellen Beduͤrfniſſe des Reichs hätten 
beftvitten werden koͤnnen, fo wird es zwar volltommen hie 
durch begreiflich, daß es unmöglich gewefen fey, die erforders 
lichen Anftalten für Erreichung des Zwecks des Reichsvereins 
zu bewerkftelligen, aber nur defig unbegreiflicher, wie es mögs 
lich gewefen fen, dab das Reich, bey der Unzufänglichkeie 
dtefer Anftalten‘, und dem gänzlihen Mangel aller Quellen 
ihrer Unterhaltung ; doch noch fo lange feine Aufloͤſung habe 
hinhalten koͤnnen? 

Es bedarf wohl nur einiger unbefangenen Reflexion, 
um die ſichere Ueberzeugung zu erhalten, daß der Urkeim des 
ganzen, 'eben gezeichneten , Charakters der Reichsverwal,— 
tung einzig zu fuchen fern mäffe in der Unzweckmaͤßigkeit 
der Reichsverfaſſung, inwieferne dieſe nicht genug dar: 
cuf angelegt war, ein, dem Zwecke der Gefammtheit noth, 
wendig nachtheiliges, Uebergemicht der Individualiaͤt der 
Reichsglieder niederzuhälten, In der eben darum, nach einem 
danz natürlichen Gange der Dinge, allmählig auf Seite der 
Keichsglieder eingetretenen Mißkennung und Vernachlaͤßigung 
des wahren Zwecks ihter Mereinigung, und vorzuͤglich is 
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dem, dieſem Verrädtfenn des wahren Zwecks Ihres Nereind 
natürlich gefolgten, Verfhwinden alles währen Gemeingeiftes 
und alles regen Eifers, zum Erſtreben des gemeinfhafts 
lichen Wohle thätig und ernſtlich mitzuwirken, woraus ſich 
allein die Unwillfaͤhrigkeit der Neichöglieder für Befolgung 
der Geſebe und Beſchluͤſſe des Reichs, fhr pünktlichen Voll⸗ 
gug feiner Anordnungen, für ungefänmte Entrichtung der ges 
forderlichen Beytraͤge zur Etablirung der nöthigen Anftalten, 
und überhaupt für diejenige Unterftüßung der Staatsaewalt, 
welche ihr unentbehrlich war, um ben Zweck des Verbandes 
unmterbröchen realifiren zu koͤnnen „ befriedigend wirkten 
laͤßt. — ** 

Wie dieſes Neſultat jener Reflexion vorzuͤglich gie Vs 
kraͤftigung der fihon voran aufgeſtellten Bemerkung dient, 
daß die Verfaſſung unſeres jekigen Staatenbundes, wenn 
fie anders ihrem Zwecke entſprechen ſoll, befonders darauf 
berechnet und angelegt werden muͤſſe, daß durch die Kraft 
des Organismus ſelbſt jedes ungebuͤhrliche Hervortreten der 
Individualitaͤt der Bundesglieder, jede Vernachlaͤßſgung des 
Bundeszwecks von ihrer Seite moͤglichſt behindert werde, ſo 
wird daſſelbe Reſultat nicht minder zu der Ueberzeugung 
führen, daß durch die Art, wie der Bund verwaltet wird, 
durch feine Funktionen ganz vorzüglich darauf hingewibkt 
werden muͤſſe, den, zur Erreichung des Bundeszwecks in einem 
eminenten Grade erforderlichen, Gemeingeift unter den Burk 
desgliedern herzuſtellen, und dieſen bergeftellten Geiſt der 
Einheit und das daraus hervorgehende gemeinſame Intereſfe 
in einem ſtaͤten Leben zu erhalten: Denn daß jener Gemein⸗ 
geift unerlaßliche Bedingung der Erreichung des: Bundes 
zwecks fen, kann die Natur der Sache und jene Erfahrung 
am teurfchen Neiche unmoͤglich bezweifeln laſſen: Mer aber 
jenen Gemeingeift unter den Bundesgltedern etwa ſchon 
wirklich vorhanden glaubte, dürfte in dieſer Voraucſetzung 
gewaltig teren, und fich in ſeinen darauf gebauten Crwartun⸗ 
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gen von- der Eelöftthättafett der Bundesglieder für den Bun⸗ 
deszweck, und deren freywilliger Unterfiükung dev für Dielen 
Zweck gewählten Maaßregeln bald getäufcht finden: Die jeht 
‚verbündeten Staaten waren fich zu fremd geworden, als daß 
man die MWiederherftellung ihrer Einheit im Geifte und Ins 
teveffe nicht erft als ein Prodnkt der Zukunft hoffen müftee, 
nd wodurch koͤnnte dieß Produkt anders erzeugt werden, 
‚nis. durch die Art der Bundesverwaltung ? 

‚Wird es aber auch durch eben fo Fluge als durchgrei⸗ 
fende Mänfregeln gelungen feyn, jene Einheit wieder herge: 
ſtellt zu Haben, fo dürfte das Beyſpiel des teutfchen Reichs 
— auch diefes war einft durch einen vortrefflihen Gemein: 
geift ſeiner Slieder mächtig und bluͤhend! — nicht minder 
die Mothwendigfeit einer nie unterbrochenen Wachſamkeit 
und Wirkſamkeit fuͤr die ſtaͤte Pflege jener Einheit lehren; 
denn der Drang des Egoismus liegt zu tief in dem Weſen 
‚der Staaten, und fein Drang zum Vorherrſchen wirkt zu 
mächtig, als daß man nicht mit Sicherheit darauf rechnen 
‚müßte, daß er jede Lücke feiner Schranke um fo lifliger bes 
‚nüßen werde, je länger dieſe feine Freyheit gegägelt hat. Es 
kann ‚aber Niemand üÜberfehen, daß der Bund, ohne wahre 
‚Einheit des Geiftes und Intereſſes feiner Glieder, einer blos 
mechaniſchen, nur durch äußere Kraft getriebenen, Mafchine 
gleichen, werde, die fo lange, als dieſe Mafchine in den Plan 
jener äußeren Kraft paßt, gehalten werden, aber auch uns 
fehlbar wieder zerfallen wird, fobald es das Intereſſe jener 
‚Kraft, erheifchen koͤnnte, fie, zerfallen zu laſſen; daß eben 
darinn für, die Staaten des Bundes eine mächtige Triebfer 
der Siegen müffe, durch inniges und energifches Zufammen: 
wirken giner Kraft entgegen zu veifen, welche ihrem neuen 
Vereine die, im teutſchen Reichsverbande verlorne, politifche 
Haltung und- Veftändigfeit wieder zu verfchaffen vermag. 

In wefentlicher übrigens die Verfaſſung unferes 
gegenwärtigen. Vereina, als eines Voͤlber⸗ Bundes, diffe⸗ 
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rirt von der Verfaſſung des ehemaligen Keichsyereins, 
als eines Völker: Staats, — was vielen unferer Pſitiven 
Rechtsgelehrten noch immer: nicht einleuchten will und fann, 
weil fie nie etwas anderes kannten, als unfer pofitives teuts 
ſches Staatsrecht, welches eben darum ihnen bey Bearbei⸗ 
tung des gegenwärtigen öffentlichen Nechts allein zum Vor—⸗ 
bild dient, wodurch aber nur die Verbreitung einer richtigen 
Anfiht des letztern erſchwert und behindert wird — deſto 
wefentlicher wird auch die Verwaltung unferes Bundes 
fid) unterfcheiden müffen von der Verwaltung des teuts 
fhen Reichs, aefebt daß auch dieſe ihrem Zwecke vollkom⸗ 
men entſprochen hatte: Denn bey der Leitung unferes Bun⸗ 
des auf der Bahn zu feinem Ziele finden, fo lange derfelbe 
die. Natur eines Voͤlkerbundes beybehalten foll , keine 
Zunftionen einer eigentlihen Dberherrfchaft tiber, fammts 
liche verbündete Staaten, findet alfo auch Feine oberhoheitlis 
he Einwirkung auf deren inneres Leben flatt, fo wie jene 
und Ddiefe auf fammtliche Glieder : Staaten des teutfchen 
Neihs und deren innere Verhältniffe durch -das Weſen eines 
Voͤlkerſtaats geboten waren, indem die Wirkfamfeit unferes 
Bundes fih blos beſchraͤnkt auf die Auferen Verhältniffe der 
verbündeten Staaten "unter fih und gegen fremde Mächte, 
und diefe Wirkfamkeit fih nach den Srindfägen einer gleis 
hen DBölfergefellfhaft modifiziren muß, mobey alle 
Heußerungen einer Dberherrfhaft von der einen, ımd. einer 
Unterthänigkeit von der andern Seite ausgefchloffen bleiben: 
Allein fo fehr auch die Verfchiedenheit der Verwaltungsart 
unferes Bundes von jener des teutfchen Reichs durch die 
Verfchiedenheit beyder Vereinigungsformen charafterifirt ift, 
fo ſtimmt dennoch der Zweck unferes Bundes in fo ferne mit 
dem Zwecke des teutfchen Reichs zufammen, als ‚auch das 
legtere. neben feinen übrigen Zwecken, die Nuhe und den 
Frieden, die rechtliche Sicherheit feiner Sliedes Staaten yns 
ter fi und gegen außen zu erhalten.die Beſtimmung hatte; 
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® 
und aug dieſem Geſtchtspunkte wird die vorausgeſchickte De: 
Ä trahtung der Meichsverwaltung, ihrer Mängel und deren 
Folgen zu mancher pragmatifchen Marime für die Verwal: 
tung des vheinifchen Bundes führen, ' 

Unter dev Verwaltung des rheiniſchen Bundes vor: 
fiehe ich den Inbegriff der Funktionen, den Charakter derjes 
nigen Thätigkeit, wodurch dieſer Bund feinen Zweck volls 
fländig zu erreichen hoffen fann: Es fragt ſich alfo: Welchen 
Funktionen hat fih der Bund zu unterziehen, was muß von 
ihm gefchehen, damit fein Zweck erreicht, damit die Nuhe 
und der Friede unter den verbündeten Staaten unter fich 
und gegen außen mwirffich erhalten werde ? 

Vor allem, fheint es mir, muf die Funktion des Bun: 
bes damit beginnen, daß die einzelnen Zuͤge desjenigen Vers 
haͤltniſſes, in welches ‚die tonfödertrten Staaten durch Die 
| Errichtung eines Staatehbundes unter fich getreten find, ae 
nau beftimmt, und daß diefe Beftimmung , als der Ausdruck 
des nemeinfamen Willens aller Verbündeten, als das Funs 
damentalgeſetz des Bundes aufgeftellt werde, in welchem jeder 
der verbünderen Staaten die ausreichende Jlorm, das unabs 
weichliche Richtmaaß feiner Wechſelwirkung mit jedem mit⸗ 
verbundenen Staate fowohl, als der Art feines Benehmens 
gegen dem Bunde fremde Staaten ununterbrochen zu erfens 
nen habe: Eine Forderung, welche durch die, ſich bereits big 
igt Außernde, Derfchtedenheit der Anfichten von der Natur 
und dem Weſen des. vheinifchen Bundes, durch die Eıfabs 
rung der Folgen jener Unbeftimmthelt des Derhältniffes der 
Keichsglieder unter fih und zum ganzen, und endlich durch 
die Natur der Sache feldft eben fo fehr gerechtfertigt, als 
dringend geboten wird; Denn, wer follte nicht wiſſen, daß 
bie itzt Viele den rheinifchen Verein als einen Staat anı 
gefehen und behandelt wiffen wollten, während andere jenen 
Verein durchaus nicht als einen Staat, fondern als einen, 
davon iwefentlich verfehiebenen, Staatenbund, und zwar 
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mit Recht betrachten können ? Je verfchiebener aber das aus 


der Form eines Staats, und das aus der Form eines 
Staatenbundes- hervorgehende Verhaͤltniß der Vereinigten tft, 
defto mehr dürfte es ſchon darum Noth haben, um jeden 
Zweifel und jeden Irrthum hierüber zu heben, das wahre 
Verhälmiß der verbündeten Staaten grundgefeglich zu be 
flimmen und feftzuftellen. 

Es dürfte — da das Konfsderationsverhälmiß ber 
Verbündeten! zwar im Geifte der Konföderationsafte liegt, 
aber nicht durch ihre Dispofitionen fpeciell ausgedruͤckt iſt — 
eine fehr gewagte Sache fenn , die Entzifferung jenes Ver? 
Hältniffes und die daraus zu bildenden Normen jeiner Hands 
lungsweiſe den privat;Anfihten jedes einzelnen Bundesglieds 
zu überlaffen, demnach fehr nochwendig fern, jeder Merfchies 
denheit der Deutung, jeder Bildung eines partikular⸗Sy— 
flems, und jeder daraus hervorgehenden Spaltung durch eine 
übereinftimmende Erklärung .des Geiſtes der Bundesafte, 
durch eine, vermittelft des gemeinfamen Willens deklarirte, 
Normirung der Wechſelwirkung der Bundesglieder, fo bes 
ſtimmt, als möglich, zu begegnen, damit, wie es die Natur 
der Sache erheifcht, durch ein, jede Ausflucht abfchmeidendes, 
Geſetz des Bundes felbft beſtimmt fey, was jeder Bundes 
‚genoffe, als folder, von dem andern zu fordern berechtigt, 
aber auch demfelben zu leiften verpflichtet fey: Ein Geſetz der 
Art ift für eine Wölkergefellichaft unverkennbar nicht minder 
entbehrlich, als für eine Gefellfchaft von Individuen ſolche 
Statuten, welche die Rechte und Verbindlichkeiten, das Ders 
haͤltniß der Geſellſchaſtsglieder, als folcher, unter ſich beftims 
men, unerlaßlich find, mit deren Abfaffung jede vernänftige 


Geſellſchaft darum auch ihr eigentliches Leben beginnt, Wo⸗ 


nach follte endlich auch die Bundesverfammlung, oder das 
Bundesgericht die unter den verbündeten Staaten unter ſich 
etwa entitehenden Streitigkeiten fchlihten, wenn «es dem 
Bunde an, einem Geſetze der geforderten Art mangelte? 
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Die Sourerainttät oder Unabhängigkeit ſaͤmmtli⸗ 
cher verbündeten Staaten, und die Gleichheit derfelßen in” 
dieſer Unabhängigkeit find unverfennsar die beyden Präs 
miffen, worauf die Confiderationsafte vom ıaten Sul. 
1806 gebaut iſt; Erftere begruͤndet die Verbindlichkeit jes 
ner Staaten, ſich gegenfeitig als frene, felbfifändige 
und von einander unabhängige Staaten anzuerkennen, 
und als folhe zu vefpeftiren, demnach fich feine Einwirkung 
auf die inneren Angelegenheiten des anderen, noch irgend 
‘eine jenem Charakter widerffrebende Handlung gegen den ans 
bern zu erlauben: Letzkere führt zu dem Prinzipe: Alle 
verbundene Staaten find fih in Anfehung der Mechte, die 
fie als unabSärgige Staaten haben, einander volltoms 
men gleich, und fein einzelner darf ſich daher eines diefer 
Rechte als ihm nur allein yufländig, anmaßen, oder ans 
dere feiner Bundesgeneſſen von der Ausuͤbung eines folchen 
Nechts ensfchtiefen. Der Ausdruck jener Verbindlichkeit und 
dieſes Grundſatzes fcheint mir demnach um fo mehr geeignet 
gu Senn, an der Eike des geforderten Fundamentalgeekes 
des Bundes aufneftele zu werden, je mehr durch die Nück 
ſicht auf jene beyden Charaktere und Praͤmiſſen alle übrigen 
Normen des Bundes bedingt find. 

Iſt der Charakter derjenigen Staaten, welche unter ſich 
ben Berein gefchloffen haben, firirt, fo fragt ſich's zunaͤchſt: 
Welches iſt die Vorſtellung, deren Objekt durch ihren Verein 
realiſirt werden ſoll? oder mit andern Worten: Welches iſt 
der Zweck, zu deffen gemeinfchaftlichen Ceftreben fie ſich vers 
bunden Haben? und welcher als die einzige Quelle der Bes 
flimmung aller ihrer echte und Verbindlichkeiten, als vers 
bündeter Staaten, anzufeden ifE? Denn es laͤßt fih fen 
Hecht und Feine Verbindlichkeit eines‘ Bundesglieds, als eis 
nes folden, gedenken, welches oder welche ihm nicht ala 

Mittel zum Zwecke des Bundes zufäme oder obläge: aber 
' zben daraus erhellt, und iſt bereits im Eingange dieſer Ab⸗ 
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handlung näher erwiefen worden , wie nothwendig es fey, 
den Swe des Bundes volllommen genau zu beftimmen, 
theils um davon einen feſten Maaßſtab der Nechte und Der; 
bindfichfeiten der Bundesglieder zu Haben, theils um dem 
Mißkennen des wahren Zwecks des Vereins und dem Un—⸗ 
terfihteben heterogener Zwecke fräfttg zu begegnen, und die 
Bahn zu bezeichnen, welche die Glieder des Bundes unabs 
weichlich zu wandeln haben; In Gefolge des im Eingange 
der Sonföderationsafte angegebenen Motivs der Bundesers 
rihtung muß demnah — die Erhaltung der Nuhe und des 
Friedens unter fih, die Erhaltung des Friedens gegen dem 
Bunde fremde Mächte, und gemeinfchaftliche Vertheidigung 
gegen folte — aufgeftellt werden als einziger Nichtpunkt der 
Thaͤtigkeit des Bundes, als fein erſtes und hoͤchſtes Geſetz, 
für alle Bundesgenoſſen in ihrer Wechſelwirkung, ale Staas 
ten, auf einander , und in ihrem Benehmen gegen fremde 
Mächte gfeich Heilig und unverletzlich. — Unleugbar Hat 
jener Zire des Bundes eine doppelte Richtung; eine auf 
die aͤußeren Berhältniffe der Verbündeten uriter fih, als das 
innere des Bundes, und die andere auf das Aeußere 
des Bundes, d. t, auf alle aufer dem Bunde eriftirenten 
Staaten; und affes, was zur Erreichung Diefes Zwecks nad) 
feiner doppelten Richtung von den Bundesgliedern gefchehen 
muß, iſt Verbindlichkeit für jedes derſelben, welcher ein volls 
fommenes Zwangsrecht auf deren Erfüllung von Seite alter 
Äbrigen entfpricht, 

„ als die Hauptbedingungen der Erreichbarkeit des Bun⸗ 
deszwecks in feiner erften Nichtung find durch die Natur 
der Sache ausgefprochen die Verbindlichkeiten ſaͤmmtlicher 
Bundesalieder — 
ſich auf die, in der Eonföderationdafte vom ıoten Jul. 1806 
ihnen eingeräumte, oder durch ähnliche Vertraͤge und Afte 
ihnen reſtimmt werdende, Eigenthums-Sphaͤre zu beiihräns 
ken, und jeder wibderrechtlichen Ueberſchreitung derſelben fich 
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zu enthalten, auch jede Verletzung ihrer Bürger gegenfeitig 
nach Kräften zu verhüten, und für allen Schaden , der dem: 
ungeachtet von den Bürgern des einen Staats jenen eines 
andern zugefügt werben koͤnnte, gegenfeitig zu haften, übers 
haupt alles, das zu verhindern und zu vermeiden, was bie 
Ruhe und den Frieden unter ihnen ftören koͤnnte: 


' Demnad) nie die Unterthanen des andern zu verführen, 
. abtrännig zu machen, oder gegen ihren Herrn aufjureiken, 
oder die wegen Verbrechen entflohenen in "ihren Landen zu 
hegen und zu fhäßen, vielmehr folhe, wie auch alle entwis 
chene Militairperfonen, unverzüglich und ohne eine vorgängis 
ge Requiſition deshalb abzuwarten, auszuliefern: 

Sich des Gebrauchs der Selbſthuͤlfe gegeneinander, aller 
eigenmaͤchtigen Beſitzergreifung nnd Entſetzung in ſtreitigen 
Faͤllen, ſo wie alles Gebrauchs von Netorſionen und Repreſ— 
ſalien gegeneinander ſtrenge zu enthalten, ſomit jede Veran; 
laffung zum Gebrauche der letzteren zu vermeiden, und die 
unter ihnen etwa entftehenden Streitigkeiten, wenn der Meg 
gütlicher Verhandlung nicht zum Ziefe führen follte, durch eis 
nen ordentlichen Nechtsgang, den Grundgefeken des Bundes, 
oder, wo diefe nicht zureichen follten, den Prinzipien des alls 
gemeinen Wölkerrechts gemäß, von der Bundesverfammlung 
entfcheiden zu laſſen, und dieſer Entfcheidung fih willig zu 
unterwerfen: 


Diejenigen Hinberniffe , die bis hierhin durch mancher; 
ley Anftalten wechfelfeitig dem Zwecke des andern in den 
Meg gelegt waren, zu befeitigen, ſich gegenfeitig im Nothzus 
ftande des andern zu unterſtuͤtzen, und fich in thren aͤußeren 
Verhaͤltniſſen zu einander überhaupt fo zu benehmen, daß es 
jedem einleuchten müffe, daß alle zu einem innigen Friedens; 
bunde vereinigt fernen; nie das Ganze zum Vortheile ihrer 
Individualitaͤt zu vernachläßigen, fondern, mit ununterbves 








chenem Gemeinfinne, zue Erhaltung und Förderung der Er - 
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ftenz und des Zwecks ber Geſammtheit thätig und ernſtlich 
mitzuwirken: 

Endlich, im Falle je ein Bundesgenoſſe bundbruͤchig 
werden, und gegen die uͤbrigen Bundesſtaaten, oder einen 
derſelben, Feindſeligkeiten ausuͤben, oder einen derſelben unter⸗ 
druͤcken, oder dem Vollzuge der Entſcheidung des Bundesge⸗ 
richts ſich gewaltthätig widerſetzen wuͤrde, mit gemeinſamer 
Macht denſelben zur Ruͤckkehr zur rechtlichen Ordnung zu 
zwingen, oder nach Maaßgabe der Umſtaͤnde, und wenn die 
Sicherung fuͤr die Zukunft nicht anders zu erreichen ſtuͤnde, 
entweder den bundbruͤchigen Fuͤrſten, im Falle die Schuld an 
ihm allein haftete, aus der Zahl der Bundesgenoſſen zu ver⸗ 
tilgen, oder, im Falle ſein Volk thaͤtig daran Theil genom⸗ 
men haͤtte, daſſelbe, als einen ſelbſtſtaͤndigen Staat aufzuloͤ⸗ 
ſen, und mit den uͤbrigen Bundesſtaaten zu verſchmelzen. 

Es wird nicht geleugnet werden koͤnnen, daß nur dann, 
wenn ſaͤmmtliche Bundesglieder dieſen, eben gezeichneten, 
Verbindlichkeiten ohne Ausnahme und ununterbrochen ſich 
unterziehen, die Ruhe und der Friede unter denſelben ſtaͤts 
ungeſtoͤrt werde erhalten, ſonach der Zweck des Bundes in 
feiner erſten Richtung werde erreicht werden können, und iſt 
diefe Unterftellung wahr, fo: folgt von ſelbſt, daß alle jene 
Verbindlichkeiten im Fundamentalftatute des Bundes gefes 
lich muͤſſen ousgefprochen, und dadurch zu unvenbrächlichen 


Normen der Kandlungsweife der Bundesglieder in ihren - 


Berhältniffen unter ſich mäffen erheben werden, Die Diefen 
Normen gemäß in flreitigen Fällen von der Bundesver⸗ 
fammlung gefprochene Sentenz hat dann. aud) die Sanktion 
des Geſetzes für fih, ift eben darum heilig und unverletzlich, 
wie das: Geſetz felbft, und kann nie ein Unrecht gegen irgend 
eine der Partheyen enthalten, weil der Wille aller in dem 
Ausdrude jener Normen, mithin auch in der, ihnen gemäß 
gefällten, Sentenz enthalten fern muß, Wilſl man fid) nicht 
auf gegenfeitige Treue und Glauben hingehen, ob jedes Glied 
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des Bundes dem gemeinfhaftlichen Zwecke nicht nur nicht 
entgegenwirken, fondern vielmehr thätig zu demfelben mitwiss 
ten werde, d. i. will man die Erreichung des Vereinigungs⸗ 
zwecks, und dadurch die Eriftenz des Vereins felbft, nicht 
dem bloſen Zufalle Äberlaffen, fo bleibt kein anderer Ausweg 
Abrig, als durch Aufftellung jener Normen die unterftellten 
Glieder in ein ſolches Verhaͤltniß zu feren, wodurch jede ihr 
ver Kraftänferungen, welche unmittelbare oder auch nur mitz 
telbare Beziehung auf das Ganze hat, zu der , dem Zwecke 
des Vereins entfprechenden Richtung beffimmt und g e⸗ 
noͤthigt werde 

Es iſt jedoch eben ſo wenig zu verkennen, baß dieſe, 
vor der Haud unerlaßliche, Noͤthigung in demſelben 
Wrade uͤberfluͤſſig werden muͤſſe, in welchem der Geiſt wah⸗ 
rer Einheit der Geſinnungen und des Intereſſes unter den 
Bundesgliedern wieder ins Leben gerufen, und deſſen Dauer 
geſichert ſeyn wird; denn unter dieſer Vorausſetzung würde 
jeder Bundesgenoſſe durch innere Motive ſich gedrungen 
fuͤhlen, alles deſſen ſich ſorgfaͤltig zu enthalten, was die Nuhe 
ſeiner Mitverbundenen ſtoͤren, auf eine Unterbrechung des 
Friedens mit denſelben hinfuͤhren koͤnnte, und daß durch 
Huͤlfe dieſer inneren Motive der Zweck des Bundes ſicherer 
muͤſſe erreicht werden, als es je durch aͤußeren Zwang, der 
ſeiner Natur nach ſchon Entgegenwirkung vorausſetzt, und 
ſelbſt wieder Gegendruck erzeugt, moͤglich ſeyn duͤrfte, wird 
Niemand in Abrede ſtellen wollen. Wenn man es nun dem 
Bunde nicht zutrauen darf, daß er das; entferntere zwar, 
aber deſto wirkſamere und zuverlaͤßigere Mittel für Errei—⸗ 
chung ſeines Zwecks vernachlaͤßigen koͤnne, ſo iſt man wohl 
auch zu der Erwartung berechtigt, daß er in feiner Fundas 
mentalgefeßgebung den Gebrauch derjenigen Mittel zur Vers 
bindfichfeie machen werde, wovon aliein die Wiederbelebung 
jenes Geiftes der Einheit und deffen Forterhaliung mit Si— 
herheit gehofft werden kann, — Das pafiendfte Mittel zu 
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dieſem Zwecke iſt unverfennbar die Herſtellung einer, wenig⸗ 
ſtens in den Hauptmomenten gleichfoͤrmigen, Staatsverfaſſung 
und Verwaltimg, Selergebung und NRechtspflege, der moͤglich⸗ 
fien Steichheit in.dem Muͤnz⸗ und Poſtweſen, in den Abs 
gaben : und Militair⸗Konſkriptions⸗ Suftemen,, wie in den 
Zunfteinrichtuingen, endlid einer gegenfeitigen vollkommenen 
Freyheit des Verkehrs und Handels unter ſaͤmmtlichen vers 
biindeten Staaten. 

Kaum könnte ich es für nothig halten, uͤber die Uns 
entbehrlichkeit dieſer Mittel für Herftellung jenes Geiftes der 
Einheit,‘ und dadurch Für Befeſtigung der Eintracht und 
NRuhe unter den verbünderen Staaten auch nur ein Wort zu 
fagen, wenn nicht die öffentlichen Thatiachen den Mangel 
der Einficht in die Wahrheit dieſer Vorausſetzung fo laut 
verfüindeten, und mit ihm die Abneigung, jenen Grundfag 
frenwillig geltend zu machen: Aber eben diefe unzwendeuti 
gen Symptomen bis zur Stunde fortwährender, und immer 
weiter reißender Spaltung nöthigen mir die Frage ab; 
Worauf man denn die Hoffnung bauen wolle, alle Quelle 
zue Spannung und Reibung, zur Eiferfucht und gegenfeitis 
gen Neckerey unter den Voͤlkern und Untertanen der Buns 
desgenofen, woraus gar leicht Unruhen und Feindfeligkeiten 
erwachfen fünnten, x verftopfen, und den, zur Begründung 
eines dauerhaften Friedenszuftandes unter denfelben nöthigen, 
Gemeinſinn herguftellen 7? — wenn in dem einen und dem 
anderen Bundesſtaate eine Berfaffung eingeführt wird, wels 
che vor der Hand den dringendften Anforderungen der echte 
der Menfchen und Voͤlker fo genügend entipricht, indem 
durch fie den Völkern das, ihnen widerrechtlich vorenthaltene, 
Recht ihrer Berathung über ihre wichtigſten Angelegenheiten 
jurüdgegeben , alle ,. die Gleichheit des Nechts verleßenden, 
und Darum gemeinfchädlichen Privilegien aufgehoben, die 
Steichheit der Anfprüche vor dem Geſetze wieder hergeftellt, 
die Rechtspflege ihrem Zwecke entfprechender eingerichtee, und 
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weſens nicht volltummen Fremdling iſt. Es dürfe alſo auch 
nicht leicht Jemand die Nothwendigkeit jener in Beziehung 
auf das Zunftweſen geforderten Maxime des Bundes ver⸗ 
kennen können; fo wie derjenigen in Beziehung auf die 
Gleichheit des Abgabens und Mititeir:Eonfkriptions Ey⸗ 
ſtems; denn es iſt zu befannt, daß nichts mehr, als gerade 
hie Ungleichheit in den Auflagen und in der Art der Milu 
tain;Sonftription geeignet fey, die Glieder der benachbarten 
Staaten, weldhe ſich ungleich hierinn behandelt glauben, 
wenn auch die Ungleichheit blos ſcheinbar feyn folte, von 
einander zu entfernen, fogar einen gegenfeitigan Haß zu ber 
eneinander aufzureigen, und zur Quelle der 
Sunzufriedenheit gegen feine Negierung in 
belaſtet dünkenden Wolke zu werden. Daß 
nfeitig feindliche Stimmung der Art unter 
2 Bundes, und eine ſolche Volkeunzufrieden⸗ 
ing der Ruhe und des Friedens unter ihnen 
ig fey, vielmehr als ein mächtiges Hinderniß 
des VBundeszwerfs befeitige werden müſſe, 
ner weiteren Erörterung, 

Poften find ‚ihrer Natur nach eine bloſe Privaranı 
ſtalt, weiche bekanntlich ein weites Gebieth Ihres Wirkungsr 
kreiſes erfordert, wenn der Vortheil derer, die [ch ihrer ber 
dienen, mit dem Vortheile ihrer Unternehmer vereinbar 
feyn follz. Jene Bedingung war bey der vormaligen, den 
größeren Theil von Teuiſchland umfaffenden,, Tayifchen Poſt⸗ 
anftalt gegeben, und darum konnten wir Teutſchen ung eis 
ner ſehr mäßigen Pofttare erfreuen, „währen. dem zugleich 
das Tarife Haus ans feiner Pofverwaltung einen nicht 
unbeträchtlichen Vortheil zog: Wenn aber jegt jeder dee 
verblindeten Staaten das Poftwefen, als eine Staatsjache, 
welches fie doch nicht iſt, ſich aneignet, und dag einzelne 
Gebieth, der kleineren gar nicht ju gedenken, ſelbſt der 
größeren Bundesſtaaten von ber Art R, ‚dab die Anlage 
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und Unterhaltung eigener, fo. beſchränkter, Poſtanſtalten eis 
nen ungleich grßß jeren Aufwand, alg vormals, fordert, fo iſt 
fürs erfte ſchon darum eine bedeutende Erhöhung der Pop 
taren davon Die eben fo unvermeidtiche als dem gegenfeitis 
gen Verkehre höchſt nachtheilige, Folge: Nimmt man num 
noch hinzu, daß die neuen Poſtunternehmer, der Erfahrung 
gemäß, bey Beftimmung der Pofttaren nicht nur den Er 
faß des gemachten Aufwandes, fondern auch noch die Eröfft 
nung einer neuen reichen Quelle von Kameral Revenijen 
in's Auge faſſen, und daß bey dem durch jene Verſplitte⸗ 

= rung des Poſtweſens nothwendig werdenden, Aufhalten und 
Umpaden an jeder Grenze, ſelbſt die Schnelligkeit der Es 
pedition beträchtlich leidet, fo muß man jenen Nachtheil bie 
zum höchſten Grade gefteigert,, den geiftigen wie den kom⸗ 
erzielen Verkehr unter den Völkern des Bundes dadurch 
auf das empfindlichfte erfhwert und gehemmt fehen. Wirs 
kungen der Art Tagen aber fiher nicht in der Abſicht der 
Stiftung unferes Bundes, und könnten nut durch Nieders 
herſtellung der Einheit der Poftanftalten im ganzen Gebiethe 
des Bundes wieder beſeitigt werden. 

Sollte jedoch .diefe nicht erzielt werden können, fo darf | 
man vielleicht wenigftens hoffen, vom Bunde den gerechten 
Grundſatz zum Gefege erhoben zu fehen, daß die Beſtim⸗ 
mung der Poſttaxen auf den Erfaß des Aufwandes bes 
ſchränkt werbe: Denn jede Weberfchreitung dieſer Grenze iſt 
eine indirekte Beſteurung, und zwar unter allen Ar⸗ 
ten indirekter Beſteurungen die ungerechteſte, da ſie ſich bey 
weitem nicht ſogleich vertheilt, wie die übrigen, ſondern 

vorzüglich nur zwey Klaſſen von Ständen trifft, nämlich 
den Handelsſtand, und den Stand der Gelehrten, wo es 
doch an allem Grunde einer ſolchen Beſteurung fehlt; 

denn der Handelsſtand im ausgedehnteſten Sinne Des 
Worts muß auf jeden Fall ſein Vermögen und ſein Gewer⸗ 
be bereits direkt verſteuern, und eben dieß iſt der : Sal 
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bey dem Gelehrten‘, wenn ex Vermoͤgen beſitzt; beſitzt er 
aber, owas die Regel ſeyn dürfte, wenig oder gar fein Vers 
mögen, fo ſpricht er die ſchützende Kraft des Staats wenig 


für ſich an, er kann alſo auch nur wenig für dieſelbe bey⸗ 


zutragen verbunden ſeyn; wird er nun dennoch durch die 
Poſttaxe beſonders beſteuert, fo. kann er, bey einer nur ets 
was bedeutenden Correſpondennz, gar leicht in den Fall kom⸗ 
men, dem Staats eben fo viel, wo nicht gar mehr abgeben 
zu müffen, als ein anderer Unterthan, der ungleich mehr 
vom Staate zu ſchübendes beſitzt, und die Ungerechtigkeit 
liegt Mar vor Augen. — Der Grundſatz, der alle indirek⸗ 
te Steuern als ungerecht barftellt, daß man nämlich auf 
ſolche Objekte keine Steuer Icgen dürſe, bey welchen der 
Stund des Rechts, Steuer zu erheben, keinen Boden feiner 
- Anwendbarkeit findet, trifft alfo jene Poſtſteuern im vorzüg⸗ 
tihen Grade; denn die Freyheit, feine Gedanken mitzutheis 
fen, kann doch wohl Mein fteuerpflichtiges Objekt ſeyn! — 
Haben diefemnac die Poſtſteuern den Ausfpruch des Nechts 
gegen fich, und erſtreckt fi dieſe Beſteurung duch Poſt—⸗ 
taxen unverkennbar auch auf Ausländer , greift demnach ein 
in das Aufere Berhättniß der verbiindeten Staaten unter 
ſich, welches unleugbar zum Reſſort des Bundes gehört, fo 
dürfte die oben von mir aufgeftellte Forderung an ben 
Bund auch volllommen gerechtfertigt erfcheinen; und wiirde 
jener Grundſatz zum Gefeße erhoben, fo dürfte eben damit 
das wichtigfie Hinderniß der Wiederherſtellung der Poſtein⸗ 
heit gehoben ſeyn; denn ohne den unterſtellten Sieuerge⸗ 
winn wird das Poſtweſen den Reitz nicht haben, der die 
Bemächtigung deſſelben allein motivirte. 

Beſondere, von denen des Auslandes verſchiedene, 
Münzen eignen ſich nur fir denjenigen Staat, der einen 
Umfang von wenigftens einigen taufend Quadratmeifen 
zähle, und ſelbſt dieſem muß feine Münj enverſchiedenheit 


yon denen der angränzenden Staaten in mancher Beꝛiehung 


— 











85: 


tätig werden: Daß aber auch folche Staaten, beren Gebieth 
in einem, wohl gar in einem halben Tage fih bequem 
durchwandern läßt, auf den Einfall gerathen könnten, nur 
eigne Münzen zu haben und zu dulden, hätte man fich 
faum follen träumen laffen: Dennoch find befanntlicdy meßs, 
tere der verbündeten Staaten wirklich auf den Einfall ges 
tommen, haben — manche freylih nur duch das Wenipiel, 
der Nachbarn, und um nicht mit ſchlechten Münzen übers 
ſchwemmt zu werden, gedrungen — wenigftens alle auswärs 
tigen Scheidemünzen , die guten mit den fchlechten verrufen, 
und fih auf ihre eigenes Gepräge ausſchließend befchränft.. 
Man denke fih nun die Verlegenheit und den Schaden eis 
nes Peifenden, deffen Route ihn in einem Zeitraume von 9; 
Tagen durch 6 verjchiedene Staaten des Bundes führt, 
(man nehme nur 5. B. die Route von der’ Baieriſchen 
Grenze durch das Würzburgifche, Badenfche, Fürſt Primarifche, . 
Heſſen⸗Darmſtädtiſche, ind Weſtphäliſche Gebieth) man denke, 
fih die Unbequemlichkeit, bey jeder Entfernung von einigen 
Stunden von ber fiefidenz des Souveraing feine einheimifche 
Münze nicht mehr gebrauchen zu tünnen, man denke. fih 
bie grenzenloſe Verwirrung, welche daher entfiehen müßte, 
wenn zu der Verſchiedenheit der Münz⸗Formoen auch noch, 
eine Verſchiedenheit des Münz-Fußes hinzukommen ſollte, 
die großen Schwierigkeiten des Verkehrs in feinen gegenſei⸗ 
tigen Berechnungen , und man wird: die oben aufgeftellte 
Forderung einer Gleichförmigkeit des Münzweſens im Bun 
de von mehr als einer Seite hinreichend gerechtfertigt fin: 
den. Auch im teutſchen Neiche fah man fich ehemals nord: 
gedrungen, diefelbe zu ergreifen, und da derſelbe Nothfall 
im Bunde, wenn man fo fortführe,, unfehlbar wiederkehren 
müßte, warum follte man nicht demfelben durch eine, den 
allfeitigen Vortheil der Verbündeten bezielende „Maaßregel 
zuvorkommen wollen? 

. Wie die Sachen jetzt fehen, fo betrachtet fh deynahe 
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des Bundes dem gemeinſchaftlichen Zwecke nicht nur nicht 
entgegenwirken, ſondern vielmehr thaͤtig zu demſelben mitwie⸗ 
ken werde, d. i. will man die Erreichung des Vereinigungs⸗ 
zwecks, und dadurch die Exiſten; des Vereins ſelbſt, nicht 
dein blofen Zufalle uͤberlaſſen, fo bleibt fein anderer Ausweg 
übrig, als durch Aufftellung jener Normen die unterftellten 
Glieder in ein folhes Verhältnis zu ſetzen, wodurch jede ih⸗ 
ver Kraftänferungen, welche unmittelbare oder auch nur mit: 
telbare Beziehung auf das Ganze hat, zu der , dem Zwecke 
des Vereins entfprechenden Nichtung beffimmt und g e⸗ 
noͤthigt werde. 

Es iſt jedoch eben ſo wenig zu verkennen, baß dieſe, 
vor der Haud mnerlaflihe, Noͤthigung in demſelben 
Gerade uͤberfluͤſſig werden muͤſſe, in welchem der Geiſt wahr 
ter Einheit der Gefinnungen und des Intereſſes unter den 
Bundesgliedern wieder ins Leben gerufen, und deſſen Dauer 
efichert fen wird; denn. unter diefer Vorausſetzung wiirde 
jeder Bundesgenoffe duch innere Motive fh gedrungen 
fühlen, alles deflen fich forgfältig zu enthalten, was die Nuhe 
feinee Mitverbundenen flören, auf eine Unterbrechung des 
Friedens mit denfelben hinführen koͤnnte, und daß dur 
Külfe diefer inneren Motive der Zweck des Bundes ficherer. 
müffe erreicht werden, als es je durch Auferen Zwang, der 
feiner Natur nah fihen Entgegenwirkung vorausfeßt, und 
felbft wieder Segendrud erzeugt, möglich- fenn dürfte, wird 
Niemand in Abrede fleien wollen, Wenn inan es nin dem 
Bunde nicht zutrauen darf, daß er das, entferntere war, 
aber defto wirkfamere und zuverläßigere Mittel für Errei: 
hung feines Zwecks vernachläßigen inne , fo iſt man wohl 
auch zu der Erwartung berechtigt, daß er in feiner Funda⸗ 
mentafgefeßgebung den Gebrauch derjenigen Mittel zur Ver⸗ 
bindfichkeit machen werde, wovon aliein die Wiederbelebung 
jenes Geiftes der Einheit und deſſen Forterhaliung mit Sis 
cherheit gehofft werden fann., — Das paffendfte Mittel zu 
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diefem Zwecke ift unverkennbar die Herſtellung einer, wenig⸗ 
ftens in den Hauptmomenten gleichförmigen, Staatsverfaſſung 
und Verwaltung, Selergehung und Mechtspflege, der moͤglich⸗ 
ften Gleichheit in:dem Muͤnz⸗ und Poſtweſen, in den Abs 
gaben: und Militair: Konſkriptions⸗ Syſtemen, wie in den 
Zunfteinrichtungen, endlich einer gegenſeitigen vollkommenen 
Freyheit des Verkehrs und Handels unter ſaͤmmtlichen vers 
bindeten Staaten. 

Kaum könnte ich es für nöthig halten, über die Uns 
entbehrlichkeit diefer Mittel für Herftellung jenes Geiftes der 
Einheit,‘ und dadurch Für Befeſtigung der Eintracht und 
Ruhe unter den verbündeten Staaten auch nur ein Wort zu 
Sagen, wenn nicht die Hffentlichen Thatſachen den Mangel 
der Einficht in die Wahrheit dieſer Vorausſetzung fo laut 
verfiindeten, und mit ihm die Abneigung, jenen Srundfag 
frenwillig geltend zu machen: Aber eben dieſe unzweydeuti 
gen Symptomen bis zur Stunde fortwährender, und immer 
weiter reißender Spaltung nöthigen mir die Frage ab: 
Worauf man denn die Hoffnung bauen wolle, alle Quelle 
sur Spannung und Neibung, zur Eiferfucht. und gegenfeitis 
gen Neckerey unter den Voͤlkern und Unterthanen der Bun⸗ 
desgenoſſen, woraus gar leicht Unruhen und Feindſeligkeiten 
erwachſen koͤnnten, g verſtopfen, und den, zur Begründung 
eines dauerhaften Friedenszuſtandes unter denſelben noͤthigen, 
Gemeinſinn herzuſtellen? — wenn in dem einen und dem 
anderen Bundesſtaate eine Verfaſſung eingeführt wird, wel 
che vor der Hand den dringendften Anforderungen ber echte 
der Menfchen und Voͤlker fo genügend entſpricht, indem 
durch fi fie den Völkern das, ihnen widerrechtlich vorenthaltene, 
Recht ihrer Berathung über ihre wichtigſten Angelegenheiten 
zuruͤckgegeben, alle, die Gleichheit des Nechts verlegenden, 
und darum gemeinfchädlihen Privilegien aufgehoben, die 
Gleichheit der Anſpruͤche vor dem Geſetze wieder hergeſtellt 
die Rechtspflege ihrem Zwecke entſprechender eingerichtet, und 
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bas in den Abgaben bisher ftatt gefundene Unweſen auf den 
Grundfag der Gerechtigkeit und Gleichheit zurückgeflihrt 
wird; — mährend in biefem und jenem anderen Bundes: 
faate der alte Sauerteig mie allen feinen Wirkungen nicht 
nur benbehalten, fondern vielmehr erft noch hervorgezogen 
and forgfältig gepflegt, das Volt von aller Theünahme an 
den Öffentlichen Angelegenheiten fortwährend ausgefchloffen, 
bie Privilegien gehegt, die Verlegung der Gleichheit des 
Rechts künſtlicher ausgebildet,, und die ſchreyendſte Unge⸗ 
rechtigkeit des herkömmlichen Abgabenſoſtems mit Sorgfalt 
geſchützt wird: wenn in dem einen und dem anderen Bun— 
desftaate fit, ein klihner veformatorifcher Geiſt in allen 
Zweigen der Verwaltung zeige, bee das unbra schbare alte 
ſtürzt, politifhe und religiöfe Vorurtheile verfcheucht, den 
Schlendrian tödtet, Syſteme, friiher nur von der Zheorie 
gefannt, realifive, ben Gang der Gefchäfte vereinfacht, vie 
Kräfte des Staats möglichft entwickelt, und ihnen den ge— 
sührenden Spielraum verichafft,, überhaupt die Mafchine 
auf den höchſten Grad von Stärke und Vewegbarkeit eis 
hebt; — mährend in diefem oder jenem andern Bundes— 
ſtaate nur Trägheit herrſcht und der Geiſt der Verfinfterung 
fpuckt, welcher das unbrauchbare alte feftee ſtützt, politiſche 
und refigidie Vorurtheile nährt, von keiner verbeffernden 
Neuerung etwas willen will, dem Schlendrian huldigt, die 
Sefchäfte verfplieteret und deren Gang immer, fehleppender 
macht, und eine allgemeine Stumpfheit, kähmung und Er⸗ 
ſchlaffung erzeugt 

Man würdige dieſen Contraſt einer genauen Erwägung, 
und prüfe, welchen, leicht entzündlichen, Stoff der Eifer, 
fucht, der Unzufriedenheit und Gährung eben jene Verbeffe 
rung und biefes Zurückbleiben, iiberhaupt dieſe Ungleichheit 
in der Verfaſſung und Verwaltung ber verbilndeten 
Staaten, in dem letztern Theile berfelben nothwendig ge 
bäßren müſſe! 
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Ich frage: Worauf man die Hoffnung zur Wiederbele 
bung des, fo gänzlich erſtorbenen, Gemeinfinnes unter und 
bauen wolle? — wen die Zahl der verfchiedenen Sefekkils 
cher jener der verbiindeten Staaten gleicht; wenn in dem 
einen Staate eine fehnelle, "und in dem andern eine ſchlep⸗ 
pende Nechespflege ftatt finder: wenn durch entgegengeſetzte 
Zunfteinrichtungen dieſes, ohnehin ſo läſtige, Uebel auf den 
höchſten Grad geſteigert wird; wenn die Bürger des einen 
Staats hinſichtlich der Abgaben und der MilitairConſkrip— 
tion ungleich härter bedrückt ſind, oder ſich auch nur drüß 
fender behandelt glauben, als die des andern; wenn Durch 
Berfpfitterung der Pofteinrichtung und willkührliche Erhö⸗ 
hung der Poſttaxen, durch innere und äußere e Verſchieden⸗ 
heit der Münzen, durch drückende Zolls und Mauthanftals 
ten, der geiflige tie der kommerzielle Verkehr unter den 
Bürgern und Voölkern des Bundes im höchſten Grade er— 
ſchwert und gehemmt, und jeder Bundesflaat gegen den ans 
bern fo fcharf abgegrenzt und gefchloffen wird, daß bey je⸗ 
dem, ſchriftlichen oder körperlichen, Betreten des Nachbar⸗ 
Staats die Vorſtellung des Auslandes und der Fremde ſo 
recht lebendig nur von ihrer unangenehmen Seite angeregt 
werden muß? 

Das Zunftweſen in Teutſchland iſt bekanntlich von 
der Art, daß es in allen ſeinen Theilen auf das genaueſte 
zuſammenhängt, und eben daraus folgt, daß entweder nur 
eine allgemeine’ Aufhebung, oder doch nur eine in allen 
Bundesftaaten gleichförmigeModifizirung deffelben vor 
genommen werden dürfe, wenn nicht allenthalben eine ſehr 
empfindliche Stoͤckung und Vribirrung in den, von der 
Zunfteinrichtung umfaßten, Gewerben eintreten ſoll: Wie 
tief aber dergleichen Stockungen eingreifen, und wie fehr fie 
der öffentlichen Ruhe gefährlich , und ſelbſt fiir Nachbar 
Staaten anſteckend ſeyen, dürfte nicht leicht Jemanden uns 
bekannt goblieben ſeyn, der nur in der Geſchichte des Zunft 
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wefens nicht volllummen Fremdling if. Es dürfie alſo auch 
nicht leicht Jemand die Nothwendigkeit jener in VBezichung 
anf das Zunftwefen geforderten Maxime des Bundes ver: 
fennen können; fo mie derjenigen in Beziehung auf die 
Gleichheit des Abgabens und Mitliteir:Eonfkriptions E:ys 
ſtems; denn es ift zu bekannt, daß nichts mehr, als gerade 
die Ungleichheit in den Auflagen und in der Art der Mitt 
taivKonfkription geeignet fey, die Glieder der benachbarten 
Staaten, melde ſich ungleich hierinn behandelt glauben, 
wenn aud) die Ungleichheit blos Scheinbar feyn follte, vons 
einander zu entfernen, fogar einen gegenfeitigan Haß zu bes 
gründen, fi fie gegeneinander aufjureigen, und zur Quelle der 
bitterften Vollsunzufriedenheit gegen feine Regierung in 
dem fi ih härter belaſtet dünkenden Volke zu werden. Daß 
aber eine gegenfeitig feindlihe Stimmung der Art unter 
den Völkern des Bundes, und eine ſolche Volkdunzufriedens 
heit der Erhaltung der Nuhe und des Friedens unter ihnen 

nicht fehr günſtig ſey, vielmehr als ein mächtiges Hinderniß 
| der. Erreichung des Bundeszwecks befeitigt werden müſſe, 
bedarf. wohl keiner weiteren Erörterung. 

Poften find ihrer Natur nach eine biofe Privatan⸗ 
ftaft, welche bekanntlich ein weites Gebierh ihres Wirkungss 
kreiſes erfordert, wenn der Vortheil derer, die ſich ihrer ber 
dienen, mit dem Vortheile ihrer Unternehmer vereinbar 
feyn ſoll; Sene Bedingung mar bey der vormafigen, den 
größeren Theil von Teuiſchland umfaſſenden, Tarifchen Poſt—⸗ 
anſtalt gegeben, und darum konnten wir Teutſchen uns eis 
ner fehr mäßigen Pofttare erfreuen, während dem zugle ich 
das Tarifche Haus aus feiner Poftverwaltung einen nicht 
unbeträchtlichen Vortheil zog: Wenn aber jetzt jeder der 
verbündeten Staaten das Poſtweſen, als eine Staatsjache, 
weiches fie doch niche tft, ſich aneignet, ‚und das einzelne 
Gebieth, der Pleineren ‚gar nicht gu gedenken, ſelbſt Der 
größeren Bundesſtaaten von der Art iſt, ‚daß die Alage 
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und Unterfaftung eigener, ſo Befhränfter, Pofanfalıy eis 
nen ungleich groͤßeren Aufwand, als vormals, fordert, fo iſt 
fürs erfte ſchon darum eine bedeutende Erhöhung der Pop 
taren davon die eben fo unvermeidliche als dem gegenfeitks 
gen Verkehre höchſt nachtheilige, Folge: Nimmt man nun 
noch Hinzu, daß die neuen Poſtunternehmer, der Erfahrung 
gemäß, bey Beftimmung der Pofttaren nicht nur den Exs 
faß des gemachten Aufwandes, fondern auch noch die Eröfft 
nung einer neuen reichen Quelle von Kameral Revenüen 
in's Auge faſſen, und daß bey dem, durch jene Verſplitte⸗ 

— rung des Poſtweſens nothwendig werdenden, Aufhalten und 
Umpacken an jeder Grenze, ſelbſt die Schnelligkeit der Er—⸗ 
pedition beträchtlich leidet, fo muß man jenen Nachtheil bie 
zum höchften Grade gefteigert, den geiftigen wie den kom⸗ 
merziellen Verkehr unter den Völkern des Bundes dadurch 
auf das empfindlichfte erfhwert und gehemmt fehen. Wirs 
kungen der Art Tagen aber fiher nicht in der Abficht der 
Stiftung unferes Bundes, und fünnten nur durch Wieders 
herftellung der Einheit der Poftanftalten im ganzen Gebiethe 
des Bundes wieder beſeitigt werden. 

Sollte jedoch dieſe nicht erzielt werden können, ſo darf 
man vielleicht wenigſtens hoffen, vom Bunde den gerechten | 
Grundſatz zum Geſetze erhoben zu fehen, daß die Beſtim⸗ 
mung der Poſttaxen auf den Erſatz des Aufwandes bes 
fchräntt werde: Denn jede Weberfchreitung dieſer Grenze iſt 
eine indirekte Beſteurung, und zwar unter allen Ars 
ten indirekter Beſteurungen die ungerechtefte, da fie fich bey 
weitem nicht fogleich vertheilt, wie die übrigen, fondern 
vorzüglich nur zwey Klaffen von Ständen trifft , nämlich 
den Handelsſtand, und den Stand der Gelehrten, wo es 
doh an allem Grunde einer folhen Beſteurung fehlt; 
denn der Handelsſtand im ausgedehnteften Sinne des 
Worts muß auf jeden Fall fein Vermögen und fein Gemwers 


| de bereits direkt verfteuern, und eben dieß iſt ber Fall 
5. 
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bey dem Gelehrten, wenn er Vermögen beſitzt; beſitzt er 
aber,9was die Regel ſeyn dürfte, wenig oder gar fein Ver⸗ 
mögen, fo ſpricht er die ſchützende Kraft des Staats wenig 
für fih an, er kann alfo auch nur wenig fiir diefelbe beys - 
zutragen verbunden feyn; wird er num dennoch dutch die 
Poſttaxe befonders beſteuert, fo fann er, bey einer nur ets 
mas bedeutenden Correſpondenz, gar Teicht in den Fall kom⸗ 
men, dem Staats eben fo viel, wo nicht gar mehr abgeben 
zu müffen, als ein anderer Unterthan, der ungleich mehr 
vom Staate zu ſchützendes beſitzt, und die Ungerechtigkeit 
liegt Mar wor Augen. — Der Grundſatz, der alle indireks 
te Steuern als ungerecht barftellt, daß man nämlich auf _ 
ſolche Objekte keine Steuer Icgen dürfe, bey welchen der 
Grund des Rechts, Steuer zu erheben, feinen Boden feiner 
Anwendbarkeit findet, trifft alfo jene Poftffeuern im vorzüg⸗ 
tichen Grade; denn die Freyheit, feine Gedanken mitzutheis 
len, kann doch wohl Mein fieuerpflichtiaes Objekt feyn! — 
Haben dieſemnach die Pofiftenern den Ausſpruch des Rechts 
gegen fih, und erſtreckt ſich diefe Beſteurung durch Poſt⸗ 
taren unverkennbar auch auf Ausländer , greift demnach ein 
in das äußere Verhältniß der verbündeten Staaten unter 
ſich, weiches unleugbar zum Reſſort des Bundes gehört, fo 
dürfte die oben von mir aufgeftellte Forderung au den 
Bund auch vollfommen gerechtfertigt erfcheinen; und wiirde 
jener Srundfag zum Geſetze erhoben, fo diirfte eben damit 
das twichtigfie Hinderniß der Wiederherſtellung der Pofteins 
heit gehoben ſeyn; denn ohne den” unterftellten Steuerges 
winn wird das Poſtweſen den Reis nicht Haben, der bie 
Bemächtigung deffeiben allein motivirte. 

Beſondere, von denen des Auslandes verfchiedene, 
Münzen eignen fih nur fir denjenigen Staat, der einen 
Umfang von wenigſtens einigen taufend Quadratmeifen 
zählt, und ſelbſt biefem muß feine Münzenverfchiedenheit 
. von denen der angränzenden Staaten in mancher Beꝛiehung 
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(äftig werden: Daß aber auch ſolche Staaten, deren Gebieth 
in einem, wahl gar in einem halben Tage fi bequem: 
duchwandern läßt, auf den Einfall gerathen könnten, nur 
eigne Münzen zu haben und zu dulden, hätte man ſich 
faum follen träumen laffen: Dennoch find bekanntlich mehs, 
tere der verbündeten Staaten wirklich auf den Einfall ges 
tommen, Baben — manche freylihd nur durch das Beyſpiel 
der Nachbarn, und um nicht mit fchlechten Münzen übers 
fhwemmt zu werden, gedrungen — wenigftens alle auswär⸗ 
tigen Scheidemüngen , die guten mie. den fchlechten. verrufen, 
und fih auf ihe eigenes Gepräge ausichließend beſchränkt. 
Man denke fih nun die Verlegenheit und den Schaden eis 
nes Reiſenden, deffen Route ihn in einem Zeitraume von m, 
Tagen duch 6 verjchiedene Staaten. des Bundes führt,: 
(man nehme nur 5. B. die Route ‚von der’ Baieriſchen 
Grenze durch das Würzburgiſche, Badenſche, Fürſt Primatiſche, 
Heſſen⸗Darmſtädtiſche, ins Weſtphäliſche Gebieth) man denke 
ſich die Unbequemlichkeit, bey jeder Entfernung von einigen 
Stunden von der Reſidenz des Souverains ſeine einheimiſche 
Münze nicht mehr gebrauchen zu können, man denke ſich 
die grenzenloſe Verwirrung, welche daher entſtehen müßte, 
wenn zu der Verſchiedenheit der Münz⸗For moen auch noch; 
eine Verſchiedenheit des Münz⸗Fußes hinzukommen ſollte, 
die großen Schwierigkeiten des Verkehrs in feinen gegenfeis. 
tigen Berechnungen , und man wird die oben. aufgeftellte 
Forderung einer, Gleichförmigkeit des Münzweſens im Bun. 
de von mehr ale einer Seite hinreichend gerechtfertigt fin; 
den. . Auch im teutfchen Reiche fah man ſich ehemals nord: 
gedrungen , diefelbe zu ergreifen, und da derſelbe Nothfall 
im Bunde, wenn man fo fortführe,, unfehlbar wiederkehren 
müßte, warum follte man nicht demſelben durd) eine, den 
allfeitigen Vortheil der Verbündeten begielende „Maaßregel 
zuvorkommen wollen? | 

. Bire die Sachen jeßt ſtehen, ſo hetrachtet fh deynahe 
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jeder der verblindeten Staaten ald von den fibrigen” in Ans 
fehung des Handels getrennt, und den Kandel mit feinen 
Bundesgenofien als auswärtigen Kandel; beynahe jeder 
ſucht, nach diefem Spfteme , die fogenannte Handelsbilanz 
auf feine Seite zu ziehen, und ſich auf ihre Unkoſten zu 
bereichern; man trifft gegenfeitig Verfligungen, die Ausfuhr. 
feiner Erzeugniffe gu begünftigen, und die Einfuhr zu vers 
Bindern, legt Mauthen und Zölle an, drückt duch willkühr— 
liche Auflagen ſelbſt innländiſche Handelszweige, und fo ſte— 
hey die verbündeten Länder in kommerzieller Hinſicht nicht 
allein untereinander in Trennung und Zwieſpalt, fondern 
auch das in jedem Lande befolgte Syftem des Handels mit 
ſich ſelbſt im Widerſpruche; das Intereſſe, das allen Buns 
desgenoſſen, als einem Ganzen, gemeinfchnftlich ſeyn follte, 
if völlig geſchieden, und die rechtliche Verbindung, wie in 
andern, ſo auch in Anſehung dieſes Verhältniſſes iſt völlig 
aufgehoben. Alle den Handel betreffenden Verordningen 
und Anſtalten ſtreben dahin, den freyen Verkehr unter den 
Völkern des Bundes einzuſchränken uud zu hemmen, und 
ſich einander die Vortheile zu entreißen, die doch einzig und 
allein aus der ungehinderten Freyheit des Verkehrs der Völ⸗ 
ker entſpringen. Nirgende iſt eine gemeinſchaftliche Ueber⸗ 
einkunft und freundſchaftliche Verabredung über das, was 
allen nützlich und vortheilhaft ſeyn kann, über das, was 
andern ſchäblich ſeyn kann, ohne uns ſelbſt Vortheil zu 
bringen, und über das, woraus wir ſelbſt Nutzen und Vor⸗ 
theil ziehen können, ohne den andern aufzuopfern: Das 
meiſte geſchieht ohne alle nachbarliche Rückſicht und auf gu⸗ 
tes Glück, es mag gerathen oder verderben, und wenn der 
Nachbar berückſichtigt wird, ſo geſchieht es nur, um ihm zu 
ſchaden. 

Es verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß die Koſten, die 
ein Land auf die Herſtellung und Unterhaltung guter Wege, 
Brücken und Häfen u; dgl wendet, von denen, die ſich 
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dieſer Bequemlichkeiten bedienen, anf eine gerechte und nicht 
bles zur Vermehrung der Kammer. Revenüen abzweckende 
Art, getragen und erfeßt werden: müſſen; aber von dieſer 
‚Are find die mancherley Waarenzölle, Accifen, Mauthauf 
ſchläge, Umgelder und wie fie weiter heißen., nicht, die ge⸗ 
wöhnlich auch noch neden jenen nothwendigen Abgaben, blos 
für die Erlaubniß, ‚die Waaren eins. und; durchzaführen 
und um den fremden Kaufmann zum Behufe der Befsichts 
gung. unferer. Bedürfniſſe, duch zur Mitleidenheit zu ziehen, 
bezahlt werden miiſſen, ohne weitere Anwendung auf. Ge 
genftände der kommerziellen Bequemlichkeit in die Kaſſen 
der Souveraine fallen, und ihre Beſtimmung bey Dingen 
finden, die mit dem Kandel auch nicht auf die entferntefte 
Weiſe in Verbindung, ftehen. Nun. ift es aber ausgemacht, 
erfiens, daß in der Souverainität ſelbſt kein Recht liege, 
Verfügungen und Auflagen jener Art zu wachen; und zwoy⸗ 
tens, daß in jenen Verfügungen unb Auflagen eine wider 
rechtliche Beſchränkung der rechtsgemäßen Freyheit der ver⸗ 
bündeten Staaten in ihren äußeren Verhältniſſen unter fich 
liege, gegen welche jedoch der Bund feine Glieder zu. fhäg 
zen offenkundig die Beſtimmung hat. „Denn aus dem Bes 
griffe der böchften Gewalt fließt es nicht, daß der inhere 
und äußere Kandel und Wandel. der Unterthanen zu einer 
Quelle öffentliher Einkünfte gemachte werden dürfe, fondern 
nur, daß ein jeder. Unterthan, folglich auch der. Handeltrei⸗ 
bende Unterthaͤn, einen, mit dent: ihm vom Staate “zu 
fhüserden Beſitzthume verhäteniimäßigen, Beytrag zue Der 
fireitung der öffentlichen Besinfuiffertnachen ſoll; noch mE 
niger Liege in. jenem Begriffe ein Naht, den Ausländer, det 
ſeinen Theil am Erſatze des Aufiwandes für Wege, Brük— 
ken u. f. w. trägt, noch befonders ya beſteuern, da diefer 
kein ſteuerpfiechtiges Subjekt fenn kam. Da nun die Zoff 
abgaben eben fo, wie die Transportkoften mit zu dem Brei 
ie der Waren gefchlagen, und am Ende'nur von benient 
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gin getragen werben‘, die fie im Lande oder im Austände 
verzehren oder verbrauchen, fo treffen jene Abgaben entwe⸗ 
der den, nicht ſteuerpflichttgen, Ausländer , oder ein nicht 
fteuerpflichtiges- Objekt des Innlaänders, da das Recht, mehr 
dder weniger zu verzehren oder zu verbrauchen , unmöglich 
enerpflichtiges Objekt feyn kann, und es If alfo die Unge⸗ 
— ve anterſtellten Auflagen in beyden Fällen außer 
Zweifel. J 

J iſt der Grundſatz tangſt anerkannt, daß durch⸗ 
gängige volle‘ Freyheit des Handels’ das einzige wirkſame 
Mittel fey, jenen zu beleben und ihm Kryuft und Umfang 
4u geben: Jede: Beſchrankung deſſelben muß alfo auf den 
beſchränkenden Staat nachtheillig zurückwirken, folglich auch 
die: Erfchmerung und Hemmung der Einfuhr fremder Pros 
dufte, indem dasjenige Volk, gegen welches mir eine Ers 
ſchwerung der Etnfuhrſeiner Erzengniffe verhängen, auch 
vie Einfuhr unſerer Prodäfte in fein Land, folglich den 
Abſah unſerer Produkte, unferen Kandel auf gleiche Weiſe 
erſchweren, und alle Befoͤrderungsmittel unſerer Ausfuhr 
seiten wird. : Ze: 

En Meinen Seite‘ eeſcheinen demnach die Zoll⸗ und 
Mauthanſtalten als gerechte Ausflliffe der Souverainität. 
Die Menfchen aller Tänder’der Erde follten darum , daß fie 

unter verfchiedenen Regierungen leben ; nicht ‚getrennt ſeyn, 

wie die Heerden verſchiedener Eigenthiiwier,, wie viel weni⸗ 

ger diejenigen, die zu einem und demfelden Bunde gehören, 

wie die teutfchen; denn es iſt nicht der Zweck jener einges 

führten verſchiedenen Negkerungen, die Dienfchen ihrer Freys 

heit zu berauben, fondern nur ihre milde’ gefeglofe Willkühr 

in die Genen zurückzuführen, daß die Zrenheit aller: mit 
einander beſtehen könne; es ift nicht ihr Zweck, Das Intereſe 
je der Völker zu treımen, fondern vielmehr. die Gemeinschaft, 

‘umter denſelben zu erleichtern, und ihre Wechfelwirkung zu 
ſichern; es iſt nicht der Zweck der "Regierungen, fic mit 
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dem Schaden der benachbarten Volker zu bereichern, fonts 
dern, duch Vertheidigung der Freyheit aller, einem jeden 
Individuo und einem jeden Weltvolle den rechtlich⸗freyen 
Gebrauch feines Vermögens und feiner Thätigkelt zu fchligs 
gen: Die Mittel, wodurch einzelne Völker zu einem höheren 
Stade ihres inneren Wohlſtandes erhoben werden mollen, 
dürfen daher auf jeden Fall Leine folhe feyn, die es ans 
dern Völkern unmöglich machen, ſich zu einem gleichen 
Grade des Wohlſtandes zu erheben, oder die den Verkehr 
derſelben mit den unſrigen erſchweren und hemmen: Jede, 
dem entgegengeſetzte, Handlung iſt eine widerrechtliche Be⸗ 
ſchränkung des rechtlichen Gebrauchs ihrer Freyheit, mithin 
eine wirkliche Verlegung ihres Rechts, — ein Verbre gen 
im Gebiethe des Völkerrechts. 
Wenn nun die in den Staaten des rheiniſchen Bun⸗ 
des beſtehenden gegenfeitigen Einfuhrverdote und Erſchwerun⸗ 
gen durch Zell; und Mauthanftalten. unſtreitig ſolche rehis 
widrige Sefcheähfungen der. ‚Srepheit des ‚gegenfeitigeh Ver⸗ 
rehrs unter den Völtern des Bund find, und in ihre 
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im gegenfeitigen Beſi tze ihrer Rechte gegeneinander zu (hg 
gen und zu fihern, fo muß er nothwendig berechtigt. und 
ſelbſt verpflichtet feyn, eine, ben Srundfägen des Staates 
und Staatenrechts gleich vollkommen entſprechende, Freyheit 
des Verkehrs und Handels unter den verbündeten Staaten 
zum Fundamentalgeſetze zu erheben, — "Schon dei Reichs⸗ 
abſchied von 2166 bemerkte: »daß die Vermehrung und Eis 
höhung der Zölle alle Gewerbe, Cominerzien, Vietualien 
und Handthierungen vertheure, und dadurch Veranlaſſung 
zur Ungeduld und zu Empoͤrungen geben könne, « wovon 
Män ſchon ein Jahrhundert frliher die Ueberzeugung hatte, 
wie aus det, voh Kaiſer Fried erich im Jahre 1441 auf 
dem Reichorchie zu Mainz in Vortrag gebrachten Nefor— 


© 
4 
mation des teutfchen Reichs erhellt, beilen. kräftige 
ihd — dem gegen die Zöne ꝛx, gerichteten Arti⸗ 
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aber Artikel anzeigt« F es in jener — »daf im 
38, NR. Reid teutfcher Nation all of, Ment und 
sAuffhlag mit andern Beſchwerungen, ſollen abgethan 
> und todt ſeyn, zeigt, die Urſach an, daß die beſchwerlich 
Find ohne Noth Überfege feyn. Dann. es wollen nit allein 
> Fürften, Graven, Herrn, auch Prälaten, Stedt, Comunen, 
»Schlecht, Ritter und Knecht, Zoll, Meut, Ungelt , Steuer 
und Beſchwerungen täglichs uffbringen, und damit den 
Gemain Dann fo hatt überladen, als. 06 es ihn dazu 
Snötten mwollet, daß er euch, ewers bößen Regaments ent⸗ 
»fegen ſoll. Sicht wohl auf, daß ir nit ewers Patrimos 
niums dapi beraubt werden: wa es ſowol geraͤdt, daß it 
»nit gar erſchlagen werden. Fürwahr, ie Fürſten, ir ſtellet 
»faſt nach ungerechtem Gute: wollt dem Armen ſein 
Schweiß und Blut wieder recht ausſagen. Es iſt wahr⸗ 
lic genug, ir ſeyd gewarnt. Wa fennb, ewer erbaren und 
»tapfern Rädt, die eich zum Beten ‚gemainen Nutz zu 
» gut rathen? Vil Schmeichler, Heüchler und Suppeneſſer 
xhabt ir an ewere Hoͤfen, „ wann ir mögt die Wahrheit nit 
» leyden. Wetcher ‚euch, aber ewer Amt. Geffert mit der 

Nutzung, das iſt ein geſchickter Geſell: niemand fragt, ob 
2.4. rechtlich daher tumm, ſo wirs nur haben. Als ob 
Gott, die Seynen eich zu. Narren geſchaffen habe. Hättet 
ik, ein. recht chriſtlich Gemüdt, ir würden die ‚göttlichen, 
» Ereataren bas Bedenden. «© 

en Den, von daher, als ob durch Bundesgefeblice 
Änsrdnungen. der hier geforderten Art der Souverainität 
ber einzelnen Bundesglieder zu nahe getreten würde, etwa 
zu nehmenden Einwand glaube ich bereite in meiner Dar ⸗ 
ſtellung bes arheiniſchen Bundes S. 835, ‚folg- — die 
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Erinnerung an die Eon Souytrainität der Bundesglieder, 
und an das unbeſtreitbare Recht des Pundes, alle, auch 
die indirekten, Bedingungen des. Beſtehoens diefer ihrer Con⸗ 
Souserainität zu bewerkikelligen , hinreichend widerlegt zu 
haben: gleihwie denn auch die Conföderationsakte ſelbſt im 
den angegebenen Ruͤckſichten auf die Souverainität der Bun⸗ 
deöglieder bereits, .verfchiedentlich eingewirft hat; und num 
elle ich im. Gegenfaße der obigen, die Frage auf: — Wenn 
ale Staaten unferes Bundes in den Kauptmomenten gleich 
geformt feyn, und alle nach gleichen. Grundfägen werden vers 
waltet werden, wenn allenthalben das gemeinfihädliche Privi⸗ 
legienweſen aufgehoben, und die Gleichheit der Anfprüche in 
demfelben Maaße hergeftelle feyn wird, wenn Fein Volk ſich 
mehr vernachläßige., fi) mehr, als das andere, gedrückt 
glauben fann, wenn alle Völker des Bundes nach gleichen 
Geſetzen leben, und nach gleichen Formen werden gerichter 
werden, wenn die Fortſchritte der Bildung und Aufklärung 
allenthalben gleiche Unterſtützung finden, und jebes Volk ſich 
im Senuffe feiner Rechte gleih geſchützt und gefihert flieht, 
wenn jede, dem Staatszwecke nicht gefährliche, Religion in 
allen Staaten des Bundes ſich gleicher Rechte zu erfreuen 
haben, und dadurch der Fanatisnfus der Neligion bis auf 
die legte Spur getilgt ſeyn wird, wenn allenthalben die 
Gleichförmigkeit in den Zunft⸗ änd Poſteinrichtungen, im 
den Münzen, in dem Maaß und Gewichtel wiederhergeſtellt 
und befeſtigt, und jedes Hinderniß des freyen Verkehrs uns 
ter ſämmtlichen Völkern des Bundes, wie es immer heißen 
möge, gehoben feyn wiirde; wer fünnte daun noch zweifeln, 
daß unter folhen NWoraugfegungen die, Durch Gleichheit der 
Sprache, der Sitten, des ‚Charakters und Temperaments, 
des Klima und des Bodens von der Natur ans ſo rief eins 
geprägte, nur durch unnatürlihe Megierungstunft bis itzt 
niedergehaltene, wahre Brudettiebe und Eintracht unter ung 
Teutſchen zu einem verjüngten, und darum deſto kräftigeren, 


' 


42 | 


Lehen geweckt, und fiir die längſte Dauer befeſtigt werden 
müffe? Wer könnte dann noch fürchten, daß, folange dieſe 
Brudereinheit unter uns blühen wird, je der Dämon der 
Unruhe und Feindſeligkeit wieder die Oberhand gewinnen 
und unſete Ruhe, unferen Frieden ftören könne? 

Welcher Teutſche follte bemriach die ungefüumte Rea⸗ 
liſtrung jener Vorausfesungen nicht innigſt wünfchen, nicht 
willig dazu feine Hände blethen, die Nothwendigkeit derfek 
ben für Erreichung ded Bundeszwecks, und darum die 
Pflicht des Bundes, mit allen‘ feinen Kräften darauf hinzus 
wirken, mit Herz und Mund befennen müſſen? | 

Dder follten die Teutſchen, obgleich vielfältig angeregt 
durch die faute Stimme der Publizität, dennoch des, fie 
ewig brandmarkenden, Grades der Indolen; fähig feyn, abs 
zuwarten, bis eine äußere Macht fie zur Erfüllung ihrer 
Pflicht nöthige, ‘die Ergreifung jener Maaßregeln zwangs— 
weife impulſire? — Wehe dann den Teutſchen! Erywuns 
gener Schein der Bruderliebe hält nur gleichen Schritt 
mit der Dauer und der Kraft des Zwanges, und behält die 
Tücke im Hintergrunde, die über kurz oder lang mit vers 
doppelter - Hoshet hervorbricht, und alle Hoffnung zur Wie⸗ 
derverſöhnung vernichtet. 

Als die Hauptbedingungen zur Erreichung des Bun⸗ 
deszwecks in ſtiner Richtung nach außen, b. i. als die 
unerlaßlichſten Mittel, den Frieden des Bundes mit aus⸗ 
waärtigen Mächte gu erhalten, und nöthigenfalls durch ges 
meinfame Kraft zn erfämpfen, find bereits bey Erörterung 
der Befchaffeiheit eines, dem Bunde fir jenen Zweck genüs 
genden, Wertheidigungsfuftems begründet worden a) Exrhals 
tung der Bundesglioder von: allen Völkerrechts widrigen 
Eingriffen in die Rechte dem Bunde fremder Staaten, von 
alten underuferren Einmifchungen tm deren innere Atigelenens 
heiten, und von allen einfeitigen offenfiv: und defenfivs 
Hündniffen mit folhen Mächten; b) Einführung ver 
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Steichheit der Armatur fämmtliher Truppen der Bundes 
glieder, der Art ihrer Waffenübung und Verpflegung: ce) 

die ſtäte Bereitſchaft aller zum Kriege auch während des 
Friedens: A) gemeinſchaftliche Vertheidigung jedes einjeinen 
Bundesgenoffen durch die vereinigte Kraft aller im Falle ei: 
nes vom Bunde fiir nothwendig erfiinnten und befchloffenen 
Kriegs. €) Konzentrirung der VundessContingente und ih: 
ver Verpflegung nad) gewiſſen wenigen Kreiſen, und Unter: 

ordnung derſelben, fo wie der im Gebiethe des Bundes be 
findlichen Feſtungen, unter die Befehle des die Bundesar: 

mee tommandirenden Chefs, im Kalle eines Krießs. f) Um 
zulaͤßigkeit der" Neutralität irgend eines Bundesglieds oder 
eines einfeltigen Friedensfchluffes. g) Gemeinſamer Abſchluß 
des Friedens‘, und -endlih Ih) ernfllidies KHinftreben des 
Bundes auf die Stiftung eines großen, der Möglichkeit at: 
les Krieges vorbeugenden-, Föderativſyſtenns mit den voraus 
benannten Staaten. In demſelben Grade, in welchem ſich 
dieſe Beſtimmungen als die unerlaßlichen Mittel zur Errei 
chung des Bundeszwecks in ſeiner zweyten Richtung durch 
die Natur der Sache bewähren dürften, mögte eben’ darum 

auch die Nothwendigkeit einleuchten, ſie in dem Fundamen: 
talſtatute des Bundes zu geſetztich verbindenden Normen 
ber Bundesglieder ohne Ausnahme zu erheben, und dadurch 
bie: Funktion der Bundesgeſetzgebung zu ergänzen, inwiefer⸗ 
ne durch fie das gegenfeitige Verhältniß, die duch den 
Zweck des Bundes begründeten Rechte und Verbindlichkeis 
ien ber Bundesglieder, als ſolcher, vollfkändig gezeichnet, 
und eben dadurch die Grundbedingung der Erreichbarkeit 
bes Bundeszwecks realiſirt werden fol. 

Nur dann, wenn der Bund burch feine Funktion der 
Geſetzgebung der, Bier freylih nur in den Grundzügen an 
gedeuteten, Forderungen volllommen entfprochen haben wird, 
wird Niemand in jener Geſetzgebung, als der Yrquelle aller 
feiner fibrigen Funktionen, als dem ‚eigentlichen Criterium 
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der: Guͤte und Zweckmaͤßigkeit feiner ganzen Verwaltung, 
den Charakter durchgaͤngiger Eonfequen, und befriedigender 
Vollftändigkeit verfennen, wird Niemand dem Vertrauen eis 
nes glädlicheren Erfolgs ber neuen ordnuus der Dinge nr 
entziehen koͤnnen. 

. Die fpecielle Obſorge über individuelle Verhaltniſſe ‚die 
nicht zum Reſſort des Bundes gehören, und die Auflicht, ob 
nichto dem geſetzlich beſtimmten Bundesverhältniffe wider⸗ 
ſtrebendes von einer dem Bunde fremden Macht, gegen ſich 
und die ſeinigen unternommen oder vorbereitet werde, kann 
am ſchicklichſten von jedem Bundesgenoſſen ſelbſt, durch dem 
anderen und jenen fremden Maͤchten zugeſchickte, befondere 
Geſandtſchaften geltend gemacht werden, und es verfieht fich 
wohl von ſelbſt, daß jedes Glied des. Bundes berechtigt und 
verpflichtet ſeyn muͤſſe, das, was es dem Bundeszwecke 
uͤberhaupt nachtheiliges und hinderliches, oder ſtine Rechte 
ungebuͤhrlich beſchraͤnkendes, bemerkt, ſo wie ſeine Beſchwer⸗ 
den gegen eine fremde Macht, wenn es jene Beſchraͤnkung 
und dieſe Beſchwerden im-- Wege. diplomatiſcher ‚Verhandlung 
nicht zu. heben vermag, . endlich ‚Seine Bemetkungen über die 
Ruͤſtung einer ſolchen Macht, ‚Die, gegen den Bund oder ei 
nen- feiner Genoſſon gerihset, ſcheint, bey der Bundesver⸗ 
fammfung durch das Organ ihres Direktoriums zur Sprache 
und Berathung zu bringen, und von derſelben Entſcheidung 
und Abhilfe zu erwarten: Allein mis jmmer . gegenfeitigen 
fpecieffen Aufficht iſt der Bedingung den: prammifihen Ord⸗ 
nung und der Beſtaͤndigkeit des Ganzen noch. nicht genägts 
das ans mehreren Theilen organiſch zufammengefügte Ganze 
erfordert auch eine Ueberficht des Ganzen, eine Central Auf 
ſicht, wodurch das Ganze in feinem organifchen Gange, und 
jeder Theil in Ihm in dem, durch den Organismus des San 
zen ihm angewiefenen, Stande erhalten, wodurch die Bedin⸗ 
gung gegeben werde, jeder. Störung. oder Stockung der ons 
ganiſchen Ordnung des Ganzen. und aller feiner Theile zu 
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vorkommen zu konnen, und eine Centralkraft, wedurch jeder 
ſoichen Störung und Stockung wirklich vorgebeugt werde: 
Zu eben dieſer Ueberficht des dem Bundeszwecke entſpre⸗ 
chenden Benehmens ſaͤmmtlicher Bundesglieder unter ſich 
und gegen fremde Maͤchte, ſo wie uͤber das Verfahren dieſer 
Maͤchte gegen den Bund im Ganzen wie in ſeinen Theilen, 
zu eben jener, jeder Störung und Unterbrechung 'der organts 
fhen Ordnung des Ganzen vorbeugenden, Wirkſamkeit iſt 
der Natur der Sache nah das Proteftorium am befiten ges 
eignet, und duch den, dem Proteftorium vorfchwebenden, 
Zweck vollkommen berechtigt, und daß es fich diefer Funktion 
unterziehen, und der Sphäre derfelben in allen ihren Teilen 
vollkommen genügen werde, dafür bürgt ung die Abficht feis 
ner Uebernahme, und das gegebene kaiſerliche Wort: »den 
» Titel, Schußheren des rheinifchen Bundes angenemmen zu 
»haben, um den Frieden gu’ erhalten, und duch ber 
»fländig eingelegte Vermittlung zwifchen den ſchwaͤchſten und 
»den flärkfien allen Arten von Zwiftigfeiten und 
Unruhen vorzubeugen: Man muß dem Bunde zu 
diefer Ausſicht um fo mehr Giack wuͤnſchen, je mehr die 
Möglichkeit und Dauer eines konſequenten und- krafivollen 
Lebens für ihn bedingt iſt durch die Funktion der unterftells 
ten Auffiht und Wirkfamfeit, und je weniger dennoch die 
Bundesverfammlung felbft der Idee diefer Funktion zu ent 
ſprechen vermogt haben würde; denn ihr fehlte es nicht 
nur an den gehörig qualifizivten Organen der geforders 
tn Aufſichtsfuͤhrung, fondern auh an dem erforderlichen 
Nachdrucks, um jeden Zwift in feiner Gebe erſticken zu 
tönnen, und wie wenig überhaupt dabey herauskomme, wenn 
die Glieder eines Vereins ſich ſelbſt unter Aufficht nehmen 
follen, hat’ die Erfahrung am teurfhen Reichstage zur Ges 


nüge bewießen: Eben jene Organe hat aber; das Protekto⸗ 


rium in feinen, in allen Theilen des Bundes vorhandenen, 


Geſandtſchaften, und daß es den erforderlichen Nachdruck ber 
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ſitze, wie auch ſtaͤts am lebhafteſten dabey intereſſirt fey, ie, 
den Austritt aus dem Geleiſe der Ordnung zu verhuͤten, 
duͤrfte wohl in den Gemuͤthern der Bundesglieder weniger, 
als irgends etwas, dem leiſeſten Zweifel unterliegen. Gerade 
einer ſolchen Obſorge und einer ſolchen Centralkraft bedarf 
es aber vor der Hand, um den, durch die Sorgloſigkeit im 
teutſchen Reiche fo ganz verwoͤhnten, Egoismus der Teuts 
fchen ſo zu zuͤgeln, daß er fih den Bedingungen und Geſez⸗ 
zen des neuen, ganz gewiß ernfllicher gemeinten, Vereins 
ohne alle Ausnahme pünktlih füge. Es wird fonach duch 
die Funktion jener Aufſicht und Wirkſamkeit jeder der vers 
bündeten Staaten unfehlbar auf die ihm gebührende Rechts: 
fphäre beſchraͤnkt, jeder ſtoͤrende Austritt aus. derſelben, jedes 
unbefugte Einfchreiten in die Nechtsiphäre des andern abges 
halten, und fo dem Zwecke des Bundes mächtig in die 
Hände gearbeitet werden. 

Da indeffen die verbfindeten Staaten eben fo viele 
Mafien von Menſchen, und deren Regierungen felbft nur 
durch Menfchen befeßt find , die, vermäge ihrer vorherrfchen: 
den Selbſtſucht, nur gar zu fehr geneigt find, das Geſetz 
nur zu ihrem Vortheile zu deuten, oder, zu ihrem Vortheile 
unter daffelbe zu fubfumiren, fo wird es, bey aller Sorgfalt 
der Geſetzgebung, der Aufſicht und Polizey des Bundes, 
dennoch nicht verhuͤtet werden koͤnnen, daß nicht einzelne 
Fälle eintreten follten, in welchen, aus Irrthum oder mit. 
Abſicht, die Anfprüche zweyer oder mehrerer Mitverbundenen. 
auf diefelben” Objekte, 4. B. bey ungenügend fcharfer Veftim; 
mung der_landesgrenzen, oder einer Erbſchaft u. ſ. w., zus 
fammentreffen, und daraus Collifionen , wirkliche Nechtsftreis: 
tigfeiten entftehen werden. Steihwie es nun abfolnte De 
dingung der Erhaltung der Ruhe und des Friedens unter: 
ein;einen, zu Diefem Zwecke verbundenen, Menfchen ift, das 
dieſe fich ihres Privatrechts des Gerichts und des Gebrauchs 
ihrer phyſiſchen Privatgewalt zur Ducchfegung ihrer freitig 
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gen Rechtsanſpruͤche begeben, und beydes in bie Haͤnde dee 
Staats niederlegen, um von diefem die rechtliche Entfcheis 
dung jener Streitigkeiten und. die Effektuirung dieſer Ent⸗ 
fheidung zu gewärtigen, eben fo müffen einlelne, zum Zwecke 
der Erhaltung der Ruhe und des Friedens unter ſich verbun⸗ 
dene, Staaten die Entſcheidung ihrer unter ſich möglichen 
Streitigkeiten dein gemeinfamen Willen aller Verbundenen — 
der nur darinn gemeinfam feyn kann, daß jedem das recht: 
lich Seine werde und bleibe — ohne allen Vorbehalt übers 
faffen, und ſich diefer Entfcheidung ohne alle Widerrede uns 
terwerfen, weil außerdem, da jeder-auf feinem präfumirten 
Rechte beſtehen wuͤrde, jeder Rechtsſtreit — wenn , was ims 
merhin zufällig if, fein Vergleich anfchläge — in eine Seh: 
de, in welcher nur Die Stärke, nicht immer das Recht, die 
Oberhand behielte, ausſchlagen, und eben dadurch dev Zweck 
der Vereinigung vereitelt würde. Man bedenke nur einen 
Augenblick, weiche zufällige Sache. e8 um die Ruhe und den 
Frieden der Verbündeten fepn würde, wenn es an einem 
Eompetenten Gerichtshofe fir ihre Streitigkeiten unter fich 
fehlen follte, und an einer rechtskräftig entfcheidenden Macht, 
wenn jeder auf feinem Privaturtheile beftehen, und fich feis 
ner phnfifhen Kraft zur Behauptung defielben bedienen 
dürfte, und man wird fih der Veberzeugung nicht erwehren 
innen, daß es unerlafliche Bedingung der Erreichung des 
Hauptzwecks des Bundes fen, daß alle in den aͤußeren Vers 
hältniffen feiner Glieder unter ſich etwa möglichen Streitig⸗ 
keiten ohne Ausnahme. und ohne Verzug der Entfcheidung 
des Bundes anheimgegeben werden. Eben dieſe ungefäumte 
Unterſuchung und vechtlihe Entfcheidung aller zwiſchen den 
Önndesgliedern unter fih etwa eintretenden Streitigkeiten 
wird demnach eine, vorzüglich wichtige, Sphäre der Ihätig: 
feit des Bundes bilden, diefer alfo, zur Wahrung der vachts 
lihen Sichseheit aller einzelnen Verbündeten, ftätd und un; 
unterbrochen bereit feyn müffen,, ‚den Vaertrag der kr: 
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benden Rechtsſtreitigkeiten jener Art anzunehmen, auszumit⸗ 
teln, was in den gegebenen Fällen Rechtens ſey, die vers 

mittelſt richtiger Enbfumtion unter die einfchlagenden Ent: 
ſcheidungsnormen gejogene Schlußfolge. als Sentenz aufzu⸗ 
ftellen, und hiernächft jedem das Seine, nah) Maafigabe der 
gefällten Sentenz zuzutheilen. 

Die Art und Weife feines Verfahrens hierunter , welche 
mir der Würde der unterftellten Partheyen, fo wie dem 
Zwecke der, dur den Bund zu bewirkenden, Rechtspflege 
am meiften zu entfprechen fcheint, habe ich bereits bey Eroͤr⸗ 
terung der Verfaffung des Bundes angegeben, als worauf 
ich mich hier, um Wiederholung zu vermeiden, beziehe, und 
nur noch bemerke, daß eine durch zweckmaͤßige Kürze, Feſtig⸗ 
keit und unbedingte Unpartheylichkeit charakteriſirte Rechts⸗ 
pflege der erſte und hoͤchſte Anſpruch, den jedes Bundesglied 
an die Geſammtheit des Bundes zu machen berechtigt iſt, 
das, jedem einzelnen am naͤchſten liegende, Beduͤrfniß fer, 
und gegen jede Art von Unterdruͤckuig für die ſchwaͤcheren 
Stieder gegen die flärkeren fomohl, als gegen jede Unterdres 
chung feiner Ruhe fir den Bund ſelbſt eine gleich fichere 
und unuͤberwindliche Schußwehre. So wie aber den ein: 
zelnen VBundesgliedern, deren wichtigſte Angelegenheit die 
Sicherheit thres Rechts ift, natürlich alles daran liegt, daß 
der Bund durch jene feine Funktion der Nechtfprechung wirk⸗ 
Lich das leifte, was er durch fie Teiften foll, eben fo Liegt 
auch umgekehrt dem Bunde, defien wichtigfie Angelegenheit 
die Erhaltung der Ruhe und des Friedens im feinem ganzen 
Gebiethe iſt, natürlich alles daran, daß alle Bundesgenofien, 
ohne Ausnahme, zu aller Zeit und amter allen Umſtaͤnden 
und Verhältniffen, ihre Streitigkeiten unter fih dem Bunde 
wirklich zur Entfcheidung unterwerfen, und dieſer Entſchei⸗ 
dung fich pünktlich fügen; denn jede Verweigerung des erſte, 
ren oder des fehteren, die an fich ſelbſt fchon eifle gänzliche 
Vergeffenheit der Bundespflicht beurfundete, müßte noth, 
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wendig Vereitlung des Bundeszwecks, und ein bedeutender 
Schritt zum Werfalle des Bundes ſelbſt ſeyn, deren erſtem 
zu begegnen, die hoͤchſte Sorge des Bundes erheifht. 

Doch! die Auffiht, daß kein Bundesglied, wer es im⸗ 
mer fern, jener Bundespflicht fich entziche, und dadurch Die 
Harmonie des Ganzen ſtoͤre, gehört ja zur Sphäre des Pros 
teftorinms, und man darf: fi deifinach dem feften Verkrauten 
überlaffen, daß diefes jedem , an ſich gefährlichen, Beyſpieke 
jener Bundeswidrigen Entziehung kraftis genug vorzubeugeh 
nicht unterlaſſen werde. 

Die vollſtaͤndigſte, alle nur erdenklichen Mittel ent⸗ 
ſchoͤpfende, und vortrefflichſte Geſetzgebung indeſſen wuͤrde nur 
todter Buchſtabe, die gerechteſte und ſchleunigſte Rechtspflege 
würde leeres Formelnwerk, beyde wuͤrden ohne allen beaßs 
ſichtigten Effekt bleiben, Bringt es der Bund nicht bahin, 
daß jedes ſeiner Geſetze, und jede ſeiner Nechtsentſcheidungen 
unausbleiblich vollzogen werde: Denn iur dann hat’ ei 
Geſetz die Anktorität, die es haben füll, wenn ihm' ſtaͤts der 
erforderliche etefutive Nachdruck "zur Seite ſteht, nur dann 
wird ein Richterfpruch refpeftirt, wie er foll, wenn: man meiß, 
daR er unausbleiblich werde effektnirt werden. Die ganze 
Wirkſamkeit des Bundes ift demnach unmiderfprechlich bes 
dinge durch den erforderlichen ‚Grad feiner -erefutiven Thärigs 
keit, das ganze Leven des Bundes und die Erreichung feines 
Zwecks hängt davon ab, daß feines feiner Gefehe unausge⸗ 
führt, feine feiner Entfcheidungen unvollzogen bleibe‘, daß 
uch nicht ein einziges Beyſpiel einer Geſetz oder Sentenz⸗ 
widrigen Handlung geduldet werde; denn, was auch mir der 
eine darf, ſpricht auch der andere für fih an, und mir würs 
den ung bald wieder auf dem vorigen Standpunkte befinden, 
wo, der vorhandenen vörtrefflichften‘ Sefehe ungeachtet, dens - 
noch jeder nur that, was feinem Privatintereffe zufagte, wo 
man die Voten der ehrmürdiäften Juſtitz vor die Thuͤra 
warf, und ihren Entfiheidungen Kohn ſprach, wo füh der 

4. 
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Tod des Reichsvereins in dem wißlährlühften Verfahren 
der Individualitaͤt mit jedem Tage lauter verfünbigte: 

Da, wie wir bey Berücfihtigung der Erekutionsverfaf: 
fung gefehen haben, die Eyefutionsmittel des Bundes in den 
.. Bänden feiner einzelnen Glieder ſich vertheilt befinden ‚fo 
dürfte eine defto firengere Wachfamkeit nöthig fen, daß nie 
ein Glied des Bundes dem, ihm gemachten, Erekutionsaufs 
trage fich entziehe, und auch. nur die entferntefte Unwillfähs 
rigkeit hierinn müßte, ald eine wahre Verletzung der Bun⸗ 

despflicht durch die vereinigte, nöthigen Falle durd jene des 
Protektors verftärkte, Macht aller übrigen Bundesglieder uns 
verzäglich geahndet, und der flichtvergefiene zur Erfüllung 
feiner Obliegenheit gegwungen, und, daß dieß unausbleiblich 
gefchehen werde, in der Geſetzgebung angekündigt werden. — 
Es if unverkennbar, daß nur unter folchen Borausfeßungen 
die unverbruͤchliche Geltung der Geſetze des Bundes, die uns 
gefäumte Nefpektirung feiner Rechtsſpruͤche mit Zuverfücht ers 
wartet werben, daß der Bund nur in dem Maaße feinen 
Zweck erreichen könne, in welchem er durch feine erekutive 
Haltung und Thaͤtigkeit in jedem Bundesgliede die Ueber⸗ 
zeugung bewirkt, daß fchlechterdings feine Ueberfchreitung oder 
Vernachläßigung. irgend einer feiner Entfcheidungen je flatt 
finden dürfe. Die im teutfhen Neiche gemachte traurige 
Erfahrung mögte eine, felbft Bis zum. Grade der Aengftlichs 
keit getriebene, Strenge in diefem Punkte hinlänglich rechts 
fertigen. u J 
Da die, im Falle des Bedarfs eines phyſiſchen Zwan⸗ 
ges zug Geltendmachung der Geſetze und rechtlichen Ents 
ſcheidungen des Bundes erforderlichen, Mittel, dieſelben ſind, 
welche die Moͤglichkeit einer zweckmaͤßigen Vertheidigung des 
Bundes gegen außen, der Führung eines gluͤcklichen Kriegs 
zum Zwecke der Defeftigung des aͤußeren Friedens bedingen, 
fo liegt hierinn nun noch ein Grund mehr, die unnnterbros 
Gene Unterhaltung einer, zu dem volljähligen Bundes; Con 
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tingente verhaͤltnißmaͤßigen, Militairmacht und deren augens 
blicklicher Brauchbarkeit als unerlaßliche Verbindlichkeit allee- 
Bundesglieder gefeßlich aussufprechen, und es dürfte fonach, 
zum Behufe der Erreichbarkeit des Bundeszwecks in feiner 
ichtung nach innen- ſowohl, als nach außen, eine der drin⸗ 
gendſten Funktionen der Militairverwaltung darinn beſtehen 
muͤſſen, daß von Bundes wegen jährlich eine Viſitation ver⸗ 
anſtaltet werde, ob von ſaͤmmtlichen Bundesſtaaten den, in 
Beziehung auf das Vertheidigungsſyſtem des Bundes aufges 
ſtellten Geſetzen — Über Tderen Tendenz und Beſchaffenheit 
ich mic) voraus bereits erfläre Habe — pünktlich nachgelebt, 
das iſt, od jene verhaͤltnißmaͤßige Militairmacht allenthalben- 
wirklich vorhanden, fülche nach dem Grundſatze der Einheit 
der Armatur, der Art der Waffenuͤbung und Verpflegung: 
organifirt, mit den noͤthigen Beduͤrfniſſen des Kriegs verfer 
ben, und die vorhandenen Feftungen im brauchbaren Vers 
theidigungszuftande feyen, und daß im Falle einer entdeckten: 
Lucke oder eines fich ergebenden Mangels, die Ausfüllung der 
erfieren oder die Aöftellung desg letztern unausbleiblich ber’ 
wirft werde. Es Ienchtet wohl aus der Natur der Sache 
von ſelbſt ein, daß dieſes für den Bund das einzig zurei⸗ 
Hende Mittel feyn koͤnne, fih von dem unnnterbrocherien 
zweckgemaͤßen Zufande :feiner Exekutions- und Vertheidi⸗ 
gungsanftalten die beruhigende. Ueberzeugung, der Erreichbar⸗ 
feit feines Zwecks die noͤthige Stuͤtze zu verfchaffen, und ſeine 
Glieder in der "erforderlichen umunterbrochenen Achtſamkeit 
und Spannung zu erhalten; es duͤrfte alſo auch eben das’ 
durch bie Nothwendigkeit des Gebrauchs dieſes Mittels fuͤr 
den Bund, wenn er ſich, die Erreichung ſeines Zwecks und 
die Behauptung ſeiner Exiſtenz anders nicht der Willkuͤhr 
der Individualitaͤt uͤberlaſſen will, vollkommen begruͤndet, 
un) fein nur vortheilhaftes Reſultat fuͤr dm gemein— 
ſamen Zweck aller einzelnen ſeiner Glieder in gleichem 
Grade bewährt‘ feyn. “ 
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Mancherley, für den gemeinfamen Zweck des Bundes 
nöthige, Ausgaben, z. B. für Unterhaltung der Kanzley der 
Bundesverfammlung , für Unterhaltung des Bundesgerichts, 
wenn man die Anftelung eines eignen foldhen Gerichte 
zweckmaͤßig finden folte, für Beſtreitung der etwa erforderiis 
chen Exekutionskoſten, für Derproviansirung der Feflungen. 
im Gebiethe des Bundes im Falle eines Kriege (welche; de 
Ioßtere zur unbedingten Dispofition des Bundes überlaffen 
werden muͤſſen, und ‚dem gemeinfamen Zwecke dienen, dem 
Rechte und der Milligkeit gemäß auch von allen zu beftreiten 
feyn dürfte) und. ähnliche, Segenflände machen es durchaus. 
nothwendig, daß dem Bunde eine, - jenem Aufwande entfpres: 
chende, Summe Geldes, zur : Dispofition: fuͤr jene Zwecke, zu 
Gebote geftellt werde, und es kann keinem Zweifel unterlies 
gen, daß — da jener Aufwand, eben, weil er für das, 
Ganze gemacht wird, auch von allen, dies Ganze konftituis 
renten, Einzelnen. nach Verhaͤltniß ihre ‚individuellen Kräfte 
befteitten werden muß, und - dazy jeder, indem das Wollen 
des Zwecks auch nothwendig das Wollen der Mittel zum, 
Zwecke umſchließt, durch feinen Beptritt zum Bunde auch ˖ 
on ſich ſchon feine Einwilligung zum poraus ertheilt hat — 
jene Summe durch die Peytraͤge aller einzelnen Bundesglie⸗ 
der aufzubringen ſey, und die Beſtimmung dieſer Summe, 
die Aufbringung derſelben und ihre Verwendung für die, 
Zwecke des Bundes, nebſt deren Berechnung, werden ſo⸗ 
nad) „die. Objeig, der Finanzyerwaltung des Bundet 
bilden. 

Die Natur der Sage: weiße Darauf hin, daß dieſer Ver⸗ 
waltungszweig feine Funktion damit zu beginnen habe, daß 
der ſtändige jährliche Bedarf des Bundes für Kealifirung 
der nöthigen. Anftalten zur Erreichung feines Zwecks ansger- 








mittelt, und danach die. regelmäßig herbeyzuſchaffende Torak_ 


ſumme beſtimmt werde: Um dann diefe Summe verhältnis 
mäßig auf ſämmtliche Bundesglieder umlegen zu können, 
- 
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bedärf es dem nächſt der unverzüglichen Feſtſtellung einer g& 
rechten Berthellungsnorm , die, ohne alle Rückſicht auf den 
ehemaligen, notorifch unrichtigen, Neichs: Marritularanfchlag, 
blos nach einem richtigen Verhältniſſe der jetzigen natürlichen 
Otaarskräfte der Bundesglieder auf dem kürzeften Wege zu 
beftimmen , und bey jedem neuerdings eintretenden Länder⸗ 
zuwachſe oder Verluſt der einzelnen Genoſſen ungeſäumt nach 
dieſem veränderten Kraftbeſtande zu modifiziren ſeyn dürfte. 
Die nad) dieſem Maaßſtabe vertheilten, und ohne Duldung 
des mindeſten Verzugs aufzubringenden, Beyträge fließen in 
die, durch ſie ſelbſt ſich bildende, und von einem angeſtellten 
Caſſier unter der Oberaufſicht des Fürſten Primas zu vers 
. waltende , Kaffe des Bundes, und machen deffen Vermögen 
aus, fiber das er zu feinem Zwecke zu disponiren, und jähr⸗ 
lich öffentliche Rechnung zu ſtellen hat. Ku 
Außerordentliche Bedürfniffe des Bundes berechris 
gen auch denfelden, außerordentliche Beyträge von feis 
nen Genoſſen zu verlangen, und Peiner kann und barffolche 
verweigern, weil jeder will, kraft feinee Beyſtimmung zum 
allgemeinen Willen , daß der Bund beftehe, und unter allen 
Umftänden gefichert werde; jeder muß alſo auch wollen, d 
von dem Eigenthume aller einzelnen foviel, als gu feiner 
Erhaltung und Sicherftellung jedesmal erforderfih if, bey⸗ 
getiagen werde, weil ohne den Beſtand des Bundes, ſelbſt 
alle Sicherheit der Einzelnen blos gegeben und gefährdet 
würde, und eben darum im KConfüberationsvertrage zu jener 
Maaßregel Schon dieſe Beyſtimmung jedes Einzelnen enthaks 
ten feyn muß. — Man kann fi wohl damit allein begnü⸗ 
gen, an die höchſt nachtheiligen Folgen der Untauglichkeit 
der Reichsmatrikel, und ber, eben dadurch zum Theile mo⸗ 
divirten, Unwillfährigkeit der Säumſelizkeit der Reichsglieder 
in Entrichtung der ſchuldigen Beyträge zurückzuerinnech, 
um der Bewitkung der ueberzeugung gewiß zu feyn, daß ein 
kräftigeres und dauerhafteres Leben des Bundes ſchlechthin 
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bedingt ſey durch die Gerechtigkeit der Verthellungenorm ſei⸗ 
nes Aufwandes, und die ſtrengſte ‘Pünktlichkeit in Entrich⸗ 
tung der erforderlichen Beyträge, daß alfo die fläte Bewirz 
kung jener und diefer unter die wichtigften und folgereichftem 
Segenftände der Bundesthätigkeit zu rechnen feyen. 

Bey diefen, bisher gezeichneten, fo manchfaltigen Ger 
fchäften des Bundes, welche ihrer Natur nach keine Unters 
brechung vertragen, bey dem dringendften Bedürfniffe einer 
ftäten Obforge für die Erreichung feines Zwecks, und einer 
ſtäten Bereitſchaft zur augenblicklichen Ergreifung der erfors 
derlihen Maaßregeln in dringenden Fällen, zur unverzligs 
lichen Entfcheidung der entftandenen Streitigleiten und deren 
Vollziehung, ſtellt fih die Permanenz der Bundesvers 
fammiung als unerlafliche Forderung dar, und dieſe wird 
nur in demielben Verhältniffe ihrer Beſtimmung zu entipres 
Sen fähig feyn, in welchem fie ſich mit Beifeitfegung aller 
zu ihrem Reſſort nicht gehörigen Beſchäftigungen, blos auf 
die ihr eigenthümliche Geſchäftsſphäre beſchränkt, aber auch 
diefe mit einer zweckmäßigen, nicht, wie bey dem teutfchen 
Reichstage, auf einige Stunden in ber Woche befihränften, 
Thätigkeit ausfüllt, durch fcharfe Beſtimmung ber Rangord⸗ 
nung und aller hierüber möglichen Verhältniſſe, den Ge⸗ 
ſchäftsgang unnütz hemmenden Streitigkeiten vorbeugt, und 
mit beſonderer Aufmerkſamkeit alles dasjenige vermeidet, was 
ihre Bewegungen auf einen, dem Schlendrian und der 
Siechheit des vormaligen teutſchen Reichſstags ähnlichen Take 
zurückführen könnte. 

Werden die hier beſchriebenen Normen als Geſetze des 
Bundes aufgeftiellt, oder belebt wenigftens der in ihnen ans 
gedeutete Geift die fünftigen Sefehe des Bundes, wird. über 
deren unverbrächlihe Wefolgung ununterbrochen gehalten, 
werden alle Streitigkeiten ‚der verbiindeten Staaten unter 
ih ohne. Ausnahme vor das Forum des Bundes gezogen, 
jenen Geſetzen gemäß ohne Verzug gefchlichtet, ‚und dieſe 
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Entſcheidungen unausbleiblich vollzogen, wird feber der vers 
biindeten Staaten vor Gtörungen des ihm geblihrenden 
Nechts: oder Freyheitsgebieths gewahrt, aber auch zur Er⸗ 
haltung und zum Gebrauche der dazu feiner Seite nöthigen: 
Zwangsmacht ohne Schonung angehalten, und jedem nur 
der, ihn rechtlich treffende, Beytrag zu den Bedürfniffen des 
Bundes, aber auch diefer ohne Nachſicht, abgenommen, mit 
einem orte : Wird der Bund nach. den bier erörterten 
Grundſätzen verwaltet; dann herrfcht fiher- Ruhe und Friede 
im Inneren des Bundes, dann hat ficher der Bund die nös 
thige Kraft, um jeden feiner Außeren Feinde die Spitze zu 
biethen , dann wird der Bund feinen Zweck in feinen Glie⸗ 
dern, und die lieder werden ihren Zweck im Bunde un: 
unterbrochen erreichen, und fo wird alles im organifchen 
Gange den Geſetzen des Vereins gemäß harmonifch zufams 
menwirken — dann wird aber auch fiher jeder Teurfche fih 
und feinem Waterlande zu jener Umgeſtaltung feiner Verfafs 
fung aus reinem innigen Patriotismus Glück wünſchen, und 
der heil leuchtende Vorzug des Bundes vor der teutfchen 
Reichsverfaffung felbft den vorurtheilvollften Starrfinn ber 
Anhänger des alten beugen, und beſchämend befiegen. 





Ohne Schonung, welche auch hier in der That keinen 
vernünftigen Zweck Hätte Haben können , aber, ich kann «6 
mit dem reinften Sewiffen fagen, mit unparthevifhem Stre⸗ 
ben, gerecht zu urtheilen, Babe ich die Mängel und Sebres 
chen der teutichen Reichsverfaffung, und deren unverkennbare 
Quellen den Augen derjenigen teutfchen Generation vorger- 
führer, welche, felbft Zeuge der Unzulänglichkeit und Unhalt⸗ 
barkeit jener Verfaſſung, des gänzlichen Werfehlens ihres 
Zwecks, und des bringendften Bedlirfniffes ihrer Umgeſtal⸗ 
tung ‚, am meiften fähig iſt, über die Wahrheit jener Dars 
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ſtellung gerecht zu richten, und ich gfanbe nicht Urſache zu 
haben, die Stimme des unbefangenen Gerichts zu 
fürchten. Mögte es mir gelingen, den Zweck diefer Darftels 
lung‘ zu erreichen, nämtich eben jener Generation eine Plare 
Einſicht dariiber zu verfchaffen, wo und nme bey dem Außs 
Bauen der neuen Drbnung der Dinge zu vermeiden , welche 
Sinderniffe hinweg zuräumen, welche Quellen des Uebels zu 
verſtopfen ſeyen ?. Mögte es mir gelungen ſeyn, die richtigen 
Mittel zur dauerhaften Begründung des wahren Wohle uns 
feres neuen Vereins gefunden, und dieſe, eben fo fehr von 
ihrer Güte und Zweckmäßigkeit überzeugend , dargelegt, als 
den Enthufiasmus zur Thätigkeie fire ihre Ausführung ans 
geregt zu haben! Möchten der Sache gewachfene, von äch⸗ 
tem teutfihen Patriotismus befeelte, Männer diefe Mittel 
einer unbefangenen Prüfung würdigen, und in Anfehung 
derer, die auch ihrem Blicke als dem Vaterlande Hell brins 
gend fich bewähren, ihre Stimme ungefäumt mit ber 
meinigen vereinigen, um deren Berückſichtigung und Realiſu 
rung bey der Bollendung des neuen Gebäudes von der 
Weisheit feines Stifters und feinee Glieder zu erflehen! 
Hat doch der große Napoleon die Stimme ber 
Schweizer und Holländer, der Weſtphalen und 
Spanier bey Feftftellung ihrer Conſtitution des Gehörs 
gewürdigt! Wo wäre ſonach der Grund, zu fürchten, daf er 
gerade nur und Teutſchen bey derſelben Angelegenheit 
daffelbe verweigern könnte? Dder dürften wir Teutfche ung 
ſelbſt in Teinen Augen fo tief gefunfen vorausfeken, dafi 
nur wir feine Hoffnung wagen dürften, daß unfere Stim⸗ 
nie vor Ihm Gehör finden werde ?’— Wehe dann uns 
Teutſchen! Wer alles Vertrauen auf fich felbft verforen bat, 
ift keines kräftigen Auſſchwunges fähig, iſt einer verächtlichen 
Behandlung werth: und hat folche, wenn fie ihm wieber⸗ 
fährt, nur ſich felbft zuzufchreiben. — Dody die Stimme von 
Privaten ift zu ſchwach: Unfere Fürſten find es, deren 
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Stimme Napoleon nicht überhören wird: Sie find es, 
welche es über fich genommen haben, ihre Volker in den 
öffentlichen Verhältniſſen zu vertreten; "Ste find es alfo 
auh, von weichen dieſe Völker, bey Behandlung ihrer ger 
meinſchaftlich⸗ wichtigſten Angelegenheit, bey der Vollendung 
ihrer: öffentlichen Verfaſſung, eine, ihren gerechten Wüns 
fhen entfprechende, Vertretung zu ermarten berechtigt find. 
An Sie demnach richtet fih zunächſt unfer Flehen: O! daß 
Sie menigftens unfere fchwache Stimme nicht überhören 
mögten ! N 

»Gab es je fagt Sean Pauf in feiner Friedenspredigt 
an Teutfchland fo wahr: »Gab es je eine Tags und Nacht, 
z&feihe fiir Fürſten, worinn fle felber entfchieden, was nach 
»ihr erfolgen ſoll, od ein Frühling, oder ein Herbſt — ob 
»ein Gang in warme, fruchtbringende Zeit, oder in kalte, 
Blatt und Frucht verlierende? fo ift diefe Zeit jetzt. Sie 
»haben beynah die Wahl, entweder allmächtig oder ohnmächs 
»tig zu werden. — Sa wohl ftehen unfere Fürften eben 
jest an diefem Scheidepunfte, wohl ift eben jest dieſe Zeit, 
wo fie die Wahl haben, durch eine, auf die fire menfchliche 
Anftalten möglich slängfte Dauer berechnete, Conſolidirung 
des neuen Vereins, dem teutfchen Vaterlande einen Früh—⸗ 
(ing, odei einen dem Winter nahen Herbſt zu bereiten, dafs 
felbe , unter der neu aufgetragenen Schminke, immer mehr 
veraltern und gebrechlich werden zu faflen, ober zu einem 
jugendlichen Leben wieder zn erwecen, in den Organismus 
des neuen. Verbandes den Keim , jener des Reichs ähnlichen 
Spaltung und Erfchlaffung, oder immer fefter fich verfchlins 
gender Einigung und Eraftvoller Energie zu legen, Teutſch⸗ 
land zu einer Achtung gebiethenden politifchen Haltung ems 
porzuheben , oder in noch: tiefere Unbedeutenheit verfinfen zu 
(affen, fich felbft dadurch mächtiger oder unmächtiger zu mas 
hen, MM fie je waren. Die Klugheit gebiethet mächtig, den 
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sünftigen Augenblick moͤglichſt zu benutzen, der, einmal um 
genügt verftrichen, fo leicht ‚nicht wiederkehren dürfte. 

„Wir wohnen jebt« heißt es in eben jener Friedens 
predigt: »im Baugeruͤſte der Zeit — und freylich iſt ein 
»Serüfte nicht die beſte Wohnung. Aber unfere vorige war 
vnoch zerlöcherter und durchfichtiger, als irgend ein Gerüſte, 
»gleihfam nur das Serüft zu einem Serüftee. — Man kann 
in der That das, mas bis jekt von unferem Bunde fleht, 
mit dem Gerüfte eines Gebäudes vergleichen, welches ber 
Baumeifter auf einem dauerhaften Fundamente, nach allen 
Regeln der Kunſt errichtet, und nun denen, die es bewohnen 
follen und wollen, zum Ausbauen überlafien, ſich felbft aber, 
wie billig, fortwährend die Oberinſpektion darüber vorbehal⸗ 
ten bar: Es ift alfo nunmehr die Sache der leßteren, — 
wenn fie fi anders nicht mit dem bloßen Gerüſte begniigen 
wollen, welches jedoch als bloßes Serüfte, dem veränderlichen 
Wind und Wetter Baum in der Länge trogen dürfte — uns 
verzüglich die Hand an’s Werk zu legen, um die Zwifchens 
räume der Außenwände auszufüllen, alle Zu s und Eingänge 
gegen die Anfälle feindlicher Diebe und Räuber wohl zu 
. verwahren, und fi zu deren Vertheidigung, hinreichend zu 
rüften, aber auch die Abtheilungen des inneren Raums fo 
ſcharf zu beſtimmen und zu befeftigen, daß fie alle eben fo 
fihere als bequem und friedlich darinn nebeneinander woh⸗ 
nen können, endlich diejenige Behörde mit gemeinfamer 
Hand zu konftituiren, duch weiche ihre gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten geordnet , und bie, unter mehreren Bewoh⸗ 
nern eines Gebäudes kaum ganz vermeidlichen, Irrungen 
und Collifionen im friedlichen Wege des Nechts gefchlichter, 
und jeder im Beſitze des Seinen wirklich gefhüst und ges 
fihert werde. — Um dieß im Gebäude bes Bundes beffer 
zu bewerkftelligen , als es im Beichsgebäude gefchehen tft, 
dazu follte vorliegende Parallele einigen Beytrag liefern: 
Wohl mir! wenn man das Reſultat dieſer Bemühung der, 
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ihr zu Srunde gelegenen, guten Abſicht nur einigermaßen 
entiprechend finden wiirde. 
 »linten an Hereinhängenden Lauvinen« fagt Sjean Paul 
a. a. O.: »wird jedes laute Sprechen, das fie herunser 
»wälzen kann , (mit Recht) verboten: aber fol man denn 
auf dem ganzen Wege fchweigen, auch auf den Ebenen des 
»sriedens? Muß. ein Staat erft todt fen, ehe man ihn 
»zergliedern darf, und iſts niche beſſer, durch deſſen Krank⸗ 
»heits Berichte die Sektions⸗-Berichte abzumenden ? 
»Dder foll den Bürgern eines Staats erſt ein Feind deſſel⸗ 
»ben,, der die Hände Binder, die Zunge löfen« | — Gewiß 
würde die teutfche Nation nicht folche Sektionsberichte ihreg 
Reichs erlebt Haben, hätten feine Conſtituenten die Kranks 
heitsberichte iiber daffelbe, an denen +8 wahrlich nicht fehlte, 
zur rechten zeit einer wirkſamen Aufmerkfamteit gewürdigt: 
Und follte es darum nicht ein gerechter Wunfd aller Birs 
ger des Bundes feyn. müffen, daß defien Conſtituenten nie 
von der, felbft durch die Erfahrung als nüglich und noth⸗ 
wendig bewährten, Marime weichen mögten, bey zurückge— 
fehrtem Frieden, wo die, nur dem Kriege eigenen, Noth—⸗ 
maaßregeln des Preß⸗, Zeitungss, Briefs und Poſt⸗Zwan⸗ 
ges überflüſſig nicht nur, fondern höchſt nachtheilig find,, 
allenthalben und in allen Theilen des Bundes, über deſſen 
Angelegenheiten eine vernünftige Preßfreyheit, ohne die 
feine politifche Freyheit möglich if, gu ſchützen, und bie 
etwaigen Krankheitsberichte — fen der Berichtfteller, wer ex 
immer wolle, ift nur fein Bericht wahr und treffend — 
mit vorzüglicher Aufmerkſamkeit zu berlicfichtigen ? Wo 
foüte auch ein vernünftiger Grund zu finden feyn, es ben 
Bürgern des Bundes zu verwehren, daß fie, als folche, füch 
um das Wohl⸗ oder Uebelbefinden ihres öffentlihen Rechtss 
zuſtandes bekümmern, fi, unberufen und unbefoldet, unter 
feine Räthe Segeben, und, ohne die geringfte Verlegung hö⸗ 
herer Pfüchten, die Maaßregeln feiner, weder untrüglichen 
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noch alwiſſenden, Vertreter prüfen, ten etwaigen Eebrechen 
nachſpuͤren, und, zweckmaͤßige Vorſchlaͤge für ihre Verbeſſe⸗ 
rung machen duͤrften, die jenen nicht nur aͤußerſt willkom⸗ 
men ſeyn muͤſſen, ſondern ſelbſt nothwendig ſind, weil das 
Gebaͤude des Bundes zu groß iſt, als daß diejenigen, die 
fuͤr ſeine Erhaltung und Ordnung wachen, nicht vielleicht 
Bin und wieder etwas uͤberſehen koͤnnten. — 2 Gs iſt auch 
jest ſchon « fährt Jean Paul fort: » zu viel politiſches Licht 
»vorhanden, als daß unſere Fuͤrſten nicht lieber das Ganze 
» zulaffen follten, und fie haben in Ruͤckſicht des. Vortheils 
»znur die Wahl zwifchen gänzlichee (obwohl unmoͤglicher) 
» Sultans; und Mönchsverfinfterung, oder zwifchen Friedrichs 
»des Zweyten Aufhellungsfrenheit. « 

Wie fih übrigens die einzelnen, in das Gebäude des 
Bundes recipirten, Staatensndividuen befinden werden ? 
ob glücklich, oder ungluͤcklich? ob frey oder ſklaviſch unters 
jocht? ob fie zur Induſtrie und zum Wohlftande empor, 
fommen, oder in Trägheit und Elend verfinten ? überhaupt, 
inwieferne fie ihren Zweck, als Staaten, innerhalb ihrer . 
felöft erreichen werden? wird zunächft von der inneren Ein‘ 
richtung ihrer Staatshaushaltungen und deren Verwaltung 
abhängen; aber da mehrere Familien unter einem Dache 
fih faum ruhig und friedfih vertragen werden, wenn fie 
fih nicht alle “eines möglichft gleichen Grade des Fleißes, 
des Wohlftandes, der Sicherheit, der Frehheii, Aufklaͤrung 
md innerer Ordnung erfreuen; da ſich kaum erwarten laͤßt, 
daß es möglich ſeyn werde, unter trägen und induftriöfen, 
armen und reichen, freyen und ſtlaviſch unterdrädten,, auf, 
geffärten und möndifch verfinfterten, wmohlgeordneten und 
geleiteten, und dagegen wieder desorganifivten, bunt durcheins 
ander geworfenen , Familien, ale Genoſſen deſſelben Hauſes, 
den inneren Hausfrieden ſtaͤts ungeſtoͤrt zu erhalten, ſo kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die zur Erhaltung der 
Ruhe unter den verſchiedenen Bewohnern angeordnete Dir 
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reftion des Ganzen die Verbindlichkeit haben muͤſſe, ſich um 
die Finrichtung jener inneren Haushaltung und Verwaltung 
in den einzelnen Staaten. des Bundes in fo weit zu ber 
tümmern, als es die Bedingung .der Erreichung feines 
Zwoecks, die KHerftellung der möglichften Gleichfoͤrmigkett in. 
den angegebenen Ruͤckſichten, unumgänglich erheifht. Schon. 
feüher Habe ich in dieſer Schrift die Nothwendigkeit diefer 
Tendenz des Bundes gezeigt,. und auf die vorzüglichften 
Punkte Hingewiefen, welche dabey zu beräckfichtigen ſeyn 
moͤgten. Hier wird es nicht unzweckmaͤßig ſeyn, Jean 
Pauls treffende Worte zu wiederholen: 
» Wenn es eine bekannte Klage iſt, daß die neueren: 
» Staaten mehr Staats koͤrper, die alten hingegen Staats⸗ 
»Seelen find, welde mehr mit dem Geiftigen verknüpften 
und bewegten durch Beredſamkeit, durh Sitten, durch 
» Muſik, niche durch hölzerne Raͤderwerke des Formalismus; 
»fo fällt diefe Klage auf keine Staaten gerechter und vers 
»flärkter, als auf die teutfhen. — Unfere aͤußere Foͤrmlich⸗ 
»keit, unfere träge Nachaͤfferey, — gewiflermaßen unfere 
» aufßerordentlichen Sefandten und Profefforen , welche weni⸗ 
»ger gelten, als der ordinarius — unſere Seffionszimmer, 
»mworinn die Köpfe, wie die Bäume im Winter, fo ſtehen, 
» daß der fruchtbare eben fo ausſehen muß, wie der unfrucht⸗ 
»bare, und folglich umgefehrt — unſer politifches Verzichts 
»thun anf jedes Trengeiftige, und unfere Fluchtſtrafen eines 
»jeden Schriets and dem Marſchreglement ‚oder der Schritts« 
» ordnung - der. Collegien⸗Schnecken — unſer Exerzier⸗ und 
»Drögels und Altjaͤhrigkeitsweſen, das Greiſe für Veteranen 
»nimmt, ‚blos weiſe Köpfe für weiße, oder tahle für volle, 
»kurz den Alterswinger "fir Kriegsfeuer, .ald ob ein alter 
Mann nicht weicher gebetet zu werden verdiente, als auf’3« 
»Ehrenbette: Alles dieß, mas dem teusfchen Reichskoͤrper fo 
»wenig Meichsfeele eingeblafen, und was ihm fo fehr alle 
» Einheit des Lebensgefühls genommen hat, daB er,. wie ein 
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»Rrebs feine rechte Scheere mit der Linken kneipend, biefe, 
»als feindliche vorausſetzend, abſprengte — Alles dieß, wo⸗ 
»mit fih das teurfche Neichslabinet zu einem Modellkabinet 
von Mafchinen machte, und felber die Mafchinengötter 
amieder zu Mafchinen, und den Staatsheren zu einem hoͤl⸗ 
»zernen Kempeles Schachfpieler, der lebendige Unterthanen 
»auf dem Schachbrette feines Territoriums richtig hin und 
wieder ftellte und 309g — Alles, womit wir dem Vogel 
. x&trauß ähnlich wurden , der zwar einen flarfen Magen, 
2aber Feine Flügel Hat: Diefes Teurfchen Uebel werden die 
»DBenfptele, und die! Nähe und die Einwirkung einer im 
»politifchen Leben fo begeiſterten Nation , wie wie im Dichr 
»tenden, zu brechen dienen. « 

Wenn fonft mancher teutfche Throngenius, anftatt fir 
»nen Geift fortzupflangen -und fein Volk fih zum Neben 
» buhfer zu erziehen, diefes nur zum Laftträger und Zeiger 
» feiner Gedanken machte, fo gieng der Staat, wie Pfaffius 
» Terzienufr, noch fort, fogar noch eine Stunde,. nachdem 
» das Gewicht abgenommen war; dann fland er. Aber der 
» jeßige Aftralgeifi und regierende Planet Europens will aus 
» feinem Geifte Geiſter machen, und damit Körper nicht blos 
»erfchaften oder beivegen, fondern auch befeelen. Diefes 
» Beyſpiel wird. auf näheren und entfernteren Wegen auf 
uns Teutſche heruͤberwirken, wie Zriederich II, auf Joſeph 
»H., und wir fangen vielleicht in einem höheren Sinne, 
»als bisher Deftreich, das Militairjahr vom November an. « 

» Es if eine vortheilhafte Erfcheinung,, daß die Natur 
»aller Helden — von Alerander und Cäfar an, bis zu 
»Carl dem Großen, Friedrich II, und Napoleon her⸗ 








» uͤber — gleichfam als einen Wunderbalfam für verbintete 


» Voͤlker, Liebe und Eifer für die Wiſſenſchaften auf die ver: 
» heerende Laufbahn mitgegeben hat, fo wie Mpollo neben den 
» Deftpfeilen auch die Lyra und die Muſen tönen läßt. Die 
» Wiffenichaften bewahren, befonders wenn ihr Licht auf aus— 
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x gedehnte Länder Fälle, edle Kräfte, weiche nie bie vechte 
» Srepheit verloren gehen laffen. Großes Liche verdichtet zus 
»lest zu Wärme, melde die Menfchheit mit Leben ſchwaͤn⸗ 
»gert, und mit Aufftehung fegnet. Teutfchland, als das 
»Urgebirge der künftigen uropälfchen Bildungsganggebirge, 
» wird fih mit feinen Mufendergen. immer weiter und Höher 
»ziehen, und am Ende mie PBipfeln umgeben und‘ bes 


»fruchten. « 
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Landesherrlihe Verordnung die Grundverfaffung 
der verfchiedenen Stände im Orosherzogthum 
Baden betreffend. 
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Earl Friederich von Gottes Gnaden, Grosherzog zu 
Baden, Herzog zu Zaͤhringen u. ſ. w. 


Mage Wir über verfchiedene Rechtsverhaͤltniſſe der 
Staats Angehörigen in LUnferen vorhergehenden fimf *) 
grundgefeßlihen Edikten Beſtimmung gegeben haben; fo 
knuͤpfen wir daran nun unmittelbar jene Regeln an, wors 
nach fietshin und unmandelbar die 

Grundverfaffung der verfhiedenen Stände 
in Unſerm Grosherzogthum durch die Stellen, welche zur 





*) Das erfte Edikt berrift die kirchliche Verfaſſung f. Heft 8. Nr. 28; das 
weite beſtimmt die Berfalung der Gemieinheiten, Körperfchaften und Staats⸗ 
Unſtalten, und wird in diefer Zeitfchrift noch nachgeholt werden. Das dritte; - 
die Staatsherrlichkeits- Verfaſſung Äinder man im 12ten Hefte Nr. 31 verglichen 
mit Heft 7 Nr. 9. Das vierte Edikt handelt von Der Grundherrlichkeits⸗Ver⸗ 
faſſung. Wan findet daffelbe Heft 14 Nr. 19 verglichen mit Heft 6 Nr. 41t. 
Das fünfte Edikt endlich befchäftige ſich mit der Lehnsverfaſſung und wir wer⸗ 
den Davon noch in einem Der folgenden Hefte Nachricht geben. 
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Berwaltung. der verfchiebenen Zoege der Staatsgewalt anı 
geftelle find, geleitet werden follen. 
Hecht der Fremden. 

ı) Obwohl derjenige, welcher nicht auf eine der nachbes 
hannten Arten Unſerem Staat angehörig ift, eigentlich nur 
die allgemeinen echte der Menſchheit, und nicht: die aus 
dem Daſeyn Unferer Staatsverfaffung entfpringende beföndes 
ve Vortheile anzufprechen hätte: fo gönnen Wir jedoch jeglis 
chem Fremden, der in Unferen Staat aus erlaubten Abs 
fiehten- und auf geſetzmaͤßige Weiſe eingeht, den Genuß aller 
jener Vorteile Unferer Staatsverfaffung, die bezogen werden 
önnen, ohne daß Unſeren Staatsangehörigen dadurch die 
Gelegenheit ihre Nahrung zu erwerben, ‚genommen oder ges 
fehmätert, noch Uns und! Unſerm Staat im Ganzen Ungeles 
. genheit ader Nachtheil dadurch zugszogen werde, und fichern 
ihm daher den gleichen Staatsfhuß innerhalh Unferes Ge⸗ 
biets zu, den allda andere Unfere Angehörige verfaffungsmäfs 
fig fordern können, alles unter der -auflöfenden Bedingung 
daß gegen den-Genuß diefes Gaftrechts er auch durch Exrfuͤl⸗ 
lung der. daran hängenden Pflichten ſich gäftlih verhalte. 
Hingegen fann er wegen aller Begegniffe die aufferhalb Lars 
des ihm zugefloßen find, nicht auf Unfere Staatsverwendung 
oder Vertretung bei fremden Obrigkeiten, am wenigften auf, 
Eine bei feiner ‚eigenen Staatsobrigkeit, Anſprache machen, 
indem Wir dieſe beſondere Wirkung des Staatuſchetes nur 
Unſeren Landegangehoͤrigen vorbehalten. | | 

- Inbegriff des, Gaſtrechts. u 

2) Diefes Gaſtrecht umfaßt folgende Befugniffe und 
Derbindlichkeiten: a) "Das Hecht, den Staat und jede 
felbftbeliebige Gegend deffelben in erlaubten Neifezwecken zu 
betreten, und die Pflicht, fich wegen ‚feiner Herkunft, und. 
feines Reiſezwecks auszuweiſen, auch die Einlafbedingungen-. 
zu erfüllen, welche etiva von obrigfeitlihen Behörden, nah 
, Befinden der Umſtaͤnde, ‚ihm angedeutet ‚werden: b) Das 
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Rede bes Aufenthalts bei Gaſtwirihen ober Gaſtfremden, 
und die Pflicht nur in Gaſtweiſe da zu ſeyn, d. h. ohme 
Anrichtung einer eigenen Haushaltung, fo lang er nicht ſich 
. zum Ötaatsangehörigen ordnungsmäßig befähigen kann und 
will: c) Das Recht, vom Staat und den Staatsbürgern 
als dev Fürforge des Gaſtwirths oder Gaſtfreundes anver⸗ 
teauter Staatsgenoffe behandelt zu werden, und die Pflicht, 
diefe Zürforge nicht zum Machtheil des Staats ober des Bes 
wiethers zu mißbrauchen, und den Anleitungen. zu folgen, 
welhe der Hauswirch dem Fremden liber das Verhalten im 
Staat, das er zu beobachten habe, giebt, alſo ſich polizei⸗ 
mäßig zu betragen: d) Das Recht, alle Anfialten im 
Staat, deren Gebrauch nicht auf gewifle Gattungen von 
Derfonen beſchränkt ift, für fih zu benugen, fammt der 
Pfflicht, fih nad) den Vorfchriften ihrer Benutzung zu ers 
kundigen, und ibnen gemäß fih zu verhalten: e) Das 
Recht, jede fahrende Haabe, innerhalb des Landes gefeks 
mäßig zu erwerben, und fo weit nicht ihre Ausfuhr verboten 
iſt, fie auch mit ſich wegzunehmen, und die Pflicht, jede 
von der Ausiibung diefer Erwerbsbefagnife, oder von jedem 
andern Theil feines Gaſtrechts, abquellende Verbindlichkeiten, 
innerhalb Landes und vor feinem Weggang zu sırfüllen, me 
niche ausdrüdlih von dem Gläubiger in eine fpdtere, und 
erſt im Ausland zu vollführende Befriedigung eingewillige 
worden ift: f) Das Hecht, gegen jede Beleidigung ich 
aller jener Sicherungss und Genugthuungswege zu bedienen, 
welche dem Staatsblirger offen ſtehen, und die Pfliche, 
aller unerlaubten Selbſthülfe, noch mehr aller angreifenden 
Beleidigungen fih zu enthalten; g) Das Recht, wegen 
allee Handlungen, die weder in fich ſelbſt widerrechtlich noch 
nah ben Geſetzen feiner Heimath ſelbſt ſtrafmäßig find, 
wenn fie Hierlands verboten find, und von ihm ohne Kennt: 
niß Diefes Verbots, begangen wurden, auf eine, nach Befund 
der Umſtände und Wichtigkeit .der Sache, vom Nichter zu 
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ermäßigende Entſchuldigung fich Berufen zu können, und bie 
Hflicht, wegen aller für deren Widerrechtlichkeit die Ver⸗ 
nunfe oder die Berfaffung feiner Heimath ihm Kenntniß 
gab, nach den hieſigen Geſetzen ſich richten zu laffen, wenn 
er gleich die beſtimmte, etwa härtere Strafe, zuvor nicht 
erfundigte: h) Das Recht, liber alle perfünliche Verbind⸗ 


fichkelten , welche Unfere Staatsgenofien irgendwo, oder wel⸗ 


che Fremde innerhalb Unſeres Landes, durch erlaubte ‘oder 


unerlaubte Handlungen, gegen ihn auf fi geladen haben, 
We vor Unfere Gerichtsbehörden mit der gleihen Wirkung, 


die Unferen Staatsangehörigen im Gefeße gegönnt ift, zu 
-Mecht zu fordern, und die Pflicht, jedem Kläger, der an 
ihn während feines Aufenthalts in Lande, wegen Nechtsvers 
bindlichkeiten, die außerhalb feines Heimarhstandes geknüpft 
“worden find’, Klage erhebt, zu Necht zu ſtehen, und dem 
Hecht ein Senüge zu thun, mithin wenn er vor Ausgang 
“der Sache aus dem Lande abgehen wollte, fich darin dafür 
durch Gewalthaber und Eicherftellung habhaft zu machen: 
4). Das Recht, nah Möglichkeit beſchleunigte Erledigung 


feiner gerichtlichen und aufergerichtlichen Angelegenheiten, 


‚und übrigens gleiches Hecht mit dem Innländer zu begehren, 
ſo weit nicht. nothgedrungene Ermwiederung ungerechter Zu⸗ 
rückſetzung Unferer Angehörigen in feiner Heimath ihn das 
"von ausſchließt, und die Pflicht, "wegen feiner, hierlands 
auf fih geladenen Verbindlichkelten, fich nach: den Landes 
gefeken tichten zu laſſen, wo diefo nicht felsft ihm eine Aus 
nahme bewilligen: k) Das Necht, über Werbindfichkeiten, 
Wie er gegen Mitblirger feines. Heimathsſtaats, innerhalb 
soder außerhafd Unſerer Lande, auf fih genommen hat, ohne 


feine Einwilligung bei Uns nicht zu Recht gefordert werden 


zu. können, es wäre Dann, daß die Werbindlichfeit im Hanı 
dei oder auf Märkten Unſeres Staats Sgefchloffen. worden 
wäre, und daher Marktrecht oder Handelsrecht anf fih Hätte, 
und die Pflicht, wegen jeder bürgerfichen oder Strafvers 
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bindlichkeiten, wegen deren der hiefigo Staat eind Abforbe; 
sung feiner Staatsobrigkeit, (Avocation) bewilligt, dieſer 
Folge zu leiten, und nicht auf ein Richten der hieſigen Ber 
börden ſich berufen zu können: 1) Das Recht, daß fer 
Bermögen im Lande, wenn er darin ſtirbt, gleicher Fürſorge, 
wie jenes der Staatsbürger anwertraut, und an jene, denen 
es durch gültige lebte Willeneverordnungen, oder durch die 
Erbfolge nah) den Rechten feines Heimathsſtaats, angehörig: 
HE ausgelinfert werde, wenn nicht diefev Staat ein Fremdr 
lingserbe (jus albinagii) gegen den-Unſrigen ausübt, 
und Uns dadurch zur Rechtserwiederung nöthigt; und die 
Pfllicht, davon nicht mehr und nicht weniger, für den det’ 
Verlaſſenſchaft gewordenen Staatsſchutz zu entrichten, als 
davon auch alsdann würde haben entrichtet werden müſſen, 
wenn fie an Innländer gefallen wäre; endlich im) da#' 
Hecht, aus dem Lande, ſobald es ihm gefällt, frei und uns 
aufgehalten auszumwandern, und feine eingebrachte oder im 
Land rechtmäßig erworbene Haabe, fo weit feßtere nicht 
einem Ausfuhrverbot unterliegt, nach Berichtigung feiner 
innländiſchen Schufdigkeiten, ohne Abzug mit fich zu neh⸗ 
men, und die Pfliche, diefe Abreiſe vorzunehmen, fobald. 
die oberfte Staatsbehörde, wenn gleich ohne alle Eröffnung 

ihrer Beweggründe, es ihm zu gebieten fi. entſchließt. 
Einfhräntung bei herreniofen Säften 
35) Der ungefehmälerte Genuß ditſes Gaſtreches komme: 
que jenen Fremden zu, welche eine offene Heimath und einen, 
nachfolgenden Herrn haben, das ift, weiche noch mürklich 
Bürger ader Angehörige eine andern Stans find, in wel⸗ 
hen zurückzukehten fie nichts hindert, und welche Daher auch 
in dee Fremde dem Mertretungsrecht und ber dückrufsbefug⸗ 
niß ihres Regenten unterliegen , femit das Land als Rei⸗ 
fende berreten. Eingeſchränkter iſt ber Genuß des Gaſt⸗ 
techts für Herrentofe Gäſte, wohin gebören Auswans 
derer, die von ihrem Heimathsſtaate auf Beriangen- ents 
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laſſen worden find, um eine neue Heimath In anzubauenden 
Erdfirihen zu ſuchen; Ausgewiefene, bie von einem 
Staate, worinn fie fih aufhalten, wegen verwürktem Aufe 
enthaltsrecht über die Grenze gebracht worden; Eandfahrer 
oder Landftreicher, die ohne habende Heimath, und ohne eine 
‚zu ſuchen, in der Welt fich forttreiben; und Landflüschtis 
ge, die aus Furcht vor einer verwürkten Strenge der Ges 
feße oder um einer Unterthanenpflicht auszuweichen, aus ih⸗ 
tem Lande ausgetreten find. Auswanderer find bes 
ſchränkt a) in dem Recht der Reiſe und bes Aufenthalte, 
als die fie nicht nach Belieben einrichten können, fondern 
jene Straßen und Stationen einhalten müſſen, weiche in ber 
nächften Richtung zu ihrem fuchenden ‚Heffrungsiand führen, 
weshalb fie der empfangenden Staatsweiſung nachfolgen 
müffen, bei Gefahr, fonft als Landftreicher behandelt zu wer⸗ 
den, und b) in der Gerichtspflichtigkeit, indem fie wegen 
aller und jeder inn⸗ oder außer Unſeres Landes, inns oder 
außer ihrem alten Heimathsſtaat verrichteten Handlungen, 
anf Erfordern während ihres Innländifehen Aufenthalts vor 
bieffeitägen Behörden Recht nehmen müſſen, und ihre Abfors 
berung und Rücklieferung von ihrem ehemaligen Herrn nicht 
weiter verlangt, wohl aber wegen Verbrechen, auch gegen 
ihren Willen, . von Unfern Behörden bewilligt werden kann. 
Bei Ausgewiefenen wenn fie für Unſeren Staat fremd 
find, tritt das Nämliche ein, nur daß c) nach Befinden 
ihrer. Ausweifungsurfachen und der daraus gegen fie ent 
. fpringenden Verdächtigkeit anf der Straße und den Statio—⸗ 
nen ihre perfönliche Freiheit durch Begleitung, nächtliche 
Verhaftung u. d. gl. von Unſeren Poligeibehörden einges 
ſchränkt werden kann. Bei Landfireichern gilt dieſes 
zunächſt Sefagte ebenfalls, und d) wenn fie ungeleitlich d. 
h. ohne Vormweifung gültiger Päſſe, und ohne einen rechts 
fertigenden Zweck das Land betreten, ſo ſind ſie einer polizei⸗ 
lichen Unterſuchung und einer auf gutfindende Zeit beſtimm⸗ 
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baren Annahme zu Verhaft und zu geziwungener Arbeit, 
‚niemals aber, ohne eine ihnen erweißlich zur Laft liegende 
‚weitere firafmäßige Handlung, einer Förperlichen Züchtigung 
Heimfälig. Laudfliichtige können ec) je nachdem die Art 
und Natur der Lirfache ihres Austritt, und das Verhältniß 
Unferes Staats zu ihrem Heimathsſtaat es fordert, als 
Deifende, Auswanderer, Ausgewiefene, oder als Landftreicher 
behandelt werden, in jedem Fall aber f) wo allgemeine Ders 
brechen, d. h. folhe, weiche eine Uebertretung natlielicher 
verbotener Handlungen enthalten, zum Grunde des Austritte 
liegen und fund find, und wo dieſe nach Unſeren Staates 
gefegen und nad jenen ihrer Heimath zugleich peinlich 
find, da müſſen ſio verhaftet, und auf Begehren ihrer ;Obrige 
keit zurückgeliefert, außerdem aber hierlands vor Gericht 
geſtellt, und allda nad) dem Strafmaaß ihrer Heimathege⸗ 
ſetze gerichtet werden. 
Schutzgenoſſenſchaft. 

4) Eine andere Gattung von Fremden find die Schuß; 
genoffen: fie treten in das Land ein, um für einen vors 
übergehenden Zweck, einen zeitlichen Aufenthalte darinn zu 
nehmen , ohne jedoch in eine bleibende Verbindung mit Uns 
ferem Staat einzugehen; fie genießen für diefen Zweck, aber 
auch nur für ihn, zu dem Gaftrecht, foweit ed auf die Art 
ihres Bleibens Im Staat anwendungsempfänglich iſt, noch 
alles das weitere Recht, das den Staatsbürgern, bie 
den gleichen Zweck verfolgen , desfalls ohne namentliche Bes 
ſchränkung auf Unſre Staatsunterthanen durch die Geſetze 
gegeben iſt, ſo lang ſie in dieſem beſonderen Geſchäftsberuf 
thätig find, und fallen, fo wie dieſe Anſtellung aufhört, in 
die Klaffe der Säfte zurück. Sie tragen aber auch alle 
Laften des Staats, ‚die auf diefem Beruf verfoffungsmäßig 
liegen, gleich jenen Perfonen einer folhen Klaſſe, welche 
Staatsbürger find; hieher gehören Ehehalten, oder Pers 
fonen deren Aufenthaltsrecht daraus erwächſt, daß fie im 
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Dienft und Lohn ber Staatsbürger für deren Häusliche Ber 
‚bürfniffe oder für deren Gewerbsgeſchäfte "arbeiten, alſo 
. Dienftboten, Gefellen, Lehrjungen, Fabriken, Arbeiter u. d. gl. 
3öglinge, deren Aufenthalt durd den Zweck beſtimmt 
wird , von gewiffen Bildungsanfalten des Landes Nutzen zu 
ziehen, fie mögen entweder fich felbft überlaſſen, oder bes 
fimmten Staatsbiirgern desfalls anvertraut feyn, als Stu⸗ 
dirende, Koftfchiiler u. d. 9. Pächter von Landgütern oder 
Sewerben u. f. w., und Rentirer oder Perfonen, bie bios 
von ihren auswärtsher ziehenden Renten oder fonft von aus 
wärtigem Einfommen ‚leben und Unſer Land nur zu einem 
einftweiligen Aurevthalt wählen, mithin weder duch die 
Natur Ihres Einkommens noch durch eine freiwillig gefnlipfe 
te Verbindung in einem dauernden Verhälint zu dem hie⸗ 
ſigen Land ſtehen. 
Einſaſſen ‚Ned. 

5) Noch eine weitere Gattung der Fremden find die 
Einfaffen, worunter ſolche verftanden werden, welche mit 
Beibehaltung bes Heimathsrechts in ihrem urfpriinglichen 
Staat, zugleih durch einen geſetzmäßig erlangen Beſitz 
von Siegenfchaften im Land, ingleichen durch ordnungsmäßige 
Erlangung eines Staaredienftes oder eined Gewerbes im 
Land in eine bleibende Verbindung mit Unſern Landen ger 
fommen find, wovon Erfiere, je nahdem ihr Gut eigene 
Markungsrechte hat, oder einer Ortsmarkung untergeben iſt, 
Landfaffen oder Markfaffen, lebtere beede Gattungen 
aber Schirmsfaffen find. Alle disfe -geniefien fo lange 
fie im Land auf ſolche Weiſe angeſeſſen find, in denjenigen, 
was auf ihre Art der Angefefienheit Bezug bat, durchaus 
Staatsbürgerrecht, Haben aber auch in diefer Beziehung 
durchaus Unterthanenpflicht; in, andern davon unabhängigen 
Beziehungen aber behalten fie die allgemeine Schutzgen oſſen⸗ 
ſchafts Verhältniſſe, nur daß fie nun auch wegen ſolchen 
Verbindlichkeiten, die fie außer Landes und ſelbſt in ihrem 
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Heimathsland, (wenn nur nicht in Bezug auf. auswärtige: 
Liegenfchaften, Gewerbe oder Erbſchaften) überkommen has 
ben, hierlands gerichtspflichtig werden „. daß fie mithin dem 
Kläger , felbft wenn er ein Mitbürger aus ihrem Heimaths⸗ 
land wäre, kein Rückweiſungsbegehren an ihren Heimaths— 
tichter entgegen feßen, noch von diefen leßteren, (den Fall, 
alldort begangener Verbrechen oder vorhandener Nechtshäns 
gigfeit , ausgenommen) zurüsfgefordert werden können, fo 
bald fie mit Bewilligung ihrer angebodrnen Obrigkeit, und 
auf erlangten Heimathsſchein, d. i. der Beurkundung des. 
Vorbehatts nad) Sutfinden in die Heimath zurück zu fehren,, 

zu Einfaffen Hierlands angenommen worden find. | 

Staatsbürgerrecht. 

6) Schutzgenoſſen und Einſaſſen ſind zwar in 
Beziehung auf jene Verhältniſſe, in welchen ſie durch ihre 
Verbindung mit Unſerm Staat auch Unſerer Regentengewalt 
unterworfen ſind, nicht mehr Landfremde, fondern zus 
gleich Staatsangehörige und als folche gegen Uns in 
einer beichränkten. Unterehanfhaf. Staatsbürger und 
Staatsunterthanen find fie aber darum nicht; fondern 
nur jene Derfonen find diefes, welche ohne Beſchränkung 
auf gewiſſe Verhältniſſe fr fich, ihre Familie und Nachs 
kommen, Unſerer Regentengewalt angehörig find. Um es zu: 
feyn muß eine folhe Derfon die Pflicht auf füh Haben, alle: 
jene Verwendung ihrer Zeit und Kräfte, weldhe nad der 
Steatsverfaffung zum öffentlichen Dienfte gewidmet if, dem 
Unfrigen vorzugsweiſe zu widmen‘, alle Verwendung berfel: 
ben , die zu ihrer eigenen Willkühr vermög der Staateners 


fafiung bleibt, nach den Regeln der biefigen Staatsgefenges | 


bung einzurichteh , und fi) unbedingt der hiefigen Richters: 
gewalt zu untergeben, wogegen fie aber auch das Recht ger. 
nießt, aus der Benußung ihrer Zeit und Kräfte all jenen 
Gewinn zu ziehen, der flnatsverfaffungsmäßig davon gezogen 
werden kann, und zu verlangen, daß fie gegen jebe drohende 
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Benachteiligung, welche wegen Geiſtes⸗ oder KRörperfchuiltr 
die, oder Uebermacht der Gegenwürkung, fie felbft anzumens 
den nicht vermögend wäre, mittelft obrigkeitlicher Vorforge 
im Land, und mittelft vegentenamtlicher Vertretung und 
Verwendung außer Landes gefchlükt werde. Mur - eine aus⸗ 
drückliche oder feillfchweigende Uebereinkunft zwifchen Uns 
und einem Fremden kann ihn in einen Staatsbürger ums 
ſchaffen; ſtillſchweigend ift fie nur da vorhanden, wo bie 
Beiderfeitige Abſicht in jene Werbindung zu treten, durch eine 
natürliche, und von den Staatsgefegen des Großherzogthums 
anerkannte Folgerung aus einer vorgegangenen Handlung 
fließe. Bewieſen und befräftige wird fie durch die Erbhul— 
digung, oder das feierliche Gelübde, welches das Familien⸗ 
haupt, und jede Mannsperfon , die das Recht bat, Finftig 
Familienhaupt zu werden, ablegt, für fich ſelbſt und mit als 
len Familiengliedern dem Degenten und feinen rechtmäßigen 
Nachfolgern, treu, Hold und gewärtig gu fenn, nah Kräf 
ten defien Schaden abzuwenden, dagegen deſſen Beftes zu 
fördern, auch den Geſetzen des Staats unterthünig und den 
odrigkeirlichen Geboten gehovfam zu ſeyn. Ob folhe Hul⸗ 
digung fchriftlich oder mündlich „ eidlich oder handgelübdlich 
zu leiften fey, bleibt da, wo befondere Freiheiten nichts bes 
flimmen, dem jedesmalig landesherrlichen Surfinden übers 
laſſen. 

Vorrechte der Staatsbürgerſchaft. 

7) Die Vorrechte des Staatsbürgers vor dem 
Fremden befiehen a) Im Erwerb martfäffiger Lie, 
gender Güter: Kein Ausländer: kann ein folches liegendes 
. Sue im Großherzogthum erwerben, oder ein ihm anfallen 
bes oder zugefchaßtes iiber Jahr und Tag unveräufert beis 
behalten, ſoweit ihm nicht dazu vom Megemten befondere 
Erlaubniß bewilligt if. Auf Güter, die der Landtafel anges 
hören, oder fchriftfäßig find, gehet dieſes Erwerbsverbot 
nicht; b) In Treibung Handels und Gewerbes: 


t 
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Niemand Mann im Lande auf eigenen Namen und Rechnung 
Handlungen, Manufakturen, Handwerker und andere ſtän⸗ 
Dige Gewerbe beſitzen, er fey dann Staatsblirger, oder 
werde es, vorbehaltlich jedoch landesherrlich zu bemwilligender 
Ausnahmen; wohl aber können Fremde als Gefellfchafter 
oder als Einlagégenoſſen an einem befiehenden Gewerbe eis 
nes Staatsbürgers Theil nehmen, ingleihem als. veifende 
Handels⸗ oder Gewerbsleute auf Jahrmärkten oder auf ers 
langte zeitliche Handelsſcheine auch anderwärts ihre Hands 
tbierung treiben; dagegen kann keinem Innlaänder verſagt 
werden, ein erlerntes Gewerbe zu treiben, zu weichem er 
srdnungsmäßig fich befähigt Hat, ſoweit nicht Verzicht ober 
Ergreifung einer andern damit umvereinbarlichen Lebensart 
ihn davon ganz, oder für die Zeit des andauernden Hinder⸗ 
niſſes ausſchließt; o) In der Anfprahe auf Staats 
Dienfte: Sieber Staatsbürger, der zu gewiffen Klaſſen von 
Staatsdienften fih befähigt hat, erwartet darinn feine vers 
haltnißmäßige Verforgung; Fremde können nur durch beſon, 
dere Begünftigung des Regenten, und follen niemals in eis 
ner zum Nachteil gleich gut geeigneter Landeskinder gereis 
chenden Menge dazu gelangen; d) Zn der Allgemein; 
Heit Des Staatsſchutzes: Wenn bei Fremden, die Uns 
ferm Staat zugleich angehörig find , menigftens noch der 
BSouverain ihres Heimathslandes mit allen feinen geordne⸗ 
ten Staatsbehörden ausgenommen ift, gegen deffen vermeints 
lichen Ueberdrang man ſich dieffeits ihrer nicht anzunehmen 
bat; fo ift bei Staatsbürgern keine Gattung des widerrechts 
lichen NachtHeits, und Feine Perſon, von ber er herrühre, 
ausgenommen, welche fie von der Nachſuchung und Erxtheis 
inng des Staatsſchutzes ausſchlöſſe; e) In der Dauev 
Des Einwohnungsrehts: Keine mit ihnen vorgehende 
erlaubte und unerlaubte Veränderung , welche nicht einen 
ausdrigklichen, oder einen feillfchweigenden namentlich in bier 
ſem Gefetz zu Kräften erfannten, Verzicht enthält, vermag 


+ 





74 


die Unterthauen des Rechts zu berauben, fir fi unb ihre 
Zamilie den Aufenthale in UnferengLanden gu nehmen; fie 
Können zur Strafe wohl aus einzelnen Gegenden, aber nicht 
aus dem Lande verbannt werden, es gefchehe dann durch 
Deportation an einen andern von Staats wegen ihnen aus: 
gemittelten bleibenden Aufenthaltdort in dazu geſetzlich geeig: 
neten. Straffällen; f) In dem Recht durh Heurath 
eine eigene Familie im Staat zu gründen: Ka 
nem Fremden, der nicht für eine Ehe, die er fchließen. will, 
ben Heimathsſchein auflegt, das ift, die Urkunde feiner 
Staatsobrigkeit, daß die Ehe ale dort vollzogen_und Staats 
bürgerrecht genießend werde angefehen werden, keinem alfo, 
der nicht auf jenen Staat ordnungemäßig henrathen darf, 
kann im Lande eine Eheverbindung einzugehen geftattet wer: 
den, möge fie nun mit einer andern fremden Perfon, oder 
mit einer bdieffeitigen Staatdangehürigen gefchloffen werden 
wollen; dagegen kann auch einem Staatsbürger oder Feiner 
Staatebürgerin ein ordnungsmäpiges Einfchreiten in dem 
Eheſtand gänzlich verfagt werden, obwohl es durch die 
Seaatsgeſetze auf gewiſſe Alters, Vermögenss und Standes: 
erforderniffe Hin aufgefhoben werden kann. g) Sn dem 
Recht auf Verforgung ihrer Kinder: Diefe müflen 
Bst fEaatsbürgerlicher und fittlicher Befähigung , wenn nicht 
immer an ihrem Wohnort, doch im Staat überhaupt zu 
einer Antretung ihres Staatsbiirgerrechts und zum Genuß 
der davon abhängenden Vortheile zugelafien, und darinn 
nach Möglichkeit gefördert, auch bei eintrerender Unmöglich: 
feie für ihren Erwerb durch irgend eine Arbeit forgen zu 
können, nothdürftig ernährt werden. 
Erlangung derfelben. 

8) Diefes Staatsbürgerrecht fteht dermalen als wohl⸗ 
erworben zu, allen, die in denen zum Großherzogthum 
gehörigen Lauden bei dem Vollzug der Rheiniſchen Bundes— 
akte ale Standesherren, Grundherren, oder als hohe und 
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niedere Staatsbiener, ingleichem als Bürger, Hinterſaſfen 
oder Schutzverwandten, oder endlich als von ihren Renten 
ohne Staatsbefchäftigung lebend, wohnhaft waren, und nichk 
ihre Kauptwohnung oder ihr wirkliches Bürgerrecht damals 
zugleich in einem andern Staat hatten. Es wird fortges 
pflanzt a) duch Heurath: jedoch nur auf das weibliche 
Geſchlecht; weiches ausländifche Frauenzimmer nämlich auf 
eine geſetzmäßige Weiſe fih an einen Staatsbiirger verheus 
rathet, die wird ohne weiters dadurch Staatsbürgerin, obs 
wohl nicht immer Semeindebürgerin. b) Durch Einges 
bohrenhetr: derjenige, der von einer Staatsbiirgerin, «6 
fey in’ oder aufer der Ehe, dorh legten Falls im Pande ges 
vohren ift, ingleichem der, weicher von einer ſtaatsange— 
Hörigen Fremden im Lande gebohren wird, ohne anderes 
wo ein’ angebohrnes Staatsbürgerrecht zu haben, ift Staates 
Bürger. Es wird neu erworben c) durch Einzugss 
Sriefe (diplomata indigenatus): Wer einen ſolchen von 
Uns oder Unſeren dazu verordneten Stellen erlangt, der hat 
damit ein bedingtes Necht zur Staatsbürgerfchaft, deffen 
Beſitz und Gebrauch aber nachmals erft auf ihn unbedingt“ 
übergeht, wenn er fein Staatsblirgerrecht im Auslande aufs 
giebt, und feine Wohnung im Lande aufſchlägt. Kine lans 
Desherrliche Dienftannahmsurkunde gilt für einen Einzugs— 
Brief. Es wird feruer erworben, d) durch einen zehenjäh— 
rigen edrlihen Aufenthalt im Lande: wer vom 
Staat aus Nachſicht eingelaffen wurde, ohne daß man fich 
um die Beibehaltung feines auswärtigen Bürgerrechts bes 
fiimmerte, und indeffen folches verfaumt oder verloren hat, 
wohin auch Diener der Standes; und Grundherren, oder 
‚ber Gemeinden, bei denen dieſer Fall einträte, zu vechnen 
find, der iſt Staatsbürger. 
' Verluſt derfelben. 

9) Berloren geht das Staatsburgerreht a) durch 

Auffage Diefe endigt ſolches auch Für alle Familien 
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glieder bes Auffagenden, die noch in. feiner Gewalt find, 
wenn fie zum Behuf einer fchon anderwärts erlangten fiche: 
ren Heimath geſchieht; würde fie aber zum Behuf einer 
erft zu fuchenden Heimath unternommen , fo bleibt denen, 
die ‚nicht etwa fchon volljährig find, und ſelbſt an der Auf⸗ 
fage Theil nehmen, ihr Staatsbüirgerreche unverzogen, vu, 

det jedoch fo fang, bis fie wieder zu deſſen Antritt zurück⸗ 
kehren, oder ſich defien nach erreichter Selbſtſtändigkeit ents 
fhlagen. b) die Entſchlagung gefchieht durch jede Hands 
lung, welche mit der Abficht der Velbehaltung unvereinbars 
tich, und dafür durch dieſes Geſetz anerkannt iſt. Dahin 
ſoll gerechnet werden. a) Die Annahme eines aus 
wärtigen Staatsblirgerrehts: Wir geflatten im 
Unfrem Staate keinerlei Art der Pfahlburgerrechte; wer 
Unfer Staatsbürger in dem oben bezeichneten vollen Sinn 
des Worte ſeyn will, muß nicht zugleich das nämliche ge 
gen einen andern Staat feyn wollen; er ift aber laut des 
obigen ungehindert, bei ordnungemäßiger Fürſorge für Ers 
haltung feines Hiefigen Staatsburgerrechts, anderwärts 
Schusgenoffe und Einfaffe auf kürzere oder längere Zeit zu 
‘werden; 3) die Heurath im Ausland und anf das 
Ausland Wer auswärts fich verehliche, ohne zunor in 
Unferen Staaten das Heimathsrecht für feine vorhadende 
Ehe, durch Beobachtung der dieſſeitigen Staatsgefege über 
ſolche Falle, fichergeftellt zu haben, der muß angefehen wers 
den, als einer, der auf das hiefige Staatsbürgerrecht weiter 
feinen Anfpruch mache, und hat fich lediglich an jenen Staat 
zu halten, der ihm eine ſoiche Ehefchließung bei fich geftats 
tete; y) die ausländifhe Erfchleihung der Trauung 
giner, im Sroßherzogthum denen Ehelufkigen zuvor verweis 
gerten Ehe gilt ebenfalls fire eine Verachtung und Ablegung 
des hiefigen Staatsbürgerrechts , fo oft die Ehe als gültig 
beitehen bleibt, Weiter d) eine beharrliche Landflüchs 
tigkeit, das ift ein folcher Austritt aus dem Lande, wo—⸗ 
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mit wan einer oder ber andern Gtäatepfliht auszuweichen 
fucht, und wekhe man : nach öffentlich erfolgter Vorladung 
. zur Nüdlehr und zur Verantwortung, fiber die vorgefchries 
bene Zeift Hin ohne rechtlich gültige Entfchuldigung fork 
ſetzt. Endlich e) ein wiſſentlich unbefolgt gelaffenee 
Heimruf der Obrigkeit, die einem in erlaubten Abſichten 
auswärts befindlichen Staatsbürger, aus gefeglichen Urſa⸗ 
chen die Verlaſſung ſeines auswärtigen Aufenthalts oder die 
Heimkehr ins Vaterland auferlegt hat. Durch den Verluſt 
des Staatsbürgerrechts tritt der Staatsbürger in die Klaſſe 
der Fremden; an jenen Rechten, deren auch dieſe fähig ſind 
mithin auch an den Familien⸗, Erb⸗ und Vermögensrechten 
verliert er dadurch allein nichts, wenn nicht die geſetzwidrige 
Handlung, die etwa jenen Verluſt herbeizog, nach den je 
weils befichenden Landesgeſetzen eine Vermögensverwürkung 
begründet. 
Ortsſaſſenrecht. 

10) Die Staatsbürger können zugleich verfafundemäf 
fige Theilnehmer der Vortheile eines beftimmten Orts, und 
feiner Laſten feyn, Ortsſaſſen, und in diefer Eigenfchaft 
entweder Theilnehmer des Gemeinderechts mit allen feinen 
Vortheilen und Lafien (Gemeindslente, Drisbürger) 
oder nur Theilnehmer gewiffer beſtimmter Vortheile und Las 
fien des Orts, (Schutz burger, Hinterſaſſen). Sind fie 
feines von beiden, und haben fie alfo in dem Drt, wo fie 
find, nur zufällig an jenen Dortheilen und Laften Antheif, 
‚weiche von der alldaı aufgefchlagenen Wohnung unzertrenns 
ich find, fo gehören fie in die Kaffe dr Einwohner, 
die alsdann ihre Rechte, aus ihren anderen Eigenfchaften 
als Fremde, Staatsgenoffen , Einfaffen oder Staatsbürger 
zugemefien erhalten, und nur an denen mit dem bloßen 
Aufenthalt verknüpften Ortsvortheilen und Laften Theil 
nehmen. 

Nur allein die Ortsbürger Haben a) Wählbarkeit 
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gu Gemeindsämtern; b) Stimmfähtgkeit für Gemeindsbe 
rathſchlagungen; c) Theilnahme an allen Kilmnendnießungen, 
d. h. an der Benußung folder Allmendvortheile, worin der 
Genuß des Einen den Genuß anderer befchränft, und - die 
Daher nicht (mie Wege, Waffer, u. d. gl.) Jedem aud 
Fremden offen ſtehen; d) Befugniß zur Marflofung; e) 
Theilnahme an den befonderen Worrechten und Staatsfrei⸗ 
heiten der Gemeinde ihres Orts. Die Schutzbürger, 
Sönnen «) an jener Wählbarkeit, Stimmfähigkeit und Mark; 
dofungs s Berechtigung nie Theil nehmen, fo lang fie nicht 
gum DOrtsbiüirgerrecht gelangen, und 8) von den Gemeinds— 
wiefungen und Drtsrechten komme ihnen nur dann etwas 
mit zu, wenn durch die Ortsverfaffungs / Urkunden, (wohin 
auch vorberes Herbringen gehört, wann es in der beſtimm⸗ 
sen Zeit für die Zukunft niedergefchriehen wird) oder durch 
ihre Schutzbriefe ihnen beſtimmt etwas zugebillige iſt; Hins 
gegen y) haben fie.das, keiner Markloſung blos ftehende, 
Erkauffsrecht zu Liegenfchaften ihres Banns für ihren ‚eigenen 
Gebrauch. Im übrigen baden fie gleiche Rechte mit den 
Ortsbürgern. 

Ertangung defſelben. 

11) Das Einwohner Recht braucht nicht Sefonders 
erworben zu werden: jeder Staatsbürger jeder Klaffe, 
auch jeder Schußgenojfe oder Einiaffe hat es an jchem Drt 
im Lande, wo er anf kurz oder lang Wohnung nimmt, muß 


ſich aber im Gebraud, deſſelben nach den Poltzeigeſetzen vichs 


ten, welche ihm auch an diefem und jenem Ort, nach Erfor⸗ 
derniß des Staatszwecks, eine zu einem Mißbrauch gedeihens 
de Uebung jenes Nechts unterfagen können. Orts- und 
Schubbürgerrecht wird durh den Befik des Staark 
hürgerrechts nicht erlangt, obwohl, umgekehrt, jeder Orts⸗ 
oder Schutzbürger eben dadurch, daß er dieſes ift, auch das 
Staatsbürgerreiht hat, Wer jene Nechte befanders erlangen . 
will, muß fie durch Geburt, durh Annahme, oder. durch 
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Verjährung srfängen. Angebohren wird ein ober bad 
‚andere Recht dem, der in der Ehe von Eltern erzeugt tft, 
welche beede die nämliche Klaffe des Ortsſaſſenrechts beſitzen; 
iſt eines der Eltern zwar Ortsburger, das andere aber nu 
Schußburger, es fey Vater oder Mutter, fo. wird dem eheli⸗ 
hen Kind auch nur Anfprahe an Schutzburgerrecht anges 
bohren, fo wie auch durch unehelihe Geburt von einer 
orteſäßigen Mutter nur. Schußburgerrecht verlangt wird 
"Angenommen wird jenes Recht durch die ordnungsmäßig 
erlangte Bewilligung der betreffenden Obrigkeit auf vorge 
Hende verfaffungsmäßige Verneymung der. Semeinden-oder 
ihrer Vorſteher, als. welche zwar fein Recht haben, Surd 
ihren Widerfpruh eine ſonſt billige Annahme zu Hindern, 
wohl aber ein Recht, daß fie zu binlänglicher Ergründung 
der Billizkeit zuvor verfoffungsmäaßig gehört und. ihren 
Gründen Aufmerkfamkeit gefchentt werde. Erheurathet 
kann das Drtsfaffenrecht nicht werden, fondern eine einfreie 
de Mannes oder Weibsperſon muß, jedesmal zuvor ihre Ans 
nahme nachfuchen und erlangen; nur ſo viel mag die Heu⸗ 
rath dabei wirken, daf ‚bei einer einfrgienden Beibsperfon, | 
die fhon Staatsburgerreihte hat, unbefiholten ift, und dag 
erforderliche Eindringen aufweifen kann, die Annahme nicht 
verfage werden darf. Erfefjen endlich wird nur das 
, Schugburgerrecht, niemals Ortsburgerſchaft: wer in einer 
Gemeinde gehen Jahr, in welcher Eigenjchaft es fey, ale ' 
Einwohner nicht als bloßer Schußgenoffe geduldet wurs 
de, ohne daß. fi die Ortsherrichaft und Gemeinde darum 
bekümmert hätte, ob er auch anderwärts ins oder aufer 
Lands ein örtliches Heimathsrecht habe und ordnungsmäßig 
beibehalte, dem muß nachmal für fih und feine Familie das 
Schutzbürgerrecht von der Grundherrſchaft und der Gemein 
de zugeſtanden werden. 
Verluſt deffelben. 
12) Verloren wird das Einwohnerrecht buch . 

\ 
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jede freiwillige oder, wo der Fall da ift, gebotene Aufhebung 
Der Wohnung an einem Ort: das Drtsbürgerrecht aber 
nur a) durch Verluſt des hiefigen Staatsbürgerrechts; b) 
durch Eintrise in das Bürgerrecht einer andern Innlänbifchen 
Semeinde. Niemand foll zugleich an zwei Orten Bemeindss 
Kürger feyn, obwohl jeder nad) den Bedürfniſſen feiner Ge 
werde an einem Ort Gemeindsbürger und an einem oder 
mehreren andern innländifhen Orten Schusblirger fepn 
kann; c) duch Auflündigung, wann jemand in Verhälts 
niſſe kommt, unter denen er und feine nachlommende Tas 
milie im Land, ohne Ortsſaſſe zu ſeyn, leben darf. (3. €. 
wann er in den Gelehrten Stand tritt), Ohne einen fol 
hen andern Stand zu haben, ober fein Staatsbürgerrecht 
ganz fahren zu laſſen, kann Niemand fein Ortshiirgerrecht 
auffünden; d) durch Verſäumung; wer mit Heimatheſchein 
anderwärts ſich aufhält, und durch drei hintereinander fols 
sende Jahve dasjenige nicht leiſtet, was er nach Landes ober 
Drtsgefegen zur Erhaltung feines Rechts zu leiften fchuldig 
tft, hat das Ortsblirgerrecht verloren, und gilt nur noch für 
Schusbürger im Fall der Heimkehr. Das Schutzbürgerrecht 
kann lediglich durch nichts anders verloren gehen, als durch 
den Verluft des Staatsbüürgerrechts, oder durch den Eintritt 
in eine höhere Klaſſe deſſelben. 


Erbhuldigung und Gerichtspflichtigkeit der 

| Staatsbürger. 
18) Den Rechten der Staatsbürger fiehen ihre 

Pflichten ‚gegenliber, nämlich diejenige Obliegenheiten, die 
fie gegen den Regenten und Staat, vorzugswelie vor Staatk 
angebörigen und Fremden zu erfüllen haben. Sie. bes 
fiehen 

a) in der Erbhuldigungspflichet, weiche die Leis 

fung des oben erwähnten feierlichen Gelübdes ($. 6.) und 
die Erfüllung aller darinn begriffenen Zufagen enthält. 
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b) in der unbefhränften Gerichtspftichtigkeit. 
Senn Andere Staatsangehörige oder Fremde immer nur 
in gewiffen weitern oder engeren Beziehungen, und nur 
durch diefe, den hieſigen Geſetzen und Gerichten unterworfen 
find; fo find es die Staatsbürger in jeder denkbaren Bezies 
hung, fo weit es ohne Anftoß gegen die Rechte eines ande⸗ 
ten fouverainen Staats möglich iſt, folglich mie Ausnahme 
der Rechtsſtrittigkeiten, welche eine Liegenfhaft oder Erb 
fhaft unmittelbar ergreifen, die im fremde Staaten gelegen 
it, oder welche eine dort fchon in Hgefegmäßiger Arc recht 
hängig geworsene Streit⸗ oder Strafſache betreffen; in all 
len übrigen mögen ſie vor hieſigen Gerichten belangt und 
für Nedht geſtellt, und nach hieſigen Geſetzen, fo weit nicht 
Rechte fremder Staatsbürger mit befangen find, (mo als— 
dann die Geſetze des Orts, wo die erlaubte und unerfanbte 
Handlung begangen wurde, anzuwenden fihd,) gerichtet wers 
den, indem folang blos von Rechtsverhältniſſen zwiſchen 
Staatsbürger und Staatsbürger, oder zwifchen dem Staates: . 
bürger und dem Staatsgeſetz, aus erlaubten oder unerlanbs 
ten Handlungen die Rede iſt, Die Verbindlichkeit den Geſez⸗ 
zen feines Regenten gemäß fich zu betragen, dem Untertha⸗ 
‚nen aller Orten Hin nachfolge, und wann fle ihn gleich in 
geeigneten Fällen nicht befreit von der Schuldigkeit, über 
jene Verbindlichkeiten, die er: in fremden Landen eingieng/ 
auch dort — und alsdann nach dortigen Geſetzen, Recht je 
geben und zu nehmen, dennoc, fobald in Unferm Lande die 
Verbindlichkeit noch unausgetragen ‚zur Oprache kommt, er 
allein deßfalls nad Hiefigen Geſetzen beurtheilt werden kann 
und muß, foweit nicht etwa befondere - Staatsverträge: init 
benachbarten Staaten Ausnahmen beftimmen, oder: blos von 
beftimmten Förmlichkeiten der Handlungen die Rede iſt, in 
welchen jeder inns und außer Unferm Land ſich nach dem 
Sefeben des Orts, wo er file vornimmt, erkundigen, beneh⸗ 
men, und richten faffen muß. I erg 

6. 
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Gtenerpfliht der Staatsbürger. 

14) Eine weitere Verbindlichkeit des Staatsbürgers if 
c) die Steuerpflidt oder die Schuldigkeit von feinem 
Vermögen beftimmte Abgaben an den Staas zu entrichten, 
Obwohl diefe Schuidigkeit jedem obliegt, fo ift doch theils 
wegen befonderer ftaatsrechtlicher fortdauernder Titel, theils 
wesen der fonftigen vorzüiglichen Nützlichkeit eines oder des 
andern Staateblirgers fir das Land, in dem Umfang dieſer 
Schuldigkeit ein Lnterfchied, wornach einige Staatsbürger 
yon einigen Gattungen der Steuern und Abgaben frei find, 
und in diefer Hinſicht eine gefreite Klaffe bilden. Wer jes 
doch nicht. namentlich und ausdrücklich eine Befreiung durch 
bie jetzigen Staatsgefehe, oder durch befondere , ihnen nach⸗ 
- gefolgte Verguͤnſtigungen erhalten hat, kann keine behaupten, 
und bleibe in der ungefreiten Kaffe. Auch wer zur 
Sefreiten gehört, kann feine Befreiung niemals auf andere 
nicht genannte Steussgattungen ausdehnen. Keine Begün—⸗ 
fligung kann auf nußbare Liegenfchaften eine beftändige 
Steuerfreiheit geben, noch liter, die nicht grundgefeßmäßig 
einen unter ihrem Schatzungewerth herabgeſetzten Steuerfuß 
baden. (wie die Domainen bes Staats und jene der Stans 
Des s und Grundherren) zu einer geminderten Mitleidenheit 
berechtigen, indem jede folche Gunſt als erfchlichen anzufehen 
wäre, Bonbloßen Fahrniſiſteuern, von Kopfftenern 
und von perfünlihen oder Fahrnißabgaben, fünnen 
perfünliche, aber nicht erbliche Greiheiten verwilligt werden, 
bie nicht Unfere Konftitutionsedikte gegeben haben. Steuer 
‚freideiten, wo nämlich durch das, was umgelegt wird, 
eine beftimmte Summe erhoben werden muß, mithin der. 
befreite Antheil fi unmittelbar unter bie Lingefreite vers 
theilt, verwillige allein der Regent; Abgabsfreiheit, 
ober Befreiung von ſolchen Entrichtungen, wo das Ganze 
bes Ertrags unbeſtimmt ift, und nur zufällig aus der Men⸗ 
ge der einzelnen Schuldigkeitsvorfälle fi ergiebt, wo Daher 
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dem Innhaber des Gefälle bie Summe der Befreiung abs 
seht, ohne den Abgabspflichtigen zuzuwachſen, verftattet jes 
der Eigenshumsbefiger der Abgabe. Jede durch sinzeine 
Begünſtigung erlangte Steuerfreiheit ruht und iſt unwirk⸗ 
ſam in Bezug auf Nothſteuern, welche zu Abwendung 
einer Kriegsgefahr, Tragung von Kriegsunkoſten und ander 
ven unabwendlichen aufferordentlichen Staatslaften umgelege 
‚werden. Zu der gefteiten Klafie gehören a) die Standes 
herren, b) die Grundherren, c) die Staated ie⸗ 
ner; jeder in der Maaße, welche durch die feinen Stand 
Beftimmende befondere Konftitutionen ausgefprochen ift. 

Dienſtpflicht der Staatsbürger. 

15) Noch eine weitere Werbindlichkeit des Staatsbür⸗ 
gers it d) die Dienſtpflicht oder die Obliegenheit durch 
feine perfünliche Gaben und Kräfte dem Staate fi nutzbar 
zu machen. Gtleichwie hingegen Gaben und Kräfte von 
fehr weſentlicher Verſchiedenheit find, je nachdem ein Staates 
bürger durch geiftige Bildung fie veredelt hat, und dur 
dieſe Veredlung zugleich zu - gemeinen körperlichen Dienften 
minder brauchbar: geworden ift, oder in der Kiafie derer 
durch körperliche Arbeiten ſich hauptſächlich beſchäftigenden 
und nährenden Bürger geblieben iſt; ſo entſtehen dadurch 
in dieſer Dienſtbeziehung zwei Klaſſen ber Staatsbürger: 
freie und botmäßige. rot iſt jeder Kanzleiſäßige Um, 
terthan von allem Gebot zu gezwungenen Kriegsdienſten, 
und zu gezwungenen Hands und Fuhrarbeiten, aljo von 
Auswahl und Frohndpflicht, indem es feiner Wahl 


anheim bleibt‘, ob und wie er durch Annahmen befsldeten 


Kriegs⸗, Kofs oder Staatsdienfte feine Pflicht, dem Staate 
nützlich zu werden, erfüllen kann und will. Diefe Freiheit 
kommt jedoch jenem, der Gitter oder Gemeindsrechte bat, 
wegen welcher Frohndienſte zum gemeinen Weſen zu verrichs 
tem find, nur fo weit zu gut, daß er nicht perfönlich dazu 
angehalten werden kann, fondern eine billige Abfindung von 


x 
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Ihm angenommen werben muß. Frey können auf ähnliche 
Art auch amtsfäßige Stantablirger ſeyn, wenn fie Dienfte, 
Verrichtungen oder Eigenfchaften haben, denen eine ſolche 
Freiheit befonders im Geſetz anhängig. erklärt ift, oder wenn 
fie durch einen befonderen Gnadenbrief des Negenten eine 
Befreiung fuͤr ih, oder für betriebene Gewerbe erlangen, 


weihe Gnade alsdann jedoch nicht erblich, fondern blos leb⸗ 


tiglich gegeben werden mas. Mer durch einen Gnadenbrief 
gefreit iſt, wird nicht - immer der ganzen Laft, fondern oft 
nur des perfönlichen Leiftung gegen Entrichtung einer billis 
gen Abfindung frei; der Innhalt der Gnadenbriefe muß 


hier entfcheiden, der jedoch immer im engeren Sinne zu 


nehmen if, wenn der Innhalt zweideutig erfcheint. - Eben 
fe mag die Freiheit von einer Gattung der Dienfte z. €. 
ber Frohnden, nicht auf die andere Gattung z. E. die 
Kriegepflichtigkeit, hiniibergezogen werden, wo Geſetze oder 
Snadendriefe nicht beſtimmt auf beide zugleich gehen. 
Botmäßigkeit der. Staatsbürger. 

15) Schuldig einem Gebot zu Kriegsdienften, oder 
Staarsfrohnddienften zu folgen, mithin botmäßig find alle 
Staabfaſſige und alle Amtfäſſige, die nicht für das Eine 
oder das Andere einen beſtimmt fprechenden, durch die neue 
geundgefeßliche Verfaſſung Unferes Staats gegebenen, oder 
‚neu beftätigten Nechtstitel der Befreiung haben, Die jewei⸗ 
lige Auswahlgefege beftimmen das Nähere über die Kriegs 
pflihe. Die Staatsfrohnöpfliht von der Bier Die Rede 
wird, iſt verfchieden, je nachdem fie unmittelbar für: den 
Dienft des Regenten, als folgen, oder des Landes benutzt 
wird — Landesfrohmden; oder fir den Dienft bar 


Untergerichtsherrn, in jenen Gegenftänden , welche die Aus 


übung der ihnen, überlaffenen Theile der vollzichenden 
Staatsgewalt und Lntergerichtsbarkeit betreffen, keineswegs 
blos deren Privatvortheii — Gerichtefrohnden; oder 
endlich für den Dienſt der Gemeinde, in deren jemand arts 
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ſäßig iſt Semeindsfrohnden Zu Landesfrohns 
den ift jeder bormäßige Staatsuntertban verpflichtet „er 
wohne in Unſerem eigenen oder im flandesherrlichen oder 
genndherrlichen Gebiet: die Anfage kann nur von Unſertwe⸗ 
gen gemacht, Freiheit davon nur von Uns, oder In Unſerem 
Nomen gegeben werden. Das Maaß beftimme allein die 
jeweilige Mothwendigkeit, nur auf gleiche Wercheitung und 
ſchickliche Eintheilung, daß nicht eine Zeit vor der anderem 
dine Gegend vor der andern, ohns Moth und unbiltig übebla 
ben werde, Hat der Botmäßige gerechten Anfpruch.- :- Bw 
Gerihtsfrohnden tft nur derjenige botmäßige Unter⸗ 
than verbunden, der unter jene GSrrichtsbatkeit, filre welche 
fie zu leiften find, angeſeſſen⸗iſt; fie‘ könden daher iin: vers 
fchiedenen Beziehungen von sinem landesherrlichen wand von 
einem ftandes s oder grundherrlichen Beamten, in‘ ein und 
- eben demfelden Bezirk, an ein und diefefbe Perfon gefordert 
werden, je nachdem der Fall dazu in die dem Landesherrn 
vorbehaltene, oder zur Ortsherrlichkeit gehörige Gerichtsbar⸗ 
Leit einſchlägt; das landesheeliche Gebot geht in’ :folchems 
Fall' vor, wenn beide nicht nebeneinander eingerhellt werden 
können; Befreiungen tönnen bier. eben ſowohl nur Unſere 
Staatsgeſetze geben, nicht der Gerichtsherr, mit der Maaße 
dieſer Frohnden hat es gleihe Bewandniß, wie mit deu 
Borigen. Su. Gemeindefrohnden iſt jeder Gemeinde 
Mann, der nicht als Gemeindsdiener verfaſſungsmäßig ges 
freie iſt, fchuldig, nur, daß Unbotmäßige obgedachtermaßik 
zu einer Abfindung durch Geld oder Vertretung zugelaffen 
werden müſſen. Freiheiten kann nur das Geſetz und bie 
tandesherrfich gutgeheißene "Bewilligung der Gemeinde ges 
den; fie find’in gleicher Art wie die Vorigen angemeffei: 
AMe diefe dreierlei Gattungen der Gtaatsfrohnden hat: im 
eigenem Namen nur der zu leiften; wer fein Staatsbürger, 
recht angetreten bat, ' mithin Kamilienhaupt geworden th 
Frauens perſonen nur dam, "wann fie als Wittwen anftate 
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des Famitienhaupts find: Jeber kann fie durch taugliche 
Kaunsgenoffen oder eingeſtellte Miethlente verrichten. Mur 
zu Nochfrobnden, weiche nämlich durch eine aufferaus 
dentliche Noch in Beuersgefahr, Wafisrsgefahr, Kriegsgefahr 
herbeigeführt werden, kann nach Befinden ber Polizelbehör⸗ 
bs ober Anordnung der Geſetze perſönliches Erſcheinen ſol⸗ 


gqer Perfonen, auf deren Kunftfertigkeit oder Zuverläſſtgkeit 


mean beionders abheben muß, geboten werden , wobei dann 
wach nach Umſtänden alle Wefreiungen ber Botmäßigen 


raben. 
J Herrenfrohndbarkeit. 

a: Von ‚diefen -. Bitanssfrohnden - find Hingegen bie 
Herranfrohndan, Die aus der Grundpflichtigkeit fließen, 
ganz verfchieden. Solche mögen geboppelter Art feyn: 
walgende Frohnden, wozu bie Verbindlichkeit ber Leis 
fung. auf einem gerwiffen Gut haftet, mit dem Beſitz deſſel⸗ 
ben erworben wird, und mit ihm wieder abs und auf ans 
dere lihergeht ; diefe mifen immer beſtimmt und gemeſſen 
feyn, das. heißt, der Gegenſtand, wozu fie zu verrichten find, 
muß durch die Verträge zwifhen dem Kearın und ſeinem 
Mann oder durch ehevoriges Herkommen, gennu bezeichnet, 
und die Art, Dauer und Wiederholbarkeit der Verrichtung 
richtig. dadurch ausgemeſſen ſeyn; fie können zwar ebenwohl 
an eine unbotmäßige Perſon nicht in Natur, ſondern nur 
mise Vergütung gefordert werben; dagegen aber iſt auch 
bee. Frahndherr nicht ſchuldig, zu dem botwmäßigen Gut eis 
nen unbotmäßigen Beſitzer kommen zu. laſſen, ſondern es 
maß dazu, daß ein foicher ein frohndpflichtiges Gut antrete, 
allemal deffen freie Einwilligung eingeholt werben. Ohne 
Graatsbswilligung können keine none Frohnden eingeführt, 

mithin feine perfönliche Herreufrohnden in, Walzende umge 
wandelt werden. Die.perfünliche Frohnden beſtimmen 
fh durch das Orts oder Schutzbürgerrecht an einem Ort 
oder auf einer Hofſtätte, melcher eine folche Herrenbotmäßig⸗ 
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feie von Alterd her aufliegt. Ste haben mit ber Leibeigen⸗ 
ſchaft, ohnerachtet ihres derſelben verwandeen Urſprungs 
nichts gemein, ſondern beſtehen auch ohne fie, oder nach ih: 
ver Aufhebung zu Sunften der vorhin berechtigen Frohnd 
bereen fort. Ste find entweder Gutéfrohnden, weiche 
nur zum Bau und Benuͤtzung eines beflimmten Guts zu 
keiten find ; diefe Pönnen beſtimmt ſeyn, je nachdem zu jer 
ber VBenusungsbedlirfniß der Dienft geboten werden kann. 
sder nur zu gewiffen hergebrachten Gattungen; unge 
meffen mögen fie nicht fenn, da in jedem Fall ber Umfang 
des Guts ihr Maaß beſtimmt, und in keinem Fall ſolche 
auf einen etwa durch neue Erwerbungen ausgedehntern 
Gutsumfang gefordert werden dürfen; oder fie können $&r 
milienfrohnden feyn, die ohne Hinſicht auf eine bes 
Rimmte Sutsbenubung dem Frohndherrn für feine häußliche 
Bedürfniſſe geleifttt werden müſſen; auch biefe mügen zwar 
beſtimmt oder unbeſtimmt, aber niemals dürfen fie 
ungemeffen ſeyn, fondern es muß genau durch fohriftliche 
Weisthümer ausgemacht werden, wie viel Zeit der Ftohnd⸗ 
pflichtige im Aufferften Gall dem Herrn zu leiften fchuldig, 
und wie ſolche einzuthellen feyen, um biefen weder zu feis 
nem eigenen Erwerb, noch zu Erfüllung feiner Staatopflich⸗ 
ten außer Stand zu feßen. Wo bergleihen Maag noch 
nicht vorhanden, oder das. durch Herkommen etwa vorhans 
dene, noch nicht in fchriftliche glaubwlirdige Urkunden vers 
faße wäre, da muß diefes Eine und Andere längſt in fünf 
Sapren nad Verkündung dieſes Geſetzes bei Verluſt diefer 
Herrenbotmãßigkeit nachgeholt werden. Herrenfrohnden aller 
Art können abgekauft werden, und fein Stammgutsvertrag 
kenn diefen Ablauf Kindern, fondern er kann mar der Vers 
wendung des Erlöſes Maaß und Ziel geben. Ste Fünnen 
eben fo auch, in andere Abgaben umgewandelt werben , nut 
muß diefes mit befonderer oberberrlichen Genehmigung ger 
ſchehen, damit keine zum Machtheil des Staaté gereichende 
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Umwandlung Platz greifen möge. Neue Herrenfrohnden 
können durch keinen Vertrag entſtehen, jeder Vertrag, der 
desfalls vorgienge, würde nur den Frohndübernehmer lebtägs 
lich verbindlich machen; und mit deſſen Tod in ſeiner Kraft 
erlöſchen, ohne daß irgend eine Vorſicht gegen dieſe Erlö⸗ 
ſchung ihn retten könne, welcher verbindlichen Art und Nas 
tur ſit fonft feye, ohne daß auch irgend eine Rückforderung 
des Empfangenen alsdann darauf gegründet werden möge. 
Kein Frohndgebot bei KHerrenfrohnden kann durd eigene 
Gewalt zum Vollzug gefördert, noch ein Frohndpflichtiger, 
wenn auch der Herr fein’ Gerichtshere wäre, durch Lörperlis 
he Züchtigungen zur - Acheit angetrieben werden, ſondern 
aßein die verordnete Polizeiftelle durch geſetzmäßige Wege 
kann auf Anrufen des Frohndherrn diefe -Ungebühr rügen, 
weiche Einfchräntung hingegen bei Staatsfrohnden nicht flatt 
findet, indem hier dem Frohnboten mäßiger Zwang jum Er⸗ 
ſcheinen, und dem Frohndaufieher mäßige Züchtigung bei 
allzugrober Fahrläßigkoit oder Wider penſtigten gegen ledige 
Ddeshader feet ſteht. 


(Die Fortſetung und Schluß foigs, im wählen Oofte.) 


; re * # Zu FL 
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Rede beim Schluſſe der reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung des Königreichs Weſtphalen, gehalten von 
dem Herrn Staatsrath Johann von Müller, 

General-Direkteur des öffentlichen Unterrichts ). 





Meine Herrn Reichsſtände! 


Der König hat mir den Auftrag ertheilt, Ihrer hochache⸗ 
baren Verſammlung das Ende der Arbeiten anzukündigen, 
für welche dieſelbe verfammit war. 

Meine Herren, Provinzen, welche urfprlinglich nie eines 
Volkes Vaterland, hierauf in den Verſammlungen teurfcher 
Nation in die Menge der Stämme verlohren, endlich unter 
vieler Fürſten Landeshoheit abermals vereinzelt waren, has 
ben — ſeit Menfchen Gedenken zum erftenmal — durch 
Stellversretter ‘vor dem Thron eines gemeinfamen Herrn 
über allgemeine Angelegenheiten fi verfammelt, und Maaß—⸗ 
regeln genommen, welche den Begriff Eines Vaterlandes, 
einen Gemeinfinn, theils vorausfeßen, theils erwecken. 

Das Alte iſt vorüber; laßt uns den Blick auf die Ge⸗ 
genwart heften, um in ihr die Keime der Zukunft zu ents 
wicklen. 

Die älteſten, größten, ruhmvollſten und — inſofern die⸗ 
ſes von menſchlicher Art ſich ſagen läßt — auch die beſten 
Völker haben mancherley Zeitläufte erlebt. Hier hob der 
Schwung eines Mannes von Genie ſeine Nation zu der 
Höhe ſeiner eigenen Rolle. Lange Zeit und Selbſtvergeſſen⸗ 





2 
”, Aus den Weltpbalifhen Monitene Nr. 106. vom 30. Auguſt 1808. 
asia w. 
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heit — ber trägen Sterblichen gewöhnliches Uebel — ſtürz⸗ 
ten unverſehens Anderer Völker Su und Ehre in einen 
rettungslofen Abgrund. MWölkee nun, die fi dem Unglück 
uͤberlleßen, giengen unter ; amdere, welche aus Erkenntniß 
der Fehler Lehte zogen, wurden, durch eine moralifche Wie 
bergeburt, neuer Zeiten wiederkehtender Storie und Gllͤck⸗ 
ſeligkeit wuͤrdtg. 

Even fo virſchieden waren bie Eroberer. Einige haben 
zerſtört, andere Haben die Unterjochten verweichlichet, andere 
duch Trennungen fie geſchwächt: Aber die beffern haden fie 
vortheilhaft umgeſtaltet: foiche find es, welche durch vereh⸗ 
rendes Andenken ihrer Wohlthaten im Alterthum aus Köni⸗ 
gen Bötter geworden. | 

Der , vor dem die Welt ſchweigt, weil Gott bie Welt 
in feine Sünde gegeben, ‚erkannte in Germanien die Vor⸗ 
wache und Bruftivehr von Sid und Wet, von ben erſten 
Hauptſitzen der Kultur Europens. Alſo, flie gemeine Pelk 
tie zu erhaden, gab er Deutſchland Feftigkett, gab ihm fein 
Geſetzbuch, das Muſter feiner Waffen, die größten Lehren, 
und, flatt gedemlithigter Soldaten, achtvolle, geehrte Bür⸗ 
ge. 

Aus zwanzig Ländern fhuf ee Ein Reich. Konnte er 
mehr thun ? Er feste dariiber feinen Bruder. Gie hörten 
den König, meine Herren; Sie haben feine Handlungsweife 
gefehen ; feine Verordnungen, feine Vorſichtsmaaßregeln zäh⸗ 
len Sie nad) den Tagen feiner Negietung. 

Im Anfange ihrer Sitzungen ließ der König dutch den 
Miniſter des Innern Ihnen die Lage des Reichs darſtellen. 
Es ift kein Zweig der Werwaltung, es ift kein Fach der es 
fhäfte, deren Natur und Grundregeln nicht klar und be⸗ 
ſtimmt vorgelegt worden wären. 

Der König, der die Intereſſen der Krone von dem 
Beſten feines Volks nie trennt, Verſtellung und Hinterliſt 
verfhmäht und Haft, und, ſtolz auf fein Bewußtſeyn, Offen: 
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heit nicht ſcheuet, der König hat nicht wollen, daß ben Stell 
vertretern feines Volks etwas verborgen werde. Mon allem, 
wie es if, und von dem Geift des Ganzen, follten fie ges 
naue Noris in die Länder heimbringen; Sie find auch nicht 
gu Entfchlienungen über halb gefagte Dinge aufgefordert 
worden: die Wahl der Nation wurde in Ihnen geehrt, 
man har Ihnen völliges Vertrauen geſchenkt. 

Sie Haben «6 verdient. Diefe erſte Werfammlung des 
Keichstags der Wefiphaien Öffnet eine ermunternde Ausficht 
fortgehender Versolllommmnung des Nationalglücks und der 
öffentlichen Ordnung ; die Vereinigung der Einfichten und 
Kütfsquellen der Völker mit dem Nachdruck der Maaßregeln 
der höchſten Mache zu Herftellung und Förderung des Glücks 
aller Theile verdürgt diefe Erwartung. So wie nicht ein 
gemeinnüsiger Wunſch, oder Vorſchlag iſt, welchen der Ks 
nig nicht höre, überlege und nach Zeit und Dre in Vollzie⸗ 
Hung zu dringen fuche, nicht weniger erwartet er von feinen 
©ränden und von ihren Kommittenten die eifrige Beiwir⸗ 
tung, zu der das Haupt des großen Vereins in allen Unter⸗ 
nehmungen für dag Öffentliche Wohl berechtigt iſt. 

&ie haben, meine Herren, obne Bedenken von dem 
verfaffungsmäßigen Recht, Gefek : Entwürfe auch zu verwers 
fen, Gebrauch gemadt. Wenn diefes ein Geſetz betroffen, 
das vor andern unentdehrlid, war, fo gab der König feine 
Ehrfurcht für Stimmenfreiheit in dein zu erkennen, daß et 
bei nochmaligem Vortrag des Entwurfs, kein anderes Anfes 
hen brauchte, als die Kraft.guter Gründe und Erläuteruns 
gen, weiche Ihnen, meine Herren, erlaubt haben, dem pas 
triosifchen Triebe Ihrer Gemüther, die jegt nötigen Maaß⸗ 
tegein zu unterflügen, frey zu folgen. Sin der That, meine 
Karen, Sie find nicht Stellvertreren eines Theile von He 
fen, eines Theils von Hannöverſchen, von Preußifchen Lan⸗ 
den. Der Augenblick, wo jeder die Schuld won allen, und 
feinen Beitrag zu ihrer Zahlung , übernahm, bewieß zuerft 
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und Fräftig, daß Sie fih Weſtphalen fühlten, eine Nation, 
die von diefem Tage an, durch unzählbare Geſchlechter Hins 
aus, einerley Schickſale theilen wird; wo in der Fruchtbars. 
keit eines, in dem Fleiß eines andern Bezirks, in der freien 
Semeinfhaft aller Waſſer und Landftraßen , in der Einförs 
migfeit einer milden Geſetzgebung unerjchöflihe Hülfsmittel 
ſich finden werden, um jedes Andenten erlittener Uebel zu 
vertilgen. 

Die Schuld iſt fundirt, ihre Zinſen ſind geſichert, ihre 
Tilgung iſt feſtgefetzt und in Ordnung. Einige Jahre noch 
bedarf der öffentliche Schatz eine ſtrenge Wirthſchaftlichkeit; 
einige Jahre noch hat jeder Weſtphale ein, doch mäßiges 

Opfer zu bringen. Dann folgen freiere Jahre; der König 

wird fih feinem Hang zur Wohlthätigkeit überlaſſen können, 
‚der Nation wird bei neuem Wohlſtand von überwundenen 
Schwierigkeiten das frohe Andenken: bleiben, fie wird um ſo 
beffer leben, um fo freudiger unternehmen. 0 

Sin dem Augenblick, wo in der Verſammlung Europäls 
ſcher Nationen die Weſtphäliſche ihren Rang und Sie be⸗ 
tommt, hat fie erklürt: »man habe keines ihrer Slieder, als 
»oon Unglück erdrückt zu betrachten ; eines‘ ‚Jeden Gut und 
Blut fey für alle. 

Glückliches Votk! Tage des Ruhms eröffnen fih Dir, 
wenn alter‘ Neblichkeit Sohn, der Geiſt geineinfamen Waters 
fandes, nach diefem plößlihen und hohen Schwung in allen 
Gemüthern auf immer vorherrfhend wird. Ein König, Ein 
Geſetz, Ein Schak und Eine Schuld, und, um nicht auch 
der gemeinfamen Abftammung und Schickſale zu erwähnen, 
Ein Intereſſe — welche Elemente zu einem Gemeingeifte! 

Zwei große in die Augen fallende Beförderungsmittel 
find in der Verfaſſung. Indem für jedes Bedürfniß niche 
Eine Ktaffe , fondern bie Anftregung aller Bürger in Ans 
fpruch ‚genommen wird, erſchafft fie ein gemeines Weſen. 
So, indem jeder, bald um eine Wahl, bald um eine Stell⸗ 
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vertretung oder zu Ausfüllung ber Militairverzeichniſſe oder 
— da alle Stellen für alle find — in das Amt eines Frie⸗ 
bensrichters , eines Geſchwornen aufgerufen wird, erwache 
bei Völkern, deren Verſtand feit langem nicht mehr für das 
gemeine Weſen ıhätig war, ein neues Leben. 

Das Sonderbare haben die mitternächtlichen Völker, 
zumal von germanifchem Stamme: So oft in Gottes Nach 
Sefchloffen war, ihnen eine neue Art oder einen höhern Scan 
von ‚Kultur beizubringen, fo mußte ein Stoß von Außen 
kommen; bei allen diefen Wölfern wurde das, dermaßen ey 
worbene, ungemein vervolllommnet. Gleich als bedürfte die 


natürliche Ruhe der Möller, bei welchen eine minder freiger 


bige Nasur des Erdreiche und Himmelskriche weniger Bes 


dürfniſſe und Begierden und eine niche fo vielfältige Sährung - 


der Begriffe erregt, und welche nicht ſowohl jenen Glanz 
mistägliayer Phantafle als wine achtungswerthe Gründlichkeit 
des Urtheils Haben, gewiffe von Zeit zu Zeit aufweckende 


Erfchütterungen. Das Herkommen ſchläfert ein. Sobald . 


einmal die neuen Begriffe nerfianden, aufgenommen, und in 
ben alten Vorrath übergegangen find, gewinnen fie «ine 
andere Seftalt, eine neue Haltung von Entwidelung; fie 
generalifiren fih. Wir haben aus Stalien und Frankreich 
die Religion; aber was zur Reform der Hierarchie nun aus 
geführt wird, Hat in Tentfehland begonnen. Die Nachah⸗ 
mung lombardiicher und anderer italienifcher Städte trug 
viel bei, die Einrichtung des bürgerlichen Lebens bei uns gu 
entwickeln. Aber jenfeits dem Alpgeblirg dauerte felten ein 
Städtebund fiber ein Geſchlechtalter hinaus. Wir feit jenes 
ülteſten Rheinbund harten ſechſthalbhundert Jahre (die Schmeiz 


— 


und Hanſe nicht zu erwähnen) hundert freie Reichsſtädto. 


Allerdings die germaniſchen Wälder und Sümpfe find durch 
füdliche Vorbilder zu Sigen der Künfte und Gewerbe ge: 
worden; doc, fchon im vierzehnten Jahrhundert wurde die 
Arbeit unferer Gewerbe in Toscana als vorzüglich gefucht. 
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Es iſt wahr, Itallen gab das bürgerliche, gab das geiſtliche 
Mehr; und es iM nicht zu läugnen, daß der Geiſt unferer 
Gelehrten fih am dem Licht entzlindete, das bie vergeficnen 
griechifhen und römifchen Mußen an“ der Tiber und am 
Arno wieder aufſteckten. Aber das ausländiihe Geſetz wurs 
de durch alttentſchen Verſtand genießbarer: Verfaſſungen ers 
hoben ſich im Nord, wie ſie Rom nie gehabt, wie der lei⸗ 
denſchaftliche Grieche fie nie lang ertrug; bie verpflanzten 
Wiffenfchaften, bald Gegenflände nationeller Verehrung und 
Liebe, wurden durch Erfindungen, Lehrweiſen und höhern 
Schwung einheimiſch. 

So, meine Herren, wenn die Verfaſſung und Geſetzge⸗ 
bung des Königreichs Weſtphalen, die Ach über die Treiimw 
mer vieler alten Formen erhebt, einft überdacht, einſt durch 
die Erfahrung erflärt, und ganabar gemacht iſt, wird fie 
wie fo ein beilfamer Antrieb erfcheinen, uns die Kortfchritte 
des menfchlichen Geiſtes in dieſen Theilen eigen zu machen, 

Sie haben viele Geſetze vortragen hören; Codexweiſe 
find fie Ihnen vorgelegt worden. Was find fie als Früchte 
Jahrhundert langer Beobachtungen der größten Nechtsiehrer, 
in wieljährigen Revolutionen der Völker durch fcharffinnige 
und einander entgegenftehende Redner vielfältiger Prüfung 
untertonefen, und nun anwendbar gemacht, für unfere Be: 
dürfniſſe. Einem Chaos von Geſetzen folgt die Klarheit und 
Ordnung Eines Geſetzes, das unferen Gebräuchen und Vor— 
ſtellungen möglichft angeeignet wird. 

So neu dieſe Geſetze ſcheinen, fo alt iſt ihr Geiſt; 
weit. näher der urſprünglichen Einfalt, als den Formeln, 
womit im Lauf der Jahrhunderte in einem fremden, duf, 
ſerſt verborbenen Reich, die Geſetzgebung der ausgearteten 
Mömer, durch das fie beherrſchende Advokatenvolk befaftet 
worden war. Würden diefe neuen Ordnungen in bas alte 
Teutſch ũberſetzt, wuͤrden bie fremden Namen der Beamten 
durch gleichbedeutende aus dem alten Teutfchland gegeben, 
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man würde fi wundern, wie germantic es If. In Wahr⸗ 
heit, nichts ift (hön und gut ale die Natur; wenn mas 
von ihr fih entferne, fo dienen alle Verſuche, in die man 
fich verwirrt, 6108 dazu, auf fie zurück zu führen. 

Daher jene Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetz. 
Sie hat nichts wider die Auszeichnungen, welche feit jener 
Macht umbekannter Sahrbunderte die Nachkommen der erften 
Häupter, Helden, Landbefiger, die unfer Wrachfelb gepflügt, 
unfere wilden Ochſen unter das Soc gezähmt, durch alte 
Ehrfurcht ungeftöre befeffen haben. Jeder bat feine Ehre, 
alle Haben gleiches Recht. | 

Sie werden in der Verfaffung bie Asficht bemerkt ho⸗ 
Gen, geringere Bürger s und Menſchenklaſſen empor zu bes 
ben. Dom alten Morgeniand bis auf -unfere Väter, man 
kann es nicht läugnen, war der größere Theil der Mens 
fhen zu Herabwürdigungen verurtheilt. Nicht mehr fo in 
unſeren Heeren: die Manieren find nicht mehr, wodurd 
Das Ehrgrfühl bei dem Stand unterdrüdt wurde, der dei 
felßen am meiften bedarf; man wird zum Kopf und Kers 
zen des Soldaten fprehen müflen. Was wird nicht aus 
dem Heer, an beffen glorwürdigem &efchäft alle Stände 
Theil nehmen ! 

Man muß es gefichen, eine, Peiner Entſchulbigung fäs 
Hige, Weichlichkeit und wine zügellofe Vorliebe für Künfte 
des Gewinnes hatte die Behauptnng alles defien, was uns 
örtlich, lieb, Heilig if, jene alte Ehre ber Würger von 
Rom und Athen und der freien Landleute von Schwpk, in 
die Hände derjenigen Menfhen gebracht, welche das wenig: 
le zu verlieren, und nun für die, weiche fie weggenommen, 
gelanft und gemißhandelt Hatten, ihr Leben aufopfern folls 
sen. Auch beruhten die Siege einzia anf der Kunft des 
Felbherrn, dem Heere für den Augenbli feine Seele zu 
geben. 

or Aitere, ba jeder auszog, und feber Kriege geübt 


, 
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war, weiß man oft bei geoßen Siegen kaum ben Komman⸗ 
direnden; das Verdienft war allen gemein. Das waren jene 
Sahrhunderte voll ewigen Ruhms, deren Geſchichte ein ed: 
les Gemüth ohne innige Bewegung weder fchreiben noch 
leſen oder anhören kann, als für oft fehr unvolllommene 
Verfaſſungen, ſehr zweideutige Nechte, die Nationalheere 
ruhmvoll zu fiegen oder glorwürdig zu fierben mußten. Das 
waren Konffribirte, wie in dem alten ewigen Bund von 
Hochteutſchland, wo niemand heirathen durfte, ehe er bes 
waffnet und eingetheilt war. Als die gebildetere Klaffe 
wohlhabender Bürger fih den Waffen entzog, fahen wir 
große Staaten, welche mit fcheinbar furchtbarer Macht 
prangten, dem erften Angriff des Mannes von Geift und 
Kraft weichen und in Staub verfinfen; man verfland, man 
erkannte ſich nicht mehr; und als die taufend Jahre der 
Entftehung und Regierung neuer Staaten vollendet waren, 
mitten unter den Ruinen der zuſammenſtürzenden Welt, er⸗ 
fehienen vor den Königen und Völkern der neuen Ordnung 
der Dinge die wahrhaften Srundfeften von Sicherheit und 
Machtvereinigung und Waffen. 

Diefe Urprinzipien, welche duch Schwäche und niedri⸗ 
ges Privatintereſſe verbannt, aber durch die Folgen gerochen 
wurden, fie, auf welche der zur Weltherrſchaft gebohrne 
Held nur zurükruft, fie find die Srundfteine des unter Ihren 
Augen mit ihrer Beiwirkung ſich erhebenden Staategebäus 
bes. Es ift nicht der Augenblick, und nicht meine Sache, 
von den vielen Geſetzen, welche in ihren Sitzungen geprüft, 
und nach Ihren Vorſchlägen, verbefiert wurden, zu Ihnen 
zu reden. Alle Verfaffungen und Geſetze find ſtark oder 
ſchwach, fo wie diefe beiden Grundfäge mehr oder weniger 
vorherrfchend find. Se mehr Sie alle Eins werben, und 
fo wie auf die Stimme des Königs unſeres Herrn jeder 
Vater feinen Sohn, jeder Eigenthümer fein Vermögen für 
das Naterland.froh hingiebt, werden. alle verbundenen Völ⸗ 
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fer erkennen, daß die Schuld unferer Unfälle aufer uns lag, 
in uns aber genug Figenfchaften find, um in dem Vercin 
der mit dem franzöfifchen Reich verblindeten Nationen den 
teutſchen Namen Hoch zu bringen. 

Man Öffne die Chronicken ber Geſchichte; der Sinn 
der Jahrhunderte werde zu Rath gezogen. Wo kam je ein 
Staat in hohen Glanz, wo bekam er innere. eigene Kraft, 
als durch Eintracht und Waffen. Iſt doch nicht auch ein 
Menſch ſo vollkommen, als er unſerer Natur gegeben iſt, 


"wenn er nicht mit ſchöner Harmonte feiner inneren und 
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äußeren Kraft jenes Gefühl derfelben verbindet, welches den 
tapferen Krieger macht, und edien Seelen Hoheit giebt. 

Diefen tröftenden, ermunternden Geift bringe jeder von 
Ihnen, meine "Herten, in das Land. feiner Heimath. Sagen 
Sie jedem, wie das neue Reich mit manderlei Schwierig? 
feiten umgeben war, welche durch die Einmüthigkeit Ihren 
pagriotifchen Willens verfchwinden. Heeren und Feſtungen 
war nicht mehr zu trauen. Es entſteht ein anderes Heer 
mit einem neuen Geift, eine Landwehre, flärker als Feſtun—⸗ 
gen. Es ift des Königs Wille, es iſt das Geſeb, die Bel 
phalen follen eine Nation fepn. - Ä 

Der gelehrte und biedere Mann aus Ihrer Mitte, 
seine Herren, dem die Wohlfahrt und Verfaſſung des teutt 
ſchen Vaterlandes bie erfte und letzte, immer die liebſte Ber 
Kensarbeit geweſen, und welcher, ohne dieſen Tag zu fer 
ben, *). gu den Vätern verfammelt worden iſt, was kann 
er, wenn den: Schatten Erinnerung ‚der menfchlichen Dinge 
Kleist, was kann. ee den Vätern fagen, als daß nach den 
acht Jahrhunderten vegellofer Ungebundenheit, wie fie waren 
von Herrmann bis. auf Karl den Großen, und: nach dem 





#) Here Brofeffor Häherlin von Heimftädr, dieſer jedem Deutſchen durch 
fein Staatsarchtv, fein Staatsrecht und fo viele andere Schriften fo werthe 
Gelehrte war Mitglied der Neichſsberſammlung, und erlebte den eur 
Bes erften Reichbtags Nicht. WW. 
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taufend Jahren Gehorfam- unter Zeiftlichen und weltlichen 
Seren, eine neue Zeit und ein zweiter Karl ber Große alle- 
Stände der Gefellfchaft berufen habe, unter das neue Geſetz 
der Steichheit aller Pflichten ‘und echte und an bie ges 
meinfame Vervolllommnung aller Geſetze. 

Der Urfprung der ‚großen Vereine von Menfhen, Fa) 
. milten, Stämmen, zu Völkerſchaften und Nationen vertiert 
ſich faſt allenthalben in das Dunkel roher Zeiten. Weſtpha⸗ 
lens erfte Tage haben Teutfchland, Europa, haben die Welt 
zu Zeugen., Auch wird die Erwartung der Nationen durch 
bloße Biederfeit und Bravour nicht erfüllt. Der Ruhm der 
. Wiffenfchaft, den unfere Hohen Schulen tragen, verpflichtet 
zu ‘höherer Seiftesbildung , zu unftörbarer Beharrlichkeit in 
mannigfaltiger und gründlichen Ekriervung, alles Guten und 
Smeckmäfigen. 

Die fünf Jahre militairiſchen Lebens ſollen bieſe edlen 
Gtudien neu beleben, und nicht ſtören. Die Vereinigung 
des Studiums großer Schriftſteller mit dem des Menſchen, 
und eines thätigen Lebens, mit einem denkenden, ſie iſt's, 
allein fie, welche unfere Wiſſenſchaft jener unſterblichen Voll⸗— 
kommenheit unferee Meiſter im Alterthum nähern ‚kann. 
Mit Wiſſenſchaft die erfle der Künfte paaren, die Kunſt den 
Jeind zu fchlagen, und das Vaterland zu behaupten, das iſt 
nicht eine Unterbrechung , es iſt Deredlang der Studien. 
So Haben die größten Männer des Alterthums mit gleichen? 
Geiſte geritten, womit: fie: vedeten und ſchrieben. Die um 
fruchtbaren ſcholaſtiſchen Spekulationen und der kleinlicho 
Woͤrterkrain, worüber‘ ſelbſt genligfame Unwiſſekheit auf: Ko⸗ 
ſten wahrer Wiſſenſchaft fo oft ihren ſchalen Spott getrier 
ben, follenamehr. und. mehr dem Studiums der. Lrbensweisr 
heit Raum geben, und unſere -Univerfitäten follen nicht vers 
faffen-trauren, fondern mit neuem. @eifte fi erheben. Die 
Künſte, die Rechte, die Pflichten aller Stände der Gefells 
ſchaft, die Kenntniſſe und Geheimniſſe korperlicher Sefunb, 
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heit und moraliſcher Kraft,’ die Kunſt vortrefflich zu leben, 
und ehrenvoll zu fterben, das ift der Achte Geiſt und Zweck 
des Unterrichts, und deſſelben Frucht iſt Geiſtesgegenwart 
und Geſchick zu allem, Würde des Lebens, und Unabhängig— 
keit von den Launen des Glücks. Welcher Vater wird feis 
nem Sohne diefe Schäge mißgönnen, welches Volt — 
ungeſtraft ſie vernachläßigen? 7 
Bon dem Augenblick des Untergangs jener either 
(haft Roms bis auf uns zeigte mie ein Zeitalter ein grauem 
volleres Ereigniß; als dieſe plötzliche Auflößung der vetalterm 
den Verfaſſungen und Verhäitniſſe Fark: aller Natkonen Ems 
ropens, dieſen "Anfang "einer neiten Folge: unvorſehbaret 
Schickſale; ein Augenblick deſſen hoher Erhft"bie angeſtreng⸗ 
teſte Entwickelung aller Fähigketten, die’ begelſterte Erhebüni 
aller Arten von Much den alles den adhuin Gefnhi auf⸗ 
dpfernden Heldenſinn auftuft. ee 

Meine Herten Reichsſtände, wir volla uns zuſam⸗ 
mendrängen um ° "den Thron und um ‚die. Verfaſſung bu 
Reichs. it 
Die Vortheile der letzteren, die Dermoeeri, welche ſu 
uns verſichern kann, ſind Ihnen vorgeſtellt worden. 
—Drer Eindruck begleite Sie in die Länder. Unſere 
Kraft, meine Herren, iſt in der Eintracht, unſer Ruhm iſt 
in patriotiſchem Sinne. Sie haben ihn in dieſer erſten 
Verſammlung bewiefen, ich habe Sie darum beglũckwünſcht 
Im Namen des Könize. | 
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| 4. 
Mori VBerichtigungen das Herzogthum Olden⸗ 
burg betreffend. 





Da das Herzogthum Oldenburg vermuthlich nächften‘, dem 
Bunde förmlich einverleibt werben wird,. defien Namen dieſe 
Zeitſchrift trägt, ſo können darin die Verichtigungen nicht 
unwillkommen ſeyn, welche einige Aufſaätze derſelben in ihren 
jenes Land betreſſenden Angaben zu bedlirfen ſcheinen. Sie 
beziehen ſich zunähf auf Nr. 46 im Heft XV. und auf 
Dr. 19 im Heft XV 

In dem letzteren Aufſatze werden einige Betrachtungen 
Seym Zutritt des Herzoglich Medienburgifchen 
Hauſes zum Mheinbunde mit der Bemerkung eingeleitet, 
daß dieſes Haus ‚das älteſte regierende Geſchlecht nicht 


blaos in Deutſchland, ſondern in Europa ſey, indem der 


diplomatiſch⸗ arwieſene Ahnherr der jetzigen Herzoͤge, Niclot, 
vom J. 1151 an regiert habe, zu einer Zeit, da alle andere 
regierende Gefchlechter, — au das Haus Didenburg— 
nur noch Privar Familien geweien. Es ift aber beurkundet, 
daß fchon zu Ende des eilften und zu Anfang .des gwölften 
Jahrhunderts gu Oldenburg ein Graf Elimar (comes in 
confinio Saxoniae et Frisiae potens et manens nennt 
ihn eine Urkunde von 1108) regierte, von welchem in direk⸗ 
ter männlichee diplomatifch erwiefener Linie das jetzt regie⸗ 
rende erlauchte Oldenburgiſche Haus, und aus demſelben der 
Kanfer von Rußland ‚- König von Dännemark und König 
von Schweden abftammen. Noch mehr! Die Gemahlin 
diefes Elimar und die Mutter der Dldenburgifchen Strafen 
Mira, ſtammt im zwölften Grade von Wirtefind, dem 
großen Heerführer der Sachſen (F_ 807). Die Beweiſe 
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htervon find in einer berrishägbarften deutſchen Special⸗ 
Geſchichten (von Halem’s Geſchichte des Herzogthums 
Oldenburg Th. 1.) zu leſen. 

Etwas ausführlicher muß die — im Weſentlichen ſchon 
in der Nr. 47 des Hefts XVIII. gegebene — Berichtigung 
der hifkorifchen Angaben über Kniphaufen und Varel 
fepn, welche fich im Heft XV. unter der Ueberfchrift: » Ofs 
feießland und Varel werden Theile des Königreichs Holland« 
finden. 
| 1. Die von Elimar beginnende Reihe der’ felbrftändt 

gen Didendurgifchen Grafen fchließt fih mit Anton Güns 
ther. Diefer regierte von 1603 bis 1667 und befaß: 
a) als uralte Stammherrſchaft die Grafſchaften 
Oldenburg und Delmenhorſt nedft dem 1623 erhaftes 
nen Weferzolle, als Reichs Mannlehn. Das Amt und 
Kicchfpiel Varel kann nicht als ein fir fich beſtehendes 
Land angeführt werden. Es war ehedem ein Theil der for 
genannten Friefiichen Wede, aber feine Häuptlinge fanden 
fhon feit ı386 vertragsmäßig unter der Oberherrlichfeit des 
Grafen von Oldenburg. Mit dem Tode des Hauptlings 
Hajo wurde es kraft eines Erbvertrags 1481 mit Otdenburg 
vereinigt, und iſt ſeit der Zeit integrivender Theil des 


Reichslehns geblichen. Dan kann alfe nicht fagen, daß die 


ſes Amt (dee Name edle Herrſchaft für daſſelbe ift viel 
neuer) ehedem reichsunmittelbar geweien, und erſt in neues 
ven Beiten ber Oldenburgiſchen Landeshoheit unterworfen 
worden fen. — Graf Anton Günther befaß ferner 2) die 
Herrfchaft Jever, Burgundifches Lehen, weiche durch ein 
Teftament der unverehlicht geftorbenen leuten Erbtochter von 
Jever, Maria, und darauf erfolgte Belehnung im 3. 1575 
an Oldenburg gefommen war; und 3) die Herrlichkeit 
Kniphaufen, auf welche die Grafen von Oldenburg und 
Deimenborft mit der Herrſchaft Jever Anſprüche ‚erhalten 
hatten, die, beym Meichsfammergerichte zu. Speler gericht, 
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ih ansgeführt, duch ein Urtheil von 1592 anerkanut, 
aber erft 1623 zur Ausführung gebracht wurden. 

III. Graf Anton Günther barte Beine ehelichen Leibes⸗ 
erben, aber einen außerehelichen Sohn, Anton, welcher vom 
Kayſer unser dem Namen eines Grafen von Aldenburg 
Cnicht Oldenburg) legitimirt wurde, und deffen Verſorgung 
der Vater gegen feine Lebens; und Allodialerben auf alle 
Weiſe zu fichern ſuchte. 

1) Die Grafſchaften Oldenburg und Deimenhorf 
mußten als Lehen an eine Dldenburgifche Seitenlinie fallen, 
welche den Thron in Dännemark und den Herzoglichen 
Stuhl in Holftein beftiegen hatte. Von einigen diefer Lehns⸗ 
yettern bewirkte ſich Anton. Günther die Erlaubniß, das 
Amt Varel feinem Sehne als eine reihsunmittelbare Bes 
ſitzung zufichern zu dürfen, und er dehnte diefe Erlqubniß 
auch. auf ein Drittheit des Weſerzolles aus. Aber nach fei, 
nem ‚Tode wurde diefe . Lehnsveräußerung. nach bekannten 
Lehnrechten ale nichtig angefochten, und die veräuferten 
Stücke von den Lehnsfolgeen, unter. weichen Dännemarf 
1661 sum: alleinigen Beſitz ‚gelangte, fequeftrirt. Durch den 
fogenannten- Aldenburgifchen Tractat von 1693 ift zwar das 
Amt Barel unter dem. Namen einer edlen KHerrichaft mit 
manchen Prärogativen dem Sohne des Grafen von Alden: 
burg für fih und feine männlichen Erben wieder überlaffen 
worden, doch mit ausdrücklichem Morbehalt der Territorial⸗ 
Hoheit über daffelbe für den Regenten ber Grafſchaften Ols 
denburg und Deimenhorft, welche mithin durch diefen Trass 
tar. nicht ſowohl erft gewonnen, als vielmehr. die altherges 
beachte erhalten und gegen mibderrechtlihe Anmafiungen ges 
ſichert wurde. Daher haben die Beſitzer der Herrſchaft 
Varel auch den Negenten von Oldenburg. bey jeder Nachfol, 
ge in Varel, fo wie bey jeder : Negierungsveränderung in 
Dfdenbarg, den Guldigungseid geleiſtet (wovon bie Anlage 
A das neueſte Bepſpiel giebt); es iſt die geſetgebende und 
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oberaufſehende Gewalt ſowohl in Regierungss als in Juſtiz⸗ 
ſachen, die oberrichterliche Gewalt, umd das jus episcupusa 
<irca sacra jederzeit von Oldenburg über diefe edle Herr⸗ 
ſchaft ausgeiibt, und von den Beſitzern derfelden nie in 
Zweifel gezogen worden, wie wohl hin und wieder Differens 
jen über die Grenzen zwifchen den . Landesherrlichen und 
:Qutshertiichen Gerechtſamen entftanden find. Zur Didendurgis‘ 
ſchen ordentlichen Landescontributien bezahlt Varel freilich 
nicht mehr als 1200 Rthlr., und die Ausficht auf den Rück, 
fall der abgetretenen Patrimonialrechte über dieſes Amt iſt 
dadurch entfernter geworden, daß im J. 1751 dem Grafen 
von Aldenburg auch die Oucceſſion feiner weiblichen Nach⸗ 
tomnien vexrſichert iſt. Vermöge dieſer Zuficherung kam 
dann Die Herrſchaft an die Gräflich-Bentinkſche Familie, in 
welche ſich die einzige Tochter des Grafen von Aldenburg 
1733 verheizathete. 

2) Die Herrfhaft Jever 56hftimmmte Anton Gunther 
feinem Schweſterſohne, dem Fürſten Johann von Anhalt: 
Zerbſt, mit der Verordnung, daß diefe Herrſchaft, nach Ab⸗ 
gang der Anhalt Zerbſtiſchen Linie männlichen und weiblichen 
Geſchlechts (und durch die ketztere iſt fie mit Catharina IE, 
an Rußland gekommen) den durch “ordentliche Erbfolge zur 
Megierung gelangten Grafen zu Oldenburg anheim fallen 
und bey der Grafſchaft Oldenburg jü- ewigen Tagen bleiben 
folle. Die Lehnserben: erhoben auch dagegen. Widerſpruch, 
erkannten aber durch einen Vergleich von 1689 die Diſdo⸗ 
ſition an. 

3) Ueber die Herrlichkeit Ruiphanfen hatte Anton 
Guünther anfangs auch zum Wortheil des Fürften von An, 
Haft verfügt, denfelben aber nachher 1657 durch eine Sums 
me Geldes zum Abftand bewogen, um fie feinem natürlichen 
©ohne and’ deffen männlihen und weiblihen Nahfommen 
hinterlaſſen zu kbanen. Indeſſen wurde auf den Fall, daß 
diefe Nachtommen ausfterben "würden, : dem Fürſten von 
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Anhalt Zerbſt und deſſen Erben, nad deren Abgang aber 
dem Regenten von Oldenburg die Nachfolge verfihert. Der 
Graf won Aldenburg erhielt diefe Herrlichkeit Übrigens mit 
ber Lanveshoheit, und fo fam fie auch, durch Erbfolge au 
den Grafen von -Bentint. _ 

Auf diefe Weiſe wurde Jever und Kniphaufen — nicht 
aber Varel — von den Grafichaften Oldenburg und Dels 
menhorft getrennt. Diefe Grafichaften blieben übrigens 
beym König. Dänifhen Haufe bie zum J. 1775, da fle 
bekanntlich gegen den Großfürſtlich⸗Rufſtſchen Antheil am 
Holſtein umgetauicht, und von Rußland ſammt allen damit 
verbundenen Rechten an die jüngere Heilſtein-Gottorpiſche 
. £inie übertragen, ou zu einem Herzegthume erhoben 
wurden. . - 

„MR In der Grills ber neueſten Zeit hat auch dieſe⸗ 
Herjogthum ſeine Integrität nicht erhalten können. 
2) Dach den Reichsdeputations Hauptſchlaß vom 5. 
Behr, und den Herzoglichen Accefflonstractat vom 6. April 
2803 wurde der Weferzoll aufgehoben, welcher in den 
Sahren 1798 — ıdaa im Durchſchnitt eine jährliche Reve⸗ 
ne von 130,100 Rtihir. gegeben hatte; und an die freye 
Hanſeſtadt Bremen bie; Dorfihaft Grolland abgetreten. 
Zur Enefchädigung. ‚erhielt Oldenburg das Chur; Brauns 
fchweig Lüneburgifhe Amt. Wildeshanfen, die Münfter' 
ſchen Aemter Vochta und Cloppenburg, und, zur Er⸗ 
gänzung. eine jehnjäßrige Verlängerung . des Genuſſes des 
Weſerzolls, in der Vorausfeßung, daß .der künftige Ertrag 
dem bigherigen im Durchſchnitt gleihlommen werde, welce 
aber durch die feitdem verfügten Blokaden durchaus vereitelt 
if. Ueberhaupt iſt der Verluſt des Weſerzolle durch dieſes 
Aequivalent kaum zur Hälfte gedeckt; nicht zu gedenken, daß 
die Vergrößerung des Landes die Adminiſtrationckoſten um 
meh als das Drepfache desjenigen vermehrt hat, was bie 
Erhebung des Bes Soflete,-—— Das fäcnlarifste Ooch⸗ 
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ſtift Lũbeck kann nicht zur Entſchüdigung bes Herzogthums 
Oldenburg gerechnet werden, weil es ſchon längft als erblich 
in dem Holſtein Gottorpſchen Kaufe zu betrachten war, und 
feinem jebigen Fürften nicht als Herzogl. Adminifttator von 
Dldendurg, fondern als Birhon von Lübeck anheim fallen 
mußte. Auch würden die Revenüen beffelben nicht ben viers 
ten Theil des Verluſtes decken. 

2) Durch den Frieden von Tilfte iſt die Herefchaft 
Jever von Rußland an Holland abgetreten,. und damit 
nicht blos die vorbehaltene Didenburgifche Anwartichaft, fons 
dern auch eine noch nähere Hoffnung zur Wiebervereinigung 
mit dem Herzogthum Oldenburg vereitelt. 

3). Endlich foll nach einem Tractat zwifchen dem Rays 
fer der Franzofen”und dem König von Holland d. d. Fon⸗ 
tainebleau 11. Nov. 1807 der König von Holland über bie 
KHerrlichleiten Kniphaufen und Varel bie in der Rheins 
conföderation beſtimmten Sonverainitätsrechte ausüben; eine 
Verfügung, die niche nur die Dldenburgifche Anwartichaft 
euf beyde Herrfchaften ungewiß machen, fondern auch niit 
der Seftehenden Souverainität des Herzogs von Dldenburg 
über Varel durchaus nicht zu vereinigen ſeyn wüuͤrde. 

Es ift indeffen mie Zuverſicht zu hoffen, daß wegen je 
nes theils eingerretenen, theils drohenden Verluſtes vollkom⸗ 
mener Erfag erfolgen werde, fobald ber Irrthum in den 
Vorausfekungen, worauf jene Verſügungen gebauet find, 
von den dabey interefirten ‚Hoden Mächten bemerkt werben 
wird, 

An (age &. 

Bey ber jetzigen Megierungsveränderung des Herzoge 
thums Oldenburg und der aus höchſtweiſeſten Abſichten zum 
allgemeinen Beſten angeordneten Landesadminiſtration in der 
böchften Perfon des Hochwürdigſt Durchlauchtigſten Fürſten 
“und ‚Herrn, Herrn Peter Friedrich Ludwig, Biſchoffen zu 
Lübeck, Erben zu Norwegen, Herzogen gu Schleswig, Hol⸗ 
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fiein und der Ditmarfchen, wie auch zu Oldenburg ıc.. wird 
von Uns in landesherrlich beſtätigter Vormundſchaft der 
nachgefaffenen Kinder des weiland Reichsgrafen Chriftian 
Friedrich Anton von Bentind, Edlen Herrn zu Varel, ber 
Herr Juſtizrath Bernhard Diedrih Wardenburg zu Didens 
durg hiermit ermächtigt, und Ihm aufgetragen ,. den noch 
befonders erforderlihen Eid der Treue wegen der 
Herrſchaft Varel und der darunter gehörigen 
Bedienten und Untercthanen vorgefchriebenermaßen 
abzulegen, den bdesfältigen Revers unter Beydrückung des 
Siegels zu unterfchreißen, und alles dasjenige, was’ zu Voll⸗ 
ziehung diefes Geſchäfts fonft erforderlich feyn möchte, und. 
wozu Wir felbft zur Stelle fchuldigft bereit geweſen wären, 
wahrzunehmen; fo Wir als von Uns ſeibſt gefchehen, feders 
zeit anfehen, Ihn auch aller Bürden der Rechten desfalis 
entheben wollen. 
Urkundlich deſſen haben Wir dieſes eigenhändig unters 
geſchrieben, und Unſer Vormundſchaftliches Inſiegel bey— 
drucken laſſen. So geſchehen im Haag den 8. Aug. 1786. 
M. €. verw. Gräftn von Bentiscnh, 
(L. 8.) geb. Baronne van Turr- van Se- 
ROOSHERHEN. 
oo V. R. BentiıncH: de SenoonHEETEN. 
' In Randesherefich beſtätigter Vormundſchaft der nach—⸗ 
gelaſſenen Kinder des weil. HerrnReichsgrafen Chriſtian 
Friedrich Anton von Bentinck, Edlen Heren’ zu Varel ıc. 
fchwören und geloben Wir Endesunterzeichnete hierdurch 
für Uns ſelbſt, auch ſämtliche Bediente und Unterthanen 
der unter Herzoglich-⸗Holſtein Oldenburgiſcher 
Landeshoheit belegenen Herrſchaft Varel ji ' 
Gott dem Allmächtigen und auf fein heiliges Evangelium 
weinen leiblichen Eid, daß Wir dem von Unſeres in Gott 
zuhenden gnädigſten Herzogs: and. Landesherrn Hochfürſtl. 
Durchlaucht aus weilen und Landesväterlichen Abſichten und 
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nach fergfältiger. Prüſung aller auf die Nothwendigkeit be⸗ 

suhenden Umſtände und Urfachen, für Dero Herrn Sehr 
und Erbpringen, Unſern angebohrenen und gegenwärtigen 
Durchlauchtigſten Herzog, zum regierenden Landesadminiſtra⸗ 
tor erwählten und verordneten Hochwürdigſt Durchlauchtig⸗ 
ſten Fürſten und Hertn, Herrn Peter Friedrich Ludwig, 
Biſchoffen zu Lübeck, Erben zu Norwegen, Herzogen zu 
Schleswig, Holſtein, Stormarn und der Dithmarſchen, wie 
auch zu Oldenburg ꝛc. wegen der vermöge des Aldenburgi— 
ſchen Vergleichs de ao 1699 dem regierenden Landesherrn 
von. Oldenbarg reſervirten Oberbothmäſigkeit und 
Landesherrlichen Hohelt über das Amt Varel 
auch juris episcopalis et circa Sacra, getreu, hold 
mad gewärtig ſeyn, in Fried- und Kriegeszeiten allezeit 
Dero Beftes befürderen, Schaden und Nachtheil Hingegen 
mit Leib, Sur und Blut abwenden und adhelfen, infonders 
heit aber Höchſtdero wohlgegründete und gefeßmäßige Admi: 
niftrationgregierung iiber diefe Lande und Unterthanen nach 
äußerftem Vermögen vertheidigen und erhalten, allen beim; 
lich und Öffentlich wider Höchſtdero Perfon ober wider die 
Ruhe und Wohlfarth des Landes. gemachten Anfchkägen, 
wann felbige zu Unſerer Wiſſenſchaft gelangen follten, Uns 
fräftigft widerfeßen und folche fofort offenbaren, und in dies 
fein wie in allen übrigen Stücken ſolchergeſtalt Uns verhal⸗ 
ten und erzeigen wollen, wie es getreuen, ehrliebenden und 
gehorſamen Vaſallen und Unterthanen eignet und gebühret. 
So wahr Uns Gott helfe und fein heiliges Wort! 


Zur Gewißheit und Beſtätigung deſſen iſt biefer Ho; 
magial Eid vermöge der von her Hochgräflich⸗Bentinckſchen 
Bormumndfchaft mie dem. Königlih Dänifchen Juſtizrath 
Bernhard Diedrich Wardenburg s. d. Haag den 8. Aus. 
1985 sriheilten und in origine ad acta gelegten Specials 
Vollmacht, Namens und im, ‚die Seele meiner: hohen Com; 


⸗ 
@ 
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mittenten, von mir eigenhändig unterſchrieben und beſiegelt 
worden. So gefchehen Oldenburg den ı5ten Auguft 1786. 
(L.8.) Bernhard Diedrich Wardenburg. 
Zur Beglaubigung der Uebereinftimmung mit den in 
bem herzogl. Oldenburgiſchen Landesarchive aufbewahtrer 
Originalien. 
Oldenburg den 20. Auguft 1808. 


€. £. Runde, Archivarius. 





5. 
Einführung des Code Napoleon im Herzogthum 
Anhalt: Cöthen. 





| Von des regierenden Herrn Herzogs zu Anhalt (Köthen) 
Durchlaucht iſt wegen Einführung des Code Napoleon 
nachfiehendes Reſkript an die herzogliche Regierung erlaffen 
worden. 


Wir, Auguft Chriſtian Friedrih, von Gottes 
Gnaden, regierender Herzog zu Anhalt, 
fouverainer Fürf des Rheinbundes ıc. Unfern 
gnädigen Gruß zuvor, Edle und Hochgelahrte, fonders 
Liebe Getreue! 


N: e Weisheit Unfers erhabenften Proteftore, Gr. Majepät 
bes Kaifers von Frankreich und Königs von Stalien, Napo⸗ 
leon des Großen, ale Geſetzgebers, hat nicht weniger die 
Gewunderung der Welt erregt, als Seine glorreichen Tha⸗ 
‚ten Ihn der fpäteflen Nachwelt, als Helden, in ziner uner⸗ 
reichbaren Groͤße darſtellen werben. 
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Schon erfeenen. ich mehrere Lander der -wohlchätigen 
- Kolgen, welche die Anwendung ber franzöffegen Sefege-ben 
beiführee,, und ſelbſt in Unſerer Nähe, im’Umfange des 
Königreichs Weftphaten, Haben fi ſolche nach ihrer grofien 
Vortrefflichkeit . bereits des allgemeinen Weifalld verſichert. 
Wir können daher nach Unferer landesväterlichen Pflicht un 
Geſinnung gar feinen Anſtand nehmen, auch Unfere getreuen 
Unterthanen daran den erfprießlichften Antheil nehmen zu 
lafien; und haben befchlofien, den Code Napoleon ſowohl, 
als die franzöſiſche Prozeßform auch im, Unſerm Lande vom 
ı. Januar 1809. an, einzuführen und in Anwendung. 34 
bringen. Wir fügen Euch folches hiedurch zu wiſſen, damit 
Ihr diefen Unſern Beſchluß zur allgemeinen Kenneniß-Unfer 
rer Unterthanen bringen möget, und verbleiben Em in 
Gnaden gewogen. Ä 
Gegeben Cöthen den 30. gaui 10, 


Auguſt CB: Henog zu un 
— | . 
| 6. . Ä 
Ueber Stammgüter des hohen und niederen deutſchen 


Adels, und deren Fortdauer in den Staaten des 
Rheiniſchen Bundes. . 


2 
ve 








) 


©: wie einem jeden Familienvater von jeher die Befugniß 
zufand , die Bedingungen feſtzuſetzen, unter welchen er fein 
Eigenthum, in fo weit dabei feine hürgerliche Freiheit ducch 
bie pofitive Sefeggebung nicht befchränke iſt, feiner Nach⸗ 
tommenfchaft hinterlaſſen will, fo war aud der Hohe und 
niedere deutfche Adel kraft ber Ihm zukommenden Avtonomie 
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| 4. 

Store VBerichtigungen das Herzogthum Olten 
burg betreffend, 





D das Herzogthum Oldenburg vermuthlich nächften“ dem 
Bunde förmlich einverleibt werden wird,. defien Namen dieſe 
Zeitſchrift trägt, ſo können darin die Verichtigungen nicht 
anmilltommen ſeyn, welche einige Aufſätze derſelben in ihren 
jenes Land betreffenden Angaben zu bedfirfen ſcheinen. Si⸗ 
beziehen fih zunahf auf Nr. 46 im Heft XV. und auf 
Mr. 19 im Heft IV - Ä 
In dem. Iehteren Aufſatze werben einige Betrachtungen 
beym Zutritt des Herzoglich Mecklenburgiſcher 
Hauſes zum Rheinbunde mit der Bemerkung eingeleitet, 
daß dieſes Haus ‚das älteſte regierende Geſchlecht nicht 
blos in Deutſchland, ſondern in Europa ſey, indem der 
diplomatiſch⸗ arwieſene Ahnherr der jetzigen Herzöge, Niclot, 
vom J. 11531 an regiert habe, zu einer Zeit, da alle andere 
segierende Gefchlechter, — auch das Haus Didenburg— 
nur noch Privat Familien geweſen. Es iſt aber beurkundet, 
daß fchon zu Ende des eilften und zu Anfang des zwölften 
Sahrhunderts gu Oldenburg ein Graf Elimar (comes in 
confinio Saxoniae et Frisiae potens et manens nennt 
ihn eine Urkunde von 1108) regierte, von welchen in dire 
ter männlicher diplomatifch erwiefener Linie das jetzt vegies 
rende erlauchte Oldenburgiſche Haus, und aus demfelben der 
Kayfer von Rußland ‚- König vor Dännemark und König 
von Schweden abſtammen. Noch mehr! Die Gemahlin 
diefes Elimar und die Mutter ber Dldenburgifchen Grafen 
Mira, ſtammt im zwölften Grade von Wittekind, dem 
großen Heerführer der Sachſen (F 807). Die Beweife 
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hiervon find in einer der ſchatzbarſten deutſchen Special—⸗ 
Geſchichten (von Halem’s Geſchichte des Herzogthums 
Oldenburg Th. 1.) zu leſen. 

Etwas ausführlicher muß die — im Weſentlichen ſchon 
in der Nr. 47 des Hefts XVIII. gegebene — Berichtigung 
der hiſtoriſchen Angaben iiber Kniphauſen und Varel 
ſeyn, weiche ſich im Heft XV. unter der Ueberſchrift: »Oſt⸗ 
frießland und Varel werden Theile des Königreichs Hollande 
| 1. Die von Elimar beginnende Reihe ber‘ ſelbſtſtändu 

gen Oldenburgiſchen Grafen fchließt fih mit Anton Süns 
ther. Diefer regierte von 1603 bis 1667 und beſaß: 

1) als uralte Stammbderrfchaft die Sraffhaften 
Oldenburg und Delmenhorſt nebſt bem 1625 erhalte⸗ 
nen Weferzolle, als Reichs Mannlehn. Das Amt und 
Kirchſpiel Varel kann nicht als ein für fich beftehendes 
Land angeführt werden. Es war ehedem ein Theil der for 
genannten Frieſiſchen Wede, aber feine Häuptlinge fanden 
ſchon feit 586 vertragsmäßig unter der Oberherrlichkeit des 
Grafen von Oldenburg. Mit dem Tode des Häuptlings 
Hajo wurde es kraft eines Erbvertrags 1481 mit Oldenburg 
vereinigt, und iſt feit der Zeit integrivender Theil des 
Reichslehns geblieben. Man kann alſo nicht fagen, daß die 
fe Amt (dee Name edle Herrſchaft fire daſſelbe iſt viel 
neuer) ehedem reichsunmittelbar geweſen, und erſt in neues 
ren Zeiten der Didendurgifchen Landeshohelt unterworfen 
worden fey. — Graf Anton Günther befaß ferner 2) die 
Herrſchaft Jever, Burgundiſches Lehen, welche. durch ein 
Teftament der unverehlicht geftorbenen letzten Erbtochter von 
ever, Maria, und darauf erfolgte Belehnung im 3. 1575 
an Oldenburg gelommen war; und 3) die Herrlichkeit 
Kniphaufen, auf welche bie Strafen von Oldenburg und 
Deimenborft mit der Herrſchaft Jever Anſprüche ‚erhalten 
hatten, die, beym Neichefammergerichte zu Speler gericht 
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ih ausgeführt, duch ein Urtheil von 1592 anerkanut, 
aber erſt 1623 zur Ausflihrung gebracht wurden. 

II. Graf Antoıt Günther hatte Feine ehelichen Leibes⸗ 
erben, aber einen auferehzlichen Sohn, . Anton, welcher vom 
Kayſer unser ‚dem. Namen eines Grafen von Aldendurg 
nicht Oldenburg) legitimire wurde, und defien Verforgung 
der Water gegen feine Lebens: und Allodialerben auf alle 
Weiſe zu ſichern ſuchte. 

1) Die Grafſchaften Oldenburg und Deimenhork 
mußten als Lehen an;eine Oldenburgiſche Seitenlinie fallen, 
welche den Thron in Dännemark und den Kerzoglichen 
Stuhl in Holftein beftiegen hatte. Von einigen biefer Lehns⸗ 
yettern bewirkte fih Anton. Günther die Erlaubniß, das 
Amt Varel feinem Sonne als eine veichsunmittelbare Bes 
ſitzung zuſichern zu dürfen, und er dehnte dieſe Erlqubniß 
auch auf ein Drittheil des Weſerzolles aus. Aber nach ſei, 
nem ‚Tode wurde dieſe Lehnsveräußerung nah bekannten 
Lehnrechten als nichtig angefochten, und Die verdußerten 
Stücke von den Lehnsfolgern, unter weichen Dännemarf 
3681 'gum alleinigen Befis ‚gelangte, ſequeſtrirt. Durch den 
ſogenannten Aldenburgifchen Tractat von 1693 ift zwar das 
rat Barel unter dem. Namen einer edlen Herrichaft mit 
manchen Prärogativen den Sohne des Grafen von Alden⸗ 
burg für fih und feine männlichen Erben wieder überlaffen 
worden, doch mit ausdrücklichem Vorbehalt der Territoriak 
Hoheit Über daſſelbe für den Regenten ber Grafſchaften Ols 
denburg und Delmenhorſt, welche mithin durch dieſen Trası 
tat. micht ſowohl erfi gewonnen, als vielmehr. die altherges 
brachte erhalten und gegen widerrechtlihe Anmafiungen ges 
ſichert wurde. Daher haben die Beſitzer der Herrſchaft 
Vaͤrel auch den Regenten von Oldenburg bey jeder Machfol, 
ge in Warel, fo wie bey. jeder Regierungsveränderung in 
Oldenburg, den Hulbigungseid geleiſtet (wovon die Anlage 
A das neuefte Bepfptel-giebe); es- iſt die geſetzgebende und 








ı 208 


oberaufiehende Gewalt ſowohl in Regierungs⸗ als in Juſtiz⸗ 
ſachen, die oberrichterliche Gewalt, und das jus episcuputa 
<irca sacra jederzeit von Oldenburg über dieſe edle Herr⸗ 
Ichaſt ausgeübt, und von den Beſitzern derſelben nie in 
Zweifel gezogen worden, wie wohl hin und wieder Differen⸗ 
zen über die Grenzen zwiſchen den Landesherrlichen und 
Gutsherrlichen Gerechtſamen entſtanden ſind. Zur Oldenburgi⸗ 
ſchen ordentlichen Landescontribution bezahlt Varel freilich 
nicht mehr als 1200 Rthlr., und die Ausſicht auf den Rück⸗ 
fal der abgetretenen Patrimonialrechte über dieſes Amt iſt 
dadurch entfernter geworden, daß im 3. 1731 dem Grafen 
von Aldenburg much die Oucceſſion feiner weiblichen Nach⸗ 
kommien veufihert iſt. Vermöge dieſer Zuficherung kam 
dann die Herrſchaft an die Gräflich⸗Bentinkſche Familie, in 
weiche fih die einzige Tochter des Srafen von Aldendburg 
1733 verheizathete. 

2) Die Herrſchaft Jever shfinimte Anton Günther 
feinem Schwefterfohne, dem Fürſten Johann von Anhalt: 
Zerbft, mit der Verordnung, daß diefe Herrſchaft, nach Abs 
gang der Anhalt Zerbſtiſchen Linie männlicher und weiblichen 
Geſchlechts (und durch die ‚teßtere iſt fie mit Catharina IE, 
an Rußland gelommen) den durch "ordentliche Erbfolge zur 
Hegierung gelangten Srafen zu Oldenburg anheim fallen 
und bey der Grafſchaft Oldenburg jü-- ewigen Tagen bleiben 
folle. Die Lehnserben erhoben auch "dagegen Widerſpruch, 
erfannten aber durch einen’ Vergieich von 1689 bie Diſpo⸗ 
ſition an. 

3) Ueber die Herrlichkeit aripba nfen Hatte Anton 
Günther anfangs auch zum Vortheil des Fürften von An, 
Haft verfügt, denfelben aber nachher 1657 durch eine Sums 
me Geldes zum Abftand bewogen, um fie feinem natürlichen 
Dohne and deffen männlichen und weiblichen Nachkommen 
hinterlaſſen zu können. Indeſſen wurde auf dem Fall, daß 
dieſe Nachtommen wusfterben 'wlirden, dem Fürſten von 


104 


Anhaft:Zerbft und deffen Erben, nad beren Abgang aber 
dem Negenten von Oldenburg die Nachfolge verfichert. Der 
Straf von Aldenburg erhielt diefe Herrlichkeit Übrigens mis 
ber Lanveshoheit, und fo kam fie auch, durch Erbfolge au 
den Grafen von -Bentint. _ 

Auf diefe Weiſe wurde Sjever und Kniphanfen — nicht 
aber Varel — von den Grafichaften Oldenburg und Des 
menhorft getrennt. Diefe Grafichaften blieben übrigens 
beym Königl. Dänifhen Haufe big zum I. 1775, da fie 
bekanntlich gegen den Großfürſtlich⸗Ruſſiſchen Antheil an 
Holſtein umgetauicht, und von Rußland ſammt allen Damit 
verbundenen Rechten an die jüngere Helſtein⸗Gettorpiſche 
. £inie übertragen, auch zu einem Derzesthume erhoben 
wurden. 

18 In der Keifls der neneften Zeit hat auch dieſes 
Her zogthum ſeine Integrität nicht erhalten können. 

2) Durch den. Reichsdeputations Hauptſchluß vom 265. 
Febr, und den Herzoglichen Acceſſtonstractat vom 6. April 
803 wurde der Weferzol aufgehoben, welcher in den 

Sahren 179%: — 1802 im Durchſchnitt eine jährliche Reve⸗ 
nüe von 190,00 Rthir. gegeben hatte; und an die freye 
Hanſeſtadt Bremen die Dorfichafe Grolland abgetreten. 
Sur Entſchädigung erhielt Oldenburg das Chur Braun 
ſchweig Liineburgifhe Am Wildeshanfen, die Münfter' 
ſchen Aemter Voch ta und Cloppenburg, nnd, zur Er⸗ 
gänzung, eine zehnahrige Verlängerung des Genuſſes des 
Weſerzolls, in der Vorausſetzung, daß .der künftige Ertrag 
dem bicherigen im Durchſchnitt gleichlommen werde, welche 
aber durch die ſeitdem verſiigten Blokaden durchaus vereitelt 
iſt. Ueberhauyt iſt der Verluſt des Weſerzollq durch dieſes 
Aequivalent kaum zur Hälfte gedeckt; nicht zu gedenken, daß 
die Vergrößerung des Landes die Adminiſtrationskoſten um 
mer als das Dreyfache desjenigen vermehrt hat, was bie 
Erhebung des Weſerzelle koſtete. — Das ſaͤcnlariſirte Hoch⸗ 
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ſtift Lübeck kann nicht zur Entfchäblgung bes Herzogthums 
Oldenburg gerechnet werben, weil es fchon längft als erblich 
in dem Holſtein Sottorpihen Haufe zu betrachten war, und 
feinem jeßigen Fürften nicht ale Herzogl. Adminifttator von 
Dldendurg, fondern als Biſchof von Lübeck anheim fallen 
mußte. Auch wirden die Revenüen deffelben nicht den viers 
ten Theil des Verluſtes deden. 

2) Durch den Frieden von Tilſit iſt die Herrſchaft 
Jever von Rußland an Holland abgetreten, und damit 
nicht blos die vorbehaltene Oldenburgiſche Anwartſchaft, ſon⸗ 
dern auch eine noch nähere Hoffnung zur Wiedervereiniguug 
mit dem Herzogthum Oldenburg vereitelt. 

. 3). Endlich foll nach) .einem Tractat zwiſchen dem Rays 
fer der Franzoſen und dem König von Holland d. d. Fon 
taineblean 11. Nov. 1807 der König von Holland über die 
Kerrlichkeiten Kniphanfen und Varel die in der Rheins 
conföderation beſtimmten Souverainitätsrechte ausliben; eine 
Berfügung, die niche nur Die Oldenburgiſche Anwartichaft 
auf beyde Herrſchaften ungewiß machen, fondern auch niit 
der befiehenden Souverainisät des Herzogs von Oldenburg 
Über Varel durchaus nicht zu vereinigen feyn würde. 

Es iſt indeffen mie Zuverfiche zu hoffen, daß wegen je 
nes theils eingerretenen, theils drohenden Verluſtes vollkom⸗ 
mener Erfaß erfolgen werde, fobald der Irrthum In den 
Vorausſetzungen, worauf jene Verſügungen gebanet find, 
von den dabey intereſſirten Hoden Mächten bemerkt werben 
wird, 

An lage A. 

Bey der jeßigen. Megierungsveränderung bet Herzogs . 
thums Didenburg und der aus höchſtweiſeſten Abfichten zum 
allgemeinen Beſten angeordneten Landesadminiftration in der 
höchſten Derfon des Hochwürdigſt Durchlauchtigſten Fürſten 
und Herrn, Herrn Peter Friedrich Ludwig, Biſchoffen zu 
Lübeck, Erben zu Norwegen, Herzogen gu Schleswig, Kol 
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fein und der Ditmarfchen, wie auch zu Oldenburg ıc. wird 
yon Uns in landesherrlich beſtätigter Vormundſchaft der 
nachgelaffenen Kinder des weiland Reichsgrafen Chriftian 
Friedrich Anton von Bentinck, Edlen Herrn zu Varel, der 
Herr Juſtizrath Bernhard Diedrich Wardenburg zu Olden⸗ 
Hurg hiermit ermächtigt, und Ihm aufgetragen, den noch 
beſonders erforderlichen Eid der Treue wegen der 
Herrfhaft Varel und der darunter gehörigen 
Bedienten und Unterthbanen vorgefchriebenermaßen 
abzulegen, den besfälligen Revers unter Beydrückung des 
Siegel zu unterfchreißen, und alles dasjenige, was zu Voll⸗ 
ziehung dieſes Geſchäfts fonft erforderlich feyn möchte, ‘und. 
wozu Wir felbft zur Stelle fchuldigft bereit geweſen wären, 
wahrzunehmen; fo Wir als von Uns ſeibſt geichehen, jeder 
zeit anfehen, Ihn auch aller Bürden der Rechten desfaue 
entheben wollen. 

Urkundlich deſſen habin Wir dieſes enhemi unter⸗ 
geſchrieben, und Unſer Vormundſchaftliches Inſiegel bey— 
drucken laſſen. So geſchehen im Haag den B. Aug. 1786. 
t M. €. verw. Gräftn von Bentincn, | 

(L. 6.)- geb. Baronne van Turr ven Se- 
‚ RO®SHERHEN. 
V. R. Bentisck: de SEHOONHERTEN. 
gn Landeshertlich beſtätigter Vormundſchaft der nach⸗ 
gelaſſenen Kinder des weil. Herren ' Neichsgrafen Chriſtian 
Friedrich Anton von Bentind, Edlen Herrn zu Rarel ꝛc. 
fchwören und geloden Wir Endysunterzeichnete hierdurch 
für Uns ſelbſt, auch ſämtliche Bediente und Unterthanen 
der unter Herzoglich-Holſtein⸗Oldenburgiſcher 
Landeshoheit belegenen Herrſchaft Varel ju 
"Sort dem Almädtigen und auf fein beitiges Evangelium 
einen leiblichen Eid, daß Wir dem von Unſeres in Sort 
zuhenden gnädigften Herzogs. und. Landesherrn Hochfürſtl. 
Durchlaucht aus weiſen und Landesväterlichen Abfichten: und 
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nach fergfältiger Prüfung aller auf die Nothwendigkeit bay 

ruhenden Umſtände und Urfachen. für Dero Herrn Sahn 
und Erbpringen, Unſern angebohrenen und gegenwärtigen 
Durchlauchtigſten Herzog, zum regierenden Landesadminiſtra— 
tor erwählten und verordneten Hochwürdigſt Durchlauchtig⸗ 
ſten Fürſten und Herrn, Herrn Peter Friedrich Ludwig, 
Biſchoffen zu Lübeck, Erben zu Norwegen, Herzogen zu 
Schleswig, Holſtein, Stormarn und der Dithmarſchen, wie 
auch zu Oldenburg ꝛc. wegen ber vermöge des Aldenburgi⸗ 
fhen Vergleichs de ao 1693 dem regierenden Landesherrn 
von. Oldenburg refervirten Oberbothmäſigkeit und 
Landesherrlichen Hohett fiber das Amt Varel 
auch juris episcopalis et circa Sacra, getreu, hold 
und gewärtig ſeyn, in Fried- und Kyiegeszeiten allezeit 
Dero Beſtes beförderen, Schaden und Nachtheil hingegen 
mit Leib, Gut und Blut abwenden und abhelfen, inſonder⸗ 
heit aber Höchfidero wohlgegründete und gefeßmäßige Admis 
niftrationgregierung iiber diefe Lande und -Unterthanen nad) 
äußeren Vermögen vertheidigen und erhalten, allen beim; 
lich und Öffentlih wider Höchſtdero Perfon oder. wider die 
Ruhe und Wohlfarth des Landeg.. gemachten Anſchlägen, 
wann felbige zu Unſerer Wiſſenſchaft gelangen follten, Uns 
fräftigft widerfegen und folche fofort offenbaren, und in die 
feii wie in allen übrigen Stüdten folchergeflaft Uns verhat 
ten und erzeigen tollen, wie es getreuen, ehrliebenden und 
gehorfamen Wafallen und Unterthanen eignet nnd gebühret. 
So wahr Uns Gott helfe und fein heiliges Wort!  “ 


Zur Gewißheit und Beſtätigung deſſen iſt dieſer Ho: 
magjal:Eid vermöge der von der Hochgräflich⸗Bentinckſchen 
Vorwundſchaft mit dem Königlich Dänifchen Juſtizrath 
VBernhard Diedrich Wardenburg s. d. Haag den: 8. Aus. 
1986 erteilten und in origine ad acta gelegten Special⸗ 
Vollmacht, Namens und im die Seele meiner hohen Tom; 
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mittenten, von mir eigenhändig unterfchrieben und beſiegelt 
worden. So gefchehen Oldenburg den ıÖten Auguft 1786. 
(L.8.) Bernhard Dievrih Wardenburg. 

Zur Veglaubigung der Webereinftimmung mit den in 

dem herzogl. Dldendurgifchen Landesarchive aufbewahrten 
Originalin. 

Oldenburg den 20. Auguft 1808. 
€. £. Runde, Archivarius. 


* 








EHER RILUHGUUÄEL GONE RU RUE ana. 
9. 
Einführung des Code Napoleon im Herzogthum 
Anhalt: Cöthen. 





| Von des vegierenden Herrn Herzogs zu Anhaltı (Eöthen) 
Durchlaucht if wegen Einführung des Code Napoleon 
nachſtehendes Reſkript an bie herzogliche Regierung erlaſſen 
worden. 


Bir, Auguft Chriftian Friedeih, won Gottes 
Snaden, vegierender Herzog zu Anbalt, 
fouverainer Fürft Des Rheinbundes ıc. Unfern 
gnädigen Gruß zuvor, Edle und Hochgelahrte, ſonders 
Liebe Getreue! 


Die Weisheit Unfers erhabenſten Proteftors, Sr. Majeftät 
des Kaiſers von Frankreich und Königs von Stalien, Naper 
leon des Großen, als Geſetzgebers, hat nicht weniger Die 
Bewunderung der Welt erregt, als Seine glorreichen Tha⸗ 
‚ten. Ihn der fpäteften Nachwelt, als Helden, in riner uner⸗ 
reichbaren Groͤße darſtellen werben. 
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Schon erfreuen ſich mehrene Lander der wohlthätigen 
Folgen, welche die Anwendung der franzöfifegen Geſetze her⸗ 
beiführte, und ſelbſt in Unſerer Nähe, im’limfange des 
Königreichs Weſtphalen, haben ſich ſolche nach ihrer großen 
Vortrefflichkeit . bereits des allgemeinen Weifalls verſichert. 
Wir können daher nad Unſerer landesväterlichen Pflicht uns 
Geſinnung gar feinen Anſtand nehmen, auch Unſere getreu 
Unterthanen daran den erſprießlichſten „Antheit nehmen zu 
laſſen; und haben befchloffen, den Code Napoleon ſowohl, 
als die franzöſiſche Prozeßform auch in Unſerm Lande vom 
1. Januar 1809. an, einzuführen und ‚in Anwendung zu 
bringen. Wir fügen Euch ſolches hiedurch zu wiſſen, damit 
Ihr diefen Unfern Beſchluß zur allgemeinen Kenntniß Unfer 
rer Unterthanen bringen möget, und . verbleiben Fr ig 
Önaden gewogen. 
Gegeben Cöthen den 30. Zus, 1808, 


Auguſt Ch. & Herzog zu Anal. 

— — 
6. 

Ueber Stammgüter des hohen und niederen deutſchen 


Adels, und deren Fortdauer in den Staaten des 
Rheiniſchen Bundes. 








©. wie einem jeden Familienvater von jeher die Befugniß 
zuſtand, die Bedingungen feſtzuſetzen, unter weichen er fein 
Eigenthum, in fo weit dabei feine bürgerliche Freiheit DARM 
die pofitive Geſetzgebung nicht beſchränkt if, feiner Nach⸗ 
tommenfchaft Hintesiaffen will, fo war aud der hohe und 
niedere deutfche Adel kraft der Ihm gufommenden Aotoncmie 
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allezeit Gerechtiget, fiber feine Süter nach eigener Winenhe 
Verfügungen zu treffen. 

5 Da der Soͤldakenſtand nur mit dem Befitz von liegen⸗ 
den Grunden verbunden war ; ſo wandte er, ber fich dem 
atieg ausſchließend wlbniete, dieſe Befugniß hauptſächlich 
Bezu? in, ſeine ˖Beſitzuigen, fo welt es’in’ feinen Kräften 
fand ‚für ewige Zeiten ʒum Flor feiner Famille, Und zu 
Bortfegung. dieſes ehrenvollen Standes bei derſelben zu ent 
Batten. on 25 

"Ge bewerkſtelligte Biefes auf zweierlei Are, entweder. 
Bach” Teftamente;"oder'dutch befondere Verträge, in welchen 
ſimmtliche Glieder der Familie unter fich beſtimmten, auf 
welche Weiſe die gegenwartige und künfeige Güter als ein 
GeſamintEigenthum in der Kamille Bleiben‘; und die Wer; 
erbungen in bderfelden für die Zukunft ſtatt finden’ follten. 
Theilung der Gürgbirfte,wenn- der’Zived" erreichet werden 
ſolle, aicht ſtatt fundein, And daher siengen alle Einrichtun: 
gen dahin, dieſelbe nur Einem des männlichen Sefchlechtes 
’ za Hintertaffen: Dadurch entftanden - die Stammigliter des 
deutfhen Reichs: Adels, und. er war in Anfehung der Mos 
difikation diefer Innern Familien: Ordnung bei Alodien, wenn 
ſſe nur nicht den Reichegeſetzen zuwider lief und bei Echen, 
wenn fie den KRelhten der Lehenherrn nicht zu nahe trat, 
aſcht eingefhtäntt. Die Vöchter kamen dabei wenig in Ber 
trachtung, fie waren durch die Verbindlichkkiten , welche auf 
den Gütern ruheten, von derſelben Befis von Anbeginn an 
ausgefchloffen, und es bedurfte nicht einmat ihrer förmlichen 
Entfagung,, um fie davon 'gegen eine gewiſſe Abfindung 
fümme in Geld zum Vortheil des Diannsflammes Bis auf 
den tedigen Anfall’ auszüſchließen. Erſt als das Rönitfche 
Hecht die alten deutſchen Formen und Gewohnheiten zu ver 
verdrängen füchte, ließ man fie aus Vorſicht der väterlichen 
und brüderlichen Eroſchaſt durch einen formitchen ein ent; 
fagen. 
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Die in ber Folge ;in einzelnen Derritorien des deutſchen 
Reichs über Familien-Fideikommiſſe gemachte geſetzlichs Ein) 
ſchränkungen ſchadeten biefen Famillen⸗Verhältniſſen nichte: 
Der hohe Adel war ſelbſt Regent, und der niedere wege 
feiner Unmittelbarkeit den landecheeruaen Geſetzon niche 
— ne 

Seine Familien Anordnungen Sefanben, ohne zu ihren 
uttigkei in der Regel: die kaiſerliche Beſtittigung Ju sun 
fen, und ihnen verdankt beſonders dev niedeseAiuel feine 
Exiſten; bis auf die neueſte Bien. - Met end 

Die nene Reyierungsformen ſcheinen für Wie: deutſche 
Stammgliter. zu einer. Zeit, wo die Franzoſifche wieder new 
aufzuleben anfangen, bedenklich zu werden. Ein Soiverain; 
der König. von Würtemberg, hat dieſelbe in feinem Reiche 
ſchon aufgehoben, und.die Übrige Negenten, Würzburg allein 
ausgenommen, haben in: ihren befanne: gewordenen Drganifds 
tions/Edikten den Grundſatz aufgeftellt;: daß zu ihrer inf 
gen Gültigfeit die landesherrliche Beſtütigung nothwendig 
ſey. Es wäre möglich, daß diefe Beſtärigung Affe erfolgte: 
und nach dem Srundſatz, daß ein NRegent vermöge ber 
Dberaufficht im Staate die Erwerbungéſfhigkeit der Staats: 
blirger, wenn er ſie dem Wohl des Otadtes zuwider erach 
ter, befchränfen , und alſo auch in’ dirſein Falle "Farttilien? 
Fideikommiſſe ganz aufheben kann *) wäre Dadigen wohl 
nichts zu erinnern. Allein bei einer -gerialeren Erwägung 
der theinifihen-Bundesahte finden ſich vielleicht Wriiide, wel⸗ 
che die fernere Fortdauer diefor Gamitlenaesträge ie einiger 
Veftand Rechtens Hoffen iaſſen. > 

sms Stoattgrandgeſet hat, indem e⸗ A: Büren; 


%_ 






9 von Lochner, Rechtliche Unterfüchung der Frage: Kann 
eine mit Einwilligung aller Intereſſenten geſchehene Beräufer 
rung eines‘ Fideikommiſſes oder Stammgutes von den nach der 
Veräußerung gebornen. Kindern. widerrufen werden? 6 7. 2.1.» 
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Brafen und Nitter den Souverains unseswirft, den rund: 
ſatz des allgemeinen Staatsrechts angenommen, daß dem 
Diechten der höchſten Gewalt nur der möglichſt geringfte 
Theil der natürlichen Freiheit aufgeopfert werden dürfe. Es 
feheidet den Souverains nur hiefenigen Rechte zu, welche 
"ein nothwendiges Attribut der Souverainitdt find, und bes 
ſtimmt daher im Art. ey. ausdrücklich, daß die mebiatifirten 
Fuͤrſten und. Grafen alle herrſchaftliche Rechte, welche nicht 
einen weſentlichen Theil hiefer oberften Gewalt ausmachen, 
behalten follen. Der niehere Adel, der mit jenen gleiches 
Schickſal hatte, wird auch ihnen hierinnen nadı der Analos 
gie des Goſetzes gleich geachtet werden dörfen, und daher 
die nämliche Rechte behalten können. Nun ſcheint aber das 
Recht, ſeine Familiengüter nach einer einmal in der Familie 
bergebrachten Norm unter ſich vererben zu dörfen, kein ſol⸗ 
ches zu ſeyn, das der Oberherrlichkeit weſentlich anklebet. 
Einem jeden Unterthan ſteht es ja in der Regel als ein 
Recht der freien Dispoſition über ſein Eigenthum zu, und 
der Mediadadel hatte es gleichfalls ſchon Früher beſeſſen, alſo 
muß es auch den ahelichen Familien in den neuen Staaten 
verbleiben; beſonders, da die ganze Bundesakte zeiget, daB 
die Güter der mehtatifireen Fürften und Grafen auch in ihs 
ren. neuen Derbiftuiffen. von den bäuerlichen Gütern dee 
" Übrigen Unterthanen verfchieden find. So ift durch dem 
obengedachten Art, 27. ein Hauptzweig der Souverainität, 
das Recht der Befteuerung,, bei dieien Gütern merklich bes 
fehräntt , und in. dem folgenden Art. 28. .bei Kriminalfällen 
ausdrücklich verordnet, daß dieſelbe auf feine Weife konfiszirt, 
fondern nur während ber Lebzeit des Verurtheilten ſequeſtrirt 
werden fünnen ; zum deutlichen Beweis, daß die Bundesafte 
die fideitommifforiiche Eigenfchaft diefer Güter ferner beides. 
Halten wiffen will. 

Auh das in dem Art. a7. enthaltene Verbot, nach 
welchem die mediatiſirte Stände ihre Güter an einen frem⸗ 
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den Souverain , ohne fie vorher dem Ihrigen jum Verkauf 
angeboten zu ‚haben, nicht verkaufen dörfen, ſcheint dahin zu 
deuten, weil, wenn ſie durch die gewöhnliche Erbfolge nuf 
Söhne und Töchter nach und nach ganz zerſtückeit würden, 
won einem Verkauf derfelben an einen auswärtigen Negenten 
ohnehin keine Rede mehr feyn könnte, 

Wenn fih nun die Megenten. des, eheinifchen Bundes 
durch den in. der Bundesakte eingegangenen Vertrag gegen 
fih und den Protektor des Bundes‘ verbindlich gemacht ‚das 
en, ihre oberherrliche Rechte nur auf. Die vertiagsmiüßige 
Weiſe auszuübens fo werden fie von dem ihnen. fonfk zuftes 
henden Rechte, Familien » Fibellommilfe, wenn fie folche ‚mit 
dem Wohl des Staates nicht verträglich finden, ganz..umd 
allgemein aufzuheben, gegen die Wediatiſtete nicht wohl er 
brauch machen können, . ee 

Jedoch folger daraus noch nicht, daß nicht ein Souve⸗ 
rain in einzelnen Fällen, wo z. B. über das Vermögen eb 
nes Mediatiſirten ein. Konkurs entſteht, die ſideikommiſſori⸗ 
The: Eigenſchaft feiner Güter aufheben , und fie gegen die 
ehemals hergebrachte Meife, wo die Schulden nur -aus den 
Einkünften der Güter in weit ausfehenden: Friſten bezahl 
wurden, zum Beften der Gläubiger, wenn Auch deren Forts 
derungen nicht durch den agnatifchen Konſens geſichert feyn 
ſollten, verkaufen iaſſen kann· Das Wohl mehrerer Giäu⸗— 
biger wird hier dem Wohl eines Einzelnen und feiner Far 
milte nachftehen ‚ und aus rechtswidrigen Handlungen, wie 
das“ Zufammerrhäßfen. einer das Mermögen Iäoffteigcnsih 
Sqhuldenmaſfe Ik, ;fönnen. Inder. Regel Ne ‚gliltige: bios den 
Vortheil des Schuldigen bezweckende Rechte folgen, x 

Ehen fo wird der Negent die Errichtung heuer Stamm⸗ 
güter oder die Ausdehnung der fideikommiſſoriſchen Eigen⸗ 
ſchaft auf neu erworbene Veſtungen mit Recht verbleten 
können. fr £ 

Das. neue i ateceſh ſchůtzt keint. Died, welche ‚ne 
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Zelt feiner Entſtehnug med, nicht erifticten, es hat den Wu⸗ 
{en der Mebiatifirten in Anfehung newer Einrichtungen durch 
die ertheilee Souverainitätsrechte in den nicht ausgenommes 
nen Fällen an die Geſetze des Landes, dem fie und ihre Gü⸗ 
ser einverleibt wurden, gebunden , und biejenige Standes 
und Gerichtsheren , weiche das Recht nad) einer befundern 
von den landesherrlichen Geſetzen abweichenden Erbfolgeord⸗ 
nung einander zu beerben, in def neuen Staat nicht. her⸗ 
fiber gebracht Haben, können diefes Recht ohne Zuftimmuns 
Ahres Regenten jetzo nicht mehr erwerben. 

Erſt künftig erkauft werdende Beſitzungen zu den bereit 
beſtehenden Stanımofitern werden nach den nämlichen Brunds 
fägen: Beurtheißet werden müſſen. Sin Anfehung ihrer Hat 
der neue Erwerber noch feine befowbere Rechte; er hat blos 
die Befugniß, feine bereits befißende Bitter in ber ange: 
ſtammten Eigenfchaft fort behalten zu dörfen, in die Konfö⸗ 
deration herliber gebracht. Aber neue Güter mit den ſeini⸗ 
gen in der nämlichen Qualität zu verbinden ,- das ift eine 
neue Tharfache, und eine Ausdehnung feines -Mechtes, welche 
ohne tandesheriiihe Erlaubniß die beabſichtigte Wirkung 


war Yadın tamm. 
. D.N. 
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Bitte an ben Verfaſſer des erften Auffages in dem 


ı5ten St. der Ehronif dee Teutfchen vom aten 
May 1808. 


» 
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Nr Verfaffer der Bemerkungen und Bedenklich— 
Kelten Über den Nro. 49. des X Veen ‚Heftes dieſes Jour⸗ 
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nals, welche wir in dem 1ſten Stück der Chronik ber 
Teutſchen d. 5. finden, verräth fo viele Bekanntſchaft 
mit dem. Seifte der 'unfer neues -teutfches Staatsrecht pros 
duzirt, daß wir wünſchen wollten, ev Hätte feine Kritik des 
vor fein Tribunal gezogenen Aufjages weniger ‚oberflächlich 
gemacht. Er verzeihe uns dieſen Wunſch, und ſehe ihn blos 
als einen Beweis von dem großen Werth an, den wir auf 
fein Urtheil legen. _ 

In gedachtem Neo. 49. des XVten Heftes unſers Jou⸗ 
nals wird nämlich die Einwirkung des großen Protsts 
tors des Rheiniſchen Bundes ganz beſtimmt/ blos 
auf diejenige Fälle eingeſchränkt, wo die Bundesfürſten ſich 
eine Auslegung oder Ueberſchreitung der Bundesakte erlaus 
ben, welche bie Mediatiſirten ſich nicht zefallen laffen’ ji 
können glauben. In diefem "Falle Kann, fo ſcheint es; nicht 
der detheilte Souverain ſelbſt, fondern nur der Stifter des 
Bundes kompetenter Richter feyn. Diefer Bat’ greift in ‘den 
Konftttutiongs und Bildungsafe‘ dir Sonvierais 
nität ein’, welcher nad, allem, was bon "Napoleon dem 
Großen, und feinen Kommiſſairs im Jahr iBo6. geichehen 


"it, nur von Ihm vollzogen werden, und alfo auch nur in 


dem Almfang feiner Befugniffe gefucht werden kann. 

Wir bitten daher den Kern Kritiker den gemeldten 
Auffag noch einmal zu leſen, und befonders die Modifika⸗ 
tion, unter welcher dem Protektor des Nheiniſchen Bundes 
eine Kompetenz; in Streitigkeiten zmwifchen dem Souverain, 
und Mediatifieten zugefchrieben worden, feiner näheren Prüs 


fang zu würdigen, und dann erft uns mit feinem Urtheil 


zu beehren. 


Druckfehler in Nro. 49. des XVten Heftes. ©. 464. 
2. 5. nah verhindert worden ift, muß noch beigeſetzt 
werden: noch jetzo nachzuholen. 


ET I URS DD WINDE 
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Feregung der. im töten Heft ro. 4. gegebenen 
Machrichten von Dem Königlich Würtemibergifchen 
Grundſatzen bei Abtheilung der Souvẽrainitäts— 

9 ind ‚parritheniel Gefſaute. 


199 4149 
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Grsug innen. wir unfeen rien den zweiten Thett 
dr ‚im m 2Öten ‚Left Neo. 47. abgedruckten Sinftruftion für 
* Königlich⸗ Surtemdergiſche Central⸗ Orgeniſatlonckem— 


— ya ) 

asın hier finde man hillige Grundſãtze untergeſtelt, 
and · es iſt nug zu wünſchen, daß ſelbige auch bei der Auss 
führung. ‚gay. befolgt werben, und nicht ähnliche Abände: 
rungen eintreten, mögen, wie die im. erften Theite der in 
Zrasg ſtehenden Inſtruktion in. Beziehung auf die — den 
‚mediagißrten Fürften und Grafen konſervirte Gerichtsbarkeit 
Aufgeſtellten Grundſätze erlitten haben, wovon das im ı8ten 
Heft Neo. 6ı. abgedruckte Nefkript den Beweis liefert. 
Won Seiten der Mediatifirten lebt man inzwifchen der 
Hoffnung, daß. die von ihnen bei dem König gemachten 
Vorftelungen gegen dergleichen nach ihrer Meinung von ben 
Heſtimmungen der rheiniſchen Bundesakte abweichende Mor 
hififagignen.. ihrer künftigen Verhättniffe, noch, Gehör finden 
zwerden, und es follte uns zum Vergnügen gereihen, wenn 
wir nicht nur die Vorftellungen, fondern auch die darauf ers 
theilten Reſolutionen unfern Lefern mitzutheilen in den Stand 
geſetzt wirden. Da ed dem Publikum änußerſt intereffant 
ſeyn muß, van den Geſichtspunkten unterrichtet zu werden, 
aus welchen eines Theils die Mediatifirten ſich gegen bie 
bie und da vorfommende Beſchränkungen auf die ihnen in 
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der theinifchen Bundesakte vorbehaltenen Rechten zu verthel⸗ 
digen ſuchen, und wie andern Theils die Souverains 
dieſe Vertheidigungen aufnehmen; ſo finden wir uns veran⸗ 
laßt, die im Falle befindliche Behörden zu bitten uns der⸗ 
gleichen Aktenſtücke, die wohl ganz ohne Grund hie und da 
als Geheimniſſe verwahret'werden, mitzutheilen, und damit 
unferem Zweck: ein Archiv für unfer neues deutfches Staates 
recht herzuftellen, beförderlich zu werden. 

Der oben verfprochene zweite Theil der in Frage ftes 
Senden Königlich: Würtembergifchen Anſtentilon lautet oe 
gend, wie folgt: 





. =. 

Für die Aötheilung der Schulden zwifchen dem Sous 
verain umd dem Patrimonialherin folgen aus den Worten, 
und aus dem Sinne des 3 d0. der Bundesakte folgende 
Beſtimmungen. 

$.. „29. 

Die Bundesalte qualifigirt nur die auf der Herrſchaft 
radizirten landesherrlichen Schulden für dieſe Abtheilung; 
es können alſo keine andern Schulden bei derſelben zur Frage 
fommen, als weiche nach der - Verfoffung bdiefer ehemals 
reichsftändifchen Beſitzungen, nah Haus- und Familien: 
Pakten, oder den allgemeinen Grundſätzen des Lehens und 
ehemaligen Privat : Bürftenrechts. fih als folhe Schulden 
qualifiziven, welche von einem Sandesherrn. auf den andern 
übergiengen. 

$. 30. 

Da diefer Karakter nach dem Sinne der Bundesakte 
die Grundlage für die Aualifitation der zu theilenden Schul⸗ 
den iſt, fo iſt zuerſt zwifchen den etgentlichen Kam— 
merfchulden der mediatifirten Zürften und Grafen, und 
den fogenannten Steuerkaſſenſchuiden zu unterfcheiden. 

Da nämlich diejenigen Gebiete, in weichen Die von ben 
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/ 
Unterthanen erhobene Landesfteuern , nehſt ben burch Diefe 
gebeten, und von denfelben beftrittenen Reichs: und Kreis: 
anlagen, Kriegslaften und dergleihen unter einer befonderen 
von der Kammer getrennten Adminiſtration fanden, die auf 
den Landichaften und Steuerkaſſen haftende Schulden einzig 
daher rühren können, weil die laufende Bedürfniß nicht fos 
gleich umgelegt, fondern durch Seldaufnahmen beftritten wor; 
den iſt; da mithin jene Schulden blos zur Erleichterung 
der einzelen unter dem allgemeinen Korporationsverband bes 


‘griffenen Behörden und Gemeinden gemacht worden find, 


und alfo nicht den vormaligen Landesherren, fondern- den 
Unterthanen obliegen, und durch außerordentlihe LUmlagen 
gedeckt werden müffen; fo find Biefelbe mit den fürftlichen 
und gräflichen Kammerfhulden nicht zu vermengen. 

$. 31. 

Es find daher die auf den Steuerkaffen haftende Sant: 
den für vorliegende Theilung nicht in Derehnung zu neh⸗ 
men *). 

§. 32. 

Aus dieſen Vorausſetzungen fließt von ſelbſt, daß noch 

weniger diejenige Schulden, welche urſprünglich auf 


einzelen Privatlorporationen, ganzen Aem— 


tern, oder einzelnen Gemeinden haften, ſich für die 
Abthellung der Landesſchulden qualifiziren. 
$. 33. | 
Auch gehören in diefe Abtheilung diejenige Schulden, 
welche von einzelen Fürften und Grafen erfi nach der, ver; 
mög der Konföderationsakte vorgenommenen Befißergreifung, 
für welche der 28te Auguft 1806. **) als allgemeiner Ter: 





*) Andere Grundfäge hierüber lehrt Behr in der foftemas 
tifhen Darfiellung des rheinifhen Bundes $.. 138. 

») Bergl. über diefe Terminsbeſtinmung, was im Sten Band 
‘®&. Pe. unter 1) bemerkt worden iſt. 
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min anzunehmen ift, gemacht worden feyn mögen, nur in 
fo weit, als. folhe lediglich zur Tilgung Alterer 
KRammerfhulden aufgenommen und verwendet 
„worben, und ſolches gehörig dargethan werden 


"Fonnte. 
$. 34. 


Sollte in einzelen Gebieten der Kredit ber ſ. 0. Lands 
(haft oder Steuerkaffen zur Aufnahme von Rammerfchulden 
benugt, oder Kammerfchulden Auf die landſchaftliche Kaſſen 
übergefchoben worden feyn, fo, daß entiveder der Zinsbelauf 
von der Kammerkaffe ausgeglichen, oder auch von diefer auf 
die Steuerkaffe überwiefen worden, .fo find derlei Paffiv: 
tepitalien nach .den unten bemerkten Beflimmungen genau 
‚zu unterfcheiden, und befonders in Ueberſicht zu bringen, auf 
weiches die weitere Entfchließung vorbehalten wird. 

Da nur die befondere Schulden jeder fürftlichs 
oder gräflichen Herrſchaft, Gegenſtand der Abtheilung werden 
fönnen , fo können bei diefen diejenige Schulden nicht zur 
Frage kommen, welche auf dritte, außer dem Königs 
veich gelegenen Beſitzungen der Fürften und Grafen 
aufgenommen , und etwa aus irgend einer Adminiflrationsy 
Rückſicht auf die Kammerkaſſen der Befisungen im König: 
reich transferirt worden ſeyn Fr 

6. 3 

Auch können diejenige Schulden, welche auf vormals 
ritterſchaftlichen oder andern nicht reichsſtändiſchen Beſitzun⸗ 
gen der Fürſten und Grafen haften, wenn ſolche gleich im 
Königreich gelegen find, in dieſe Schulden / Abtheiluugemaſſe 
nicht eingeworfen werden. 

6. 37 

Um nun dieſes Schulden : Theilungsgefhäft gehörig ein 
zuleiten, find unter Beobachtung vorfichender Beftimmungen 
von den königlichen Kommiſſarien mit Beziehung der fürft: 
ichs und gräflihen Behörden zwei Schuldenverzeichniſſe, 
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nämlich eines Über die auf dem Korporationsı Vers 
band ber eingelen Gebiete oder Steuerfaffe haftenden 
Schulden, und eines über die bisherige Herrfchaft oder 
Kammerſchulden der Flirfien und Grafen zu verfertigen, und 
dabei genau zu unterfuchen, und zu beftimmen ; u 
1) Der Betrag der Schuld, 
‚2) wenn die Schuld aufgenommen worben, 
3) auf welche Zeit fie erhorget worden, 
- 4) von wem, 
5) 06 mit der erforderlichen Legalität, 
6) Die Seite der Rechnung, in welcher ſich die Schuld 
verrechnet befindet, 
7) wozu fie verwendet worden, und ob ſich dieſe Verwen⸗ 
dung aus den Rechnungen erweiſen laſſe, 
8) welches Unterpfand dafür eingelegt worden ſeye, 
endlich 
9 die Größe der Prozente, und die Anseb⸗ der Zins⸗ 
Riücckſtände. 

Nach Eintragung derſelben wird ſich die weiter⸗ Kogni⸗ 
tion vorbehalten, dabei aber noch angeführt, daß in fo fern 
Bio Schuldentheilung in Stuttgardt vorgeht, vidimirte Auss 
züge der wefentlichen - Stellen der: Schulddokumente, und, 
wenn die Driginalien nicht zu erhalten ſeyn follten, wenigs 
ſtens der Konzepte zur Vergleichung mit den Rechnungen 
beigelegt werden müſſen. 

§. 58, | 

Dieſe Verzeichniffe find von den Kommiffarien forder⸗ 
fımft den Fürften und Grafen zu ihren allenfallfigen Erins 
nerungen mitzutheilen, fodann entweder. mit ihrer. Anerkennt: 
niß, oder mit ihren Erinnerungen oder Erläuterungen eins 
gufenden. I 

39. 
De Maohſtet der Astheilung iſt die Summe der Des 
Sundlen, weiche anf-der einen Gekte den Gonverains zufal 











" 121 
ten, und wehche anderer ers ben Fuͤrſten und Grafen vers 
bleiben. 

$ 40 
Es wird daher eine einfache Berechnung ber Brutto⸗ 
Mevenüen, und die Austheilung des Revenüenverhältniſſes 
nach dem gegenwärtigen Zuſtande erfordert, *) 
6. au. 

Nach dieſer Veſtimmang bedarf es der ohnedieß ſchwü⸗ 
rigen und weitläufigen Unterſuchung der auf dem Geſammit⸗ 
Betrag der Revenüen haftenden Ausgaben, und in specie 
der Adminiftrationstoften nicht. 

6. 40. 
Unter Staatsdienern iſt zu unterſcheiden: 
a) Unter denjenigen, weiche einzig mit der Verwaltung der 
dem Bouverain zugefallenen Rechte und Gefälle befhäftis 
get waren, z. B. Öteuereinnehmer, Zöller, Accifer u. ſ. 
w. Diefe Beamten werden nad) Geſtalt der Sachen ent; 
weder in Königliche Dienfte aufgenommen, oder penfionirt, 
. b) Unter Landbeamten, welche allein für die den Fürften 
und Grafen bleibende echte und - Gefälle beſtimmt 
waren, 
Diefe bleiben ihren bisherigen Herren, | 
e) Sollten diefe Landbeamten nebenher auch mit Verwal - 
tung landesherrlicher Rechte und Gefälle beſchäftiget ges 
weſen feun; fo kann diefes um fo meniger einen Grund 
abgeben, fie dem Souverain zur Laft zu legen, als auf 
der einen Seite die Werwaltung ber höheren Serichtsbars 
feit und Polizei vorzüglich den herrfchaftlichen Kanpleien 
oblag, und die menige fandesherrliche Gefälle einen fo ges 
ringen Theil der Amtsgefchäfte eines Landbeamten ausmas 
hen, daß darinneu allein feine Aufſtellung nie nöthig 





*) Difer $. fol neuerlich eine Ahlinderung erlitten haben, 


L "7 
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Zeit feiner Entſtehung noch nicht exiſtirten, es hat den Eu 
fen der Mebistifirten in Anfehung newer Einrichtungen durch 
die ertheilte Souverainitätsrechte in den nicht ausgenommen: 


nen Fällen an die Geſetze des Landes, dem fie und ihre Gü⸗ 


ser einverfeißt wurden, gebunden, und biejenige Standes— 
und Gerichtsherrn, welche das Recht nach einer beſondern 
von den landesherrlichen Geſetzen abweichenden Erbfolgeord⸗ 
nung einander ‚zu beerben, in def neuen Staat nicht: der 
Aber gebracht haben, können dieſes Necht ohne Zuſtimmang 
ahrrs Regenten jetzo nicht mehr erwerben. 

Erſt künftig erkauft werdende Boſitzungen zu den bereit 
beſtehenden Stanungiitern werden nach den nämlichen Brunk: 
fägen: beurtheilet werten müſſen. Sin ‚Anfehung ihter Hat 
der neue Erwerber noch Leine befondere Rechte; er hat blos 
die Befugniß, feine bereits beſitzende Guter in ber Ange: 
ſtammten Eigenfchaft fort behalten zu dörfen, in die Konfö— 
deration herliber gebracht. Aber neue Güter mit den ſeini⸗ 
gen in der nämlichen Qualität zu verbinden. das iſt eine 
neue Thatfache, und eine Ausdehnung: feines Rechtes, weiche 
‚oßne landesherruche Erlaubniß die beabſichtigte Wirkung 


ran haten kam. 
D. N. 


1 75 








‘ 
a V (4 200 


Bitte an ben Verfaſſer des erſten Auffages in. dem 


ı5ten St. der Ehronif dee Teurfchen vom’ aten 
Map 1808, 





Da Verfaffer der Bemerkungen und Bedenklich— 
keiten Über den ro. 49. des XVten Heftes dieſes Jour⸗ 
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nals, welche wir in dem ıdten Stück der Chronik der 
Teutfhen d. J. finden, verräth fo viele Bekanntſchaft 
mis dem. Seifte der 'umfer neues teutſches Staatsrecht pros 
duzirt, daß wir wünſchen wollten, er Hätte feine Kritik des 
vor fein Tribunal gezogenen Auffabes weniger oberflächlich 
gemacht. Er verzeihe uns dieſen Wunſch, und ſehe ihn blos 
als einen Beweis von dem großen Werth an, ben wir auf 
fein Urtheil legen. 

In gedachtem Nro. 49. des XVten Heftes unſers Jou⸗ 
nals wird nämlich die Einwirkung des großen Protek⸗ 
tors des Rheiniſchen Bundes ganz beſtimint/ Bloß 
“auf diejenige Fälle eingeſchränkt, wo die Butidesfürſten ſich 
eine Auslegung oder Ueberſchreitung der Bundesakte erläu⸗ 
ben, welche bie Mediatiſirten ſich nicht zefallen laſſen jü 
können glauben. In dieſem Falle Yann fo ſcheint es nicht 
der betheilte Souverain ſelbſt, ſondern nur der Stifter‘ des 
Bundes kompetenter Nichter feyn. Diefer Pal’ greift in den 
Konftitutiong: und Bildungsafe‘ der Sonverais 
nität ein’, welcher nad) allem , wis kon ' Napoleon’ dem 
Großen, und feinen Kommiſſairs im Jahr 1806. geichehen 
'iſt, nur von Ihm vollzogen werden, und alfo auch nur in 
dem Umfang feiner Befugniffe. gefucht werden kann. 

Wir bitten daher den Herrn Kritiker den gemeldten 
Auffag noch einmal zu leſen, und befonders die Modifika⸗ 
tion, unter welcher dem Protektor des Rheiniſchen Bundes 
eine Kompetenz in Streitigkeiten zwiſchen dem Souverain, 
und Mediatifieten zugefchrieben worden, feiner näheren Prüs 


fang zu würdigen, und dann erft uns mit feinem Urtheil 


zu beehren. 


Druckfehler in Nro. ag. des XVten Heftes. ©. 464. 
2. 5. nach verhindert worden ift, muß noch beigefeßt 
werden: noch jetzo nachzuholen. 


IE IE TEN 


⸗ 
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Fortfegung der.im Löten Heft Nro. 47. gegebenen 
Machrichten von den Königlich⸗Würtembergiſchen 


Grundſatzen "bei Abtheilung der Souverainitätdi 
Mi Üind pertiihenial Gefälle. | * 





® Pe =» 
sur gt 


Na. u on n 

Savig ı können wir unſern Eefern den zweiten Theil 
der ‚im. 1öten ‚Heft Neo. 4. abgedruckten Inſtruktion für 
* Königlich Würtembergifche Central s Organifationstom 


En DL 

3817 hier findes „man billige Srundfäße untergeftet, 
and. es iſt nur zu wünſchen, daß ſelbige auch bei der Aus— 
Muhrung: gengau⸗ befolgt ‚werden, und nicht ähnliche Abände 
ungen, eintreten. mögen, wie die im. erften Theite der in 
Braga Cehenden Inſtruktion in Beziehung auf die — den 
‚mediatiffeten Fürſten und Grafen konſervirte Gerichtsbarkeit 
Aufgeſtellten Grundſätze exlitten haben, wovon das im 18ten 
Heft Nro. bi. abgedruckte Reſtript den Beweis liefert. 
WVon Selten der Mediatiſirten lebt man inzwiſchen der 
Hofftuns, daß. die von ihnen bei dem König gemachten 
Vorſtellungen gegen dergleichen nach ihrer Meinung von den 
Beſtimmungen der rheiniſchen Bundesakte abweichende Mor 
diñkationen ihrer künftigen Verhättniffe , noch, Gehör finden 
myerden, und es follte uns zum Vergnügen gereichen, wenn 
wir nicht nur die Vorftellungen, ſondern auch die darauf ers 
theilten Refolutionen unfern Lefern mitzutheilen in den Stand 
geſetzt wiirden. Da ed dem Publikum’ änferft intereffant 
feyn muß, von den Geſichtspunkten unterrichtet zu werden, 
aus welhen eines Theils die Mediatifirten ſich gegen bie 
bie und da vorkommende Beſchränkungen auf die ihnen in 
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der rheinifchen Bundesakte vorbehaltenen Rechten zu verthelr 
digen fühen, und wie andern Theils dis Sonveraind 
dieſe Vercheidigungen aufnehmen; fo finden wir uns verans 
laßt, die im Falle befindliche Behörden zu bitten uns der; 
gleichen Aktenſtücke, die wohl ganz ohne Grund hie und da 
als Geheimniffe verwahrer werden, mitzutheilen, und damit 
unferem Zweck: ein Archiv für unfer neues deutfches Staats! 
recht herzuſtellen, beförderlich zu werden, 

Der oben verfprochene zweite Theil der in Frage fe 
Senden Königlich: Würtembergiſchen Inſtruktion lautet übri⸗ 
gens, wie folgt: | / 





28. 

Für die Abtheilung der Schulden zwifchen dem Sous 
verain umd dem Patrimonialherin folgen aus den Worten, 
und aus dem Sinne des $. 30. der Bundesakte folgende 
Beftimmungen, 

4. 29. 

Die Bundesakte qualifigirt nur die auf der Herrſchaft 
radizirten landesherrlichen Schulden für dieſe Abtheilung; 
es können alſo keine andern Schulden bei derſelben zur Frage 
kommen, als weiche nach der - Berfoffung diefer ehemals 
seichsftändifchen Beflsungen, nah Haus- und Familien: 
Pakten, oder den allgemeinen Grundſätzen des Lehens und 
ehemaligen Privat : Zürftenrechts fih als ſolche Schulden 
qualifiziven, welche von einem Landesherrn. auf den andern 
übergiengen. | 

$. 50. 

Da dieſer Karakter nach dem Sinne der Bundesakte 
die Grundlage fiir die Aualifitation der zu theilenden Schub 
den iſt, fo iſt zuerſt zwifchen den etgentlihen Kamı 
merfchulden der mebdiatifirten Fürften und Grafen, und 
den fogenannten Steuerkaffenfchutden zu unterfcheiden. 

Da nämlich diejenigen Geblete, in welchen die von ben 
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/ 
Unterthanen erhobene Landeeſteuern, nehſt deu burd, biete 
gedsckten, und von bdenfelben befkcittenen Reiches und Kreis: 
anlagen, Kriegslaften und dergleichen unter einer befonderen 
von der Kammer getrennten Adminiſtration fanden, die auf 
den Landichaften und Steuerkaſſen haftende Schulden einzig 
daher rühren können, weil die laufende Bedürfniß nicht fos 
gleich umgelegt, fondern durch Seldaufnahmen beftritten wors 
den iſt; da mithin jene Schulden blos zur Erleichterung 
der einzelen unter dem allgemeinen Korporasionsverband bes 
‘griffenen Behörden und Gemeinden gemacht worden find, 
und alfo nicht den vormaligen Landesherren, fondern- den 
Unterthanen obliegen, und durch außerordentliche Umlagen 
gedeckt werden müffen; fo find biefelbe mit den fürftlichen 
und gräflichen Kammerfchulden nicht zu vermengen. 
$. 31. 

Es find daher die auf den Steuerfaffen haftende Schuss 
den für vorliegende Theilung nicht in Derehnung zu neh⸗ 
men *). 

§. 32. 

Aus dieſen Vorausſetzungen fließt von ſelbſt, daß noch 

weniger diejenige Schulden, welche urſprünglich auf 
einzelen Privatlorporationen, ganzen Aem— 
tern, oder einzelnen Gemeinden haften, ſich für die 
Abtheilung der Landesfchulden qualifiziven. 

$. 33. 

Auch gehören in dieſe Abtheilung diejenige Saulden, 
welche von einzelen Fürften und Grafen erft nach der, ver; 
mög det Konföderationsakte vorgenommenen DVefikergreifung, 
für welche der 28te Auguft ı806. **) als allgemeiner Ter⸗ 





*) Andere Grundfäge hierüber Ichrt Behr in der fnftemas 
tifchen Darfiellung des rheinifhen Bundes $.. 138. 
“"*) Vergl. über diefe ——— was im sten Band 
‘®. 432. unter ı) bemerkt worden ift. 


) 
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min anzunehmen ift, gemacht worden ſeyn mögen, nur im 
fo weit, al&. ſolche lediglich zur Tilgung Alterer 
Kammerfhnlden aufgenommen und verwendet 
„worden, und ſolches gehörig dargechan werben 
Tonnte. Ä 

| §. 34. \ 

Sollte in einzeln Gebieten der Kredit der f. 0. Lands 
(haft oder Steuerkaffen zur Aufnahme von Kammerfchulden 
benugt, oder Kammerfchulden Auf die landichaftliche Kaflen 
übergefhhoben worden feyn, fo, daß entiveder der Zinsbelauf 
von der Kammerkaſſe ausgeglichen, oder auch von diefer auf 
die Steuerkaffe überwiefen worden, .fo find derlei Paffiv: 
kapitalien nad den unten bemerkten Beflimmungen genau 
zu unterfcheiden, und befonders in Ueberſicht zu bringen, auf 
weiches die weitere Entſchließung vorbehalten wird. 

Da-nur die befondere Schulden jeder fürftlich 
oder gräflichen Herrſchaft, Gegenſtand der Abtheilung werden 
fönnen , fo können bei diefen diejenige Schulden nicht zur 
Frage kommen; weiche auf dritte, außer dem Königs 
veich gelegenen Beſitzungen der Fürften und Grafen 
aufgenommen , und etwa aus irgend einer Adminiftrationss 
NRüdfiht auf die Kammerkaſſen der Veſtbungen im König: 
veich transferirt worden ſeyn ſollten. 

6. 

Auch können diejenige Schulden, welche auf vormals 
ritterfchaftlichen oder andern nicht veichsftändifchen Beſitzun⸗ 
gen der Fürften und Grafen haften, wenn folche gleich im 
Königreich gelegen find, in diefe Schuiden / Kbepeitungernaffe 
ra eingeworfen werden. 

37. 2 

Um nun dieſes Schulden  Theilungsgefchäft gehörig ein 
zuleiten, find unter Beobachtung. vorfichender Beftimmungen 
von den königlichen Kommiſſarien mie Beziehung der fürft: 
lich⸗ und gräflihen Behörden zwei Schuldenverzeichniſſe, 
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nämlich eines Über die auf dem Korporatiens Vers 
band ber einzelen Gebiete oder Steuerkaſſe haftenden 
Schulden, und eines Über die bisherige Herrſchaft oder 
KRammerfchulden der Fürſten und Grafen zu verfertigen, und 
dabei genau zu unterfuchen, und zu beftimmen ; 

1) Der Betrag der Schuld, Bu 

.2) wenn die Schuld aufgenommen worben, 
. 3). auf welche Zeit fie erborget worden, 
4) von wem, 
5) 06 mit der erforderlichen Legalität, 
6) Die Seite der Rechnung, in welcher ſich die Schuld 
verrechnet befindet, 
: 3) wogu fie verwendet worden, und ob ſich dieſe Verwen: 
dung aus den Rechnungen erweiſen laſſe, 
8) welches Unterpfand dafür eingelegt worden ſeye, und 
endlich 
9 die Größe der Prozente, und die Angabe ber Zins: 
Rückſtände. 

Nach Eintragung derſelben wird ſich die weiter⸗ Kogni⸗ 
tion vorbehalten, dabei aber noch angeführt, daß in fo fern 
Bio Schuldentheilung in Otuttgardt vorgeht, vidimirte Auss 
züge „der wefentlichen - Stellen der: Schulddokumente, und, 
wenn die Driginalien nicht zu erhalten ſeyn follten, wenigs 
ſtens der Konzepte zur Vergleichung mit den Rechnungen 
beigelegt werden müſſen. 

6. 38, | 
Dieſe Verzeichniffe find von den Kommiffarien fordern 
fimſt den Fürften und Grafen zu ihren allenfallfigen Erins 
nerungen mitzutheilen, fodann entweder.mit ihrer Anerkennt 
niß, oder mit ihren Erinnerungen oder Erläuterungen eins 
sun En 
| Ä 39. 
Dr Magßſtab der Ascheifung iſt die Summe der Me 
‚sandlen, welcht anf- der einen Seite den Gonveraine gufalı 
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ben, und welche anderer Seit ben Fuͤrſten und Grafen vers 
bleiben. 

$ 40 

Es wird daher eine einfache Berechnung ber Brutto 
Dieveniien, und die Ausıheilung des Revenüenverhältniſſes 
nach dem gegenwärtigen -Zuftande erfordert, *) 

. + 4% 

Mach diefer Beftimmung bedarf es der ohnedieß ſchwü⸗ 
rigen und weitläufigen Unterſuchung der auf dem Geſammt⸗ 
Betrag der Revenüen haftenden Ausgaben, und in specie 
der Adminiftrationstoften nicht. ze 

6. 40. 

Unter Staatsdienern iſt zu unterſcheiden: 

a) Unter denjenigen, weiche einzig mit ber Verwaltung der 
dem Souverain zugefallenen Rechte und Gefälle befchäftis 
get waren, z. B. Steuereinnehmer, Zöller, Accifer u. ſ. 
w. Diefe Beamten werden nad) Geftalt der Sachen ent; 
weder in Aönigliche Dienfte aufgenommen, oder penflonirt, 

b) Unter Landbbeamten , welche allein für die den Fürften 
und Grafen bleibende Rechte und - Gefälle beftimmt 
waren. 

Diefe bleiben ihren bisherigen Herren, 

e) Sollten diefe Pandbeamten nebenher auch mit Verwal⸗ 
tung (andesherrlicher Rechte und Gefälle befchäftiget ges 
weſen feun; fo kann diefes um fo meniger einen Grund 
abgeben, fie dem Souverain zur Laſt zu legen, als auf 
ber einen Seite die Werwaltung der höheren Gerichtsbars 
feit und Polizei vorzüglich den Herrfchaftlihen Kanzleien 
oblag, und die wenige landesherrliche Gefälle einen fo ges 
ringen Theil der Amtsgefchäfte eines Landbeamten ausmas 
hen, daß darinnen allein feine Aufftellung nie nöthig 





„ Difer 9. ſoll neuerlich eine Abanderung erlitten haben, 


128 


war, und eine beſſere Oekonomie nan erſt wenigſtens 
nicht auf Koſten des Souverains eingeführt werden 
kann. 

A) Was aber das Kanzleiperſonale anbetrifft, fo wird bei 
denen benfelben oßgelegenen vermifhten Geſchäften am 
angemeffenften erachtet, die Summe ber fir daſſelbe bes 
fiehenden Befoldungen nah dem Verhältnis der Reves 
nüen, wie bei den Paſſivſchulden zu thellen,, ®) wornach 
der Souverain fodann bBiejenige Subjekte beſtimmen 
wird, welche in feine Dienfte aufgenommen ober penflonirt 
werden follen. 

Nah Maaßgabe dieſer Beſtimmungen iſt nun ein Ent⸗ 
wurf über die dem Souverain bevor bleibende Diener, und 
die denſelben zufallende Beſoldungsſummen, mit einer Liſte 





Wenn gleich der Vorderſatz dieſer Propoſition in facto 
nicht ganz unrichtig iſt, ſo ſcheint doch der Nachſatz und die dar⸗ 
aus gezogene Schlußfolge nicht ganz darauf zu paſſen. 

Die Geſchäfte der Regierungen der Fürſten und Grafen be, 
ftunden vorzüglich und meiſtens ganz allein in Beforgung der ei- 
gestlichen Regierungsangelegenheiten, der — oft fo gar fehr vers 
wickelten Verhältniſſe mit Benachbarten u. f. w. Die Finanz 
und Kammerangelegenheiten hingegen waren blos Nebenfachen 
für fie, und meiſtens giengen die dießrallfigen Inftruftionen und 
Weiſungen vom Negenten unmittelbar an die Kammer. Auf 
feinen Fall haben aber alle und jede Befchäftigungen der fürfts 
ih, und gräfliden Regierungen auch eine ihnen Eorredpondirende 
Revenüen-Rubrik; die mediatifirten Zürften und Grafen würden 
daher fehr verfürgt werden, wenn fie die Befoldungen des Pers 
fonals ihrer von dem Souverain aufgehobenen Regierungen nach 
Verhältniſſen theilen ſollten, welche die Beſtandtheile nicht alle 
in ſich begreifen, auf welche die Beſoldungen fundirt ſind. Ohne⸗ 
Hin’ handelten die Regierungen, wenn fie ſich mit Kammerſachen 
gu befaffen hatten, nicht, als adminiftrirende, fondern als 
eberaufſehende Stellen, und vertraten in ſo ferne die Rechte, 
welſche die neuen Souberains nun ausüben. 
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des Ranzleiperfonals einzufordern, werauf ſodann das wei⸗ 
tere verfüget werden wird. 

Sollte ſich jedoch hierunter ein dem allerhöchſten In⸗ 
tereſſe angemeſſenes Arrangement zu Stande bringen laffen, 
fo wird hierüber befonderer Bericht erwartet; wornach fi 
alfo die mit diefem Geſchäft beauftragte Beamten fowohl 
in Abfiche auf die Diener, als auf die früheren Penſionairs 
zu achten haben. 

$. 48. 

Der von n einzelen Fürften und Grafen nad) dem Reich⸗ 
Deputationsrezeß zu leiſtende Suſtentationsbeitrag für die 
aufgehobenen Konvente der ehemaligen Reichsſtifter nach den 
Beſtimmungen bieſes Rezeſſes iſt hingegen kein Gegenſtand 
für die vorliegende Revenüen-Ausſcheidung und Schulden; 
theilung, ſondern es wird nach jenen, ſo wie er in vollſtän⸗ 
dige Ueberſicht gebracht ſeyn wird, die weitere Beſtimmung 
der Souveraine erfolgen. 

9. 44 

In die Revenüen-Berechnung ſelbſt können nach den 
eben angegebenen Bemerkungen nur die wirklich verlorneh 
Keveniien der Fürften und Grafen aufgenommen werden. . 
Es bleiben alfo aus derfelben alle diejenigen hinweg, in des 
ren Genuß oder Beſitz fie nicht wirklich waren, alfo alle 
diejenige Revenüen, welche nicht wirklich in die Kammer; 
kaſſe der mediatiſirten Gutsbeſitzer gefloffen find. Da alfo, 
wo die Landesrevenüen in abgefönderte Steuer : oder Land; 
ſchaftskaſſen flofien , und zu Beftreitung der nad) der alten. 
Berfaffung dem Lande odgelegenen Staatslaften ohne Kon, 
kurrenz des Patrimonialherrn oder feiner Kammer auf die 
Unterthanen umgeleget, und für jenen Zweck verwendet wur: 
den, können diefe Nevenüen eben fo wenig unter die Be: 
rechnung der an den Souverain iibergehenden Staats; Ein: 
fünfte als Maaßſtab für die Schuldentheilung aufgenonmen 
werden, als fie mit den vormaligen landesherrlichen Einkürf: 
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ten, ober den auf denfelben haftenden Schulden in iegend 
einer Beziehung ſtanden. 
$. 45. 

Sollte aber in einzelen Gebieten von der auf-bie Uns 
terthanen umgelegten Landesfteuer neben Beſtreitung der 
Reichs- und Kreisanlagen, des Krelstohtingents, der Kams 
merziefer u. d. gl. ein Theil ats eine Are von Kammerbeis 
trag in die Kammerkaſſe gefloffen ſeyn; fo iſt eine folhe 
aus der Steuerfaffe erhobene Kammerrevenlie unter die an 
den Souverain übergehende Staatseinfüinfte in die Verech 
nung zu nehmen. 

G. 46. | 

Sn Anfehung ber in der Kammerrechnung laufenden 
Aktivkapitalien iſt mie Unterfchied zu Werke zu gehen. 

Alle. aus Erfparniffen von laufenden Kammerreveniien 
oder verkauften Beftandtheilen des vormaligen fürftlichs oder 
gräflichen Gebiets herrührende, oder auf andere Weiſe ents 
ftandene Kammer s Aktivfapitalten find zu Begründung ber 
Paſſivſchulden/ Theitung der Patrimonialherrn dergeftalten 
in Aufrechnung zu bringen, baß davon bie Zinfen zu den 


. ihnen bleibenden Revenüen gefchlagen werben. 


" Sollten hingegen Aktivkapitalien der Adminiftratton in 
den Rechnungen laufen, die ihrem Urfprung und ihrer Bes 
fchaffenheit nach nicht mit dem nunmehr unter Löniglicher 
Souverainität ftehenden vormaligen fürftlichs oder gräflichen 
Sebiere in Verbindung ſtehen, fondern z. B. von einer 
auswärtigen Befigung, und den dorten gemachten Erfparnifs 
fen oder einem andern dergleichen Titel herrühren, fo find 
folhe bei der bevorftehenden Dedeniten; und Schuldentheis 
lung in den fitrftlich: oder gräftihen Patrimonialherefchaften 
ganz außer Nückfiht zu laſſen; indem hiebei nichts active 
und passive in Berechnung kommen fann, als was unter 
die Kathegorie der Einkünfte oder der Schuld diefer Patri⸗ 
monialherefchaften gehört: | 
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Webrigens ift bei der Schuldenthellung “oda folgen 
de Fälle Rüdfiht zu nehmen. 

Es können nämlich Inſtitute, Fabriken, Zachthäuſer u. 
ſ. w. vorhanden ſeyn, welche Aktiv⸗ oder. Paſſivſchulden. has 
den. Hiebei iſt genau zu unterſcheiden, oh es Privatunter⸗ 
nehmungen des Fürſten oder allgemeine Kapameranſtalten 
find. Im erſteren Fall kommen fie weder active noch 
passive in Betracht, we hingegen in letzterem „Galle bie 
Paſſivſchulden fih zur Theilungemaſſe, und, die Aktiven ſich 
zur Aufrechnung unter die Revenüen des Gutsherrn qualifi⸗ 
giren. dAktive, wovon der-Ertrag einen / beſonderen ſtiftungs⸗ 
mäßigen Zweck u Fönnen den Medlatiheren nicht in * 
xrechnung konimen. 

a 47. 

Hiernach finde von den könislichen Kommiffarien unter 
Beziehung ber fürſtlich / oder- gräflichen Behörden genaue 
Verzeichniffe der dem Souverain zufallenden, und dem Guts⸗ 
herrn bleibenden Revenüen aus den Rechnungen zu erheben. 

5. 46. 

Sie haben ſich hiernach im Allgemeinen nach folgenden 
Beſtimmungen zu richten: 

) Die fändigen Gefälle werden nach dem Betrag des 

.. Sekten Rechnungs » Iohres, - Zu 

2) die unftändigen nad) einem Durchſchnin ⸗ der letzten 
15 Rechnungs/ Jahre, in Berechnung genommen. 

3) Der Ertrag der von den Fürſten und Grafen ſelbſt 
genoſſenen Güter wird nach der Pachtſumme, welche 
daraus zu erlöſen ſeyn dürfte, taxiret: jedoch werden 
die von ihm ſelbſt bewohnten Gebäude in keine Be⸗ 
rechnung gezogen. 
| $ “= 
Wenn nun 

1) die Summe dei zue Theilung ſic quaigirenben Paſ⸗ 
ſivſchulden richtig geftellet, 
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9) die Berechnung ber dem Souverain pufallenden, und 

3) die — der den Fürften und Grafen bleibenden Reves 

nüuen vollendet if; | 
fo wird nach dieſem Berhältniß die Summe der jedem Theile 
zufallenden Schulden berechnet, und hierauf zur fpeziellen 
Abtheilung ber einzelen Schuldpoften gefchritten. Wei biefen 
iſt eine Gleichheit in Abſicht auf die Höhe der jährlichen 
Intereffen zu beobachten, und ſodann der ganze Thellunge—⸗ 
nwurf zur Ratiftkation vorzulegen. 
2In Anfehung derjenigen Lande, von welchen dem König 
nur einzelne Parzellen zugefallen find, witd mit den intereſ⸗ 
fieten Höfen wegen Theilung der Schulden nach Vethäleniß 
jener Antheile zum ganzen Lande in Kommunikation getre⸗ 
‘sen werden. 

Hieran oeſchieht Unſer königlicher it ꝛc. ꝛc. 








N 
Ratifizirter. Staatöwertrag die wmechfelfeitige Grenz: 
und Territorial⸗Ausgleichung zroifchen dem Groß: 
herzogthum Würzburg einer: und dem Sachſen⸗ 
Coburg: Meiningifchen: und Sachſen⸗Römhildi⸗ 
ſchen Gebiete anderer Seits betreffend. 





Seine kaiſerlich königliche Hoheit, der Erzherzog Großhers 
zog von Würzburg, und ihre herzogliche Durchlaucht, die 
Herzogin Regentin von Sachfen Coburg s Meiningen, von 
gleichen Befinnungen der nachbarlichen Freundfchaft belebt, 
und vereint in dem Wunfche, die zwifchen den beiderfeitigen 
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Staaten über die Anwendung Ihrer mit Seiner Majeftär, 
den Kaifer der Franzefen, Könige von Italien und Protek⸗ 
tor der rheinifchen Konföderation, unser dem 2bten Septem⸗ 
ber 1ſten Dezember 1806 abgefchloffenen Beitrittsverträge 
zur gedachten Konföderation. entflandenen Irrungen im Wege 
der Güte zu befeitigen, und überhaupt die Verhältniſſe bei⸗ 
der Staaten auf eine ben Forderungen der Bundesafte us 
fprechenden Weiſe feftzufegen, Haben zu Ihren Bevollmüch⸗ 
tigten ernannt, und zwar eine kaiſerlich königliche Hoheit, 
der Erzherzog Großherzog von Würzburg, Ihren wirklichen 
geheimen und Staatsrat, Hofgerichtss Dräfidenten und des 
St. Joſephsordens Kommandenr, Johann Michael von 
Seuffert, und Ihre Durchlaucht, die Herzogin Regentin von 
Sachſen Coburg: Meiningen, Ihren wirklichen geheimen Rarh 
und. Kanzler, Johann Carl Augug von Uttenhoven, welche 
unter Vorbehalt der allerhöchſten und höchſten Retiſtationen 
über folgende Punkte "dere gete menen ſind. 
$. 

Gldsepetssrene zwifchen dem Großherzogthume Würz⸗ 
Gurg auf einer / und dem herzoglich Sachſen-Meiningiſchen 
und Sachen Rbmhildiſchen Gebiete auf der anderen Sur | 
fol folgende feyn: 

Die großherzoglich Wurzbutgiſche Erenze geht von den 
beiden Weimarſchmidten aus über Obers und Unterfilke, 
Neuſtädtles, Willmars und Volkershauſen nad, dem altwürz⸗ 
burgiſchen Orte Euſſenhauſen, von wo die Linie die altwürz⸗ 
burgiſchen Grenzen befolgt, bis ſie Mühlfeld erreicht, ſofort 
fi nach Roßrieth richtet, das Sachſen/ Römhildiſche Det 
Sondheim im Grabfelde für das Großherzogthum Würzburg 
einſchließt, Rappertshauſen, die Wüſtung Uttenhauſen und 
Rothhauſen dem Großherzogthume gleichfalls zutheilt, und 
über Höchheim, Irmelchauſen, und das ehemals Sachſen⸗ 
Nömhildiſche Ort Gollmuthhauſen nach Breitenfee sieht, und 
fih bei Trappfſtadt endigt. 








12B 


— 6. 2. oo F 
Ace vorbenannten Orte mit ihren Derfemarkungen und 
hiezu gehörigen Beſitzungen find oder ſollen kraft des gegen⸗ 
wärtigen Vertrags Theile des großherzoglich Würzburgiſchen 
Gebiets werden: Die verfteinten Dorfsmarkungen und hie 
zu. gehörigen Beſitzungen bilden demnach die Grenze zwifchen 
dem großherzoglich Würzburgiichen Gebiete auf einer — dann 
dem her zoglich Sachſen⸗ Mieiningtfchen und Sachſen⸗Nöm⸗ 
Hidiſchen Gebiete auf der anderen Seite. Die Grenzen 
Sollen durch eigene Kommiſſarien begangen, - und durch Ter⸗ 
zitorintzeichen geſchteden werden. De 
. 6. 5. * 

Sahſen Meiningen - und. NRömhild treten demnach an 
Seine. Baiferlich königliche Hoheit, den Erzherzog Großherzog, 
ab, die :volle Souveraiztät mit.allen Territorialgefällen: 
Ueber den Sachſen⸗ Meiningifchen Antheil an Willmars, die 
Sachen : Römhilbifhen Orte Sondheim im: Grabfelde und 
Gollmuthhauſen, und den Sachſen / ömpitbifhen Fra 
an Trappſtadt. 

Nicht minder: vergichtet Saqchſen Si auf ſein⸗ 
Gußeissanfprlihe anf; das. Ort Rochhauſen, die Wüſtung 
Urtenhaufen , die drei Römhildiſchen Sölden .zu Sternberg, 
und die. Niedmühle dei Königsdofen zu Gunften Seiner 
eaiſerlich königlichen. Hoheit, allerhöchſtwelche als der einzige 
Souverain über ‚ale dieſe Veſtzungen ameefannt werden, 
| ME ap 

Seine tatfertich öniglice Hobel, dees@nzbergos Seo 
Herzog von Würzburg ,. treten dagegen: ab, Und zwar an 
* Sachfen s Meiningen die volle Soͤuverainität fiber Walldorf 
mit Brͤeuberg, Bibra mit dem Hofe Aeoldahenſen,t den Sr 
Rupprechts und Nordheim. : 

An Sachſen⸗Gotha und Sadyanı Meiningen ale der 
ſider der Herrſchaft Römhild, die volle Oouverainität liber 
den Würzburgiſchen im Römhildiſchen Geblete gelegenen Ort 
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Wolfmannshauſen, ben xitterſchaſtlichen Anıheit an Berfäc, 

wie quch alle. dem, Großherzogthume Würzburg über dieſes 

| Dorf zuſtehenden Bene und den Ort Gleicherwieſen. 
G 5. 

Beide Eontrahirende Theile find übereingekommen, dag 
der Begriff der Souverainität, welchen die cheinifche Bun⸗ 
desakte vom ıaten Julius 1806 aufgeftellt hat, bei diefem 
Vertrage, in ſo ferne derfelbe die Abtretung einiger Kitten 
ſchaftlichen Beſitzungen betrifft, gu Grunde gelegt, und ber 
Inbegriff derjenigen Rechte über die gedachten Befikungen 
für - abgetreten gehalten werden foll, weiche der Urvertrag ber 
theinifchen Konföderation den Souverainen beilegt: 

Was aber die zum großherzoglich Würzburgiſchen, 
Sachfen: Meiningifchen und Römhildiſchen Gebiete gehöri⸗ 
gen Sebietscheile betrifft, follen unter den wechfelfeitigen 
Abtretungen niche nur die Souvktainitätsrechte , wie folche 
in dem angeführten Urvertrage beftimmt find, fondern auch 
alle Arten der Gerichssharkeit und Polizeigewalt. begriffen 
feyn. 

Woh lerworbene Eigenthumerechte der wechfelfeitigen Uns 
terthanen follen aber beiderſeils geachtet und aufrecht erbab 
ten werben. 

§. 6. 


Insbeſondere entſagen dag Grohhetzogtham Wuürzburg 
auf einer — dann Sachſen-Meiniñgen und Nömhild auf 
der- andern Seite den hohen Zent-Gerechtſamen mit allen 
Nusungen und DBefchwerden, welche ein Theil auf dem Ge 
biete des andern, wie es ehemals war, oder durch dieſen 
Vertrag geworden ift, ohne Rückficht, ob daffelde aus vitter: 
ſchaftlichen Beflgungen, oder vormaligen Candestpeilen beſtehe, 
auszuüben das Recht Hatte: ‘ 

4. 5. 

Beide bonteghirende Theile egichten nicht minber auf 

das ſich eirca sacra und respective bie Kirchen: und 
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Episkopalgewalt, welche der eine Theil in der 6 6. befkimmı 
ten Ausdehnung auf dem Gebiete des andern, wie es ches 
mals war, ober durch dieſen Vertrag geworden iſt, auszu⸗ 
üben hatte. | 

| 6. 8. .. 

Beide Theile verzichten endlich wechſelſeitig auf die hohe 
und niedere Jagd, welche der eine Theil in der $6. 6. und 
7. beſtimmten Ausdehnung auf dem Gebiete des andern 
Theile, wie es ehemals war, oder durch dieſen Vertrag ger 
worden ft, auszuüben das Recht hatte. Insbeſondere ver 
zichtet das Großherzogthum Würzburg auf den ihm zuge⸗ 
ſtandenen Fiſchzehnt aus dem See bei Kermannsfeld. 


5. 9 | 
Seine kaiſerlich königliche Hoheit, der Erzherzog Groß; 
herzog von Würzburg, leiften für fih und ihre Regierunge⸗ 
Nachfolger feierlichen Verzicht auf Ihre lehenherrlichen Rechte 
Auf Stadt, Schloß und, Amt Meiningen, das Dorf Züchfe, 
and dad Haus Autsberg. Jedoch bleibt dem Großherzog: 
thume Würzburg nad Erlöſchung des herzoglichen und kö⸗ 
niglich ſächſiſchen Mannsſtammes das Sudceſſionsrecht auf 
die vorſtehenden Beſitzungen in Gemaßheit des Vertrags 
vom ıgten Julius 1586. vorbehalten; wogegen auch Ihre 
Durchlaucht, die Fran Herzogin von Sadıien : Coburg : Meis 
ningen, fie Ihren minderjährigen Sohn fowohl, ale deſſel⸗ 
ben Regierungs Nachfolger, auf die lehenherrlichen Rechte 
fiber den großherzoglichen Zehent zu Mittelſtreu, jedoch ohne 
Vorbehalt eines Succeſſionsrechts, feierlichen und ewigen 
Verzicht leiſten. 
010% Zu 
Beide Eontrahirende Theile überlaffen einander wechiels 
feitig, und mit Vorbehalt der unten $. 15, zu beſtimmenden 
Ausnahme, ohne Anſchlag, die lehenherrlichen Rechte, weiche 
dem einen auf dem Gebiete des andern Theils, wie ſolches 
durch den gegenwürtigen Vertrag beftimme worden iſt, auf 
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Düistergüiser, Schtoͤſſer, Höfe, Grundſtücke, Zehenten, Guͤlter, 
Zinſen, überhaupt Über alle Rechte und Gefälle, in fo ferne 
fie als Pertinenzftücke von Nitteriehen anzufehen find, zuſte⸗ 
den, und verbinden fich wechfelfeitig, die beiberfeits ertheilten 
Schenkonfenfe nad, Lehenrechten und Gewohnheiten, und dem 
Inhalte der Konfensbriefe aufrecht zu erhalten. 

Zu diefem Ende follen getreue Spezifitationen der Rit— 
-terlehenftücke, weiche ein Theil auf dem Gebiete des andeln 
bat, gefertigt, und dei Auswechslung der Matififationen 
wechfelfeitig übergeben werden. 

in. | 

Sachen » Meiningen und SachfenRömhitd werden wa 
gen der vormals veichsrirterfchaftlihen Beſitzungen, welche 
von Seiner kaiſerlich Löniglichen Hoheit, dem Erzherzoge 
Großherzoge durch den gegenwärtigen Vertrag abgetreten 
worden ſind, einen verhältnißmäßigen Antheil an den Schul⸗ 
den, Beſoldungen und Penſionen des ehemaligen Ritterkant 
tons Rhön und Werra übernehmen, und ſich verwenden, 
daß unter den allerhöchſten und höchften Souverainen, welche 
Rh in die Beſitzungen des gedachten Kantons getheilt haben, 
ein der Berichtigung dieſer Verhältniſſe gewidmeter Kongreß 

Id möglichſt w Stande gebracht werde, " 
8. 19. na 

Bas dagegen die von den alten Landen abgetretenen 
Beſitzungen betrifft, find Heide Theile übereingekommen, dies 
felben von der Theilnahme an den Landes; und Kreisſchulden 
und andern Laſten jener Staaten, von welchen dieſelben bis 
ber Beſtandtheile geweſen find, zu entbinden; fondern behal⸗ 
ten Ach vor, Ihre neu erworbenen Orte zur Theilnahme an 
den Laſten ihres neuen Vaterlandes beizuziehen. et 

g. 13. 

Ihre Durchlauchten, die Grau Herzogin Negentin von 
Sachfens Meiningen , und der Herr Herzog von Sachſen⸗ 
Gotha verbinden fih, zur großherzoglichen Hauptkaſſe dahier 
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zu einiger Entſchädigung für bie in dieſem Vertrag geinadh 
ten, und durch die jenfeitigen nicht vollkommen kompenſirten 
Abtretungen, in groben und gangbaren Geldforten die Sum⸗ 
me von fiinfjig tauſend Gulden vheinifher Wahrung derge⸗ 
.flalt zu bezahlen, daß zwanzig flinf taufend Gulden cheinifch 
am Tage der Auswehslung der Ratifikationen diefes Ders 
trage in der großherzoglichen Nefidenzftadt dahier, und eben 
f9 viel im Monate Jänner ı809. gleichfalls dahier bezahlt, - 
‚und bis dieje Zahlung erfolgt, mit vier vom Jundert vers 
zinfet werden follen. 
. u? | 
Nicht minder entfagen Ihre Durchlauchten , die Frau 
Herzogin Regentin von Sachfen;Coburg » Meiningen und der 
Herr Herzog von Sachſen-Gotha, allen weitern Anſprüchen 
‚anf die von Seiner kaiſerlich königlichen, Hoheit, dem Erz 
herzoge Großherzoge, kraft Ihres mit Seiner Majeftät: dem 
Kaiſer der Franzofen, Könige von Stalien und Protekter 
der rheinifchen Konföderation,, am adten September 1806. 
abgefchloffenen Vertrags und des Ueberweiſungs-Protokolls 
vom’ ıdren Dezember des nämlichen Jahrs *) in Beſitz ges 
nommenen ritteefchaftlichen Orte, welche von allerhöchſtden⸗ 
felben kraft des gegenwärtigen Vertrags nicht abgetsefen 
worden find, und erkennen auf ewige Zeiten die ausfchlichen: 
‚de Souverainität Seiner kaiſerlich königlichen Hoheit iiber 
dieſelben feierlich und mit Verzichtung auf alle Einreden an 
n $. 15. ii 
In der Erwägung, daß die Lehenſtücke des großherzo 
ih Würgburgifchen Vaſallen, Marſchalk von Oſtheim, zu 
‚Waldorf, Herpf, Stephertshaufen u. d, gl: auf dem Keim: 
falle ſtehen, machen Sich Ihre Durchlaucht, die Frau Her⸗ 





®) Diefes Ueberweiſungs⸗Hrotokoll iſt unſers Wiens noch nicht gedruckt, 
and es wäre wegen der Berichtigungen in den Beſchreibungen dieſer Lande 
doch ſebr zu wünfgen, daß es dekannt gemacht würde, 


J 
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zogin Regentin von Sachfen / Eeburg⸗ Melningen, verbindlich, 
die auf dieſe Lehenſtücke richterlich immittirte Schroppiſche 
Pfarreyſtiftung dahier bis zur gaͤnzlichen Befriedigung Ifter 
Kapitals und Zinfenforderung in dem ruhigen Bezuge aller 
Einkünfte auch nad). des Bafdiien Ableben zu belaffen , oder 
Die fragliche Stiftung, der an dem Kapitale zu zehn taufend 
Gulden fowoht ale Ben Zinfen noch rückſtändiger Forderung 
wegen, In gangbaren und groben Münzſorten gu befriedigen ; 
nicht minder ſechs Wochen nach dem Ableben des gegenwärs 
tig ; Beſitzers, ehemals fürſtlich Bambergiſchen General 
majors Freyherrn Marſchalk von Oſtheim, und hiedurch bes 
wirktem Heimfalle, die Summe von dreiſig tauſend Gulden 
rheiniſcher Währung in gangbaren und'groben Münzſorten 
dahier zur großherzoglichen Hauptkaſſe bezahlen zu laſſen. 
. 16. 
Da in den wedfelfeitig abgetretenen Beſitzungen nur 
Die Souverainitäͤt in dem 6, 5. bekimmten Sinne, und 
nach $. 11. die Lehenherrlichkeit fiber die in den: beiderfeitis 
gen Bebieten vormals befeffenen Ritterlehen, endlih nah 
4. 8. die Zagdrechte den allerhöchſten und höchſten Kontras 
henten Überlanfen worden find, mithin nur die ordentlichen: 
und außerordentlichen, direlten und indireften Steuern und 
landesherrlihen Auflagen, und respective die aus der Ver: 
waltung der. Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt ſich ergeben: 
den Gefälle, endlich die Nugungen der Eehenhervlichkeit über 
die wechjelfeitigenr Rittericehen und der Sjagdrechte für libers 
wiefen zu halten finds fo bleiben alle übrigen Eigenthumss 
rechte, welche der eine Theil auf dem Gebiete bes andern 
Theils an Höfen, Grundſtücken, allen Arten von Zehnten, 
@ütten, Zinfen, und iiberhaupt au gutsherrlihen Gerechtig⸗ 
feiten und Gefallen befist, beiden hohen Kontrahenten vors 
behalten. | 
| $. ı7 
Es if jedoch Gedungen worden, auch bie 6. 16. vorbe⸗ 
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haltenen Eigenthumsrechte, weiche von dem einen Theile im 
dem Gebiete des andern , wie es vormals war, oder kraft 
bieſes Vertrags geworden. if, beſeſſen werben, zur Erzielung 
einen vollkommenen Purifkation , ſobald es immet möglich 
iſt, gegen einander dergeftalt auszutauſchen, daß beiden Theis 
fen in ihren eigenen Territorien das volllommene Surregat: 
deffen, was er in dem fremden Gebiete abgicht, gewährt 
werden (of, 
68. 8. 

Bis gu einem allgemeinen Austauſche der ſaͤmmtlj 
Domantalgefälle in den beiderfeitigen Giehieten, weicher fo- 
gleich, als Sachfen Meiningen .und Römhild ein Gurröger 
für die Gefälle des Großherzogthums in dem Meiningifchen- 
und Nömshitdifchen Gebiete. gefunden haben werden, Statt: 
haben foll, verbinden ſich Beide Lontrahirende Theile in dem 
freien Senuffe und Bezuge ihrer Gefälle fig nicht nur niche 
zu flören, fondern in Erhebung berfeiben auf Anrufen der 
teöffenden Beamten fich Eräftig zu unterfiligen. Auch follen 
die fraglichen Eigenthumsrechte und Sefälle, wie folche 6. 16 
beſtimmt worden find, fie mögen unmittelbar ben Beiderfeitt: 
gen Hentämtern oder milden Stiftungen, Pfarreien, Kir⸗ 
chen, Benefizien u. dal, angehören ,. mit feinen ordentlichen 
und aufferordentlichen Steuern und Abgaben , weichen Nas . 
men und Titel oder welche Weranlaffung fie immer haben 
‚mögen, belegt werden, 






6. Y 

Mit den wechſelſeitig überwieſenen Ortſchaften werden 
keine herrſchaftliche Diener übernommen, Die Pfarrer, wel: 
he an einen neuen Souverain übergehen, behalten ihre funs 
bationsmäfiige Beziige aus denjenigen Kaſſen und Quellen, 
auf welche ihr Unterhalt bisher radizirt war, 

$. 20 

Adeliche Gutsbeſttzer, weiche in den beiderſeitigen Terris 

torien begütert find, ſind berechtigt, - ihren Wohnfie, wo es 
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denſelben beliebt, anfzufchfagen. Damit hoch der Verkehr 
derfeiben mit den höchften. Landes, Juſtiz⸗ und Adminiſtra⸗ 
tivſtellen der beiderſeitigen Staaten niche erſchwert werde, 
find die hohen Kontraßenten übereingekommen, zuzugeben, 
daß denſelben von den Landesſteſlen beider Staaten“ alle 
Sinfinuationen ohne vorhergegangene, Dequifition in ron 
Wohnfigen gemacht werben können. | 
. 812. 

Die adelichen Gerichtshalter, weiche die Juſtiz in den 
ihren Gutsherrſchaften zugehörigen Derritorialorten bes einen 
kontrahirenden Theils yerwalten, find dieſelbe auch in den 
Territorialorten des andern Theils, jedoch nur innerhalb der 
Landesgrenzen, zu verwalten befugt. 

Dieſelben werden demnach in die Dienſtpflichten beider 
Iontrabirenden Theile genommen, 

$. 22. n 

Es ift bedungen worden , daß :die bermal in den wech⸗ 
felfeitig abgetretenen Orten wirklich beſtehenden Zunftmeiſter 
ihr Gewerbe in den beiderſeitigen Gebieten, in ſofern fie 
Ach Ehre nicht zu erfchwerende Aufnahme in die Zünfte ber: 
wirken, auszuüben berechtiget ſeyn follen, Auf neu auge⸗ 
nommene Meifter iſt jedoch dieſe Neeglinftignng miqht an⸗ 
wendbar. 

Die ſich in den Kriegsdienſten beider Theile befinden⸗ 
den Soldaten, welche aus ben wechfelfsitig abgetretenen 
Orten gebürtig find, fie mögen gezogen oder geworben ſeyn, 
ſollen an die dermaligen Landeshesren ihrer Geburtsorte 
ſechs Wachen nah der‘ Auswechsiung der Ratißkatlonen die⸗ 
ſes Vertrags ausgeliefert werden. 

$. 2 

Wenn aus den mechfelfeitig abgetretenen: Hetfehaften 
R chtsſtreite an die höhere Landes Juſtizſtellen ſchon gediehen 
find, fo And dieſelben im Sinne Des: Pioherigen gemeinen 
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Nechts entweder ’Khon rechtshängig oder nicht. In jenem 
Falle follen fie von der Landes: Auftisftelle, bet welcher fie 
rechtehängig find, bals möglichſt durch Urtheile erledigt wer⸗ 

Findet gegen dieſe Beſcheide noch ein weiteres Nechtss 
mittel nach den bisherigen Landesgeſetzen Statt; fo wird 
daſſelbe bei der betreffenden Juſtizſtelle des Landes eingeführt, 
deſſen Souverainität der Beklagte unterworfen, oder wenn 
ec ich von einer Realklage Handelt, in deſſen Souverainitäts: 
bezirke das Objekt des. Rechtéſtreites gelegen, iſt. 

Findet aber ein weiteres Rechtsmittel nicht Statt, fo 
follen die Beſcheide an die kraft dieſes Vertrags kompetent 
gewordene obere Landes⸗ Jugijſtelle zum Vollzuge alsbald 
fiberfchicke worden. 

Sind die fraglichen Rechtsſtreite im Sinne des Sie 
harigen gemeinen Rechts noch nicht rechtshängig, fo werden 
biefetben fü, wie fie liegen, an die obere Juſtizſtelle bes Lan⸗ 
des, welche nuninehr kompetent iſt, übermacht. 

In yeinlichen: Fuͤllen endlich werden die ſchon geſproche⸗ 
net Urtheile beiderſeits vollzogen. Sind aber noch Feine 
Uetheils gefällt, fo’ werden be Akten am jene Kriminals 
Juſtizſtelle zur weitern Verſügung übermacht, welcher der 
Inquiſit rückſichtlich des Gerichtsſtandes des Wohnorts in 
Semäßhet des gegenwärtigen Vertrags unterworfen iſt. 

*. 6. 26. 

Die aller höchſten und hochſten Kontrahenten find isders 

cingekommen, fich, ſobald es. thunlich iſt, fiber die Handels: 
‚werhättniffe der baiderſtittgen Staaten, und insbefondere die 
Machſteuerfreihtit auf eine dem Watzle ber Unterthanen, und 
der beiderfeitigen Konvenienz entfpsechende Weiſe zu verftän: 
digen und zu vereinigen, 

. 26, . 
:  Üegenwärtige.. Mebereintunft fol unmittelbar nach der 
Auswechslung der Rauſfckationen in Vettzug geſetzt, und bie 


Fo 
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adelichen Sussbefiger, Unterthjanen und Kinterfaffen, Geiſtli⸗ 
he und Weltlihe an ihren neuen Landesheren überwiefen 
werden. Weber die Einkünfte, welche wechſelſeitig abgetreten 
worden ſind, ſollen, ſo viel die altwürzburgiſchen und alt⸗ 
ſächſiſchen Beſitzungen betrifft, getreuè Spezifitationen gefer⸗ 
tiget, und bei Auswechslung der Ratifikationen übergeben 
werden. 

Der Anfang des Einfünftengenuffes wird beiderfeits auf 
den erſten Auguft des laufenden Jahrs feftgefebt. Die rück⸗ 
fländigen Territoriat ; Einkünfte, das heiſit: diejenigen, welche 
bis zum erften Auguft des laufenden Jahrs hätten eingehen 
ſollen, aber richt eingegangen find, werden von dem kraft 
diefes Vertrags neu eintretenden Vefiger erhoben, und am 
den bisherigen Befiger ausgeliefert, 

$. 97. 

Ihre Durchlaucht, die Frau Herzogin Negentin von 
Sacfen Coburg s Meiningen mahen Sich anheifhıg. den 
Beitritt Seiner herzogl. Durchlaucht des Herrn Herzogs von 
Sachen: Gotha zu dem gegenwärtigen Vertrage, in fo ferne 
derſelbe auf Sachen; Römpild Bezug hat, zu bewirken, 
ohne weichen die ſaͤmmtlichen Stipufationen diefer Ueberein⸗ 
kunft als nicht gefchehen angefehen werden füllen, | 

G. 28, 

Die alterhöchften Srarififationen dieſer Uebereinkunft, 
oainſchlüſſig jeher, bes Herrn Herzogs von Sachſen ⸗Gotha 
Durchlaucht ſollen im Laufe des Monats Julius dieſes 
Jahrs zu Kiſſingen ausgewechſelt werden. 

In Urkund deſſen iſt dieſe Uebereinkunft doppelt ausge⸗ 
ſertigt, von den beiderſeitigen Bevollmächtigten unterzeichnet 
und beſiegelt worden. | 

Würzburg den: noten Junius 1808. 

(L. 8.) J. M. Seuffert. 
(LS) J. C. A. v. Uttenhoven. 
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10. 
Königfid Baierifches organiſches Edikt über die 
gutöherrfichen Rechte, 





Wir Maximilian Kofeph, von Gottes Gnaben 
König von Baiern. 


In Erwägung des Tit. I. $. V. der Konſtitution, we 
feſtgeſetzt iſt: 
»Der Adel behält — wie jeder Gutseigenthümer — 
»ſeine gutsherrlichen Rechte nach den geſetzlichen Beftimmuns 
»gen« ıc. haben Wir beſchloſſen, wie folgt: 
. Ybfhnite 
Rechte, welche den Butsheren in Beziehung 
auf die verfhiedenen Zweige der Regie: 
rungsgewalt übertragen find. 

2. Die Ausübung der in gegenwärtigem Abfchuätte 
begriffenen Nechte kommt nur jenen Gutsherren zu, welche 
in eigenes Gericht zu Bilden vermögen. 

I. 2 itel. 
Sefergebung und Oberaufſicht. 

F. s8. Das Recht der Geſetzgebung und allgemeinen 
Oberaufſicht iſt in feinem ganzen Umfange und mit allen 
feinen Wirkungen dem Gouverain, nach dem Innhalte der 
Konſtitution, allein vorbehalten. 

4. 3. Ale in den meblatifirten Beſitzungen beſtehenden 
Geſetze und Gewohnheiten, oder Partikularrechte, welche auf 
alten Mediatgütern noch gelten könnten, unterliegen den Bes 
ſtimmungen bes allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, in fo 
fern fie im gegenwärtigen Edikte nicht ausdrücklich beftätiger 
find. 
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G. 4. Das Regierungsblatt iM als allgemeines Organ 

der Geſetze und Verordnungen des Neidyes bei den gutsherr⸗ 

lichen Gerichten eben fa, wie bei den Landgerichten zu ſam⸗ 
meln und-aufjubewahren, _ ‚ 

6. 6,_ In Fällen, wo eine befondere Bekanntmachung 
einzelner Geſetze, oder Verordnungen befohlen wird, foll diefe 
durch das gutsherrliche Untergericht, oder durch die Seelſor⸗ 
ger des Ortes vorgenommen werden, 

‚ IL Ditel. 
Sufiz ; Gewalt. 

$. 6. In der Ausübung der Juſtizgewalt Haben Ah 
die Gute herren nach den über die Juſtizverfaſſung Unſers 
Reiches im Allgemeinen und über die Patrimonialgerichtoe 
insbefondere Fund gemachten organifchen. Edikten zu achten. 

III. Titel. 
Polizei⸗Gewalt. 

8. 7. Alle Polizeifunktionen, welche dem gutsherrlichen 
Beamten nach gegenwärtigem Edikte oblieger, müſſen von 
dem namlichen Sobjekte, welches die gutsherrliche Gerichts 
barkeit verwaltet, ausgeübt werden. Der Patrimonialrichter 
fol gehalten ſeyn, in Polizeiſachen Anzeigen an ben Guts— 
heren zu machen, und wenn derſelbe in dem Sitze des Ges 
richts anweſend iR, feine Aufträge hierüber zu erholen, 

A. Bevöllerungs s Polizei, 

8. 8. Die Sutsbefiger haben das Recht, neue Hinter⸗ 

fafen anzunehmen; jedoch iſt die Genehmigung bei jedem 

Falle durch den gutsherrlichen Gerichtsbeamsen von dem 

Generals Kreistommiffaie hiezu einzuholen, und von feiner 
Geite zu erfchweren. 

9 Wegen des Judenſchutzes bleibt es Bei den be⸗ 

ſtehenden Verordnungen, bis hierũber anders beſtimmt wird. 

$.. 10. Die Auswanderungen gutsherrlicher Hinterſaſ⸗ 

ſen in das Ausland find den nämlichen Bedingungen unters 

5 worfen, weiche bei Unſern übrigen Unterthanen eintreten. 


» 
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6. 21. Die NRegiſter und Akten bes Ziviiſtandes werr 
ben, nach dem allgemeinen Zivilgeſetze, von ben gutsherrli⸗ 
den Gemeindevorſtehern und Gerichtshaltern beſorgt. | 

B. Unterrichte Doligel, 

$. 12. Die Einrichtung neuer Schulen ſteht den Gutes 
herren, in fo ferne das Bebürfniß ans dem allgemeinen 
Schul Organismus hervorgehet, nach eingeholter Bewilligung 
Unferer Ober :Schulbehörde zu. 

$. 193. Schon beftehende gutsherrliche Schulen können 
ohne die eben bemerkte Bewilligung weder unterdrückt, noch 
verfeßt werden. | 

59. 14. Die gefammten gutsherrlihen Schulanſtalten 
find der Auffihe Unferer Generals Kreistommiffäriate und 
Inſpektionen untergeordnet. 

$. 15. Bon den dahin gewidmegen Fonds darf ohne 
Bewilligung des Generals Kretstommiffariase nichts veräufs 
fert werden. 

$. 16. Die Anftelung der Schullehrer Bleibe den 
Gutsbeſitzern, wo fie diefelde hergebracht haben , zwar vors 
behalten; der ernannte Kandidat muß aber die in der Schub 
ordnung vorgefchriebenen Eigenfchaften befißen, und zur Un⸗ 
terfuhung derſelben der angeordneten Behoͤrdo präfentiet 
werden. 

6. 17. Mad dem Nefuftate diefer Unterſuchung erfolgt 
die Beftätigung , oder die Auflage an ben “andern, ein 
taugliches Subjekt zu ſtellen. 

GC. Sicherheits; Polizei, 

6. 18. Allgemeine Sicerheitsanftaiten werden allein 
von den Generals Kreisfommiffariaten und den Lanbgerich⸗ 
ten, als Unter; Kreistommiffariaten, angeordnet und geleitet, 
fofort von den gutsherrlichen Beamten in Bollzug gebracht. 

$. 19. In gemiſchten Orten, wo die Gerichtsbarkeit 
mehrerer Gutsherren, oder die gutsheerliche und jene Unſe⸗ 
ver Untergerichte konkurrirt, Haben letztere die Sorge fiir die 
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Bokatficherhett und bie hiezu erforderlihen Anerdnungen, 
namentlich die Löſchanſtalten zu Übernehmen. An ungemifchs 
‚sen Drten hingegen kömmt die Lokal, Stcherheitspoligei dem 
gutsherrlichen Gerichte zu. 

G. 20. Die Geſtattung Öffentlicher Tänze, Schauſpiele, 
Schelbenſchießen, Wettrennen und anderer öffentlicher Linters 
haltungen, dann, bie Aufſicht über bieſelben, kömmt nach den 
dießfalls beſtehenden Verordnungen, jedoch mit dem eben 
feſtgeſetzten Lnterfchlede, den Gutsherren zu. . . 

$. 21. Die Bewilligung zur Errichtung von Botteeien, 
‚oder des fogenannten. Slückchafene gebühet den Guttherren 
‚wicht, 
D. Dorfs und Gemeinde s Dottyet 


5.00, Die Dorfes und Gemeindes Polget; welche auf 
bie Verwaltung des Gemeindeguts, auf die Einrichtung oder 
Erhaltung der Armenanftalten,, der Gemeindewege, auf die 
Leitung der Gemeindeveriammlungen, und überhaupt anf die 
Handhabung der Öffentlichen Ruhe ſich beziehet, ſtehet in 
Dörfern, welche ungemiſcht ſi ſind ‚ dem gutsherrlichen Gerich⸗ 
te zu. 

$. 03. In. gemiſchten Dörfern bleibt fe gemeinfchafts 
lich, fo weit es dabei auf die.Werwaltung des Gemeindes 
Vermögens und auf bie Feitung ber Armenanſtalten an⸗ 
mt, 

Die Sicherheitspolizei auf dem Felde und im Dorfe 
hingegen ftehet in ſolchem Falle Mit dem Kiiges und Strafs 
gerichte Unſerem Landgerichte zu. 


E. Gewerbsund Handels-Polizei. 


$. 24. Die Aufſicht über das Zunftweſen, die Beſtätt⸗ 
gung oder Finführung von Zunft: und Handwerks-Ordnun⸗ 
gen, die Entſcheidung ber - Streitigkeiten der Zünfte und 
Zunftgenoffen unter fich, in Beziehung auf diefe Verbinduns 
gen und auf die Ausübung ihrer Vewerbe ſteht ansich 
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ſend Unfern Smerat, röistommifarlaten und Landgerichten, 
als Unter⸗Kreickommiſſariaten, zu. 

: 525. Bei dee Annahme der Handwerker, bei Ver— 
(eihung neuer oder Wiederbeſetzung eriöjichender Gewerbes 
Gerechtigkeiten kömmt den gutsherrfichen Gerichten blos bie 
Inſtruktion des Geſuches nach der Werordnung vom Sten 
Sänner 1807. (Regierungsbliatt &t. II. &. 55 — 58.) zu; 
die Bewilligung oder Entfheidung bingegen iſt, nah den 
Beſtimmungen der angeführten Werordnung , bei dem a 
neral⸗Kreiskommiſſair ſelbſt nachzufuchen. 

5. 26. Die Aufficht Über den Handel im Allgemekaͤen 
unterliegt den beftehenden Geſetzen, und iſt Unfern obern 
Landesftellen vorbehalten, wohin auch 

$. 27. Die Annahme neuer Handelsleute und die Er; 
sheilung der Fabrik, und Manufakturkonzeſſionen geeignet if. 

$. 28. An Orten, wo die Gutsherren Jahrmärkte Her 
gebracht Haben, follen die hierauf fi beziehenden Landes; 
verordnungen befolgt werden. Die Gutsgerichte behalten 
"aber die Lokal Poligeiauffihe, und find verantwortlich für 
die Vollziehung der angeführten Verordnungen. 

$. 29. Der Grundfag .des freien. Verkehrs foll zii 
fhen den gutsherrfichen Hinterſaſſen und Unfern übrigen 
Unterthanen allenshalden in Anwendung kommen. Kein fos 
genanntes Bann s oder Zwangsrecht fol jemat dagegen gels 
‚eend „gemacht werden können. 

$. 50. Die Aufſicht und Unterſuchung über Elle, Maof 
und Gewicht, über die Güte der Arbeiten und Geilfchaften, 
insbefondere die Mühlbefhau , ſteht der gutsherrlichen Los 
kalpolizei zu. 

$. 31. Die Beſtimmung der Taren der Lebenemittel. 
des Arbeitslohnes u. ſ. w. ſteht, in ſo ſerne dieſe ſtatt fiu⸗ 

ben, den General⸗Kreiskommiſſariaten zu. 
Die Aufſicht über die Beobachtung der feſtgeſedten Taxen 
liegt den gutsherrlichen Veamten ob. 
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, IB Geraßens und Baffır ) Polijei. 
$. 32. Die Oberaufſicht auf dir Heerſtraßen und Ftüffe 


gehört. einzig zu dem Geſchäftskreiſe Unſerer General, Straf, - 


fens und Wafferbaur Direftion. 

$. 33. Die Polizeiauflicht Hingegen auf die Brüsten 
und Wege, melde die Verbindungen einzelner Gemeinden 
unterfalten, gebührt der Lokal: Polizeihehörde. \ 

G. Kultur s Pofigei. 

$. 34. Die Anordnungen in Abſicht auf allgemeine 
Laundeskuitur gehören zur Oberpofizei, und ſtehen den Ges 
neral : Kreistommiffariaten, nach der ihnen ertheilten Im 


firuttion, zu ; ihre Vollziehung, wie auch die erſte Inſtanz 


. tn Kulturſtreitigkeiten, in fo ferne der Guteherr nicht ſelbſt 


dabei betheiliget ift, bleibt den autsherrlichen Patrimonial⸗ 


gerichten überlaſſen. 
H. Forſt⸗ und Jagd⸗ Polizei. 

6. 85. Die Forfts und Jagd: Poltzet, fo wie die Forſt⸗ 
gerichtsbarkeit, verbleibt den Gutsherren in ihren eigenen 
‘und in den Gemeindewaldungen; jedoch find fle verbunden, 
Unfere Forſt⸗ und Sagdorbrnungen unter der Oberauffiche 
Unfers oberften Forſtamte zu befolgen, und ihre Hinterſaſſen 
biezu anzubaften. 

1, Sefundhetts » Polizei, 

6. 36. Das Mebdizinalweſen hängt lediglih von dee 
oderften Polizeigewalt ab, welcher auch alle Anordnungen 
Aber Geſundheitspolizei zuſtehen. 

6. 37. Die Lokal: Polizeibehbrde iſt mit ihrer Boll 
giehung Beauftragte. 


5. 38. Das ärztliche Dienfperfonal wird In der Kegel 


nur von Uns ernannt; jedoch ſteht den Gutsherren der Vor⸗ 
fchlag der Zndtoiduen für Ihre Gerichtsbezirke zu. 

$. 39. Die Polizei der Nahrungsmittel, die Sorge 
für die Reinigung der Straßen, bie Anſtalten gegen Ver⸗ 
breitung anſteckender Krankheiten unter Menſchen und Vieh, 


14 
und alle Übrigen auf die Erhaltung der Geſundheit ſich bes 
giehenden Lofalanftatten - gehören gleichfalls zu den gutsherr⸗ 


lichen Polizelämtern ; jedoch unter der Aufficht und Leitung 
ber vberen Potizeiftelle, und in fo ferne der Tu u. * 19 


nice entgegen ſteht. 


IV. Titel. 
Kirchen ı Gewalt. 


de 40. Die oberſte Kirchenpolizei fteht dem Souverain 
‚zu; die weltlichen und geiftlichen Obrigkeiten auf den guts⸗ 
herrlichen Befigungen müſſen die in Kicchen ı Doligeifachen 
‚erlaffenen landesfürftlichen Verordnungen vollziehen, und für 
ihre Beobachtung wachen. 
. $ 41. Die Errichtung neuer Konfiftorien bleibt der 
Staatsgewalt vorbehalten. 
$. 42: Die Konhſtorialgerichtebarkeit wird blos von 
Unfern Appellationsgerichten ausgeübt. Jebdoch Bleibt es in 
Anſehung jener Grundherren, weiche. föxmliche Inſtizkanzleien 
mit Unſerer Bewilligung halten, bei, der Deklaration vom 


agten März 1807., Lit. F. n. 4. %) (Regierungsblatt 


XIII. Stück, S. 465 — 490.) ,-monach ſie in derlei Fäl⸗ 
len die Stelle Unſerer Appellationsgerichte vertreten. 

6. 43. Die nicht gerichtlichen Kenſiſtorialſachen der 
Proteſtanten aus jenen gutsherrlichen Bezirken, wo keine be⸗ 
ſondern Konſiſtorien beſtehen, gehören vor Unfese Konſiſto⸗ 
rien, oder bie an deren Statt tretende Behürde. 

8. 44. An jenen Orten, wo noch beſondere qutäßicrelts 
he Konfiftorien vorhanden find, bleibt Diefen , oder den das 
für anzuftellenden Spezial ı Superintendenten die Verbands 
‚lung der Konfiftorialfachen, wie Bisher, mithin auch die Aufs 


ſicht auf Pfarreien und Schulen, die Anordnung der Vers. 


wefung derfelben, die Verfügung fehriftlicher, oder mündlicher 





8. 1). Bund Peft 6. Nr. 36 ©. 19. 
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Admonitionch; Jedoch find Fe Unſeren Konfiftarien‘, oder 
General s Öuperintendenten untergeordnet, und gehalten, 

a) firengere Grade von Korrektionen, Dienftfufpenfkos 
nen ıc. dieſen anzuze geit, und @e Betätigung einzu⸗ 
holen. 

b) Von ben Aueſprüchen dieſer beſondern Konſiſtorien, 
oder der Spezial⸗Superintendenten über die Exémine 
pro ministerio, ilder die Präſentationen x. fkann der 
Rekurs an Unſer Konſiſtorium ergriffen werden. 

c) Alljährlich müſſen an dieſes die Konduitenliſten der 
Geiſtlichen und Schullehrer eingeſendet werden. 

59. 45. Das Recht der Beſieglung, Beſchreibung und 
Verhandlung der geiſtlichen Verlaſſenſchaften kann von den 
gutsherrlichen Berichten nur da, wo es hergebracht, oder wo 
‘es von Uns befonders zugeſtanden worden iſt, aucgeübt 
werden. 

$. 46. Dat Patronatrecht bleibt den Gutebeſthern da, 
wo ſie es hergebracht haben, mit oder ohne Verbindung von 
Gerichtsbarkeit. Weber die Qualifikation der Subjekte müf—⸗ 
fen Unſere Geſetze beobachtet werden, insbeſondere für die 
katholiſchen Geiſtlichen die Verordunng vom Zoten Dezember 
18 6. (Regierungsblatt v. J. 1807. St. VII. ©. 270. 
f89.), für die Protefianten die neu einuführendt Eramınas 
tionsordnung. 

6.44. Das Inſtolationerecht kann von jenen Guts⸗ 
beſitzern, welchen es bisher zugeſtanden hat, nur in Unſerm 
Namen, auf den ven Uns Dies erhaltenen Poſſeſſroncbefeht 
ausgeübt werden. x 

6. 48. Jene Eatsöefker, welche als Kirchenpatronen 
gewiſſe Ehrenrechte hergebracht haben, werden hierin baſtätt⸗ 
get; jedoch ſollen in dem Kirchengebethe Peine auf die vor⸗ 
malige Eigenfchaft der mediatiſtrten Gutsherren fich bezieherde 
Ausdrücke vorkommen. Das Trauergeläute nach dem Tode 
‚eines folhen Guteherren darf nicht über drei Tage- dafiern. 

10. 


| een ſ ſich zu achten. 
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$. 49. Die Verwaltung des Kirchen⸗ Schulen⸗ und 
milden Stiftungsvermögens bleibt unter der unmittelbaren 
Leitung und Aufſicht des einfchlägigen . gutsherstichen Ges 
richte; Diefes ift abDverhunfen,, nach den Beſtimmungen 
des organiihen Edikts vom ıteh Oftober 1807. üßer bie 
Admintftration des Stiftungs⸗ und Kommunalvermögens, 
und ‚den über diefen Gegenftand künftig noch zu erfcheinenden 


V. Titel — 
Bineny: Gewalt. 
A. Beſteuerung. 


$ 50. Sämmtlice Butsbefiger und ihre Hinterfaffen 
find ‚ in. Folge der Konftitution Titel 1. $. 2. und 5., mit 
den übrigen Staatsblirgern zu einer ganz gleichen Theilnah⸗ 
me an den ©taatslaften, wie fie dermas: befkchen, oder künf⸗ 
tig beftimmt werden mögen, verbunden. 

Sie haben daher zu den Staatshbeifirfniffen, wie auch 
zu den zur Errichtung und Erhaltung allgemeiner Landes; 
anflatten beftimmten Abgaben verhältnißmäßig zu konkurri⸗ 
ren, fofort die hierüber ſchon beftehenden ſowohl, als die 
künftig erſcheinenden Finanzgeſetze zu befolgen. 

F. 51. Die Staatsgewalt alleinchat das Hecht, Steuern 
und andere öffentliche Abgaben in der konſtitutionellen Form 
auszufihreiben und einzuziehen. 

9. 50. Ihre Erhebung geſchieht durch die von Uns 
angeoröneten Rezepturen. 

,.&.53. Die nämlichen Srundfäge gelten von der Acciſe, 
oder den ſumtionsauflagen. 

:. 654 T8'e geiſtlichen und milden Stiftungen der 
gutgperzlichen Beſitzungen ſollen wie die übrigen Stiftungen 
beſteuert werden. 

B. Fiskal⸗- oder ſonſtige Territorial⸗Gefälle. 

6. 56. Wegegelder und Brückenzölle, wo fie noch Bes 
ſtehen, gehören zu den Iandegflicftlichen Gefällen. 
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6. 56. Auch das Heimfallsrecht, die konficzirten Güter, 
das erblos gewordene Privateigenthum fiehen als Rechte der 
Landeshoheit dem Staate zu. » 

Die fi Hierauf beziehenden Verhandlungen werden von 
Unfern Serichteftellen vorgenommen. 

$. 57. Die Einführung und Beziehung der Stempel⸗ 
taxe hängt gleichfalls blos von der Staatsgewalt ab; ferner 

6. 58. die Anlegung und Bezug der Zölle. 

$. 59. Uebrigens find alle Gutsbeſitzer mir ihren Hin⸗ 
terfaffen Unfern Maut: und Zollorönungen unterworfen, und 
es ift ihnen weder eine Zoll⸗, noch Mautfretheit ferner zu 
geſtatten. een 

6. 60 Nur allein den_mebdiatifirten Fürſten und Grafen 
geftatten Wir noch ferner die ihnen in Unferer Erklärung‘ 
vom 19. März ı807. Lit. H: n. 12 u. 13 bewilligte Zolf 
und Chauffee: oder Wegegeldss Befreiung *), wie fie in der - 
Maut : Ordmung vom ten März l. 8. vH. Abſchnitt 
F. 106. c und m, näher beſtimmt ink” 


$.61. Die Umlagen zur Unterhaltung des Militaire, 
zur Tilgung der Kriegskoſten und der unter dieſem Titel 
fontrahirten Schulden, in fo ferne erſtere nicht van ben Ge⸗ 
meinden privatim unter ſich geſchehen, ſind zu den dieſemn 
Zwecke gewidmeten öffentlichen Kaſſen zu verrechnen. 


$. 62, Dagegen bleiben den Gutsbeſibern alle Geld⸗ 
ſtrafen als Früchte der Grund; und Polizeigerichtsbarkeit ;, 
jedoch find fie an die Beſtimmungen der darüber beſte henden 
Geſetze gebunden. 


8. 65. Der Bezug von Zapgeidern in Juſtiz⸗ und 
Polizeigegenſtänden, welhe zur Kompetenz ihrer Gerichte: 
gehören, oder für Ausfertigungen bei Ausübung der ihnen‘ 
im gegenwärtigen Edikte zugeftandenen Rechte, 3. B- für. 





ð 


"©. rh. Bund Heft 6. Nr. 6. Lit. H, Nr. 22, and.ız, ©, 987. , * 


gehin. 
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Vie Pfarrpräſentationen, verbleibt ihnen nach den beſtehen⸗ 
den, oder künftig er -Jeinenden Tarsrönungen. 

$. 64... Der Vogthaber, wo er Herkommens iſt, gehört 
gleichfalls zu den gutsherrlichen Gefällen; die Gutsherren 
behalten ihn, wenn auch die Gerichtsbarkeit an die Landge⸗ 
richte übergeht. 

$. 65. Wenn Gutsbefiker: das Nachſtenerrecht herge⸗ 
bracht haben, ſo ſoll ihnen daſſelbe gegen auswärtige Staa⸗ 
ten, mit welchan keine Freizügigkeitsverträge beſtehen verblei⸗ 
benz im Innern des Reichs hingegen und gegen Auswärti⸗ 
98, mit welchen Freizügigkeitsverträge beftchen, fol es aufs 
zehoben fenn. 

6, 66. Die Entſchädigung jener Gutsherren, welche 
Buch den Verluſt der zur Sonverainität gezogenen Steuern, 
äffentlichen Abgaben und anderer Hoheltsgefälle, einen ber 
deutenden Entgaug atj Einkünften teiden, in fo ferne ‚fie 
noch nicht auggemittelt, oder der Titel: hiezu durch gegen 
wärtiges Edikt erſt entſtanden wäre, richtet ſich nach den 
Beſtimmungen, welche in Unſerer Erklärung vom 31. De. 
3806, die der königlichen Souverainität _ unterworfene Rit⸗ 
terfchaft. betreffend, enthaften fine. *) 

6. 67 ‚Ale fibrigen Abgaben, welche zu den Domas 
Hits und Privatgefälfen gehören , insbeſondere die aus 
Bergwerken, Jagden Forſten, Fiſchereien fließenden Abga⸗ 
Ben verbleiben den Sutsberten da, wo fie dieſelben herge⸗ 
bracht haben. | 
* —VI. Titel 
Militair-Gewalt. 

$. 68. Alles, was mit der Militairgewalt in Verbins 
dung ſteht, HE dem Souverain ausfchließend vorbehalten. 
Alle Anordnungen hierüber können nur von ihm aus: 


a 
"3 





5 Sie ſteht in ‚Heft'y. Nr: 20. &. 219. “ 





- 
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$. 69. Die Werordnungen über Militairkonſkription, 
über das Bürgermilitair, über die Gensd'armerie müſſen 
von den Sutsherren und Kinterfaffen als alfgenieine Landes 
geſetze befolgt werden. ihre Gerichts s und: Poltzeibehörden 
nehmen ah diefen Anftalten nach den Beflimmungen der ans 


‚geführten Geſetze Theil, 


$. 70. Keinem Gutsherrn iſt geflatter, ohne Unſerer 
Bewilligung Militair zur Bewachung ſeiner Perſon und ſei⸗ 
ner Schlöſſer zu halten. 

Die Anordnung von Polizeiwachen iſt ihnen aber na 
der Ertlärung vom 19. März 1807 Lit. G. Nr. 3, *) 
und in fo ferne fie den Gefegen über die Sensd’ armerie 
nicht entgegen ift, geftatte. 


IL. Abſchnitt. 


Rechte der Gutsherren, welche ſich auf das Ei 
| genthum beziehen. - 
A, Volles Eigenthum. 

$. 71. Die Gutsherren haben fich, fo viel das Eigen, 
ehum ihrer Güter, defien Erhaltung, Benützung, Derbeffes 
rung, Veräußerung oder Verſchreibung an Dritte betrifft, 
nad dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche in allen jenett 
Fällen und Geſchäften zu achten, worüber dieſes Veſtimmun⸗ 
gen enthält. 

§. 78. Bel Ausübung der Fiſcherei, des Yagdı und 
Forſt⸗ des Bergrechts haben fih die Gutsherren an die 


dierüber befichenden befonderen Verordnungen zu Halten 


und nach dem Sinhalte der hiezu etwa nöthigen landesfürft 
lichen Konzeſſionen zu achten. 
s DB. Getheiltes Eigenthum. | 
$. 75. Wenn der Sutsherr feinen Grund und Boden 
‚nicht ſelbſt und auf eigene Regie, oder von Andern unter 
EEE 
e) ©. Heft 6. Nr. 36, 


s 
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einer von dem allgemeinen bürgerlichen Geſetze anerkannten 
Zorm bewiernfchaften läßt, fondern einen fogenannten Kolos 
nars oder andern ähnlichen grundherrlihen Vertrag fiber 
bie Bebauung und Benützung feines eigenthümlichen Grun—⸗ 
des eingegangen hat, fo foll es bei diefen Verträgen nach 
ben am Drte, wo die Güter liegen, vor dem ıften Sänner 
ıBog geltenden Gewohnheiten und Geſetzen fein Verwenden 
haben; jedoch werden alle in den grundherrlichen Verträgen 
konſtituirten ſtändigen und nichtſtändigen Renten und Bürs 
ben. für ablößbar erklärt. 

Die Vereinbarungen hierüber ſollen der freien Unter—⸗ 
handfung der Betheiligten überlaſſen ſeyn, ohne daß derlei 


Ablöſungen als eine Verletzung der ehemaligen Fideitommifr 


fe und gegenwärtigen Majoratsverhältniffe, oder anderer 
gerichtlichen Beſtimmungen angefehen, und von den Ges 
vichtsftellen behandelt werden follen, wenn das dafür zu 
leiftende Surrogat in Geld nad) den Gefegen hergeftellt feyn 
wird. Ä | 

Zugleih werden für dieſe Verträge folgende Beſtim⸗ 
mungen feftgefeßt. 

$. 74. Bei keinem Veränderungsfalle, — es mögen 
piele, oder wenige Theilhaber dabei konkurriren, — kann 
mehr, als ein doppelte Handlohn (laudemium) berechnet, 
— mehr, als ein doppelter Leib angefekt werden. 


Das Quantum beftimmt ſih nach den bisherigen Lokal⸗ 
Statuten. 


6. 75. Vieh und Fahrniß (fahrende Habe), baares 
Geld, dürfen bei der Schätzung zur Behandlung des Laudes 
miums, oder des Peibfalles nicht angefchlagen werden. 


$. 6. Das Laudemium vom Werthe der Käufer, wo 
es herkömmlich ift, darf nicht erhönet, wo es aber nicht herz 
gebracht war, darf es gar nicht angejeßt werden. 


$. 77. Bon dem Austrage, Alttheil, Sutsabtrage, oder 
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‚von Abfindungen im Gelde darf kein Laudemium, kein Leibs 
fall befonders angefeßt werben. 

$. 78. Die Koften der Schägung bei Laudemials und 
Leibfällen bezahlg derjenige, ber fie fordert. 

$. 79. Rückſtandszinſen, oder die Forderung eines 
höheren Berrages wegen Rückſtandes grundherrlicher Gaben, 
haben in feinem Falle Platz. | 

$. Bo. Grundherrlihe Forderungen an Stiften und 
Gilten, oder andern jährlichen Präftationen richten fih vom 
ıten Sjänner 1809. an nad) den allgemeinen Sefegen über 
die Verjährung jährlicher Renten. 

‚$. Br. Die Heimfälligkeit (Kaduzität) eines Sutes wird 
Hiermit als aufgehoben erklärt. 

$. Be. Bei dem Abzuge wom Gute muß dem Grumds 
holden der Gutswerth, nad) Abrechnung der darauf haften⸗ 
‚den Forderungen, und nad) öffentlicher Verfteigerung an den 
Meiftbietenden vergütet werden. 

$. 85. Der Gutsherr kann in gallen ‚ wo ſonſt die 
Kaduzität ſtatt hatte, wenn er durch die hiezu Anlaß gebens . 
den Handlungen befchädiger wurde — auf Schadenserſatz 
klagen. 

$. 84. Das grundherrliche Einſtandsrecht has künftig 
nicht mehr ftatt. 

$. 85. Wenn’ Klagen von gutsherelichen Kinterfaffen 
gegen ihre Grundherren wegen übermäßigen geundherrlichen 
Sorderungen erhoben werden, fo foßen fie v vor den ordentlis 
hen Gerichten verhandelt werden. 


Cc. Gutsherrliche Rechte, welche auf getheil— 
‚ tem, oder auf fremdem Eigenthume ausge— 
übe werden 
a. Scharwerk. 
6. 86. Die ungemeffene Scharwert Toll hurchgehende 
in gemeſſene oder beſtimmte Dienſte verwandelt werden. 
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$. 87. Diefe Verwandlung fol kein Entfchäbigungs 
geſuch begründen fünnen. 
988. Alle gemefiene Scharwerk fol nach einem durch 
befondere Verordnung näher gu befiinmenign Maaßſtabe in 
eine Seldabgabe verwandelt werben, 


b. Zehendrechte. 
.$.89. Der Zehend iſt eben ſo, wie andere grundherr⸗ 
liche Rechte, auf eigenen Gütern dem Loskaufe unterworfen. 
8. 90., Bis zur Ablöſung, die auf einem beiderſeitigen 
Einverſtändniſſe beruht, verbleibt der Zehend den Zehendbe⸗ 
rechtigten nad) den jedes Orts üblichen Geſetzen, Gewohn⸗ 
bein, oder nad) den beftehenden Verträgen. 


©. Boden s Zinfe. ö 


$. 91. Alle, wo und tie immer beftehenden Bodens 
Zinfe in Frucht, oder in Geld können nad beiberfeitiger 
Ba abgelößt werden. 
Minden ben sBten Juli' 1808. 


Mar Jofeph 


‚sch v. Montgelas, 
"Sr. Morawigky. 


grh. v. Hompeſch. 
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Vorſtellung des Ortenauifchen feither unmittelbaren 
ReichBadeld an Se, königl. Hehei den Großher⸗ 
zog von Baden *). 





Der Ortenauiſche ſeither unmittelbare Reichsadel, welcher 
ſeinen erſten Verein der Vermittlung des großen Ahnherrn 
E. K. H. Marggraf Karls verdanket, der Höchſtdieſelben 
unter ſeinen Mitgliedern zu zählen ſtolz war, und noch erſt 
vor drei Jahren des ihm von der oberſten Staatsgewalt 
verliehenen Conſervators und Schutzherrn hoher Rechtlichkeit, 
und Enthaltſamkeit, ſo tief gerührt, huldigte, iſt durch die 
Vorſehung, und die Uebermacht eines ihrer kraftvollſten 
Werkzeuge E. K. H. Souverainität untergeordnet worden. 
Dieſer ſo empfindliche Verluſt ſeiner ganzen politiſchen 
Exiſtenz wurde nur durch die frohe Ausſicht gemildert; daß 
"unter einem Regenten, der ſchon über ein halbes Jahrhundert 
Gerechtigkeit, und öffentlichg Glückſeligkeit zu feinem vorzüg— 
lichſten Augenmerk gemacht hatte, ihr Loos minder traurig, 
als das ihrer Unglücksbrüder ſeyn würde, und mit banger 
Erwartung harrte er einer liberaleren Beſtimmung ſeiner 
künftigen Verhältniſſe entgegen. 





*) Die hier abgedruckte Vorſtellung iſt eine Folge des 
großherzoglichen Reſtripts vom 12. Februar 1807, deſſen 
wir im ſechſten Hefte unter Nr. 41. S. 461. (verglichen 
mit Heft 14. Mr. 19. ©. 192.) gedachten. Wir werben 
in den nächften Heften die meitläufige Inſtruktion mitthei⸗ 
. fen, welche von der Ortenauifchen, Ritterſchaft den beiden in 
diefer Vorſtellung genannten Deputirten gegeben wurde. . 
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Sänzlich getäufcht wurden zwar diefe Hoffnungen nicht, 
und er erkennt mit innigft und ehrerbietigftem Dank die 
wefentliche Auszeichnung, wodurch die unterm ıa. Februar 
jüngft befannt gemachte Skizze derfelben, blos zur Grund, 
läge weiterer Unterhandlungen hingelegt, und die verfchiedes 
nen Kantone eingeladen worden find, einige ihrer Mitglieder 
an Höchftdero Hoflager abzuordnen, um über die Annehm⸗ 
Tichkeit jener Vorfchläge E. 8. H. pflichtinäßige Aufklärung 
zu verfchaffen. 

Wir haben auch in ſchuldigſter Folgeleiſtung die Weber: 
bringer derfelden, unferen bisherigen Präfidenten Frhen. von 
Berſtett, und den Ritterrath Frhrn. von der Schleiß bevoll⸗ 
mächtiget: dieſem Ruf ſich zu unterziehen; vorderſamſt E. 
K. H. unſerer ehrfurchtsvollen Devotion, und Unterthänig⸗ 
keit zu verſichern; aber auch zugleich unſere niederſchlagende 
Befürchtniſſe und nothgedrungene Vorſtellüngen dem. Thron 
Eines, gerechten Souverains näher zu bringen, der Eigen 
thum ehren, den fo tief gebeugten Adel in Schuß nehmen, 
und nicht fo unverſchuldet unglückliche Familien , die ſchon 
ſo ſchwere Opfer der öffentlichen Ruhe brachten, und großen⸗ 
theils ſchan im Elſaß ihr beſtes Erbtheil zerſchleudern ſahen, 
vollends“ zu Grund wird richten, und zu ihrem unwieder 
bringlichen Schaden alle Gewalten in die Hände feiner Die 
ner fonzentriren wollen. Ä | 

Lange fehmeichelten wir und, und feldft die nicht zwei⸗— 
deutige Willensmelnung des großen Gebers fchien ung dazu 
zu berechtigen: daß der in ER. H. Staaten eingefeffene, 
fo zahlreiche, fo Hühende, um Höchſtdero Vorfahren fo vers 


. diente Adel den annehmlihen Standpunkt des ehemalig 


Nieder s Erfäßifcher Adele erringen wilde, deffen Verträglich—⸗ 
keit mit der oberften Staatsgewalt th ganz ähnlicher Page 
doch ein auf feine Macht fo eiferfüchtiger Ludwig der XIV. 
und feine Nachfolger vor den Augen von ganz Europa pros 
klamirt, eine Erfahrung von 150 Jahren fanktionire hatte, 
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Schon freuete. fih jener zur Schreckenzeit geächtete Eifäßifche 
Adel: feinen auf dem linken Rhemufer verlohrnen Wohls 
fand unter Karl Friedrichs weiſer und mäßiger Regierung 
dieffeits wieder zu finden, und felbft Bas Betipiel des Groß 
Herzogs von Berg ſchien die Anwendbarkeit einer fländifchen . 
Verfaſſung auch im unfern fo gebieterifchen Zeiten zu erpros 
ben; allein, niederfchlagen mußte uns der fo eingreifende Ent 
wurf unfers künftigen Standpunkte, oder vielmehr unferee 
gänzlichen Niederlage; und zernichtet: wäre aller Wohlſtand 
und aller Lebensgenuß des E. K. H. Oberſchutz anvertrauten 
unmittelbaren Reichsadels, wenn er nicht von jenen erſten 
noch unreifen Werfuhen an das gefühlvolle Herz und den 
hohen Rechtlichkeitsſinn Höchſtderoſelben die männliche Ger 
rufung ergreifen, und. ihre gnädigfte Zurücknahme zuverſicht⸗ 
lich hoffen dürfte. 

Sollte denn, Gnädigſter Großherzog und Herr, der 
ehemals ſo angeſehene unmittelbare Adel der Ortenau, deſſen 
Blut auch für E. K. H. Vorfahren ſo oft und willig floß, 
in den Badiſchen Landen, in tieffter Erniedrigung, ſelbſt den 
Augen feiner unverfühnlichen Neider unkennbar daſtehen — 
follte Er , der noch zu Ende des XV. Seculi auf Reichs— 
tägen mit und neben den ſouverainen Fürſten und Ständen 
des Reihe, das Vaterlandswohl berathen hielf, er ber deuts 
fche Kraft fo lang erhielt, nun des gerechten Anſpruchs, als. 
erfter geſetzlicher Landesftand , als Zwifchengemwalt zwifchen 
Regent and Volk, auf einmal verluftigt, der Wohlthat einer 
Körperimaft, die faſt jeder Bürgerklaſſe eröffnet ift, unfahig 
erklärt, feiner Patrimonials Gerichtsbarkeit, die ihm als 
Ausfluß des vollen Eigenchams auf feinen alten Nitterfigen 
fo gut als mächtigern Ständen, die nad) und nach mehrere 
derfelden zu koaguliren mußten, gebührt; die ihm wlein. Ans 
fehen und Würde bei feinen angehuldigten Unterthanen vers 
fchaffte, beraubt, der freien Benußung feiner eigenthiimlichen 
Waldungen willkührlich entſetzt, feine Gitter gleich Bauern 
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gütern allen Schagungen ohne Entfehädigung für die Rins 
gerung ihres inneren Werths unterworfen, Unterbeamten in 
alltäglichen Beziehungen untergeordnet, mit Bürgern und 
Bauern ‚in eins und dieſelbe Unterwürfigkeitsklaſſe verſetzt, 
ohne weſentliche Auszeichnung herumirren, und nod) dazu 
bedroher werden; mehrere feiner rechtmäßigſten und flüßigs 
ſten Einkünfte mit E. 8. H. zu theilen, nachdem fein Ver⸗ 
mögenskapital fchon durch den Verluſt der Unmittelbarkeit 
faſt um die Hälfte geſchwunden iſt? Sollte ihm endlich für 
das fo ſchuldlos Verlohrne keine Sewährleiftung vo Ufäns 
diger Entfchädigung angeboten werden ? 

| Micht verwunden wollen wir durch die getreue Schilder 
rung einer nahen Zukunft €. K. H. edles, gefüihivolles Herz, 
fondern nur aufmerffam machen einen gerecdjten Fürſten, 
dem alles fremde Eigenchum fo lang heilig und unantaftbar 
war; der uns fo oft Proben feines Wohlwollens und theil 
nehmender höchſten Gnade huldreichſt gab; auf die grängens 
loſe Opfer, auf die Demüthigungen, die man uns in Hoͤchſt⸗ 
dero Staaten vorbereitet. 

Erfüllt würden gewiß unfere Wünſche, annehmiich, und 
ſogar beneidungswerth unſer Standpunkt unter E. K. H. 
beglücktem Zepter ſeyn, wenn ſich Höchſtdieſelben von unſeren 
nothgedrungenen Vorſtellungen unmittelbaren Bericht erftat: 
ten, Sie mildeft beherzigen, und nicht aus bloßem Streben 
nad) einem befferen deal, alles Gute erfticken lafien wollten. 
Taufend Segenswünfhe für die Loftbare Erhaltung unfers 
ehrwürdigen Exhatters, fo wie für das Wohl feines Ger 
ſchlechts und feiner gefammten Staaten würden alsdann froh 
gen Himmel fleigen, und noc feine fpäte Enkel würden 
fühlen : daß anfehnliche und geachtete Eigenthümer das - 
größte Intereſſe, und Bedürfniß fühlen , die fo wankende 
Ordnung der Dinge in einem Staat zu erhalten; daß ein 
wohlorganifirter Adel die ficherfte Stüße und wahre Zierde 
der Thronen ift, das Voll dem Regenten durch die. in der 
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ganzen Natur fo ſichtbare Stufenordnung. anfchließt, und 
jeder Monarchie, bie beftehen will, nothwendier Veſtand⸗ 
theil ſeyn muß. 
Wir verewigen in ehrfurchtẽvoller Unterwürfigkeit 
Euer königl. Hoheit 
Offenburg den 24 April 


1807. im 
Unterthänigfte 


‚ Karl von Schauenburg. 
‚von Nenenftein ı Model. 
Knebel von Kazenelnbogen. 
, Schr. von Oberkirch. 
Frhr. von Rathſamhauſen von Nen⸗ 
nenweyer. 
„Sehr, von Mopershoffen. 
| "Bohr von Franfenſtein. 
Behr, von Ried. oo 
J Frhr. von Neveu. = + 
en, 
| Srhr. von Türkheim. 
—n ETTTITTI . 
123. — J 
Beitritt Seiner hochfürſtlichen Durchlaucht des 
Herrn -Herzogs.von Mecklenburg⸗ Schwerin zum | 
| rheiniſchen Bunde. op ’ 











Mk find nun im Stande Auch ‚die Urkunde über. den 
Beitritt des regierenden Herrn Herzags ‚von Mecklenhburg⸗ 
Schwerin Durchlaucht zum rheiniſchen Bunde mitzutheilen:. . 
So einem zu Roſtock 'abgehaftenen Konvokations, Tage der 
Stände wurde diefen der Beitritt bekannt gemacht, und die 
Acceſſions⸗Akte mitgetheilt. Von der bei Eröffnung dieſes 
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f 
Tages gehaltenen merkwürdigen Rede und den gemachten 
Propofitionen werden wir im nächften Hefte nmftändlichere 
Nachricht geben, da ſolche zu ſpät eintraf, um fie noch 
diefem Hefte einverleiben zu können. Die Accefitons ; Akte 
ſelbſt lautet wie folge : 





Nurorkon par la grace de Dieu et les constitutions 
Empereur des Frangois, Roi d'Italie et Protecteur 
de la confederation du Rhin ayant vu et examine le 
traite conclu, arr&te et signe ä Paris le 22 Mars 
ı808 par Mr. Champagny , Notre ministre des rela- 
tions exterieures, grand-tordon de la legion d’hon- 
neur etc. en vertu des 'pleins-pouvoirs, que Nous lui 
avons conferes ä cet effet avec Mr le Baron de 
Bosset, Marechal de la Cour, et Envoye extraordi- 
naire de $. A. S. le Duc de Mecklenbourg-Schwerin, 
egalement muni de pleins-pouvoirs , duquel traite la 
teneur suit: 

Sa Majeste !'Empereur des Frangois, Roi d’Italie, 
Protecteur de’ la confederation du Rhin et Son Al- 
tesse "Serenissim& le Duc de Mecklenbourg-Schwerin, 
- voulant regler ce qui concerne l’admission de Sa dite 
Altesse dans la confederation du Rhin , ont nomme 
"pour leurs plenipotentiaires, savoir: 

:. 8. M. 1Empereur des Fgangois , Roi d’Italie, 
Protecteur de la confederatioa du Rhin, Mr. Jean 
Baptiste Nompere de Champagny , Ministre des rela- 
tions exterieures, grand-aigle de la legion d’honneur, 
commandeur de Fordre de la couronne de fer, grand- 
croix de l’ordre de la fidelitE de Bade et de St. 
Joseph de Würzbourg ; 

Et S. A. 8. le Duc de Mecklenbourg - Schwerin 
Mr. Georges Frangois de Bosset, Son Marechal de la 


Cour et Son "Envoys extraordinaire ; 
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Lesquels, apres avoir echange leur pleine - pou- 

voirs respectifs, sont convenus, de ce Ti suits . 
ARTICLE 1... 

8. A. S. le Due de Mechklenbourg- Schwerin a0- 
cede au traito de oonfederation et d’allianpe concha 
a Paris le douce Juillet mil huit. cent six, et par cette 
accession, il entre dans tous les droits et dans toutes 
les abligations de la confederation et d’alliance de 1a 
möme maniere,.que.s'il eüt Et6 ‚partie, contractante 


au traite. . oa 
ARTICLE. 2. 


S.A.S. siegera dans le college des Princes; son 
rang dans le collöge sera regl& par la diète. oo: 
| ARTICLE. 3. 

Il ne pourra sans le consentement prealable de 
la cönfederation du Rhin etre dans aucnn cas et pour 
quelque raison que ce puisse &tre, Joanne passagge 
par les etats de S. A, S. ààù aucunes troupes, & aucun 
corps ou detachement.de troupes..d’'sucund ‚puissance 
etrangere à la confederation. 

Anrrour 4. 

L’exerciee du .culte catholique sera dans toutes 
les possessions de S. Altasse Sergaissime pleinement 
assimilö à l’exercice du culte lutherien et les sujets 
des deux religions. jouiront sans restriction des mömes 
droits eivils et politigties ’‚ sans cependant deroger à 
la possession et jouissances actuelles des biens des 
xglises. . 

Arrıcır 5. 

Le contigent du Duche de Mecklenbourg-Schwerin 

pourle cas de guerre sera de dix-neuf-cent hommes. 
| ArtıcLE 6. Ä 

Le present traite sera ratifi& et les ratifications 
en seront &changees & Paris dans ie delai de six 
semaines, | 
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‚Fait double a Paris le vingt-deux Mars mil:huit- 
cent-huit. 
Signe: CHamPrAassr, DE Bosser. 
Avons approuvé et appreuvons.. le traite ei-dessus 
en tous et chacun des articles, qui sont contenus, 
declarens qu'il est accepte, ratifie et confirme et per- 
mettons qu'il sera inviolablement observe, en foi de 
quoi Nous avons donne les presgutes „ signees de 
notre main, contre-signdes et munies - de notre sceau. 
‚Imperial. 
a Bayonne le 24 Avril 1808, 
“ 'NAPOLEON 


Le Ministre des relations ‘ Par l’Empereur 
“  exterieures _ Le Ministre-Seeretair-d’Etat 
CUAMFAGMY. Houcuns B. Manxr. 


Vu par Nous Vice- Grand-Electeur, Grand-Cham- 
bellan, faisant les fonctions d’Archi-Chancel- 
lier d’Etat, | 

(L. S. 1) 





13. N 
Beötrung der Fürſtenthümer Lippe⸗ Dettmold 
und Schauenburg. 


* 





In 13. Hefte: &. ala. Hatten wir: Die Bevditerung der. 
ganzen Grafſchaft Lippe nach den bisherigen Schäßungen 
auf 74,00 Seelen, und den Antheil davon von Kippe: 
Dettmold auf 70000 Seelen; den Antheil von Lipper 
Schauenbura aber nebft dem Theife der Srafihaft Schauen: 
burg auf 25000 Sesien angegeben. Wir erhalten abet nun 
die Nachricht, daß im April. und Mai dieſes Jahrs eine 
Zählung, vorgenommen worden fey, nad welcher: im Fürs 
ftenehum Rippe Detmold‘ . . .. 0540 Seelen 
und im Fürſtenthum kippe / Schauenburg . Ron 


Zufommen = oo 0». . 90678 Seelen 


— 


eben. 











Der 


Rheinifbe Bund, 


Drei und wanzigſtes dee 8B 





Einige Bemerkungen über des Herrn Profeſſor 
Behr: Spflematifche Darſtellung des rheini⸗ 
fchen Bundes aus dem Standpunkte! des öͤffent⸗ 
lichen Rechts. Frankfurt a. M. 18085. 
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Ir: 


Bom Geheimen Negierungsrath. Shure. 


34) 





Einleitung... 


Monte ich die Stellen in eben bemerktem Buche ausheben, 

die mir vorzüglich gefallen; fo hätte ich mehr zu fihreißen, - 
als ich zu fehreiden Luft und Mufe habe. Man muß das 
Werk leſen. Ich bemerkte Hier nur folgendes. Der Verfafs 
for ik im Ganzen Fein fogenannter Hofpublizift, und wo er 
es zu feyn fcheinen möchte, da ift es im Grunde nur Schein, 
ee ift, was ein jeder feyn follte, warmer Freund der Sous 
veraine und ihrer Linterthanen „ und die Tendenz; feiner 
Grundſätze gehet, im Ganzen wenigftens dahin, zu verhüten, 
daß erſtere Feine größere "Megentengewalt gebrauchen, 
ale min dem Glücke der letzteren vereinbarlich iſt, das heißt: 
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als es ber Zweck eines vernünftig organifirten Staates erı 
foxdert. Er iſt dabei eben fo befcheiden, ‚ale gılündlich, denn 

er giebt es an verfchledenen Stellen feine® Werts zu verfte 
ben, daß es Ihm mehr um das Recht felbft, als um das 
Rechthaben zu thun iſt, Diefes. legtere iſt mit eine der 
Hauptſachen, aus welchen ich mir einige Reflektionen über 
die eine oder die andere Stelle ſeines Werks erlaube. Sind 
fie gut, fo gewinnt das Bud); find fie es nicht, fo verliert 
es nichts; im Gegentheil dann gewinnt es in einer andern 
Rückſicht ebenfalls, wenn es anderft wahr ift, daß die Ges 
ſetze fel6ft Leinen beſſern Wächter Haben, als freie Unterſu—⸗ 
Hung Über fie und Über alles, was mit ihnen vor.und nad 
ihrer Entftehung im Zuſammenhang fand, und daß diefes 
gewiffermaßen auch der Ball mit den Werken feyn könne, 
welche Über die Geſetze gefchrieben werden. Berühren fich 
verfhiedene Meinungen, ja reiben fie fi) gar aneinander, fo 
erfolgt wenigftens gemeinlich, daß das alte Element zwar 
etwas verblinnet, daß dagegen auch ein Drittes. zu Tage 
gefördert werde, wodurch dann wenigftens das Reich der 
Wahrheiten um eine bereichert, oder doch die erſtere mehr 
geläutert wird. 

— —— — 
$ 2. Erſte Bemerkung. 


Ich will einige von des Herrn Verfaſſers ſchönen Sätzen 
vorausſchicken, damit ich mich bei ſchicklicher Gelegenheit 
darauf nur kurz beziehen kann, oo 

A. Im $. 59. ſchreibt er: was ber Herrſcher thut, 
ↄthut nicht die phnfifhe Perſon des Herrſchers, ſondern die 
»geſammte Nation durch und in ihm, weiche in dem Staates 
sOberhaupt perfonifizivet, oder finnlich dargeftellet if. Die 
»Souverainität kommt alfo dem Herrſcher nur in fo weit 
zu, als er die Nation vorftell.e Es kann wohl Niemand 
von der Wahrheit dieſer Gpelle mehr durchdrungen ſeyn, 
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als ih. Erzähle oder träume man auch von der Entfies 
bungsgefchichte der Staaten, was man will , von Urvorträ⸗ 
gen, vom Recht des Eroberers über eroberte Völker, vor: 
dem, was fie unger mißlichen Umſtänden gachgegeben haben 
mögen, immer und unter allen Umſtänden bleibt der obige 
Sag fliehen, denn er iſt in der Natur gegründet, nach ihren 
ordentlihen Regeln gebildet, wogegen fich fein Menſch durch 
irgend etwas verfündigen, wogegen ein Auewuchs yon 
Nachgeben oder Erwerben etwas nerfangen kann. 

B. $. 60. heißt. es: »Undefchränfcheit der kon—⸗ 
»föderirten Staasen And Regenten von. Seiten anberer 
»Staaten und Regenten if alfo dasjenige “Merkmal, ' 
»mweidhes die Sphäre des hier aufgefuchten Begriffs der 
»Souverainität ausfüllet.« Diefen Gab wird ſchwerlich je⸗ 
mand keugnen, und wenn ihm noch etwas fehlen follte; fo 
beftcher et vermuthlich barinn, daß von der Unbeſchränktheit 
Der Souverainität weder etwas in Rückſicht auf den Bund 
fetöft, noch auf das Innere ber einzelnen · Bundeslanden bes 
merkt iſt. Vielleicht findet der Hr. Werfaffer die Erflärung 
der Souverafnitde. im gten Stück des rh. Bundes Nr. 56. 
$. 6. ©. 351. ungen am Ende fit. a und b der Sache aus 
gemeflen. 

C. Im (. 66. heißt e: »Kann aus der Mannigfal⸗ 
»tigfeit des Ausdruckes (Souverainete) irgend eine Folge— 
»rumg gezogen werden, fo kann fie nur darin beftehen, daß 
»der Franzos mit dem feiner Sprache urfpräinglich allges 
„meinen Ausdrucke fouverainer Regent, abgeſehen jegt von 
valler Beziehung von Außen, fchlehthin den bürgerkis 
»chen DOberherrn eines Staates bezeichne, uͤbrigens bie 
»Ponftieutionelte BVedingtheit, oder Unbedingts- 
»Heit der Auslbung der Bürgerlichen Dberherrfchaft damit 
vganz unserührer laffe.« . 

Babe ich anderit: diefen. Gap recht gefaßt, ſo giebt der 
Verfafſer gu, a) daß Die-Mönige yon Höhen und Ungarn, 
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der König von England, feller von @panien ıc. wahre Som 
veraime find; b) daß fich dieſelben aber gleichwohl über ihre 
Ländesverfaffungen nicht wegſetzen fünnen, daß man ct) in 
Frankreich die Regenten ohne Rückſicht ihrer mehr ober- 
weniger Beſchränktheit Souveraine nennt, d) daß dieſes 
auch die Meinung nit diefem Ausdrud In der Bundesakte 
fer; und daß e) Die Sonverainität gar nicht heruntergeſetzt 
nierde, wenn man fi) noch dabei denkt, daf, der Souverai⸗ 
nität ganz unbeſchadet, die Verträge des Landes beobachtet 
werden können. — Aus biefem "wäre es Bann ziemlich Elar, 
was. Kaiſer Napoleon, indem erkß mehreren 'deutfchen 
Ständen dit Souverainitär beilegt, durch diefen’ Ausdruck 
verftanden habe; zum wenigſten feine Unbeſchränktheit in 
Anfeßung: des inneren des individuellen Staates. 

. D. Der Here Verfaffer hegt wahrſcheinlich von unfes 
eer Souverainität' den nämlichen Begriff, denn außer dem, 
daß er ihr. im G. 67. In den Landen, die mit eigenen Kon⸗ 
flitutionen verfehen find, keine unsefhrämtte Regierungs— 
gewalt einräumt, erfläret er ſich duch in dem 9.68. S. 213. 
‚mit viel Energie und Würde wörtlich alſo: »Keine Regen⸗ 
»tengewalt iſt in ihrer Ausirdung unbedingt, und der Peis’ 
»vatwillkühr der phufifchen Perfon des Regenten überlafſen; 
»orelmehe ift DIE Herrſchergewalt in einem Vereine verniinfs 
»tiger Wefen, ohne Unterordnung unter ein Syſtem ‚von 
»vernünftigen Geſetzen undenkbar... Sobald fie ſich dieſer 
»Unterordnung entziehet, verwandelt ſie ſich in Despotie, 
and die Geſammtheit der Beherrſchten iſt kein Staat mebe, 
»fondern ein Haufen unterjochter Sklaven.« Der. Lefersies 
het Hieraus, mit was für einem würdigen Manne ih es zu 
hu habe. Behauptet er in 69. 69,.70% 7ı, u, in Ges 
mußheit dieſer Grundſätze, daß der Souverain nicht befugt 
ſey, der Verfaſſung gemäße Landſtände aufzuheben, daß durch 
ihren "Einfluß ‚der GSouverainität gar⸗ kein Abbruch geſchehe, 
fo laſſe ich das alles zDdar gelten, wenn Fürſt und Landſtän 
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de das wirklich Ind, masıfle:fenuTollen, und wenn der 
Verfaſſer in Bye. zcdea.26ten Mhftes.. . des. rheiniſchen 
Bundes ©. 5. om dat Befugniſffen der Souveraine in Aus 
fehung der- Landftände andere Aeußerungen hat fallen Inffen, 
dien auch den Beifall des Hrn. Hoflammsteihis Winkopp, 
wie feine Note. Pro.2. a:a. ©: zeigt, miecht echalten Haben; 
fo glaube ich, der ˖Text laffe keine Zweifel über die wahren 
Geſinnungen: des Werfaſſers in Mückſicht der Beibehaltung 
der Landſtände übrig, weil er. ſich dieſelben ſo denkt, wie er 
bie meiſten aus Erfahrung gefannt haben mag, wie fie ger 
meiniglich find, oder wie fie es doch allmalig — durch man⸗ 
scherfei Umſtände gedruugen — werden. 
Unter andern Umſtänden ſetze wenigſtens ich-einen 
‚großen Werth auf. Landſtände, ohne welche aber auch Stas— 
ten regieret werden, in denen es eben nicht ſchlechter gehet, 
als in andern, bie Landſtände haben. So viel zur Einlei⸗ 
tung: 
En 4. 9— Zweite Bemerkung. u 

Ste betrifft das Mani der Steuer und Mititatt: 
tonſtription. Im 6. da. ©. 250 — 355. leitet der 
Hr. Verfaſſer die: aus ſeiner Theorie reſultirenden Schlüſſe 
und ſchreibt wörttich: 

A. so Inden jeder Staatsbürger nur eine Perſch 
viſt, wenn er ſich ſogar ſelbſt hergeben müſſe, doch mmaer 
»nur ein Mitttaies Individuum ausmachte, ſelbſe Im&ufs 
»ferfien Nothfalle die Forderung nice weiter gerrie⸗ 
"sben werben könne, als daß jeder Staatsbürger "einen Re— 
»präfentanten fire ſich flelle, und höchſtens alsdann, nenn 
„gerade diefer beſtimmte Oteliveretet feiner Perfon ‚abge: 
»gangen iſt, diefen durch einen andern erſetzen müſſe, daß 
salfo nie ein Vater mie Recht gezwungen werden 
»fönne, fo lange ihn noch einer feiner Söhne beim Mili— 
stairdienft repräſentirt, auch noch den zweiten ꝛc. u: |. w. zu 

neben diefem Militairdienſt herzugeben.« 
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Br Dee 6. 85. handelt von ber. Finanzverwal⸗ 
tung,'und es reift ©. 261. wörtlich alfor »Schwierig 
Sfcheiner. aber auf ven: erſten Anblick die Werthellung jener 
Tetafumme-, *) ‚unter die einzelne Staatsgtieder, d. i. bie 
»indibiduelle Beſfimmung, wie viel jedes einzelne Staats: 
»misglied beitragen: mätffe, um jene Totalſumme aufzubrin⸗ 
pgen, zu’ ſeyn, ba es kiar am Tage liegt, daß weber dad 
»Dtaataglied fih, und was ihm: gehöret, ganz beitragen, 


. BER: - u 4 — 


*) Die Ansmittlung dieſer Totalſumme ſcheinet mir nicht 
ſo ſchwer zu ſeyn. In Friedenszeiten trägt ſie, man ſetze, 
eine Million, der Regent braucht aber ‚in dermaligem Kriege 
a. Millionen; fo wird die Summe in fo welt erhödet, und 
der vorige Fuß bleibt nur mit dem Iinterfchied. Hat die 
Narion dem Sonoerain zu Beſtreitung der Staatelaften 
Guͤrer, z. ©. eine Mrovinz ober mehrere nis. Eigenthum :anı 
gewigien; fo können dieſe zhrer eigenthiuzyichen Beſſimmung 
nach zum wenigſten im Kriege nicht losgezählet werden, 

Dieſes iſt noch mehr der Fall von den eigentlichen Par 
trimonialgütern des regierenden Souverains, ich meine fol 
‚der Gijter, die er, bevor ex Regent war, hatte, oder auch 
nachder noch erworben bat. Der Negent kann fi von dem 
Beitrag von denfelben ebenfalls nicht foszählen,, weil er in 
Anſehung dieier als Privatmann betradgteriwerben mufi, fir 
deren Schub er, als Regent, eben fo: fnagt, . wie für alle 
Abrige Privatbeſitzungen. Thut er das, d. i. läßt, er ſich 
den Beitrag gefallen; fo folgen die Pflichten dazu von Sei— 
ten ‘der Standesheren von felbft aus dem Art. 27. des 
rheinischen Bundes, nur mit dem Unterfchied,, daß mit darı 
‚auf geſehen werden muß, wie hierin der Beſitzſtand der Bes 
fteuerung vor dm ıofen July 1806. mit den Domainen 
‘der Prinzen war, obgleich nicht zu zweifeln iſt, daß es bie 
Standesherrn nicht fo nenau in Morhfällen nehmen tverden, 
wenn es anders dem Spuverain gefallen wird, hierin mit 
einem guten Beifpiel voranzugehen. Wie fih dann die Bes 
fisungen des Degenten nnd feiner Pringen, dann jene der 
Standesherrn zu den Weisungen aller ſteuerbaren Güter 
der ganyen Nation verhalten, fo nehmen erftere an den a 
Millionen zur Erleichterung der nicht privilegieten Unters 
thanen ihren "verhältnißmäßigen Antheil, und dieſes wäre 
dann meine Anfiche nach Auflöfung des‘ ganzen Geheimniſſee. 
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„noch daß jedes Staateglied ohne Unterſchied eine. gleddre 
»Summe beizutragen, fondern daß jedes nur verbäle 
snißmäßig beizutragen ſchuldig feun fünne.e. . 
C. »sindet ſich jedocha (fo wird $. &6. fortgefaßten) 
»der natürliche Maaßſtab in dem Grunde der Beitragsven 
»bindlichleit, indem das Segründete, nämlich die Beitrxagg⸗ 
»verbindfichfeie ſeibſt, nur fo weit gehen kann, als fein 
»Srımd. Nun ift aber der Grund der Beltragsverbind; 
stichteit jedes Staatsgliedes [ein Wille und feis 
2Bedürfniß vom Staat geſchützt zu werden. - Se 
»mehr alſo, oder je weniger ein Bürger zu ſchätzendes Ay 
»fist, de ſto mehr ift er zur ſchützenden Kraft: beizu⸗ 
»tragen verbunden. Das if ber rechtliche Masßſtab der von 
vjedem Einzelnen beizutragen. iſt: das Verhaltniß, in weh 
‚chem er des Schutzes bedarf.« en 277 
j §. 5. a. rn 3 
Vergleiche ich nun das im vorigen 6., bat unter Lit, 
A. B. C. ansgezogene; ſo ſcheint mir darinn eine. Inken⸗ 
ſequenz der “Prinzipien. gu liegen, noch mehr, os ſcheint mir, 
der Souverain werde in Müdficht der Konffription gar 
ſtark gegen die Gebühr beſchränkt. Das ich mit den unter Lid 
B. et C. ausgegogenen Grundſatzen roin einverſtanden Bin, 


verfteht fi von- ſelbſt. Dieſelben ſcheinen mir aber mit dee 


Behauptungen unter Lat. A. Rert: u lentratuen.· Hier 
meine Zweifel: 2* 

1) Kerr Profeſſor Behr seht von dem gerechten 
BGrundſatz aus, die Sraatdiener oder Staats⸗ 
untertbanen habenwegen des Schutzes ihrer 
Btfisungen Beiträge (Steuer) zu liefern, und 
zwar in dem Verhältniß mehr oder weniger, 
nachdem ſie des Schutzes des Staats für mehr 
oder wenigen bedlitftig Find. Wie ſchon zugegeben, 
Ich bin mit diefem (1.) Grundſatz ganz einverflanden. Hat 
alſo der Staatsbürger A 200,000 und ber Staatsbürger 
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nur 10,000 /"' Und‘. betsägt dor Gritrag Von 10,000 nur 
20 A, To” betragt jener son 100,000 — 100 fl., fo daß alſo 
A 100 fl., B abed' 10 fl. Steuer enewichten muß: Warum 
ann Aber in der Militaiekonftriptiong sAmgelegenheit nicht 
die mänichen. Srundfabe 7 Behauptet er diefen gerade entı 
gegen, der Staatsdiener (Familienvater) dürfe immer: nur 
aien: Dann als Soldat geben, und macht er Htestir keinen 
Arerſchied unter der Zahl der Kinder (Söhne oder Döthter 
gilt gleich) ;: for ſcheint mir eden:-Dus die Vorausgeftäiiie 
Semertung einer Inkonſequenz, und eine ganz ummörhige 
Much nicht Wohl Pu rechtfertigende Einſchvankung der Son: 
Yeratnträr.: Die Menfchen haben zwar 5 

nos 59) heinen? ſo beſtimmten Werth, tote. ein gungen and, 
Wer wie di &rRE? Biche ; Mer dorbbset es aber Ber Sou⸗ 
verain, hierin in feinem Kerzen einen gewiſſen Yaranzız 
nehmen? ja wenn es fchon von lange her bekannt tft, daß 
Blımar aahreren Sehnen einen; tzwei auch! nehrere zu 
dar: ini‘ wer fühlt: teschichasuef vinzbereics schen 
lage oh! Mer @tmatsgewait: ſtillſchweigend umerſtellter - Tor 
Das VBerfahien:leite? weil fonft ‚fein; Rechtfertigungagrund 
duüffir⸗ Ju: erdenden mine, daß dem einen Staatsbiirgen mehr, 
derk nrndern weniger : Söhne. —B—— m werden 
fliegen. 1: 'n un nur 

15 % Außer: noßre:ses. ein Abärmliher rund — 
was mancher Regent thut, eine Rechtstheorie zu bikpen.sich 
würde ‚mich Der namkicthen Binde ſchuldig machen, deren ich 
fd manche Diener der Regenten cheils unter mieinem.eigend 
Maren , : heils anonymiſch. angeklagt Babe. ; Sich. habe aber 
Hier einen; Fall, der um; die: Machter der Regenten in degn 
vorliegenden Konffriptionsfäle zu verthetdigen, mein Gewiſ⸗ 
fen “auf ;;teine Art beladet. Sich: dalte nümlich, dafür doß 
Steuer und Militatrkonſkeiptionen min einen und chen. dem⸗ 
felden Maafftadı bemeſſen werden ren ie Aal die, Hufe 
Nun ! zugögeben wird Hr, : .. mr. 
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N daß der Grund zu den Orenerbeiträgen 
der Schuß iſt, ken der Bürger für feine Beſitzungen 
mit Recht vom Souverain anfpricht. Ich frage alfo a) ˖wird 
die Stener won den Befisungen oder auch b) von den Kins 
dern entrichter ? — Nur das erfie wird zugegeben werden 
fönnen. Sch frage weiter 0) ‚bedürfen denn die Kinder Leis 
nes Schutzes vom Regenten Much diefes wird bejahet wer⸗ 
ben müſſen, denn außer dieſem wäre kein Grund zur Kon⸗ 
ffriptionsverbindlichkeit vorhanden. Ich frage ferner d) iſt 
der Aufwand des Staates für den Schub von 10 odet .So 
‚Kindern niche: größer, als der für nur eines ? Ich rechne 
Darauf , daS mir-auch diefes zugeſtanden werde; fonft wäre 
ah zum Beweiſe erbötig. Sich frage noch meiter, e) nützen 
‚dem samsiihennater die Kinder nichts, und Haben fie in bier 
fer Rückſicht, abgeſehen von natürlichem Neigungen der Ei⸗ 
sen fr Kinder, abgeſehen von moralifchen Pflichten, nicht 
ben einen fo gut fruchtbringenden - Be, wie der Korn⸗ 
ber Fruchtacker? 8) 

Iſt das, wie ſehr fällt es kann aber auf, wenn cin 
seicher Kinderkapitaliſt, nach der. Theorte des Hrn. Profehs 
ſars in der Konftriptionsmaterie nur den Armen gleichgeſteuͤt 
. „erden ſoll. Beſtehen die Kinder aus Mädchen, fo bletdt 
dmmer mein Argument, man mag fie nun den Söhner 





*) Zwar iſt es an: dem, daß eben nicht alle Kinder des 
sathen, auch mehrere weniger ald nichts eintragen ; es iſt 
8 gen auch wahr, daß .o t der Acker mehr Unfraut und 

te in als Früchte trägt. Auf folche eigene Umftände kann 
aber’der Geſetzgeber keine Rückſicht nehmen, vielleicht, hat 
man "das. Unkram fiatt des Krauts, welches ohne dieſes 

wählt, gedüngt, vielleicht gar nicht gedüngt, , vielleicht ifkr 
—* ein Metthair, der die gefundefte Aehren verdirbt, in die 
Esxziechuug geſallen. In dieſen Fällen trägt billig, nicht dev 
Megent, :nicht dar. Staat den Schaden , fondern der Beſitzer 
Des- Guts, der. Familienvater, jener trägt gleichwohl feine 
"ganze Steuer, biefer giebt bie Söhne zur onſtription, die 
ge ihm trägt. " 
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gleich, oder unter Ihnen tariren wollen, nur mit dem Unter⸗ 
ſchiede, daß, da man fie zu dem Militairdienſte nicht für 
tauglich zu halten pflegt, der Water ihre Perſonen mit eis 
nem verhältnißmäßigen Surrogat an Geid vertreten müſſe, 
weil auch fie unter die nützlichen Produkte gehören, weil 
auch fie gerechten Anfpruch auf Schub des Staates haben, 
und denſelben genießen. 9 
5) Ob und wie weit in der Taxation ein Unterſchled 
unter den verwachſenen und nicht erwachſenen Kindern "gu 
macht werden wolle? führt mich zu weit, ‚gehört eigentlich 


auch niche hierher. Genug, daß die Kinder als dem Haus— 
vater — in der Regel nuͤtzliche und des Schutzes des Staa⸗ 


tes bedürftige Produkte und Subſekte zugegeben werden 


müſſen, daß der zu leitende mehr oder weniger Schutz die 


Pflicht zum verhältnißmäßigen Beitrag zu den ©tantsnöthen 
begründet, derfelde mag in Geld oder Perfonen beftehen, und 
daß dann daraus. folgt, daß Steuers und Konſkriptionsweſen 
nach einerlei Grundfäßen beurteilt werden müſſen. Geſetzt 
alfo, der Staat ſetze den Nuben eines‘ Sohnes 10 Morgen 
Land gleich (das Mehr oder Weniger ändert nichts). und 


- der Bürger A habe 100,008 zu verftenern, babel' aber 10 


Söhne, der Bürger B habe aber 10 Morgen zu verfteuern, -- 


| dabei aber nur einen Sohn; der aber, geſetzt das Kind wäre 


auh ein Mädchen, dem Steuerbetrag von -10” Morgen 
gleich : gefchäst würde, wie ift in dieſem Falle das Kons 
ſtriptionsverhältniß? Meiner bisherigen Anficht nach giebt 
A in. eben dem Verhältniß von feinen Söhnen zur Kon⸗ 
fription, in welchem er verfteuert, alſo an Steuer und zur 
Konftription neunmal "fo viel als der Bürger B. Diefes 
ift meiner Meinung nad) firenges Recht, entfpriht auch ges 
nau dem Grundfaß des Ken. Profeſſors, den ih $. a. um 
tee Lit.. C. ausgehoben habe. Laffe man fih diefe Be 
hauptung nicht auffallen. Alles kommt auf den Maafftab 
an, den man bei der Tare der Kinder nimmt, Er if von 
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dem bei der” Cooler üblichen ſehr weit unterſchieden. Bei 
der Sttuer ſetzt man etwa im Frieden den Ertrag der 
Früchte auf ein Pflichttheil an, und die Subſtanz, die Gü⸗ 
ter bleiben unverſehrt. Taxeirt man den Ertrag der Kinder 
und dabei den Aufwand, den ihr Schutz beträgt, und regds 
fer man nun darnach die Konſkriptionspflicht allein; fo iſt es 
gefehlt, weil der Mauptumſtand vhne Nichſicht gelaſſen wor⸗ 
den iſt; daß felbſt die Subſtanz (bas Milltairſubjekt) in 
Weſahr kömmt, im Kriege nur zu oft zu: Grunde geht. 
WE hier niches verſehen/ fo denke ich mein Sag ſtehe feſt. 
ww O6 und im wie weit fih der Staat aus Otaatsbkono⸗ 
wu Gründen wohl oder übel dei Ausikbung dieſes firengen 
Nechte befinde, wenn er zu viel Söhne: nimmt, gehört aber⸗ 
mal nicht hierher, genug: ift es einsweilen, daß die Mehrere 
‚Bei: A verhältnißmäßig niche mehr ausmachen, als der eine 
bei B; zum wenigften hat man es bicher genug gefshen, 
Baß fih die Regenten in:iäten Konftriptions Ordnungen 
Ye gut darauf. verfiihen ‚- wie man mit der Bevölkerung 
Haushalten, Rückſicht: auf den eignen Indieidnellen Zuſtand 
der Famitien hiehmer:mülfe,, und: wie man fih von der 
Ausũubung des: ſtrengrir Rechts zu euthalten wiſſe. Es giebt 
aber Due Bu EEE J a 213 

7) Säle, in denen man ſchlechterdings zugreifen muß, 
3. ©. dem Staate fehlt es dermal nicht an Geld , welches 
ihm durch die &tenerbeiträge in binlänglihem Maaße yes 
worden iſt; es fehle ihm dagegen an Mannſchaft, weil ein 
Eroderer mit. einer halben Million‘ Teuppen feine Gränzen 
bedroht, von dem man nichts anders’ ats Tod. And Sklaverei, 
Verwüſtung der Städte und Ländereien vorherfieft. Diefem 
taate 'fehlet es han etwa noch an 9000 Mann, man fehe, 
zur Neuterei. Der Staat ſelbſt befieh. aus 3 10,000 Fami⸗ 
lien, unter denen 1000 find, deren jede mit 10 Herkuleſſen 
geſegnet if. Rang: der Staat in diefer Noth zu den g000 
Mann zugreifen. 7’ Ich denke ja, denn’ wenn ber Kr. Pros 
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feſſor dem Regenien ſeſbſt zugeſteht, daßxer das chun ‚könne, 
was die Nation ſelbſt wolle, oder zu wollen vermuthet werde 


MS. 280. ſeines Werkes, auch Kohn 6. 1. Lit. a,), 


"wenn won ber Nation, die man nach Ihrem: Sinne für fähig 
de, nicht verwuthet werden darf, -bafı: fie um die 1000 
Familien. gu fchanen .agg,aon Familien:.mit-allen ihren Bes 
ſttzungen unter, Ihre” eigenen Ruinanabegraben laſſen wolle; 
fo denke ich, ſteht meine Behanptung ziemlich ſeſt, zum mes 
nigſten füridem: Staatsnothfall, wein man, gleich nußen dies 
ſem mehr miibeonde Seundfäge: im Militair; Konffrintimmp: 
weſen annehmen weilte, in Anſehung ˖ deran abes He. ‘Pros 
feſſor Wehr weder für; bie Regel, noch Much file DIE Muss 
nahme gleiche: Grundſäte mit der Steuermaterie vbilligen 
will, wie der. Augzug 6:25 Bit Apı-deptlichtzeigt, ohne da⸗ 
bei, mie 26 fdeimt,; gu. bedenten-, DaB dev: Sounerdiniin 
Moth fällen .ntchrsnum Die Sitaner -werbappein,„fondern verbreis 


wervierfachen, „Die Früchte feifft u: Wich nah: Geſchier, and, 


was noch mehr ts dien gauge Marion. inMaſſe aufbisten 
kann, die, wenn fie anderſt die Nath: uhnfht, auch willig 
‚alles: geben „ ſelbiſt fallgen,. und Dii:lekten: Wiutätconfen: zu 
werfprigen Ameaitıfebeninmird, aa AuMfichtsfich,) weun Sepauns 
gur Nettung des Ganzen vorhanden ift. *) 

Ve era: eh. “on 

22... Meben, allem bipfemı mird; auch: vnn re. Profeſſor bes 
Sauptet, daß. der. aser, file den deſertirten Sohn einen ans 
dern ſtellen müſſe, und es der Staat dem Water. überlaſſen 
könne, wie er den Sohn beſtrafen, am Vermögen oder ſonſt 


beſtrafen walke. "ch. laſſe⸗ das gelten, jedoch mit der Eins 


ſchränkung falls dev Vater zur Erhaltung ſeines Sohnes 
dem Staate ein gewiſſes Stück Geld gegeben, dem Staate 


e 
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=) Daß für diefen Nothfan A, ber Serhättmißmäßig zur 
Konfſkription meht ats-B. C. u. fh bilyfetrageh Hat, vom 
Staate entfchädige: werden müſſt, verfepes ich von ſelbſt. 
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aus. Ben Bürgern bie Auswahl des gu fußftiinirenden Sube 
jeos: i beriaſſen, der Staat dann gewählt, das Subjeft unter 
feine Disziplin genommen, und dann daſſelbe verwahrloßt 
hnt, alsdann die Pflihe, daß nun gleichwohl der Water ein 
anderes ſubſtituiren müſſe, noch im weiten" Felde fieht. We: 
hauptet Dabei auch der Herr Verfaffer, daß -ein Sohn zur. 
Misstaistonftription ‚nicht, (mur ‚der Vater) pflichtig ſey, und. 
dag der Deferteur nicht einmal militairifch be Iſtraft werden 
könne; fo habe ich gegen die Behauptung unter a) mehrere 
Zheifel, derer Erörterung mich aber zu weit führt, gegen 
die Behauptung unter b) bin ich aber um fo mehr einge— 
nommen, ale ein folcher Ausreiſſer auch zugleich den dem 
Staate geleifteten Eid gebrochen, und alſo ſchon dafür, abs 
gefehen von andern. Rückſchten, eine militalriſche gichttzung 
verdient hat. 
ä 4. 


Indem ich nun aber durch die Idee der Militairkon⸗ 
ſtription auf jene der Sleuer mitgekommen bin, und die 
Sache wichtig iſt, ſo erlaube ich mir noch eines und das 
andere iiber die Steuer. Sin. dem ai7ten Heft des rheini⸗ 
ſchen Bundes komme Nro. 26. eine Abhandlung unter dem 
Titel vor: Noch etwas tiber den Art. a7. des rheiniſchen 
Bundes vom ısten July 1806. in Rückſicht der Steuers 
freiheit, vorzüglich mie Rückſicht auf die Standesheren. Der. 
Verfaffer von Nro. <6. glaube, nach der Bundesakte künns 
ten die Domainen der Standesherren im Frieden gar nicht, 
in Kriegszeiten nur in fo weit und. nur in dem Verhältniß 
beſteuert werden, in. wie. weit der. Sonvperain (beffer die. 
Prinzen) vor der Bundesakte Beiträge von ihren Bes 
figungen geleiftet hätten. Wie ich in der Oberdeutſchen all⸗ 
gemeinen: Literaturzeitung vom 4ten Jung 1808, lefe, fo if, 
Recenſant daſelbſt Nro. 62. mit den Stundfäßen des aneny⸗ 
miſchen Verfaſſers der. bemeldten Nro. 06. im ı7ten Heft 
des rheiniſchen Bundes burchans einverſtanden, und dieſes 


+ 
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iſt auch der Fal des Ken. Profeſſor Behr, wie der zöate. 
$. feines Buches ausweißt, ob er gleich Lehrer auf einer 
Univerfität eines der erſten Souveraine iſt. *) 

Indem es nun fcheint, daß in mehreren ; wo nicht im 
allen Dellarationen der Souveraine, ber: vorhin bemerkte. 
Theorie entgegengefeste Grundſätze aufgeftellt werden wollen, 
weil an den Drten, in welchen die Steuerſreiheit Überhaupt 


ö— gg — — — — — —— 


*) Dieſes zeigt wohl, daß mein gleich zu Anfang der 
Einleitung oben über den Verfaſſer gefälltes Urtheil gerechte 
fertige erfcheint. Wie ganz anders ein Anonymus im Als 
gemeinen Anzeiger der Deutfchen über einiges in diefer Abs. 
handlung denkt, zeigt feine dafelbft geiußerte excitatio fis- 
calis, die dem Derfaffer der Nro. 26. im ırzten Hefte des 
rh. ©. vermuthlih. den Hals brechen fol. Der Verfaſſer 
bezieht fih in diefer Nummer auf das vortreffliche Gönne⸗ 
rifhe Werk iiber den Staatsdienſt. Derfelbe fagt: »Auch 
»ohne Vertrag iſt es eine ſtrenge Koderung des öffentlichen 
»Rechts, daß jeder Bürger für die dem Staate geleifteten 
»Opfer entfchädige werde. Dann weiter; »Auch ohne Ver— 
»träge find vermöge der Srundfäße der National: Defonomie 
»alle bürgerliche Erwerbzweige nach erhaltener Staats: 
»konzeſſion unwiderruflich.« 

Der Verfaſſer von Nro. a6. läßt nun in dieſe letzte 
Mertode die Parentheſe: (wohin doch auch wohl die Steuers. 
freiheit gehöre) einfließen. Und obgleich diefes durch Ver— 
feßung des ‚Alteristus anderswohin gehörte; fo fieht doch jes 
dev, Lefer von gutem Herzen, daß feine Abficht nicht war, 
die Steuerfreiheit als einen Zweig der National Delonomis 
zu ftempeln; fondern daß er nur bat fagen wollen : »wenn 
»denn ein konzedirter Gewerbezweig unwiderruflich ift, warum 
»ſoll dDiefes nicht auch einer konzedirten Steuerfreiheit gelten ? 
»Und warum fol für fle, wenn fie eingezogen. werden will, 
»keine Entfehädigung ftatt finden?« Der Anmerker im allges 
meinen Anzeiger der Deutichen weiß nichts von diefer huma⸗ 
nen Ausleaung , die Doch fo ziemlich in die Augen ſpringt; 
im Segentheil er ruft aus: Armes: Deutſchland! war für 
Sprechern gönneft du das Wort in deinen wichtigen Anges 
‚ legenheiten? Vermuthlich verzeiht der Verfaffer der Nro. 26. 

dem Anmerker diefe Höhnifche und hämiſche Exklamation von 
ganzem Kerzen. - : tn, 
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aufgehoben wird, von der Freilaſſung der Standesherrn 
nichts gefagt,. oder fie nur zum Theil belaffen wird; fo märe 
zu wünfchen, daß fich ein, der Sache gewachfener Dann an 
dDiefe Materie machte und mit Rechtsgründen gegen die bes 
merfte Abhandlung zeigte, daß den Standesheren nach dem 
Art. 27. der Bundesakte — fo weit fie Beſteuerung betrifft, - 


-keine Ausnahme gebühre, falls der Souverain für gut finde, 


alle Steuerfreiheiten aufzuheben. Einem Manne, der den 
Souverain, der den Staat liebe, kann es nicht gleichgültig 
ſeyn, wenn er fieht, daß das Handlen der Souve— 
raine mit einer unmwiderlggten gegentheiligen 
Theorie in einen Kontraft zu kommen feheinen follte, die 
bereits von mehreren vechtlihen Männern als wahr, als 
dem Geiſte und dem Buchſtaben der Bundesakte entfpres 
hend angenommen worden ifl. 
6. 5. 

Wenfgftens mir fcheint das, was nun folgen wird, eben 
fo wichtig. In aar vielen Ländern Deutfchlands zieht man nur 
die Befiger von Immobilien zu Kriegsftenern, läßt dagegen die 
Beſitzer von Millionen Kapitalien, Waaren, Prätiofen, Mö⸗ 
bein ıc. frei. So etwas iſt ſehr fchmer zu begreifen. Ges 
mießen denn die Rapitaliften, auch dann noch, wenn ihre 
Gelder in eifernen Kiften müßig liegen, fir dieſe Befikum 
gen ‚weniger den Schuß des Staates als die Beſitzer der 
Bettelhütten, eines Kartoffeläckerchens, und iſt es gerecht, 
daß and) dieſe letztere den Millionair mie ihren Blut⸗ ober 
Taglöhners-Pfennigen durchſchleppen follen ? In den reichen 
Handelsſtädten, denen man, etwa die Palläfte ausgenommen, 
wegen :den übrigen Gebietsbeſitzungen keine 200,000 fl. an 
Brandfhagung anfegen könnte, fett der Feind eine Milton, 
und mehrere an, und erhält fie, weil die reichere Klaſſe dies 
fee Leute wohl einfieht, daß der Feind den Anfas nicht in 


Rückſicht der Immobilien (bisweilen hat ein Millionair 


nicht: einmal ein eignes Haus), fondern in Hinſicht des 


\ 
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Vermögens aller Stantsblirger gemacht hat. Städte, die in 
diefe Kathegorie gehören, 3. ©. die Hanſeeſtädte im Norden, 
Leipzig, Frankfurt, 2c. welche letztere ganz vorzüglich gelitten 
hat: wie wollten fi auch dieſe gegen das Schuldenweſen 
retten, wenn fie bei der Austheilung der Beiträge mit den 
Jinmobilien nicht auch die Mobilien in Anfchlag brächten? 
@ind aber derlei Städte notbgedrungen,, dieſes zu thun, 
warum ahmt man diefes Beiſpiel nicht in den Provinzen 
nach, befonders, da die Gerechtigkeit fo Heil in. die Augen 
leuchtet ? So wie der meifte Theil der Bürger hierinn eine 
verhältnifmäßige Abänderugg mwünfhen muß ; fo ift zu 
hoffen , daß der kommende Bundestag, um auch in diefem 
Punkte Einheit unter die konföderieten Staaten zu bringen, 
dieſe "Materie nicht zum letzten Gegenftand feiner Berathuns 
gen machen werde; befonders, da. wir in den abgefchafften 
Keichsaefegen Fälle genug haben, in Anfehung derer, der 
Taglöhner von feinem Schweiße, die Magd, der Knecht ꝛc. 
von feinem Lohn etwas fteuern mufiten. Erinnere man ſich 
nue an die Epoche, in welcher die Rede vom gemeinen 
Pfennig war. . | 
$. 6. 

Eine andere eben fo fchreiende Ungerechtigkeit war im 
und nac dem Wevolutionsfriege gegen die Beſitzer der 
Freigüter an der Tagesordnung. Die Beftänder folcher Freis 
güter entrichten ſchon (gemeinlaich) in Zriedenss und 
Kriogszeiten die Steuer auf den Pflug (quarta colonica), 
welche bald (und das war gewöhnlich der Fall in der Wet⸗ 
terau), in der. Hälfte des gewöhnlichen Steuerbetrags bald 
in Ystel beſteht. Nun iſt es zwar wahr, daß die Natur 
diefer Stener perfönlich für den Pächter iſt, welche das 
Freigut nicht affizirt; es iſt aber auch wahr, daß derſelbe 
deswegen keinen höheren Pacht verſpricht, und daß der 
Pachtherr denſelben eben deswegen nicht höher greifen darf. 
Unter . diefen Umſtänden bleibt es immer im Grunde wahr, 
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daß das Freigut doch, obgleich nicht direkte ſteure. Gowohl 
die Land⸗ ale Gemeindekaſſen zogen alſo bisher ſowohl in 
Kriegs s als Friedenszeiten reellen Vortheil von diefen reis 
gütern. Gleichwohl, was thaten die Gemeinheiten ?_ Sn 
mehreren Provingen waren in Rückſicht der Kriegszeiten 
wegen der Beiträge der Freigüter gar feine beitimmte 
Verordnungen, in anderen half man. fih mit provis 
ſor ifch en Einſchränkungen. Dieſe letzte nun benuz⸗ 
ten die Gemeinheiten, brachten in Ihre Forderungen für Eins 
quartierungen, Lieferungen, Frohnden u. f. w. Rechnungen, 
die, wenn fie realifivee worden wären, den Beſitzer der Frei⸗ 
güter tief unter den Bauer gefeßt haben würden. Ich habe 
mehrere dergleichen, die an nur einen Beſitzer der Freigüter 
gemacht wurden , zufammengezogen , und gefunden, daß fia 
dreimal hundert und fechzig fiinf :staufend Gulden ausmach— 
ten, und wobei noch lange nicht alle Güter angefchlagen 
waren. Unter foichen Umſtänden fängt der Krieg fir den 
Beſitzer der Freigüter eigentlich erft an, wenn er für bie 
Nichtexemten geendigt iſt. Es iſt natürlich, daß fich der 
Exemte nicht ſo mit Lammesgeduld austreiben ließ. Die 
Sache kam dann an die Gerichte, die ohne Geſetze, durch 
einsweilige proviſoriſche Verfügungen im Grunde und ohne 
rechtliche Norm waren, alſo in Anſehung des Rechts 
nichts entſcheiden konnten. Weil des Klägers Unbilligkeit 
oft je ner der Beklagten zur Seite ſtand; ſo war nur immer 
das Reſultat: 

1) Der Richter wurde von wichtigen andern Geſchäften 
abgezogen, die Par thien kamen 0) um ihr Geld, und nur 
Advokaten und Prokuratoren gewonnen 8) vom Elend der 
Parthien. Billig iſt es wohl doch, daß für die Zukunft 
hierinn beſtimmte/ Vorfchriften etlaffen werden, daß bie 
Eremten, indem fie durch Verabreichung des Pflugtheils eine 
Hälfte tragen, fie nur noch im Kriegszeiten zur andern 
Hälfte angehalten werden, wenn man. fih fort nicht dem 
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gerechten Vorwurf ansſetzen will, Laß, während der. Bauer 
von 100 Morgen ı00 fl. beiträge, der Exemte von eben 
folhen 100 Morgen 200-fl. beitragen müſſe. Diefes Vers 
hältniß darf auch alsdann nicht außer Augen geſetzt werben, 
wenn Bie Eremtionen ganz aufgehoben werden, weil ber 
Eremte wenigftens in keinem Galle unter den fteuerbaren 
Bauer gefeßt werden darf, nahdem es ihm ohhebin hart 
fallen muß, vielleicht ohne Entfhädigung, in die Klaffe der 
Bauern gedrängt au werden. 
$. 7.' Dritte Bemerkung. 

Wie ſehr ich mit der Erklärung, welche der Herr Pro⸗ 
feſſor von dem 27Ien Artikel der rheiniſchen Bundesakte im 
$. 1565. in Betreff der Steuerfreiheit fandesherrliher Dos 
‚mainen giebt, zufrieden bin, Babe ich fchon oben -$. 4. ans 
geführt. Derjelbe macht fih nun aus eigener Bewegung 
Einwürfe gegen dieſe feine Thefes; fie heißen im $. 153. 
©. 430. 451.: »bemungeachtet dürfte doch die Frage nicht , 
»ganz verworfen werden können, ob nicht etwa die Abfiche 
»der Bundesftifier dahin gegangen fen, daß die Domainen 
und Güter der Privilegirten (Er meinet die Standeshertn) 
»zwar fo lange, als die Pringengüter, oder die Güter der 
»privifegirteften Klaffe im Beſitze geweſener Steuerpriviles 
»gien belafjen würden, auf gleiche Privilegien Anfpruch zu 
»machen haben follten, daß Hingegen, wenn die Eteuerprivis 
»fegien erfterer Art ale etwas mit der formellen Gleich— 
2heit des Rechtes unverträglicdhes und die fibrigen Staates 
»glieder widerrehtlih Drüdendes von den Souves 
»rainen aufgehoben würden, alsdann auch für die unterſtell⸗ 
sten Subjekte (die Standesheren) der Anfpruch auf Steuer: 
»prioilegien ebenfalls wegfallen folle. — Es wäre wenigſtens 
»bei ‚Unterftellung der legten Anfiht den Souverainen der 
»WBeg nicht“ verfperret, eine Anorönung zu treffen, welche die 
»nothwendige Rückſicht auf Erhaltung der Wiederherftelung 
der formellen Rechtsgleichheit dringend erheifcht,,. und es 
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Smäre ihnen damit adlich ein Fingerzeig gegeben, wis ſie 
Soon dem Austritte aus dem Gleiſe des Rechts ur Megel 
»dejfelben wieder einzulenken vermögten. < 


$. 3 Fortfegung und Prüfung dei 
| Einwurf. 

Eigentlich bedürfte diefer Einwurf gar keiner Prüfung, 
denn der $. 164. zeigt genug , daß es dem Ken. Profeffoe ' 
damit Fein Ernft war, Nach demſelben glaubt er veine 
sausnahmiofe Aufhebung Aller Steuerprivilegien fen in dei 
»Praxis nicht zu ermärten.« Wie nun aber, wenn das Ges 
gentheil gleichwohl erfolgen follte ? Dahn hätte fein Gift, 
838 manche ans dem Einwurf faugen könnten, Bein Segen 
gift, und diefe Betrachtung allein ift es, aus weicher ich mir 
eine Prüfung feiner Einwürfe erlaube: 

»Derſelde behauptet in $. 99. gegen Jen: Geheimen 
»Hath Brauer die gefchehene Medlarifirung der hun fos 
sgenannten Ständesheren faffe fih ex capite juris eimiz 
»nentis rechtfertigen. Ich für meine Perfon habe meine 
gute Gründe, aus welchen ich von. bet Beleuchtung dieſer 
Rechtfertigung abſtehe, denn fürs Verfloſſene nügt fie nichts, 
fürs Künftige könnte fie fogar ſchaden. 

Der Here Profeſſor iſt mit me darin einig, daß (feine 
"eigene Worte) der wegen des Staatsbeſten Geopferte ent⸗ 
ſchädigt werden müſſe. Wenn aber biejes iſt, fü frage 
ih 1) was füt eine Entſchädigung *) hat denn der Stans 
deshert für feine zu Grabe getragene Reichsſtandſchaft er⸗ 
halten? (Für ein unſchätzbares Gut ift keine Entfchädigung 
möglih.) Ich weiß daher keine, Und kann auch feine fin⸗ 
den. a) Was flir eine Entſchädigung hätte er Wohl, wenn 





») Der Here Prof: findet zwar 6: 101: ©. Zrn: eine 
Entfhädigung darinn, daß bet Standesherr nunmehr alle 
Lehrigliter als allodial beſitze. Wie Aber, wenn er nur alles 
diale Guter beſaß? Anderer Umſtände nicht zu gedenken: 
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ihm auch noch, nach dem Einwurſe von dem Sonverain bie 
Steuerfreihele feiner Domatinen abgenommen werden, wenn 
diefes gar die Meinung. der DBerfaffer der Bundesakte gewe⸗ 
fen feyn könnte? 3) Daß Velaffung bei diefer Freiheit für 
eine Entfhädigung gelten könnte, mird doch wohl nımand 
im Ernfte behaupten. Diefes wiirde etwa fo ausfehen, als 
wenn der Staat dem Blirger von 2000 fl. eines lief, 
und das belaffene Andere für Entfchädigung anrechnete. 
4) Die Bundesafte giebt den Standesheren fiir die abge— 
nommene Neichsftandfchaft nichts, läßt ihnen nur eines 
und das andere, was fie Jahrhunderte mit eben dem Necht 
hatten, wie alle Übrige Neichsftände das ihrige. Es find 
5) die Standesheren in diefer KHinficht Härter behandelt, als 
der geringfte Staatsunterihan, dem man doc, etwas filr 
das Aeckerchen, das ihm weggenommen wird, giebt. 6) Endr 
lich was gewönne denn der Souverain, wenn er dem Stan: 
desheren das, was thm Kaiſer Napoleon noch erhalten 
wiffen wollte, noch wegnähme, und ihn dann — entſchädigte? 
Antwort: nichts. Daß aber dann dabei au 7) eine 
Staatsnoth,, wenigftens ein Staatsbeftes dieſe Einſchreitung 
‚müßte rechtfertigen können, verſteht ſich wohl von felbft. 
Daß die Abfiht, wie es in der Objeltion heißt, der 
höchſten Kontrahenten. mit dem Steuerprivileg nur dahin 
“gegangen fern könne, »den Standesheren nur ſo lange die 
»Freiheit zu laffen, als es den Souverainen nicht gefallen 
swürde, wegen der formellen Gleihheit im 
»Staate eine Aenderung zu treffen; « von deffen Gegen: 
theil läßt fih doch, wie mir die Sache vorkommt, gar Teicht 
überzeugen. Der rheinifhe Bund ift doch ein Vertrag zwis 
fchen dem Kaifer Napoleon und den Sonvcrainen: mas 
märe es aber file ein Vertrag, wenn die letztere davon nad) 
Willkühr abgehen könnten? Dann müßten fie gegen die 
Natur der Verträge nicht daran gebunden ſeyn, und bann 
wäre dieſes auch der Fall bei dem franzöfifchen Kaifer. 
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Was aber dann? Wegen der formellen Gleichheit? 
Aber wie hatten dean in. der rheiniſchen Bundesakte bie 
Art. 26. 27. abgefaßt werden. fünnen? Sind denn biefe 
nicht ein evidenter Beweis, daß man die Standesheren nicht 
einmal dem niederen Adel, gefchweige den Bauern (und das 
würde⸗doch zur formellen Gleichheit gehören) , gleich flellen 
wollte ? Die Sleichheit eines Staates befteht nur darin, daß 
elle Staatsbürger, die übrigens wegen eigenen Verhältniſſen 
ſehr ungleich feyn können, unter Gefeken, die ihre Rechte, 
ide Eigenthum, ihre Perſönlichkeit ſchätzen, auf gleiche Art 
fiehen, und wenn Hr. Profeſſor Behr behauptet, (ich Habe 
A085 Buch nicht mehr und erinnere mich nicht mehr dee 
Stelle) nur in Rückſicht der Untergebung unter die Sons 
»verainitäe fey die Gleichheit formell, « fo hat er fehr. recht, 
nnd ih kann mich aller weiteen Behauptung über dieſen 
Punkt entheben. Will er die-Souverainität weiter ausdeh⸗ 
nen, fo hat er es mit dem auszugleichen, was er oben 6. 1. 
‚Lit, a. b. c. d, ausgezogenermaßen ſelbſt behauptet hat, 

Hätte man auch Bei Faffung der Bundesurkunde ger 
glaubt, die fibrigen Staatsglieder wären befugt, die Steuer 
freiteit der Standesheren für etwas widerrechtliches 
und niederdrädendes anzuſehen, fo wäre fein Grund 
einzufehen, ans welchem gleichwohl den Standesheren bie 
betannıen Vorzüge bewilligt worden." Bei Faſſung Diejer 
Urkunde iſt auch, das flieht wohl jeder ein, gar nicht an die 
Unterchanen gedacht worden, welches aber noch immer -ge: 
hofft, und aus Achter Liebe für die Regenten gewünſcht wer; 
den darf. 

Wegen des Fin gerzeigs der in der Bundesurk mnde 
den Souverainen gegeben ſeyn ſolle, »wie fie von dem Aus⸗ 
»:ritte aus dem Gleiſe des Rechts zur Regel deſſelben wie. 
»der einzulenken vermögten, « mag ich gar nichts anmerken. 
Wer Die Geſchichte kennt, auf welchen gar viele Rechte und 
Beſitzungen in Deutſchland, ſo wie in allen andern Staaten, 
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orkrochen, orſchlichen, orliſtet, erobert, geraubt, ertauſcht, ers 
erbt, erkauft, durch Vergleiche, Friedensſchlüſſe ꝛc. errungen 
worden ſind, wie Grafſchaften zu großen Fürſtenthümern, 
zw Kaiſer / und Königskronen gekommen, dann wieder ge⸗ 
ſtürtzt, und aus ihren Ruinen wieder Beine und große Herr⸗ 
fchaften,. dem zerfchnittenen Polyben gleich, entfianden find. 
Alſo darliser feine Sylbe mehrt wie gern ich mich auch 
fon mit dem Herrn Profeffor unterhatte, weit ich nicht 
zweiſte, er habe bei Niederſchreibung diefer Stelle ſelbſt ge: 
lcheit. 


$. 9. Vierte Bemerkung. 


In dem 6. 108 ſchreibt ber Herr Verfaſſer, »Oberagt 
a vichtsbarkeit und Oberpolizei flüßen zufammen, nur aus der 
ↄ oberſten Steatsgewakt, und es fey alfo Anomalie, daß 
»man,in ker Bundesurfunde die niedere Civil⸗ und ‚bie 
aniedere Polizeigerichtsbarkeit in den Hünden des Standes 
aheren belaſſen habe. « 

Ich frage aber 1) wer fo denn durch das Wörtdhen 
man verfianden werden? die Souveraine Doch wohl nicht, 
denn fie beſaßen vor dem ı2. Juli 1806 ſelbſt noch feine 
Souverainität, konnten alfo den Standesheren nichts Heben, 
nichts belaffen. 9) Kaifer Napoleon mirb mohl gemeint 
feyn. Wenn aber diefer Feine Anomalie beging, daß 
Er denen, die nicht Souverain waren, die Souverainität 
gab; fo wird es auch wohl Heine feyn, wenn er denen, 
weichen Er die Landeshohelte abnahm, noch die mittlere 
Gerichtsbarkeit ließ, fo wie es Heine Anomalie feyn wird, 
wenn die nun zur Souverainität erhobenen Fürften unter 
folchen, nur fiir fie gänftigen, Umfiänden einmilligten, und 
ihre Sonverainität bedingen Tiefen. Abgefehen aber von 
allem diefem wiirde mir 3) der Beweis, wenn es nur den 
geringſten praktiſchen Nutzen hätte, leicht feyn, daß die mitt 
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lere Gerichtsbarkeit in Deuiſchland weit älter 9 als Lan⸗ 
deshoheit. *) 

Abermal abgeſehen von der Quelle, aus welcher die 
niedere Gerichtsbarkeit abgeleitet werden könnte, iſt. doch die 
vermeintliche Anomalie, deren die Bundesakte hier angeklagt 
wird, nach meiner Anſicht wenigſtens ein völliges Unding, 
wenn man dabei etwa noch folgendes beherzigen will. Daß 
1) der Regent felbft weder die oberfte, noch mittlere, noch 
unterfte Gerichtsbarkeit ausübte und ausüben Bann , daß es 
2) den Staatsgliedern ganz einerlei ift, wer diefe Zweige 
befiße, indem fle nur bei dem mie der Ausübung ein ns 
tereſſe haben; daß 3) dem Souverain in dem Bundesver⸗ 
trage die Geſetzgebung, die oberfte Gerichtsbarkeit ꝛc. zuftehe, 
vermög deren er allem etwaigen Unfug fteuern ann, daß 
4) die Näthe und Beamten der fogenannten Standesherrn 
‚nach alien Deklarationen nicht ohne Einfluß der Sonveraine 
angeftellt, daß fie fogar mit in deren Pflichten genemmen 
werden, und daß alfo, wie gefagt, der Souverain zum 
Ueberfkuffe Mittel in Händen habe, eine, auch fogar wirfils 
che und fchäblihe, Anomalie zu purifiziren, dem ächten 
Staatszwecke, die Unterthanen zu ſchützen, fie, mo es mög. 
lich iſt, glüͤcklich zu machen, vollkommen zu entſprechen. 

Eben fo ansgemacht iſt es auch noch nicht, daß bie 
Standesherren, wie Herr Prof. ©. $. 187 ©. 440 bei 
hauptet, ihre zwei Inſtanzen Namens des Souverains 
ausüben. Dein der einzelne Souverain hat ihnen nicht 
gegeben, läßt ihnen nur, was ihm der Proteftor mit Ein, 
wiligung aller Souveraine belaffen wollte. Diefe Rechte 
tönnten alfo künftig nur höchfteng Namens des ganzen 
Bundes ausgeübt werden. 





) Man müßte freilich vor den Beiten Karla des 
Sroßen ausheben. 
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$. 10. 

Wil bagegen, wie es im $. 108 ©. ag weiter heiße, 
eingewendet werden: »auf dieſe Art ſey die Souverainität 
„nicht in ihrer ganzen Fülle, fey keine wahre Mache. 
» volllommenheit, « (6 antworte ich ihm mit Dergleichung 
deffen, was er im 6. 65 von der Fülle der Souverainität 
feluft behauptet, zugefianden,, befonders, wenn man noch 
dazu fekt, was er $. 68 ©. 213 mit fo vieler Energie von 
diefem Gegenſtande ſchreibt. Man barf fid ja dabei nur 
deffen erinnern, was im gten Heft des Rheiniſchen Bundes 
in der Abhandlung No. 56 69. 9 und 10 angeführt iſt. 
In dem Ichten finder man ja eine Menge Einfchräntungen 
der Souveraini:ät, die der ganzen Fülle der Machtvolltoms 
menheit widerfichen, ob es deren gleich noch mehrere giebt, 
3. B. daß in pzinlihen Fallen gegen bie Stantesherren 
Konfistation Ihrer Güter nicht Statt bat, daß gegen fie 
time Mititatrkonftription verfüge werden darf. Oder ber 
feinden fih etiwa nicht in dem franzöfiihen Kaiferreiche Anos 
malien diefer und anderer Arc? Glaubt aber der würdige 
Herr Verfaſſer im angeführten $. weiter: »die Standes 
» herren hätten ruhiger leben können, wenn fie mit der Ju⸗ 
»risdiktion ganz verfchont geblieben wären; « fo antworte 
ih 1) diefes könnte auch allen Souverainen in der weiten 
Welt gelten. e)Ein Glück, quod hoc non omnibus datum 
sit, wer wiirde fonft die armen Menfihen regieren? 5) Es 
find die Anfihten über dieſe Materien fehe verfchleden, ob 
es gleich bei den Großen nur felten if. Was 4) 3. BD’ ic 
von bdiefem Dinge ſchon vor 16 Jahren gedacht habe, das 
fann in meiner Abhandlung unter dem Titel: Rechtliche 
Prüfung der Verträge und Gewohnheiten zwifchen beutfchen 
Landesherren und Unterthanen von 179%, und zwar in der 
Vorrede No. 5 nachgelefen werden. Die daſelbſt von mir 
angegebene Urſache paßte fo mehr auf die Sonveraine,, je 
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größer ihre Staaten And. Vergeſſe man aber ja nicht, daß bie 
Rede nur de lege condita iſt. 

. Gr. Fünfte Anmerkung. 

Wegen der Steuer fichen zwar fchon oben mehrete 
Anmerkungen. Wenn aber Kerr Profeffor Behr im $. 
ı20 ©, 356 nun noch weiter behauptet: » Der Souverain 
»fönne feine Steuerprivilezien erthellen, und er fey vers 
»pflichtet, die bereits ertheilten wieder einzuziehen, und 
»zwar, wie es &. 351 weiter heißt, ohne Entſchädi— 
»gungzs fo erlaube ich mir gleichwohl auch dagegen meinen 
Zweifel. Vorerſt bekenne ich ihm, daß ich felbft überzeugt 
bin, der Regent könne alles von ihm Bewilligte, dem Staat 
Sſchädliche wieder zurücknehmen, ja er müffe es, wenn 
durch die Aufhebung dem Staate nicht noch größerer Schas 
den zugefügt wird. Im vheinifchen Bunde, ich erinnere 
mich nicht mehr ‚des Heftes, Hatten «es die Mürtemberger 
Stände fogar durch. einen Vertrag vom Landesherrn erhaßs 
ten, daß. die Soldaten mit Ausfchließung der Konſkriptions— 
Befugniß, blos durch die Werbung, volzählig erhalten wers 
den follten. Sindem aber ein Souverain ohne das Recht 
der Konfkription nicht gedacht werden, ein Staatsbürger 
shne die Pflicht, Soldaten zu ſtellen, nicht feyn kann; fo 
Lat der König den Vertrag mit vielem Nechte kaſſirt, weil 
Etipulicung bderlei Freiheiten offenbares Unrecht if. Wäre 
diefes mun aber auch der Fall mit dem Steuerprivileg, ja 
mit allen Steuerprivilegien; fo hätte der Herr Verfaſſer 
obme allen Zweifel Recht. Meine dagegen hegenden Zweifel 
beftchen aber in nachftehenden ‚Betrachtungen. 

- 2) Beſetzt, der Staat brauche dermal: fehlechterdings 
mehrere Millionen, welche die Staatsbürger weder in der 
Natur aufbringen, noch Kredit dafür fchaffen können. Ger 
feßt nun weiter, Geiſtlichkeit und Adel (man denke fih in 
dieſem Punkte das fo übergefegnete Spanien) hätten vorher 

zufammen jährlich ‚eine Halbe Million gefteuert, wogegen fie 
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nun. buch) Vorlage der mehreren Millionen gegen dis 
Steuerpflicht ein Privileg erhaften, ann auch diefes der 

Megent aufhesen, oder wenn er es fann, kann er es aud) 

gar ohne Entfhädigung? aud) dann moch, wenn der 

Genuß der Freiheit nicht einmal den Zinfen gleichgeftanden 

Habe, welche die vorgeichoffenen Millionen Härten jährlich ab⸗ 

werfen müffen? Man denke fh den Fall auch anders. Ge 

ſetzt das Wohl des fultanifhen Staats erfordere Schieifung 

der Dardanellen, jenes des Kaifers von China Niederreiſ⸗ 

fung der bekannten großen Mauer, Demolirung diefer Wer 
Ce kofteten dem Staat 3. B. 100 Millionen, die er- dermal 
Aufzubringen nicht im Stande wäre , und ed erklärten dann 

beide Kaifer, jeder Private, der ein Stück der Demolirung 
vornähme, ſolle das Eigenthum darfider, und zwar ſteuerfrei 
genichen, und gefeht weiter, die Demofirung nur eines Dior: 
gen Hatte ihn fo viel gekoſtet, daß er deren drei dafür hätte 
kauſen fönnen, (auch ſonſt gute Rechner find bekanntlich 
derlei Verſtößen unterworfen) könnte dieſes Steuerprivileg 
wieder zurückgezogen, auch gar ohne Entſchädigung 
jurücgenommen werden? Wenn aber dieſes wäre, warum 
denn nicht auch das Eigenthum feibft ? 

2) Was mir aber der wichtigfter Einwurf zu feyn 
ſcheint, ift: Kaifer Napoleon und’ alfe Verbiindete haben 
doch den Standesheren das Belaffen ber Steuerfreiheit 
ihrer Domainen akkordirt, deren Nichtverletzung doch Herr 
Mrofeffor ſelbſt in Schub nimmt, Mehrere. Souveraine 
Haben die Steuerfreiheit modifizirt. In ber Großher⸗ 
zoglich Heſſiſchen Signatur vom 80. Juni & J. iſt hievon 
das neueſte Beiſpiel, welches zum neuen Beweiſe dient, was 
für ein offenes Herz der Durchlauchtigſte hieſtge Landesre⸗ 
gent für die Aufnahme gründlicher und mit Ordnung abge⸗ 
faßter Vorſtellungen hat. In dieſer gang neuen Signatur 
nun wird mehreren Deſiderien der Standesherrn entſpro⸗ 
en, welches doch auch zum Beweiſe dient, daß die Sons 
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veralne auch in der Steuerbefreiungematerie feine gebundene 
Hände Baden, könnten fie aber, wie der Kerr Profeflor ber 
hauptet, nicht einmal-ein Steuerprivileg geben: fo könnten 
fie auch nicht modifizgiren, ) und dann müßte ſelbſt 
der Art. ay der Bundesafte, worin den &tandesherrn bie 
Freiheit der Steuern belaſſen wird, anfgehoben, die eben bes 
merkte Großherzoglich Heſſiſche Signatur (abgefehen von 
der Bundesakte) in fo weit die Steuerfreibeit den Standes 
deren doch zum wenigſten um ein Drittel belaffen wird, 
wieder eingegogen werden, und fo nach und nach fehr vieles 
gefchehen, woran man dermal nicht zu denken ſcheint. 

3) Wie fireng fibrigens der Kerr Profeffor in feinen 
Srundfagen an manchen Orten feines Werkes ift, zeige auch 
fein $. 127 S. 566 — 68, wo er der Souverainität in Ges 
ereff der Lehen und Wafallen nach meiner Anſicht viel zu 
enge: Schranken ſetzt, wenn er behauptet, daß Falls der Was 
fall ſchon als Unterthan einen Soldaten geftelle habe, er 
nicht verbunden fen, noch einen ats Vaſall zu fielen. Wie 
fon aus den Rückbemerkungen erhellet, denke ich ganz ans 
ders von der Sache, bin aber dagegen wieder mit dem 
Herrn Profeffor ganz einverſtanden, wenn er ©. 366 bes 
. hauptet, »der Souverain habe kein Recht, ein folches Lehen 
»misder einzugiehen.« Nur bemerfe ich dabei noch folgens 
des; Auch derloi Lehensertheilungen haben etwas einem. 
Steuerprivileg Ahntiches, beide find eine Verminderung des 
Staatsguts, beide machen den Souverain weniger fühig, 
obne Erhöhung ber Auflagen die Staatslaften zu tragen. 
Wenn aber für die Einziehung der Lehen fo enge Gränzen 
gelegt werden, warum fo überaus weit für die Befugniß, 


’ 


*) Ich denke die Befugniß, die Steuer auf ein Drittel 
erlaffen, bringe die Befugniß mit, fie auch ganz zu ers 
Mſen; ift dieß aber, dann kann man nicht fanen, daß die 

Souveraine keine Steuerprivilegien ertheilen könnten. 
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die Steuerprivilegien einzuziehen? Gehören denn bie letztern 
weniger in die Kategorie der Eigeuthumsrechte? Aber nun 
nur noch eine im $. 99 S. Bıı fagt er: Wenn jemand 
aufferordentlihe Dpfer dem Staate gebracht hat; fo 
fodern die rechtliche Gleichheit, daß ihm für dieß Opfer auf 
andere Weiſe Entfhäbigung werte. In dem/$. 197 
hält der Here Verfaſſer Beibehaltung der Patrimo—⸗ 
nielı Juriedittion für Staats⸗ſchädlich, wünſcht 
deren Einziehung, beſonders der Sjurisdiltion, durch bie 
Souveraine, verpflichtet letztere jedoch zur Entſchädi— 
gung der Bitter: warum nun. bier fo enge und dort fo 
weite Grenzen? doch hievon ſchon zu viel. 
12, Sechſte Anmerkung. 

Im 141. $. wundert ſich der Here. Profeffor Behr, ı) 
»baß wan fih *) fo Angftlih nach einem. eigenen Gerichts⸗ 
»hofe zum Behuf der Juſtiz in Streitigkeiten zwifchen dem 
»Souverain und den fubjizieten Meichsftänden umgefchen 
»habe, beſonders da der Charakter der fraglichen Subjek⸗ 
»tion derſelben an fih fchon die Unterwürfigeeit an den 
»Landesheren mit fi bringe. € | Ä 

Er fragt daſelbſt 2) »in- werfen Namen und Authori—⸗ 
»tat ein ſolches Gericht Sprechen ſolle? Im. Namen des 
»Proteftors? dann- wäre aber dieſer nicht mehe Protektor, 
»fondern Souverain der verbünderen Staaten. Ober 3) im 
»Namen des Protektors und des Bundes?. dann wäre bie 
vorige Neichsgeipalt in ihrem Weſen tmieder zurückgekehrt. 
2 Es ſeyen zwar 4) Ideen diefer Art angegeben worden, 
die Frage aber, ob nämlich ein ſolches Gericht mit der 
» Idee unſers Bundes und mit der Souverainität der Buns 





*) Geſtünde ich es nicht ein, daß nun und dann mißs 
berathene Untertanen diefe ihre Freiheit mißbrauchet haben; 
fo mwitrde ich die Erfahrungen, die Ich fetof erlebt habe, W 
benützt laſſen. 
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» desfürſten dereinbarlich fen? fen als Vorfrage noch vor⸗ 
»züglich auszumitteln.« Alſo auch dagegen meine‘ Bedenfi 
lichkeiten. 

a) Der Vorzug deutfcher LUnterthanen tn cheen Strei⸗ 
tigkeiten gegen ihre Landesherrn einen unpartheiiſchen Rich⸗ 
ter an den Reichsgerichten zu haben, ſchien mir immer die 
Hauptperle der dentfihen Konftitution. Es iſt zwar leidert 
wahr, und ich habe es fchon anderswo bemerkt, daß die 
Rathe der mächrigern Reichsſtände wenig Achtung gegen bie 
Kaiferlichen Urtheile bezeigten, fie am Ende dur allerhand 
Wege nußlos zu machen fuchten, oft die Unterthanen für 
den Frevel, an der höchſten Reichsbehörde Recht gefuche zul 
Haben, Hart eytgelten ließen, und es fiel mir öfters eine 
Thräne aus den Augen, wenn ich in den Katferlichen Ges 
ſcheiden und Urtheilen den die Majeſtät entehrenden Anhang 
las: »Daß man die Unterthanen den Rekurs an 
Ratferliher Majeſtät nicht entgelten laſſen 
»möge.« *) 

b) In den Kaiſerlichen Reſervatrechten ſchien mir auch 
fmmer ein Hauptfehler, Ertheilung des unbegränzten 
Appellationsprivilegs, ob ich gleich in Anſehung der mächti, 
gern Reichsſtände weniger dagegen zu erinnern hatte, weil 
ich es für unmahrfcheinlich Halte, daß ein Dikafterium von 
ı2 oder mehreren Räthen das Recht zum Vortheil des Fis⸗ 
kus beugen könnte. 

- e) Wie man aber auch bei mächtigern Reichsſtänden 
manchmal die Regierungs und Juſtizkollegien zu umgehen, 





*) Nie energifch Herr Profeffor Behr dieſen trauen 
vollen Zuftand zeichnet, mag man bei ihm feloft $. 5 
ı7B. 179 leſen. Eine Majeſtät aber, die fo weit herunter 
gekommen ift, taugt nicht einmal mehr fiir einen Protektor, 
und es könnte den Bandesfürſten mit einer ſolchen ſelbſt 
nicht einmal gedienet ſeyn. — 
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den Kandel aus dem Kabinet einzufeiten ſuchte, iſt gewiß 
Seinem Geſchäftsmanne unbekannt. 

d) Wie aber der Menſch nur gu oft zu ſeyn pflegt, 
das mei am beften der Menich, und wenn das Lit. a-—e 
Bemerkte kein Roman ift; fo weiß man es auch, wie es 
mit den Prozeffen der Unterthanen gegen den Fiskus gieng, 
zu einer Zeit gieng, in welcher man den Laiforlichen Adler 
wenigftens noch in etwas zu fürchten Hatte Mach unferer 
dermaligen Bundesverfaffung if num fogar auch diefer leute 
Faden wenigſtens nocd zur Zeit, wie abgefchnitten. Mic 
Vorbeigehung der nicht privilegirten Unterthanen, die an el 
nem Amt, Hof: und Oberappeflationsgerichte gewiß genug 
haben, daſelbſt Recht empfangen werden, empfangen malen, 
weil fie in allen Zweigen, der Oberhoheit unbedingt um 
‚ tergeordnet find, bemerkte ich nur meine Zweifel in Rückſicht 
ber Standesperrn, 
| 13. 
Es mag auf den erfien Einwurf wohl fern, daß 
ber Charakter der Standesherrn eine Subjektion unterftelle, 
aber diefe Subjektion iſt doch nicht abfolut, oder, wenn 
auch, abſolut, doch wenigftens auch abſolut modifizi 
vet. Wenn 5. ©. der Souverain vom c6. und 27. 9. der 
Bundesatte eine andere Auslegung macht, als der Standes 
here; fo iſt doch ein Streit, in der Mitte fiber den Sinn 
diefer Akte. Wie Lönnten aber die Landesgerichte dieſen 
Streit mitteln, da fie zur Fertigung des Altes gar nicht 
konkurrirten? Zwar blieb ihnen das Recht einer dokrrinellen 
Sinterpretation; wenn ‚aber die Standeshern behaupten, 
- diefe paffe auf den wahren Sinn der Akte, wie die Faufl 
- aufs Auge: follen fie gleihwohl ruhig feyn, und wird ſichs 
der Protektor gefallen laffen, fih einen Sinn doktrinaliter 
Interpretiren zu laſſen, an den fein Herz nicht gedacht Haben 
mag? noc, mehr, welches gerade feinen Geſinnungen entr 
gegen wäre? Daß unter folchen. Umſtänden ein Sunderges 


* 
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rise, nüslih, Ja zus Erhaltung des Zutrauens zwiſchen 
dom Spunerain und dem Standesherrn nöthig ift, daran 
zweifle ich gar nicht. Wie biefed Dundesgerichte eingerichtet j 
werden fell, iR Hier nicht, meine Sache, genug iſt es eines 
weiten, daß alle Mitglieder des Bundes daran Theil neh⸗ 
men müſſen, und daß bei etwa gleihen Stimmen der Pros 
tektor den Ausfchlag müßte geben können, *) den er ja 
felöft nad) der Bundesakte in mehreren anderen Füllen giebt, 
und weiches Recht ihm auch um fo gewiſſer zukommen 
mögte, ale nur Er allein auf der einen Seite fland, da 
alle übrigen Verbündeten auf der andern ſtanden, und als 
nur Er am beften beurtheilen kann, was und wie Er bie 
ſes oder jenes. den Standesherrn erhalten twiffen wollte. 

Die Frage auf den zweiten und dritten Eins 
wurf erhält fhon ihre Erledigung aus dem bereits Ber 
merkten. Der Protektor beſchützt nicht nur die Souveraini⸗ 
tät, fondern auch die Rechte der Standesherrn, überhaupt 
Die Bundesakte, in welcher dieſe Gerechtſame belaſſen find. 
Er Hört nicht auf Protektor gu ſeyn, wenn Er eine Urkun⸗ 
de, an welcher er fo vorzäglichen Antheil hat, duch fich 
ſelbſt oder durch ein eigenes Geſammegericht erflären, und 
den Streit durch dieſe Erflärung aburihellen läßt. Noch 
weniger bat fi der Souverain zu beklagen, wenn der Pros 
seftor mit den übrigen Souverainen den Streit durch au⸗ 
ehentifche interpretation fchlichtet, denn es fommt ja wahr: 
lich nicht darauf an, wie ein. Souverain die Urkunde 1806 
yerftanden habe, ſondern darauf, wie auch der Sinn ben 
fümmtlihen Verbündeten war. Auch iſt es gefehlt, 
wenn der vorigen Neichögewalt unter dem Vorwande, ſie 
erfcheine auf diefe Art wieder unter ihrer alten Geſtalt, ein 








*) Diefes ift dem, mas der Kerr Verfaffer $. 31 ©. 
117 unter Buchftabe VVYVV und YY fehrt, ganz, wenigſtene 
analogiſch gemäß.. 
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Vorwurf gemacht werden will. Denn außer dem, daß der 
Protektor, wenn die Sonveraine unter fi uneinig werden 
ſollten, (eim Fall, der nicht ausbfeiben dürfte) einfchreiten 
müßte, und adgefehen von dem, daß Er Bann im Grunde 
und im Wefen nur das ausübte, was die deutſchen Kaiſer 
unter folchen Lmftänden nach der Konſtitution ausgeübt has 
ben, muß man auch bedenken, daß die Landesgerichte ohne 
Kin noch immer mit den Streitigkeiten der nicht privilegir⸗ 
ten Unterthanen die Hände voll zu thun Haben, wobei id 
die Anmerkung nicht unterdriicken Tann, daß wir Reichsge⸗ 
feße haben, die ſich wegen ihrer Billigkeit, wegen ihres 
darin herrſchenden Scharfſinus mit den Geſetzen aller Nas 
tionen meffen können, und daß man nicht wohl thue, wenn 
es zur Sitte werden follte, noch länger verächtliche Blicke 
darauf zu werfen. Die Frage: 0b 
auf den vierten Einwurf ein Bundesgericht mit bem Bes 
"geiff von Souverainität in Harmonie zu bringen fey, iſt ebenfalls 
meiner Einfiht nad) fehr leicht. Iſt ja der Begriff eines Protek⸗ 
tors, der fich doch Einfchreitungen erlauben mufi, nicht ges 
gen den Begriff von Souverainität: wie follte es denn bet 
eines Bundesgerichts feyn? Findet der Herr Verfaſſer in 
ben.$$. 7ı und re fo viele Einfhränktungen für die Sous 
verainität zu läftig, ja! kann die Souverainität mit allen 
den Einfhräntungen beftehen, deren die Bundesakte ſelbſt 
fo häufig erwähnt, fo befräftige mich dieſes vollends in ber 
Erheblichkeit meines Zweifele. Zwar enthält die Akte nicht 
alles, gar vieles nicht; es war aber auch diefelbe fürs Des 
tail nicht angelegt, und das ift eben die Urſache, aus web 
her fie uns mit Nachträgen tröfter. 

Auf den fünften Einwurf. Sat man etwa an 


diefem würdigen Negenten der berühmten Naffauer nicht 


andere weit glänzendere Eigenfchaften, die ihn über viele ers 
heben? daß derſelbe in den Streitigkeiten der Unterthanen 
im Zweifel gegen den Fiskus gefprochen haben will, ift zwar 
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gt und auch lobenewurdig, if. aber dech winan, was Khan 
wor mehreren Jahrhunderten heidniſche Kaiſer ohen fo gatz 
unumwunden verordnet hahen, wie fi: das fchon im gten 
Heft des. rheiuſchen Bundes 9. 4. S. 376 in»der Zton 
Note angemerkt findet. Ich lacce ach dieſe Werorönung 
für die nicht privilegirten Unterthanen als ein Dinfter ved⸗ 
licher Regenten -pafliren, aber in/Rückſicht ber. Standes 
herrn? Hier meine Bedenklichkeiten ohne allen Rückhalßn 
Die Poziegentan des rheiniſchen Bundes haben für. gut ‚be 
funben, Souveraine von verſchiedenem Gewicht: aufzuftellenp 
Nach des Herrn Mofeſſors Darſtellung $. 17 ‚hat z. M 
bes König von: Maieen 17z60 Meilen an Land, an Be⸗ 
völterung ‚3;230,000 Seelen, an Revenüen 23 Millior 
Gulden, der, Souyerain dagegen 5. B. von Hildburgshauſen 
yon allem diefem bei weitem nicht den zwanzigfisn Theil, 
. Andere haben von allem nod weit weniger. Bedenke man 
nun, wie es möglich iſt, daß z. DB, die minder Gefegneteg 
1). Untergerichte und dabei zugleich 2).vade und mais tiich⸗ 
tigen Männern veriehene ObersJufanzen immer verſehen 
und eben fo. leicht erhalten können, ‚wie Baiern oder andere 
* Spuyeraige, die mit Oberapprliationsgerichten von 
16 und mehoeren ‚der ausgefuchteften Dubiekte verfehen: ſind, 
water denen die. Boͤſen, wenn ſich etwa auch ſolche eingaſchli⸗ 
den haben ſollten, durch die Beſſern im Zaum gehaltaz 
werden ? Man ſetze nun weiter, der Nachfolger eines fo ge⸗ 
ring. geſetzten Sanverains ‚wäre auch noch ein Freund von 
ungebundener Willkühr, der Direktor des Oberappellations⸗ 
gerichte wäre ein Tanganichts (gegen dergleichen Leute nicht 
einmal beide, mächtigen Reichsgerichte gefichert waren) bey 
eine Nach märe ein Dummkopf, der andere ein Jaherr, 
entweder aus Apathi⸗ gegen alles Denken, oder aus Furcht 
mit den Seinigen an Bettelſtab befördert gu werden, und 
ſolch ein Souverain beging Ungerechtigkeiten gegen den 
Standesherrn, erklärte z. B. den 27. Art, der Bundesakte 
13, 


x 
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Surdans nach feinem ’juterefle ıc., wird wohl dir Standes 
herr in dem gegebenen Falle und andern ähnlichen Füällen 
nicht ängftlich um ben. Ausſsgang werden ? Ich glaube zwar 
immer , daf alle Souveraine gleiche Rechte behalten müffen, 
weil  Diefes Buchſtaben umd Geiſt der Bundesakte fo will, 
glaube ‚aber dagegen auch, daß Die Standesherrn unmöglich 
gleiches Zutraum anf fo ungleich beſtellte Gerichte ſotzen 
Können, Es wäre daher fehr zu wünſchen, daß die Könige 
und SGroßherzoge, die gewiß nichts von einem gut Defekten 
Bundesgericht file ihre Gerechtſame zu beflirchten Haben, 
Durch Errichtung eines folchen den fiSrigen vorangiengen, 
ſollte es auch nur der Erhaltung des Sutranens wegen zwis 
ſchen Gouverain und Standesherr ſeyn, bei: welchem der 
ganze Staat weit mehr, als. mancher zu glauben fcheint; 
intereffiret , ja bei welchem: der ganze Bund intereffiest iR. 
Dieſe Behauptung iſt zwar ſtark, aber gieihwohl wahr, 
weil eben die Fälle, die nah der Geſchichte in mehreren 
Staaten oft und wirklich geſchehen find, mit vollem Rechte 
unter die feichten Möglichkeiten gefegt werden därfen. 

° | $. 14. Stebente Bemerfung. W 

Im 6. 146. nennt Herr Profeſſor Behr den Seren 

geheimen Rath Brauer als den Schöpfer des Ausdrucks 
Standesherr. Ich kann ihn bagegen verfihern, daß 
diefer Ausdrud in andern Gegenden Deutfchiands: bekaunt 
war, bevor des Seren geheimen Rathe Brauer Großvater 
das Licht der Melt erbliett bat. - Was liegt Her daran ? 
. Seren: Profeffor Behr sefällt aber weder. der Ausdruck 
Standesherr noch jener mediatiſirt, wofür er freis 
lich auch feine Gründe hat. Hier im $. 146. ſchlägt er 
daher einen andern vor, nämlich privilenirter Herr, 
deſſen er ſich auch in die Zukunft nur bedienen will, weiter 
fort, nämlich im $. 156, neigt fi derfelbe in Betreff der. 
Standesgeren zu dem genevsllen Ausdrud: Staatsbeams 
ven, indem fie dieſes nur.eigentiih wären: 
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1) Chriſtian Thomafius fagt.: verba valent 
sicut nummi , und wer dieſes recht bedenkt, dem follte, 
denke ich, die Neigung zur Worsmünzerei, fo. ‚ziemlich vergen 
Sen. Treibt man die Sache zu weit; fo bekommen bie Bes 
griffe am Ende, dem Monde gleich, Höfe, lanfen. zufammen, 
wie die ‚bösartigen Biattern, und da giebt es Damm bad 
Ding, weiches man im- phafiichen Sinne. Fratzengeſicht nennt, 
ein Ding, in NAnfehung deſſen man zweifelt, . ob es zum 
Menſchen⸗ sder Drang: Datangegefälecht kiaſſittirt werden 
ſoll? Es iſt auch 

-9) ſchwerlich noch ein Pebligiſtt in Del; der 
mit den Anedrücken: mekistifirt, Stanbeshere 
(zugegeben, daß mediatifirt nicht philaſophiſch richtig. iR) 
nicht die Achte neu ſtaatsrechtliche Begriffe verbinden 7 oe 
laſſe man fie alſo. Dieſes iſt wohl dermal 

5) um fo billiger, als ſich die Souveraine in chren 
Seklarationen (man ſehe 3. B. das Ace Heſft des rheiniſchen 
Bundes ©. 373,; daun S. 464. u. ſ. u) der Auadriirke 
Standesherr ꝛc. bedienet und dieſelben auf dieſe Art eine 
geſetzliche Sanktion erhalten haben. Oder wollte man 

4) dem Souverain zumuthen, dieſer Ausdrücke wegen, 
ale Deklarationen, und ihre geſchehenen Nachträige umdruk 
ken zu laſſen; ſo würden gewiß wenige auf der Seite Bir 
zumuthenden ſtehen wollen. 

5) Der von Kern Profeffor Sehr. ‚gewählte A 
deu : Privilegirter Herr erfchöpft fchwerlich den neu 
publiziſtiſchen Begriff. Auch bie Ritter find privilegirt, 
und wie viele amderk giebt es deren nd, dermal befonders, 
auch in Frankreich ?.der Ausdrud: Standesherr, d. 5. 
ein Ar, der durch bie Sunbesafte, alfo durch æin 
Bundes⸗Grundgeſetz, unter Mitwirfung allar 
Epouveraine und des Proteftors als vormäliger 
Neichtſtand, vor aflen andern privilegirten Ständen des 
Staats, die nur jeder einzelne Souverain, mit weniger; 
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Eingeſchraͤnkthelt: muſtert, aufr:eine" gamg vorzligliche Art 
ausgezetähnet, dergeſtalt ausgezeichner iſt, daß es in. ber WIR 
Ahr des Souverainen nicht ſteht, in ihm Weſentlichkeiten 
zu vernichten, könnte alſo wohl, and müßte: billig: beibehes 
ji werden. Es gilt - 

6) dem Herrn Profeffor. zur Vermeidung der mama 
Ä * um Beibehaltung der ſogenannten formellen Sta ats⸗ 
etnheite Wollte er ſich aber erinnern, daß die phyfiſche, 
golitiſche, moraliſche, ich meine die geiflfiche und weittiche 


- Berhältniffe tauſenderlei Anomalien dieſer, und leider! om u 


von einer weisfAäptichern Art Hat, die man doch anch nicht 
Germeiden kann, Daß: fie: ſelbſt in der: Bundesakte ·Anoma⸗ 
Gen, aoch mehrn dug ſich deraleihen-fogar in der ſyſtemati⸗ 
hen Darfellung ‚: wenigſtens nach meiner Anfitht , ſinden; 
ſo dächte ih, man Heß Die Aucdrücke, wie fe nun einmai 
ſind. Wenn ve nun abe "9. ©: 

E..m) die Standesheren mit. Staatebeamten paralleiifzen 
win, tmd Dies Altes cbeafalle um ber. formeiten Staats⸗ 
eindhrst wegen, fo denke ich, die MOache: wird noch vi 


weiter : fiber die Gebuͤhr getrieben. Ein GStandecherr iſt 


doch wohl ein ganz anberes Wehen, als ein Staatebeamter. 
Die Annahme des letzteren, und viele behaupten. ſogar⸗ 


feine Beibehaltung, iſt Guade des Kern, er leiſtee 


eigene Dienfte, bekommt eigene Beſoldung, leiſtet einer; 
Dienſteid, Bann , je nachdem «6 komme, amovirt werden, 
u. d. mehr. Ein Stanbeäherr weiß von allen dieſen Vere; 
Hältniffen nichte. Sein” Weſen ik im. ber. Fundamental⸗ 
Bundesurfunde aus Gefühlefür, Recht geheilit, er: 
fiellt Beamten, fogar ganze Dikaftiiien an, die Unterefansen 
feines Standesgebiets ſcuworen ihm dunch einen koryerlichen 
eis Treue. : * 


Er hat das Straverwandlunge⸗ und Veal edungereche 
Er hat dabei nicht nur in ber Bendesakte, ſondern auch 


in len Deklarationen der Souveraine Rechte, an welche sin 
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Seaatabeamter: aus foicher. init denken durf, wohin 3. B. 
‚gehher, daßer npeiatiches Fllen nur: von ſelnen Eeichen 
gericheet werden: darf, baß ihm ſelbſt nad) der Meinung bed 
Herrn Profeſſer $. ı71. ©. 467: der Rang vor allen 
Stantsbeamten (welches auch ber Fall der Biſchöfe ſeyn 
muß) gehört, Und nun gieichwohl bie Standesheren mit 
den Staatsbeamten der fogenannten formellen Staatk 
gleichheit wegen vermiſchen! *) Durch dieſe Vermi⸗ 
ſchung Sie ſchoͤne und richtige Lehre feines 6. 166. in Kon⸗ 
traſt ſtellen! nach welchem der Here Profeſſor mit vielem 
Nechte ſelbſt behauptet: »daß. Falls ein Standesherr vor 
»dem ıaten Ivly 1806. in dem Gebiete feines Souverains 
»duch eine Servitut die Juſtiz verwaltet: hätte, er darinn 
Hvon dem Souverain nicht Seeimträchtige werden dünfe,« 
‚eine ‘der formellen Gtaatsgleichheit entgegenftehende Bes 
hauptung, die genug zeigt, wie heiklich das fogenannte phi⸗ 
toſophiſche Grüub Über derlei poſitive Nechtsmaterie iſt. 
Mir hat daher in dieſem Betreff nie etwas beſſer gefallen, 
als Maille's Aeußerung bei Ableſung der Konſtitutionsur⸗ 


kunde im Auguſt 1796, fie heißt: »Die Einrichtungen 


»im Staate laſſen ſich nicht auf methaphyſiſche 
NSpekulationen gründen, « **) und wenn man dabei 
bleibt, fo kann Vielſchreiberei über diofen Punkt gemãchlich 


— ⸗ 





2) Formen, ſagt der Verfaſſer der Materialien 
zur Geſchichte der Jahre 1806, 1806, und 1807. von einem 
Preußen, Frankfurt und Leipzig 1800. ©. 77. find für 
Mittelmäßigkeiten erfunden, iiber welche unfere 
edle Souveraine gewiß fehr weit erhaben find. 

**) Der Verfaſſer des Buche: Geiſt der juridifchen Li⸗ 
teratur von 1796. Göttingen 1797. (ob es gleich wur vn 
Bändchen von einigen hundert Seiten iſt, enthält mehr 
wahre Weisheit, als manche Folianten von mehreren 1000 
Seiten) meint ©. ı21. vbet ſolchen Wahrheiten feyen Frans 
-2söfifche Autoritäten. mehr werth, als Deutſche.« | 
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geſpart werben. Uebrigens ſetzo ich noch Hinzu, daß mic ber 
Ancbdruck: Staatsbeamter eben fo unangenehm auffällt, 
als dem Herrn Verfaſſer der Zintelfche Ausdruck von den 
Bundesſtaaten, Die er Jöoderativmonarchie nennt, mi 
Necht aufgefallen iſt, mit dem großen Unterſchiede jedoch, 
. daB der Ausdruck: Föderatidmonarchle eine Beleidigung 
‘gegen  alle:. Bunbesfouveraine ift, Die von einer Monauchie 
weder etwas wiſſen wollen, noch können, da im Segen 
theil der Beher iſche aus reinen Quellen, ans umſchuldigen 
Sefinnungen fließt, im Grunde auch, obgleich meiner Aus 
ſicht nach Fatih, doch unſchädlich iſt. 

9. 16. Achte Bemerkung. 

Wenn es dem Herrn Profeffer im 6. 175. ©. 475. 
»ebenfalls anſtößig ſcheint, daß die Standesherrn den. Ref 
ihrer betaffenen Gerechtſame ans analogifhen z. B. ſolchen 
Grlinden bilden, .aus denen die Kurfüirften von Trier, 
ber Fürſtbiſchof von Speier, die Käufer Hananı 


Lichtenberg und Heffen Rotenburg unter der Sons 


verainität von Frankreich, mehrere ‚Rechte genoffen haben, 
ale man dermal den Standesheren unter der deutihen Sons 
verainität belaſſen will ; fo kann ich mit meinen Bemerkun⸗ 
gen, wie ehr ich mich mit. ihnen einfhränten werde, noch 
immer nicht einhalten. 

®&. 477. führt derſelbe als Urfahen an: Niemand 
»fönne dafür bürgen, was für Anfichten und viel: 
»Rleiſcht eigene Rückſichten bie Könige von Ihrer Son⸗ 
»nerainität ımd zum. Nachgeben derfeiben gehabt Hätten: 
»daraus habe alſo ein analogifches Argument nicht ſtatt, 
‚wenn nicht die Standesherrn das Statthaben gleicher Ans 
»üghten und Nilickfichten nachweiſen Mönnten.e - 

Hieranf nun meine Zweifel. | 

1) Wenn je ein König in der Welt eine richtige Ans 
ſicht vom Grhalt und Umfang der Souverainität Batte, fo 
war es Ludwig XIV. (die Geiſel Deutichlands und feiner 
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Kamen Nation) und ſeina Miniſter. War a) etwas an def 
Anlicht zu tadeln, fo war es der Umſtand, nicht, daß er 
ihr etwa zu enge Sränzen, fondern daß er ihr fe vielleicht 
zu weit ſetzte. War au 3) je eim König, der ſich im 
‚ Grunde ſehr wenig um Rückſicht en', befonders, wenn es 
deutſche Gränzfürſten beivaf, bekümmerte, fo war ed ebens 
falls Ludwig XIV ;. und diefes kann man auch von feinem 
Nachfolger fagen, nur mit dem Unterſchied, daß letzterer 
mehr Empfänglichkeit fiir Recht und Billigkeit hatte.“ Die 
Anficbten und Rückſichten beſtanden alſo blos barinn, a) von 
der Souverainirät nicht einen Nagel breit abzuweichen, b) 
den deutichen Fürſten dagtgen auch, nichts zu nehmen, was 
außer der Sphäre der Oberhoheitsrechte lag. Verlangen 
nun aber. die dermaligen Standesheren von den Souverais 
nen, Ihren ehemaligen Diltftänden, nicht mehr, und bürs 
fen fie von denſelben auch nicht weniger hoffen, als ſelbſt 
Die Könige, von Frankreich gegeben haben, bauen fie ihre 
„Hoffnungen auf derlei analogifhe Schlüſſe, fo finde Ich dar⸗ 
en nichts, außer. nur etwa das zu tadlen, daß ſie fich nicht 
viel mehr immer auf Buchſtaben, Geiſt und Zweck der 
Bundesurkunde ſelbſt beziehen, welche den Souverains und 
den Standesherru ihre Portionen mit einer gewiß jedem 
Denter auffalienden Umſicht zugemefien hat. | 
In Betreff der von ihnen in Rückſicht dev. Seafen von 
Fugger , dann Heffens Rotenburg benußten analogifchen Ar⸗ 
gumenten wird man doc auch nicht behaupten wollen, daß 
der König von Baiern, welcher fo viele mufterhaft 
durchdachte und Humanität athmende Geſetze Deutfchland 
vorlegt, ober daß der vormalige Beſitzer von der Heſſen⸗ 
Kaffelifhen Linie, der gewiß. in Allem, was feine 
Intereſſen betraf, ſehr fcharfe Linien zu ziehen verſtand, 
Beine richtige Anfichten,, oder wohl andere Nücdkfichten , als 
jene , welche das Gefühl von Humanität abzwingen, gehabt 
hätten... Den Stanbesherrn alſo die Stoffe, die die Ruinen 
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ihrer ehemaligen Hohelt als der veriterende Thelet, 
nur zuſammen leſen wollen, zum Voͤrtheil der. gewinnen: 
den Sonveratne aus den Händen philoſophiren wollen, 
das geht, fo fcheint e® mir, wenigſtens zu ‚weit, viel zu 
weit, beſonders da das Nachweiſen der Rückſichten, wenn fie 
anders’ iriterpretire "werden wollen, als es eben von mie 
Lit. a, und b, geſchah, die Grenzen der Möglichkeit über 
fchreiten würde. 
6. 16. Heunte Bemerkung. 

Am $. 176 heißt es: »Die Unterthanen ber Standes 
»heren, welche feßtere felbft Unterthanen der Bouveraitne 
» wären ‚ könnten nur Unterehanen der Souveraine feyn, 
sin Rückſicht der Standesheren- könnten ſie nur im Vers 
»hältniß dee Amtöuntergebenen gegen einen Dtaatdı 
»beamten ftehen, weil fon die Souverainirät nicht vollſtän⸗ 
»dig wäre.« Ob nun gleich der Herr Merfaffer kein Freund 
von analogifchen Argumenten ift, wie das im vorigen. Abſatz 
Angefirhere zeigt, fo finde ich doch Hier ſür rächlich, mich 
eines folchen zu bedienen. Nach der Höchfeligen- Reichsver: 
faſſung waren alle Neicheftände auch als Reichsſtände Uns 
tertjanen Kaifere und Reichs, und dieſe letztere listen es 
gleichwohl, dald, wohl zu merken‘, - ganz unumfchränfte Son 
verame, daß die Stände ihr Volk Untershanen nennen durf⸗ 
ten." Sch fühle es zwar Bat wohl, daß fih gegen dieſes 
aus det Analogie genonfmene Argument Auswege anbringen 
laffen. Ach Habe es aber zum Glücke mir keinem Sophtften 
Hipplas zu thun, und ich verweife im Falle der Noih auf 
die erſte Note des 14. 6. und auf das daſelbſt im Terte 
von Maille geäußert. Dabei frage ich nun noch: Wie fol 
‚man diefenigen Menſchen, um fie 3. B. von den Alt: Heflis 
ſchen zu üunterfcheiden, nenen, die im Neu⸗Heſſiſchen, ich. 
meine die, weiche im Sotmſiſchen, Erbachiſchen, Wittgenſtei⸗ 
niſchen wohnen? Etwa neu heſſiſche Unterthanen? denn 
müßte man aber doch, wenn von einer charakteriſtiſchen 


I) 
/ 
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Muctzät die Mebe wäre, dazu feßen, nen Heſſiſche Untertha⸗ 
nen aus ben Sotmfiichen, Erbadhifhen Gebieten. : Leber 


Das Bort Gebiet ließe fih auch etwas philoſophiren, weis 


ches aber der Herr Profeffor noch zur Seit unangetaftet 
lãßt. Wenigſtens drückt das Wort Amtsuntergebene den 
rechtlichen Sinn auf keine Weiſe aus, denn das find fie 
auch in Rüdficht ber. Mefervardeamten und jedes anderen 
Staatsbeamten *). Allenfalls werden die Nefervatbeanıten 
für das Intereſſe der Souveraine dergeſtalt zu forgen wifs 
fen, daß der alte Ausdrud 5. B. Solmſer Unterthanen mis 
ber zum Nachtheile des Souverains, noch daß fonft derſelbe 
in Unordnung, Rebellion ıc. ausarte. Daß aber die Regen⸗ 
ten wit unverdocdenen Köpfen und reinen Kerzen weit 
brauchbarer für die praktifche Welt find, als manche ſonſt 
in der That gelehrte Männer, kann man im Heſſiſchen fes 
fen. Darin find 5. ©. die Sanerben des Böfeder 





*) Ich Habe doch wohl ben großen Unterſchied zwifchen 
Staatsseamten und den Standesheren angedeutet. Kerr 
Profeffoe Behr muß mohl doch felöft einen folchen gefühs 
let haben, denn wenn er im $. 157 S. 503 verfidert, »die 
» Strandesheren feyen in der Reihe der Staatswlrden um 
seine Stufe tiefer zu feßen, als der Souverain,« fo denke 
ich, diefes enthalte binlänglih feine Geſinnungen. Es hat 
aber zwiſchen Megenten und Staatsbeamten, welhe zwar 
auch in die Klage privilegirter Unterthanen gehören, gar 
feine Stufenreihe ſtatt (denn fie fange eben erft von den 
E:rtnatsteamten an, und geht dann weiter hinunter), WI 


‘man aifo die Standes rrn den Prinzen des Hauſes gleich 


ftellen, fo wird das. gdr Leine Anomalie feyn. Mit vielem 
echte nenner der Herr Prpfeffor die Qualität des Standes 
heirn eine Staats wür de, denn file ift-eine Bundesfundas 
anentalgegriindete Staatswürde, welche keinem Staarsmints 
fter als ſolchem beigelegt werden Ffann. Sin Betrachtung als 
les dieſes fiel es mir auf, daß man den, Standesherrn nur 
die Benennung von ÖStaatsdienern eingefiehen, ihre Unterges 
bene nicht einmal mehr Untertbanen genannt haben 
wollte. GE a W 


* 
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Thale, bie Ketten von Raberam rc, die ſchon fait lauge 
der beffifchen Landeshoheit unterworfen find. Man heat abe 
immer die Bewohner dieſer Sanerben die Unterthanon der 
‚Herren von Böſeck, von Rabenan genannt, und es If 
din Hiefigem Lande noch Niemand vingefalen, daß deswegen 
die heſſiſcher Landeshoheit machte, ber bermalige Durchlauch 
tigſte Souverain unferes Heſſenlandes ſchläft eben fo ruhig 
bei dieſer Gefahr. Sn der ſchon mihrmol angefliärten 
Signatur vom ao. Juni 1808 bedient er fih Nr. 1 der 
Ausdrücke (die Rede iſt von Standesherrlichen Untergebe⸗ 
nen) » Wollten Wir, daß die Unterthanen is den ſtan 
» desherrlichen Bezirken den Stanbesheren ein fürmiiches 
» Geluͤbde mittels körperlichen Eides nad folgender Formel 
»feiften und ablegen follen. « . 
Der Herr Peofeffor Hat dagegen am augefühtten 

noch die Vodenklichkeit, Indem er meint, daß ber Ausdruck 
Unterthänen der Vollſtändigkelt der Souverainität zu 
nade trete. Wegen der Vollſtändigkeit Habe ich mich 
aber fhon genug genußert, *) und fo wie man ſich gegen 





/ 

. *) Doch nur noch ein weniges über die Vollſtändig⸗ 
keit der Souverainität. Dee Kerr Verfaſſer findet es 1) 
6. 25 ©. 86 der Sonverainität, und zwar mit Necht, 
"nicht abbrächig, daß ber Proteftor. im Notelle gegen jeden 
Souverain, wenn Umſtände dazu auffordern,. mit Gewalt 
einfchreiten darf, Ferner findet ed derſelbe a) 66. 70. 71 
S. 200. 221 der Souveralnität nicht nachtheitig, daß Falls 
die Landeskonſtitutivn — ber Landflände, über 
welche er 99. 69 — 74 fehe gute Sachen jagt, und deren 
Konſens bei Steneranſätzen erfordert, er zu deren Reſpekti⸗ 
rung verbunden fey. Derfelde äußere 5) $. 108. ©. 304 
wörtlich: » Daß die Souveraine gleichwohl feine volle 
»Regentengewalt, keine Souverainität in. ihrer 
»ganzen Bülte, mit einem Wort, feine wahre Machts 
»voſllkommenheit beſitzen.« 

.Derſelbe ſchreibt weiter 4) $: 105 S. 318 2 Daß das 
»den Dtandesherrn im Art. a7 bet Bundesakte Ueberlaſſene 
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Das zu Nahet reten im Heffiſchen nicht Märchtet, To wird 
- .biefes auch der Fall im Großherzoglich Wuͤrzburgiſchen, und 
allen iibrigen fouverainen Staaten ſeyn, und ich denke bei 
Bei, daß Falls den Standesſsherrn von ben Souverainen 
nicht zu nahe getreten wird, bie lehten ganz ruhig ihr Daun , 
‚aufs Schlummerkiſſon legen können. 

8. 17., Zehnte Bemerkung. 

In dem $. 186 behauptet der Herr Profeſſor: u 
» die Vererbungss und Difpofittionsweife der Standesherrn, 
»mweun ©. die eine Linie, oder wohl gar ber ganze 
» Mannsſtamm ausgeſtorben, und wenn dieſes auch der Ball 
2 der Weiber ſey, was und wie ber oder die Letztlebende 
»wererben, oder ſonſt darüber difponiven können, Babe bie 
. » Bundesakte nichts beſtimmt. Wahr! aber die Bundes 
afte Eonnte und wollte kein jus privatum pr incipum, oder 
jas familiarum illustrium ſchreiben. Sie geiff nur das, 
was zum Bundesorganismus gehörte, mit zwar generellen, 
aber doch. Meifterzligen auf, und zwar deswegen nur, weil 
‚für deriei Rechte Thon die Familienverträge goſorgt hatten, 
‚die fie nicht aufheben wollte, Zwar gieng in Betreff der 
Standesherrn der arte Artikel der Vundesakte mehr ins 
Detail, und indeni fie noch dabei den generellen Ausdruck: 
et autres semblables, anhing, fo konnte wohl mis Fug 


f 





»als ein Refervat zu betrachten fey, wodurch die Voll⸗ 
vſtändigkeit dee Souverainität als Hegel nichts leide, viels 
» mıhr Belräftigung erhalte. « 

Ah mill alfo, wenn ich auch weiter nichts anmerfOP 
‚mag, doch dag Wenige nicht unterdrücken, nämlich , daß ich 
es ganz und gar nicht einfehe, wie man aus den Auss 
DBrücden Unterthan fo viel Aufbehens machen könne, wenn 
man jich gleichwohl genüthige fieht, den Abgang von fo viel: 
wefentlichem in der Souverainität einzugeſtehen, und 
wenn man aus Souverainitätsvollkommenheiten, 
‚Ballen, Machtvollkommenheiten Schtüffe zieht, von 
Den. man, or die Vorderſätze nicht zugiebt. 


204 | 


unterftellt werben, daß für alle fibrige fiandesferrliche Nech 
te, wie fich der Tert ausdrückt: » nom essentiellöment. in- 
»herens à la Bouverainete« geſorgt fen, alfo gemiß auch 
fir die Familienverträge, weiche doch wohl unter ben As 
Art. 07 den Standecherrn belafſenen drbits ‚serziuhemk 
et faodaux begelffen find. Dabei werben die Standeshermn 
gegen alle Schmäterung der’ Ihnen. beluſſenen Diechte ges 
ſichert, poſit iv verwahtet, ja! wenn ihnen am Ende des 
Art. 927 poſitiv beſtimme iſt, das Ihrige bedingt zu ver 
faufen, fd darf man doch wohl dieſes eine poſitive 
Beſtimmung nentien, und es hatte Damm, wenn meine 
Induktion richtig iſt, der Herr Profeſſor darin nicht fo 
ganz recht, daß über die Wererbungss und Difpofitionsbefngs 
niſſe die Bundesakte nichts Poſitives beſtimmt habe. © — 
a 6. 18. Eilfte Bemerkung. “ 
Sie betrifft nicht nur meinen eigenen, fordern andy, 

wie ich verfichert zu fehn glaube, den Dank manches andern 
fie die guten und im Ganzen reinen Grundſätze, bie dee 
Herr Prof ſſor in feinem Wert über den Wginifchen- Sums 
Hin und wieder aufgeſtellt, und — mas nöd nicht in der 
Geſtalt gefchehen war, ſyſtematiſtrt Hat, Neun berfelbe das 
: bei in'den 86. 187. 188, dann aber insbeſonderr 199 durchs 
aus teih Warrlortfche, ſeinem Hergen- Ehre brimgende Geſin⸗ 
nungen äußert; ivenn er zu Erhöhung und Velräftigung 





*%) »In dem. vorhergehenden 6. 184! redet der Verfaſ⸗ 
rrvom Heimfallsrecht der Standesherrn, freifich 
»niche in dem Sinne, wie es dermal ausschbt wird. Ich 
»habe das er gang voll über diefe Ausübung, und könnte 
» deswegen därtiber feht viele Anmerkungen machen. 

» mögen aber bie Thränen, weiche eine große Menge von 

v Familienvdteen, Wittwen und Waiſen darüber, wie auch 

»über andere dergleichen Benehmungen weinen , flatt eines 

»— Commentars dienen! ob es gleich gu wünſchen wäre, ' 
‚ »daß fih auch der Protektor mie den Souverainen dieſer 

> Angelegenheit auf sine ſchützliche Art annähmen. « 





vw, 
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derſelben andy noch Die. Rezenßon in. der, euner Alggemei— 
nen Litteraturzeitung hefonders. Mr. Sos, und dahei hie a 


haltvollen ‚Sehenken des ſcharfſinmigen Stanterache. vor 


Müller auszieht; fo. muß wohl: in jedem, dautfchen Herz 
zen ber feurige Wunſch ausbrechen: möchte doch die Morfes 
Yung dieſen Ergiefungen Gedeihen ‚zum Heil der Souverau 
nen und ihrer Unterthanen verleihen! Möochten fie zugleich 
der Hrusfchen Tugend und Ehre, die. nach und nach fo tief. 
verwundet worden find, wieder aufhelfen, ihnen wieder Les 
ben geben! Wie meine Anmerkungen, deren ich freitich..noch, 
niel mehrere wochen kennte, ‚zeigen, fe babe ich zwar him 
und wieder etwas andere Anfichten, wiederhole aber dabei, 
daß die meinigen ‚nur. ale Zweiſel Yelten follen, indem ih 
an manche andere Infallibilität nicht, an meine eigene. aber 
am wenigften glaube. 

‚abe ich dabei uun noch amwa⸗ meht aufm Herzen, 
fo möchte es etwa in Folgendem beſtchen. 

+) Wenn ich zuweilen aus. Schriften, Bemerhe, daß Die 
Gefianungen mancher Standesherrn mit. bem, Seifte, ber in 
den Deflarationen einiger Souveraine herrſcht, nicht in 
Einklang ftehen, wenwn ich dabei gar zu fühlen flirchte, den 
ſtandesherrlichen Nechtẽn werden Yen ande wieder zu ſcharf 
zigeſetzt, wenn ich Dabei Folgen votaueuſehen glauße, bie 
zu feiner Zeit übel werben können. — Wie ?.und unter weis 
den Umſtänden ?. das gehört nicht: hleher; —- fo möchte ich 
wieder das in Erinnerung bringen, mg ber anonymifche 
Verfaſſer im gun Heft des rhein. Spndes, ©. 977. Mt. 7. 
und wie es mir ſcheint, aus ganz“ reinen Abſichten zu er. 
kennen gegeben hat. Nur von fäinde Sette, wenn Harmo⸗ 
nie herauskommen ſoll, den Bogen zu, hoch geſpannt?:! 

0) Die Vorſehung erhalte aber ben Protektor des rhei 
niſchen Bundes mit deſſen Mitpaziszenten, die wir alle vom 
fo verehrungewürdigen Seiten kennen, aber auch ſie ſind 
als Menſchen der Sterblichkeit untseworfen. "Wis aber, wenn 
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eines, beſonders des Protektors Nachfolger andere Anfichtes 
vom rheiniſchen Wunde hätte, ein Freund von formeller 
Staatseihheit, von arrondiren, furz von reformiren wäre, ) 
wenn ihm ein Bundesſtaat von wenigen taufend [) Meilen 
zu groß, ein anderer von ungleich geringerem Gehalt zu 
Mein fchien, wenn er dann dem einen wegnähme, dem ans 
bern znfeßte,' oder gar, wenn er einen Gonverain dem ans 
dern unterwürfe, und auf dieſe Art einen- Souverain in eis 
nen Standesherrn umbildete: dürfte ee wohl Magen, wenn 
er in Anfehung deffen, was ihm nod übrig be 
Laffen würde, nach eben den Grundfäßen beur 
chetlet werden wollte, die in feinen eigenen 
Deflararionen, oder in jenen feines Vorfahrere 
aufgeftelle find? u 
Hat je Chriftus einen Grundfag ber Heidnifchen Kaifer 
als Narurgefeg aufgenommen; fo war es vorzliglih der: 
quod quisque juris in alterum statuit, eodem et ipse 
utatur. Das wird aber, fo wähnen einige, freilich ans 
dere anders, nie geſchehen. Darauf antworte ich nicht, 





. ® - 

*) Man erinnere fig .nur en Die Projekte, welche. vor 
kurzem der Verfaſſer der vertrauten Briefe über Preußens 
Verhättnife 18307 im Bd. 2 S. 60 und Gr zu Tage ges 
fördert hat, und man wird vermuthere oder befler gefliwchten. 
we Möglichkeiten diefer Art nicht für Chimäre halten , weil 
es immer Leute, befonders Gelehrte, giebt, denen die Welt 
nicht recht iſt, und weil es auch Machthaber wenigſtens ges 
ben kann, die derleig Plane goutiven und geltend machen. - 
Denn es giebt, wie Kerr Profeffor Behr im ıdten Heft 
bes rhein. Bundes S. 155 ſelbſt einbefennet, immer Wiens 
fhen, die Hang zum nngebundenen Herrſchen haben, fo wie 
er auch $. 42 S. 155 mit Recht ſchreibt: »Da aber die 
»Bundesglieder doc immer Menfhen, und meil fie als foß 
sche auch der, der Tendenz des‘ Bundes entfprechenden, 
» Maximen fähig find, es aljo immer möglich bleibt, Daß 
»einer oder der andere feine Bundesobliegenheit nicht Ge⸗ 
nnüge lfle.e — - 
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weit. mir ein Menſchen⸗ und ein Genhichtsteaner Einnslirfe 
dieſer Her nicht machen wird. Gehoft Toll es zwar nicht, 
darf aber gewiß gefürdtst werden. Daß Frankreich, 
‚wenn. es will, alles hun kann, das zeigen Doch wohl unfere 
Zeiten, und es iſt nicht zu verkennende Wahrheit, daß noch 
Bein Regent fo viel Mitnel gehabt hat, der Wohlthäter des’ 
Yanzen Menſchengeſchlechts zu feyn, als Kalfer Napoleon. 

4) Daß die Tendenz, die font in Europa derrſchee, 
die wit war, die fie ſehn follte, das hat wehl mancher of 
mit blutendem Kerzen bemerkt. Daß Napole on von der 
Vorſehung beftimme zu feyn feheint, dem polisifchen Erde⸗ 
univerfum eine :andere, eine befiere Tendenz. zu verichaffen, 
Hätte auch ſchon lang vorhergeſehen werden können, geſchah 
aber nichs oder nicht immer, oder wenigftens nicht von den’ 
Lenten,. die im Apocalyptenblicde geübt feyn follten. Män— 
ner feiner Art mißt man nicht mit der gewöhnlichen Elle, 
Er iſt in allem kolloſaliſch, und wenn ea ihm noch gelingt, 
das Jutereſſe Frankreichs und ſeiner Verbündeten mie jenem 
Englands auf eine, Art (nicht blutig und kurz) auszugieis 
hen, daß die Menfhheit dabei, um die es doch nur ei⸗ 
gentlich gelten darf, nicht nur nichts verliert, fondern ger 
winuts fo wird man: (fchon wirklich ift se unerreicht!) noch 
mehr umſonſt feines Gleichen in den: Völkergeſchichten 
ſachen J 

5) Was die Zuſtandebringung bis deutſchen Rheinbun⸗ 
des, oder befier die Palingeneſie Deutſchlands betrifft; fo 
hat Frankreich dadurch, befonders dadurch, daß alles auf 
eine unblutige Art geſchah, weit mehr gewonnen ‚ale durch: _ 
die Beſitzungen Spaniens und Portugals, und? — noch 
mehrerer anderer: Länder dazu, wobel es fih aud Hoffen - 
läge, daß Deutſchland feibft nichts verferen habe, wenn 
anders die Gründe wahr find, die ein anonymifcher Verfais 
fir in Ne. 19 des ııten Heftes des ıhein. Bundes für 
diefe Hofnung geäußert, ich meine, wenn er beſonders $. 9 


- 
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©. 200 — sh unter Lin A — G (pm gewiß ned. 
manches beigefeht werben könnte) sinen richtigen Seherblick 
gehabt bat. 

6) Unter diefem großen Protektor wird det cheinifche 
Bund wie auf einem unerſchütterlichen Felſen gebaut, fe’ 
fießen, denn er bat Kraft und Scharfblick, dabei aber au 
eben fo vie wahres politifches Intereſſe bei feiner Erhal⸗ 
tung, als bie Verbündeten feldft. 

3., Um nun wegen allem dieſem wicht: in Sorge ſeyn gu 
wüſſen habe ich im Eingange diefes $. den Wunſch Nr. x 

geäußert, der eigentlish dahin gebt, Soimeaine und Stans 
desherrn möchten ſich in der Güte, ohne alle Einmiſchung 
des Protektors, unter einander ‚ausgleichen. Nach den Ges 
fegen der Politik (ed kommt auf .den Zeitpunkt an) künnen 
bie Souveraine vielleicht etwas, aber ficher nicht viel, dabei 
gewinnen, aber auch wertieren. Dieles bann zwar such der 
Fall der Standesheren ſeyn, 06 fie gleich fo viel voraus has 
Ben,. daß ‚nicht viel für fie verloren werden. Dürfte, falls mit 
autentifchen Sjnterpretarionen eingeichritten werben müßte. 
Bei der Politik komme es nebft dem fehr darauf an, daß 
man Die Grundſähze kenne, die in einem Kabinet einmal ans 
genommen find. Bisweilen vertragen fie. fich gar gut, bids 
weilen aber auch gar fchlecht mit dem Recht, "und wenn als 
lenfalls das fogenannte temporifiren zum Kabinetsgrund⸗ 
fab — der eben mit -den Negenten nicht immer. Ausfticht, 
gemacht ift; fo ſpringen oft theils währen“ des Tempori⸗ 
firens, theils nachdem disfer Grundſatz aufgegeben iſt, Reſul⸗ 
tate hervor, weiche die Mutter der bekannten Erfiamation s 
wer hätte das gedacht! werden, die aber: kein Aushänge⸗ 


ſchild für wahre Weisheit if, da man. in. der Regel auf: 


alles denken, und nur ausſsnahmsweiſe auf. etwas Des 
ſtimmtes vechnen darf. 
Gieſen den arten Julius 1808. 
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15. 


Ad tit. VII. Codicis Lib. IX, 


⸗ 





Fu Königlich Würtembergifchen Staats und Regierungs⸗ 
blatte Nr. 4a von dieſem Sahre findet man folgende 
Nachricht: . — 

Da der Vicarius, M. Schoder zu Weit Im Dorf, und 
M. Hoch, Seminarift zu Tübingen, wegen verbrecherifchen 
Acuferungen gegen die Allerhöchſte Perfon Gr. Königlichen 
Majeſtät und gegen den Staat in Unterfuchung gekommen; 
fo ift nach vollendeker Inquiſition zur rechtlichen Würdigung 
diefer Verbrechen ein eignes Rommiffionsgericht in den Pers 
fonen der gefammten Mitglieder. des Königlichen Oberappeli 
Iationstribunals von Sr. Majeftät niedergefeßt worden, Die 
von befagtem Kommiffionsgericht in Antrag. gebrachte peins 
lihe Strafe haben Se. Königlihe Majeſtät nach Einfiht 
ber Alten nicht genehmigt, fondern angenommen, daß beide 
Inkulpaten als Gemüthskranke zu betrachten, mithin ihres 
Arreftes‘ zu entlaffen und mit aller weiteren Strafe ven 
fchont, und zufolge ihrer Gemüthskrankheit zu Jeder ferne 
ven geiftlichen Anftellung oder Dienft für unfähig erklärt, 
auch der Polizeidirektion ihres klinftigen Aufenthaltsorts 
ganz befonders zur Auffiche empfohlen werden follen. 

Den 18. September 1808, 


u A a tn a — 


14. 
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| 16. 


— 


Noch eine Beantwortung der in. dem 1Öten Hefte 
des Rheinifchen Bundes unter Mr. 21 aufge 
ftellten Fragen. 





Wa⸗ der vereinigte Wille des Volks über ſeine bürgerliche 
Beamte nie beſchließen wird, das kann auch das Staatti 
Oberhaupt über Ihm nicht befchließen,« fagte fchon der Wei, 
fe von Königsberg, *) und die Verfaſſer der Bundesafte 
fcheinen dieſe Wahrhett Hei Entwerfung des Artikels 39 der; 
felben vor Augen gehabt zu haben, wenn fie darinn den 
Bundesfürften nur die Mahl laſſen, die in den ihrer Ober⸗ 
hoheit unterworfenen Landen vorgefundenen Staatsdiener, 
auf ihren Poſten zu belaſſen, oder zu penſioniren. In Au’ 
ſehung diefer geſetzlich verordneten Alternativa kann die dee: 
fallſige Dispofition der Bundesakte einem Zweifel unterliei 
gen, indem fie, auffer dem Falle, wo der Amtsvertrag als 
Strafe aufgehoben wird, **) jede willkührliche Entlaffung 
des Staatsdieners auf die Verbindlichkeit der Penfionirung 
als Bedingung ohne welche, beſchränkt. 

Ehen fd wenig fann es zweifelhaft erfcheinen,, daß Die 
bier ertheilte geſetzliche Vorſchrift, ob fie gleich nur von den 
Negenten vedet, nicht auch auf die Mebiatifirten und deren 
Diener, bei welchen derſelbe jede willkührliche Aufhebung des 
Amtsvertrags verbietende Grund eintritt, durch eine ausdeh: 
nende Erfiärung ihre volle Anwendung finden folfte. 





*) Kant metaphynice Anfangtgründe der Rechtslehre 
G. 221. 
”) Häberlins Staatsarchiv Heft VIII. Pr. x. 
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‚Ben dieſen geſetzlichen Beſtimmungen aber, welche, in 
fo fern die Frage von der Berechtigung eines Bundesfürften 
oder eines. Exemten zu der Auffündigung eines Amtsvertrags 
aufgeworfen würde, der Art. 3a der Akte lieferte, findet man 
ſich verlaffen, *) fobald weiter die Grenzen der Verbindlich⸗ 
keit des Regenten bei der Webernahme zur Anftellung oder 
Penſionirung der in Dienften der fogenannten Standesherrn 
vorgefundenen Individuen, angegeben werden follen. 

Nach der Natur der Sache und nad Prinzipien des 
allgemeinen Staatsrechts, als die, alleinigen Führerinnen in 
diefer Wüſte, fiehet den Bundesfürſten die Befugniß zu, die 
Individuen zu beffimmen, welche die Verwaltungsbehörden 
der ihnen lübertragenen Obeshoheitsrechte bilden follen. Und 
ein gleiches Recht Tann den jener Oberhoheit unterworfenen 
Sürften und Grafen, in Anfehung der ihnen verbliebenen 
Hoheits und andern Gerechtſamen nicht abgefprochen ivers 
den. Vermöge dieſes ihnen zuftehenden Rechts find fie 
(jure suo) herechtiget die Verwaltung der ihnen in statu 
quo verbliebenen. Serechtfame Dienern zu übertragen , und 
von ihnen Rechenſchaft ihrer Amtsverwaltung zu fodern.**) 
Dieſem den Bundes: wie den fubmittirten Fürſten zus 
fommenden Rechte fiehet nun aber als Correlat deffelben, 
die Verbindlichkeit zum Erſatze des Schadens, den der Dies 
nee dadurch daß er feine geiftigen Kräfte dem. Staate, zum 
Nugen aller, zum Opfer bringe, erleidet, öber, mit einem 
Worte, zur Verabreichung des Gehaltes gegenüber. — Dies _ 
fe Berbindlichkeit zur Salartrung der Diener baggin;e: ſich 
für den Regenten und ſogenannten Standesherrn, daF wo 
die Rechte aufhören, die als Oberhoheitsrechte auf Erfteren 
übergegangen, und diejenigen anfangen, welche Leßterem bei 





*) von Berg Abhandlung zur Erläuterung der rheinifchen 


Bundesafte Abh. II. ©. 33. 
**) Zacnanıaz jus puhl. civit. focder. Rhen. $. 57 Nr. 8. 
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. taffen worden find. Denn, ba alle Mechte des Staates, fie 
mögen nun unter der Klaſſe det nad) Art. c6 der Bundes 
afte den Regenten libertragenen oberhoheitlichen Rechte, oder 
unter die in einer Abftufung tiefer im Art. a7 den eximir⸗ 
ten Fürſten belaffenen Rechte gehören, als Mittel zu be. 
trachten find, weiche zu dem lebten Zwecke des Staates, Er— 
haltung der vollkommenen Rechte, führen, und zu ihrer 
Verwaltung und Ausſibung Staatsbeamte ebenfalls wieder 
als Drittel erfcheinen ; *) fo tönnen zunähft nur die Pein 
zipien, nach welchen jene Rechte: zwiichen dem Regenten und 
dem mediatiſirten Fürſten fich abfondern, die Frage, wer 
von ihnen diefen oder jenen Diener zu falariven oder zu 
penfioniren habe, formiren. Daher die Antwort auf diefe 
Frage mit dem Hrn. Geheimenrath Brauer **) in den 
Abfonderungsprinzipien der Einkünfte, die abermals wieder 
der höheren Abfonderung der Rechte ſelbſt, denen jene an⸗ 
hängen, untergeordnet find, aufiuchen zu wollen, würde 
nicht auf die Grundquelle zurückgegangen ſeyn. 

Nicht zu gedenken, daß das Zufällige in der. Ueberieis 
fung der Befoldungen auf diefe oder jene Quelle der Ein: 
fünfte, und die große Werfchiedenheit, welche hierinn in den 
fubmittieten Ländern fi vorfinden möchte, feine fefte Regel 
fie die Frage, wer diefen und jenen Diener zu befolden 
oder zu penfionicen habe, liefern: dürfte. 

. Daß aber ſelbſt, die Bundesafte in dem oben angezuges 
nen Artilet 32 bei Beſtimmung ber Frage, an wen die Ber 
ſoldunge Mer Penftonspfliche übergegangen fey, obigen Uns 
terfchted der Nechte zum Grund gelegt habe, geht aus jener 
Dispofition unbezweifele hervor. Schon, Indem fie den Re; 
genten die Mahl: läßt, Die vorgefundenen Staatsbeamten 
(les individus employes dans l’administration pu- 





*) Dufeland Lehrfäge des Naturrechts $. 455. 460. 
») Brauer Beiträge ıc ©. 235. 
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blique), nah Gutſinden (que le souverain ne jugeroit 
a propos) in ihren. Stellen zu belaſſen (de conserver 
dans leurs emiplois,) oder zu penfloniren (jouiront d'une. 
‘pension de retraite), giebt fie zu erkennen, daß hier nur 
von denen die Rede ſey, die als zu der Verwaltung der 
oberhoheitlichen Rechte angeſtellt, mit dieſen auf jene über⸗ 
gegangen ſind. *) Mit jener belaſſenen Wahl war aber zu⸗ 
gleich den Regenten die alternative Verbindlichkeit auferlegt, 
die vorgefundenen Staatsbeamten in ‚ihren. Aemtern zu bes 
laffen oder zu ’penfioniren. Daß diefe Verbindlichkeit ber 
Regenten fi auf alle in. den fubmittirten Fürſtenthümern, 
Srafs und KHerrihaften vorgefundenen ‚Staatsbeamten zu 
erftvecken fey, läßt fih um fo weniger behaupten, als viehs 
mehr aus dem Segenfage, der für die Verwaltung der bes 
laſſenen ftandesherrlichen Gerechtſame angeftellten Diener, ges 
fchloffen werden muß, daß hier. fich jene Verbindlichkeit wen⸗ 
bet und die der fubmittirten eintritt. Wollte man behaup⸗ 
ten, daß .die in dem Art. 32 den Regenten befaffene Wahl 
fh auf alle in den fubmittirten Landen. vorgefundenen Bes 
amten, fie in ihren Stellen beizubehalten und fort zu. falaris 
ren, oder zu.penfloniven erſtrecke; ſo würde alsdann entwe⸗ 
ber die jener. Befugniß gegenüber ftehende Befoldungss odes 
Penfionspflicht eine gleiche Ansdehnmg erleiden. müſſen, 
oder dagegen, daß die Submittirten zu der von. ben Negens 
ten ausgeübten Wahl, die Befoldung oder Penfion, Aus ihr 
zem PDatrimonials und Privateigenehum. hergeben, und die 
Verwaltung der ihnen verbliebenen Rechte durch jene Wahl 
ihnen aufgedrungenen Sjndividuen anvertrauen follten, fich 
das Gefühl und. Stimme des Nechts erklären, — 

Der Umſtand, daß in den fubmittirten Fürſtenthümern, 
Graf⸗ und Kerrfchaften die Abfonderung der angeftellteh 

*) Behr ſoſtematiſche Darftellung des Rheiniſchen Bundes - 
S. 266. en x 
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eines, befonders des Protektors Nuchſoiger andere Anſichten 
vom rheiniſchen Bunde hätte, ein Freund von formeller 


Stantseihheit, von arrondiren, kurz von reformiren wäre, ©)- 


wenn ihm ein Bundesſtaat von wenigen taufend [) Meilen 
zu groß, ein anderer von ungleich: geringerem Gehalt zu 
Mein fchien, wenn er dann dem einen wegnähme, dem ans 
bern znfeßte, oder gar, ‘wenn er einen Souverain dem anr 
dern unterwürfe, und auf dieſe Art einen- Souverain in eis 
nen Standesheren umbildete: dürfte ee wohl Magen, wenn 
er in Anfehung deffen, was ihm nod übrig bes 
laffen würde, nach eben den Grundſätzen beuws 
theilet werden wollte, die in feinen eigenen 
Deflararionen, oder in jenen feines Vorfahrere 
aufgeftele find? u 

Hat je Chriftus einen Grundſatz ber beidnifchen Kaifer 
als Naturgeſetz aufgenonimen; ſo war es vorzliglich ber: 
quod quisque juris in alterum statuit, eodem et ipse 
utatur. Das wird aber, fo wähnen einige, freifich ans 


dere anders, nie gefcheßen. Darauf antworte ich micht, 


“ 
Eu 





. ® - 

*) Man erinnere fi nur an die Projekte, weiche. vor 
kurzem der Derfaffer der vertrauten Briefe über Preußens 
Verhältniffe 1807 im Bd. 2 ©. 60 und Gr zu Tage ges 


fördert hat, und man wird vermuthete oder beffer gefürchte⸗ 
w Möglichkeiten diefer Art nicht für Chimäre halten, weil 


es immer Leute, befonders Gelehrte, giebt, denen die Welt 
nicht recht ift, und weil’ es aud Machthaber wenigſtens ges 


ben’ kann, die derlei Plane goutiren und geltend machen. 
Denn es giebt, wie Herr Profefior Behr im ıdten Heft. 


des rhein. Bundes &. 155 ſelbſt einbekennet, immer Men—⸗ 
fchen, die Hang zum ungebundenen Herrſchen haben, fo wie 
er auch $. 42 ©. 155 mit Recht fchreibt: »Da aber die 
»Bundesqhieder doc immer Menſchen, und weil fie ale foß 
che aucd der, der Tendenz des‘ Bundes entfprechenden, 
»Rarimen fähig find, es aljo immer möglich bleibt, Daß 


»einer oder der andere feine Wundesobliegenheit nicht Ge⸗. 


anüge leiſte.« 





) 
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veit wir ein Menſchen⸗ und ein Goſchichtekeaner Eiumlirfe 
dieſer Art nicht machen wird. Gehoft ſoll es zwar nicht, 
darf aber gewiß gefürchtet werden. Daß Frankreich, 
‚wenn. ed will, alles thun kann, das zeigen doch wohl unſere 
Zeiten, und es ift niche zu verkennende Wahrheit, Daß noch 
Bein Regent fo viel Mittel gehabt hat, der Wohlthäter bes 
ganzen Menſchengeſchlechts zu ſeyn, als Kalfer Napoleon. 
4) Daß die Tendenz, die font in Europa deerrſchee, 
die micht war, die fie ſeyn follte, Das hat wohl mancher oft 
wit blutendem Kerzen bemerkt. Daß Napole on von der 
Vorſehung beſtimmt zu feyn feheint, dem polisifchen Exder 
univerfum eine :andere, eine beffere Tendenz. zu verichaffen, 
bätte auch fchon lang vorhergefeben merden können, geſchah 
aber nicht oder nicht immer, oder wenigſtens nicht von den’ 
Leuten, die im Apocalyptenblicke geübt feyn follten. Män— 
ner feiner Art mißt man nicht mit ber gewöhnlichen Elle, 
Er if in allem kolloſaliſch, und wenn es ihm noch gelingt, 
das Jutereſſe Frankreichs und feiner Verbündeten mit jenen 
Englands auf sine, Art (nicht blutig und kurz) auszuglei⸗ 
hen, daß die Menſchheit dabei, um die es doc nur\eis 
gentlich gelten darf, nicht nur nichts verliert,  fondern ges 
winnt: fo wird man (fchon wirklich iſt er uuerreicht!) noch 
mehr umſonſt ſeines Gleichen in den: Völkergeſchichten 


5) Was die Zuſtandebringung dis deutſchen Rheinbun⸗ 
des, oder befier die Palingenefle Deutſchlands betrifft; fo 
Bat Frankreich dadurch, befonders dadurch, daB alles auf 
eine unblutige Art geſchah, weit mehr ‚gewonnen , als durch: 
die Befisungen Spaniens und Portugals, und? — noch 
mehrerer anderer: Länder dazu, wobei «6 fih auch Hoffen - 
laßt, daß Deutſchland ſelbſt nichts verloren habe, wenn 
anders bie Gründe wahr find, die ein anonpmiſcher Verfaſ⸗ 
fer in Ne. ıg bes ııten Heftes bes rhein. Bundes für 
dieſe Hofnung geäußert, ich meine, wenn er beſonders $. 9 


— 
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©. 200 — ad ar Lin A — G (dem gewiß ned. 


manches beigefegt werben könnte) einen richtigen Secherblick 
gehabt bat. 

6) Unter biefem großen Pratektor wird dee rheiniſche 
Bund wie auf einem unerfchütterlichen Felſen gebaut, fefl’ 
fließen, denn er bat Kraft und Scharfblkf, dabei aber auch 
eben. fo viel wahres politifches Jutereſſe bei feiner Erhal⸗ 
ung, als die Verbündeten felbft. 

3. Um nun wegen allem dieſem nicht: in Sorge ſeyn sn 
wiiſſen habe ich im Eingange diefes 5: den Wunfch Nr. ı 
geäußert, der eigentlich dahin acht, SGoimeraine und Stans 
desherrn möchten fih- in der Güte, ohne alle Einmiſchung 
des Proteftord, unter einander ausgleichen. Nach den Ger 
fegen der Politik (ed kommt auf .den Zeitpunkt an) künnen 
die Souveraine vielleicht etwas, aber ſicher nicht viel, dabei 
gewinnen, aber auch verlieren. Diefes bann zwar such bee 
Fall der Standesherrn ſeyn, ob fie gleich fo viel voraus ha⸗ 
Ken,. daß nicht viel für fie verloren werden. dürfte, falls weit 
autentifchen Interpretationen eingeichritten werden müßte, 
Bei der Politik kommt es nebft dem fehr darauf an, daß 
man die Grundſätze kenne, die in einem Kabinet einmal ans 
genommen find. Bisweilen vertragen fie. fich gar gut, bite 
weilen aber auch gar fchlecht mit dem Recht, und wenn als 
Ienfalls das fogenannte temporifiren zum Kabinetsgrund⸗ 
ſatz — der eben mit den Regenten nicht immer Ausficht, 
gemacht if; fo fpringen oft theils während des Temporis 
fivens, theild nachdem diefer Grundſatz aufgegeben iſt, Reſul⸗ 
tate hervor, weiche die Mutter der bekannten Erkiamations 
wer hätte das gedadyt! werden, die aber. fein Aushänges 


ſchild für wahre Weisheit ik, da man in; der. Negel auf 


alles denken, und nur ausnabmemweie auf. etwas Des 


flimmtes rechnen: darf. 
Gieſen den 17ten Julius 1808, 


u u u RE U UI DI 


| 
| 
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15. 


Ad tit. VI. Codicis Lib. IX, 


⸗ 





Kar Königlih Würtembergiſchen Staatsı und Regierungs⸗ 
blatte Nr. 4a von dieſem jahre finder man folgende 
Nachricht: | . x 

Da der Vicarius, M. Schoder zu Weit im Dorf, und 
M. Hoch, Seminarift zu Tübingen, wegen verbrecherifchen 
Acußerungen gegen die Allerhöchſte Perfon Sr. Königlichen 
Majeftät und gegen den Staat in Unterfuhung gefommen; 
fo ift nach vollendeker Inquiſition zur rechtlichen Würdigung 
dieſer Verbrechen ein eignes Kommiffionsgericht in den Pers 
fonen der gefammten Mitglieder. des Königlichen Oberappels 
lationstrisunals von Sr. Majeftät niedergefeßt worden. Die 
von befagtem Kommiffionsgericht in Antrag. gebrachte peins 
lihe Strafe haben Se Königliche Majeſtät nach Einſicht 
der Akten nicht genehmigt, fondern angenommen, daß beide 
Inkulpaten als Gemüthskranke zu betrachten, michin Ihres 
Arreſtes zu entlaffen und mit aller weiteren Strafe von 
fhont, und zufolge ihrer Gemüthskrankheit zu jeder ferne 
ven geiftlichen Anftelung oder Dienft für unfahig erklärt, 
auch der Polizeidirektion ihres künſtigen Aufenchaltsorts 
ganz beſonders zur Auffiche empfohlen werden follen. 

Den 18. September 1808, 


u te tn — — 


14. 
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Noch eine Beantwortung der in dem 16ten Hefte 
des Mheinifchen Bundes unter Mr. 21 aufge 
ſtellten Fragen. 





Wa⸗ der vereinigte Wille des Volks über ſeine bürgerliche 
Beamte nie beſchließen wird, das kann auch das Staattı 
Oberhaupt über ihn nicht befchließen,« fagte fchon der Wei; 
fe von Königsberg, *) und die DVerfaffer der Bundesakte 
fcheinen dieſe Wahrhett bei Entwerſung des Artikels 30 der; 
ſelben vor Augen gehabt zu haben, wenn fie darinn den 
Bundesfürſten nur die Mahl laſſen, die in den ihrer Ober: 
hoheit unteriworfenen Landen vorgefundenen Staatediener, 
auf ihren Poften zu belaſſen, oder zu penfioniven. In An’ 
fehung diefer geſetzlich verordneten Alternativa kann die dee: 
fallfige Dispofition der Bundesakte keinem Zweifel unterfiei 
gen, indem ‘fie, auffer dem Falle, wo der Amtsvertrag als 
Strafe aufgehoben wird, **) jede willkührliche Entlaffung 
des Staatsdieners auf die Verbindlichkeit der Penſionirung 
als Bedingung ohne welche, beſchränkt. 

Eben ſoͤ wenig kann es zweifelhaft erſcheinen, daß die 
hier ertheilte geſetzliche Vorſchrift, ob ſie gleich nur von den 
Regenten redet, nicht auch auf die Mediatiſirten und deren 
Diener, bei welchen derſelbe jede willkührliche Aufhebung des 
Amtsvertrags verbietende Grund eintritt, durch eine ausdeh— 
nende Erftärung ihre volle Anwendung finden follte. 





*) Kant metaphyifche Anfangẽgründe der Rechtslehre 
®. 221. 
”) Häberlins Staatsarchiv Hefe VIII. Nr. re. 
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Von biefen gefeßlihen Beſtimmungen aber, welche, in 
fo fern die Frage von der Berechtigung eines Bundesfürſten 
oder eines. Exemten zu der Auffündigung eines Amtsvertrags 
aufgeworfen würde, der Art. 3a der Akte liefert, findet man 
fi verlaffen, *) fobald weiter die Grenzen der Verbindlich, 
keit des Regenten bei der Uebernahme zur Auftellung oder 
Menfionirung der in Dienften der foaenannten Standesherrn 
vorgefundenen Individuen, angegeben werden follen. 

Nach der Natur der Sache und nach Prinzipien des 
allgemeinen Staatsrechte, als die, alleinigen Führerinnen in 
diefer Wuͤſte, ſtehet den Bundesfürſten die Befugniß zu, die 
Individuen zu beſtimmen, welche die Verwaltungsbehörden 
der ihnen übertragenen Obexhoheitsrechte bilden follen. Und 
ein gleiches Recht kann den jener Oberhoheit unterworfenen 
Fürften und Grafen, in Anfehung der ihnen verbliebenen 
Hoheits und andern Gerechtſamen nicht abgefprochen wer: 
den. Vermöge dieſes ihnen. zuftehenden Rechts find fie 
(jure suo) berechtiget die Verwaltung der then in statu 
quo verbliebenen. Serechtfame Dienern zu übertragen, und 
von ihnen Kechenfchaft ihrer Amtsvermaltung zu fudern. **) 
* Dieſem den Bundes: wie den fubmittirten Fürſten zus 
fommenden Rechte ſtehet nun aber als Correlat deffelben, 
de Verbindlichkeit zung Erfaße des Schadens, den der Dies 
nee dadurch daß er feine geiftigen Krafıe dem. Staate, zum 
Nugen aller, zum Opfer bringe, erleiden, oder, mit einem 
Worte, zur Berabreihung des Sehaltes gegenüber. — Dies 
fe Verbindlichkeit zur Salarirung der Diener bauer ſich 
für den Negenten und fogenannten Standesherrn, da? wo 
die Nechte aufhören, die als Oberhoheitsrechte auf Erfteren 
übergegangen, und diejenigen anfangen, welche Letzterem be: 





*) von Berg Abhandlung zur Erläuterung der rheinifchen 


Bundesafte Abd. I. ©. 33. 
#*) ZACHARBIAZ jus publ. civit. focder. Rhen. $. 57 Nr. &. 
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faffen worden find. Denn, ba alle Rechte des Staates, fie 
mögen nun unter der Klaſſe der nad) Art. c6 der Bundes 
akte den Regenten libertragenen oberhoheitlichen Rechte, oder 
unter die in einer Abftufung tiefer im Art. 27 den eximir⸗ 
ten Fürſten belaffenen Rechte gehören, als Mittel zu bes 
trachten find, welche zu dem letzten Zwecke des Staates, Er— 
haltung der vollkommenen Nechte, führen, und zu ihrer 
Verwaltung und Ausiibung Staatsbeamte ebenfalls wieder 
als Mittel erſcheinen; *) fo fönnen zunächſt nur die Prins 
sipien, nach weichen jene Rechte. zwiichen dem Regenten und 
dem mediatiſirten Fürſten ſich abfondern, die Frage, mer 
von ihnen diefen oder jenen Diener zu falariren oder zu 
penfioniren habe, formiren. Daher die Antwort auf dieſe 
Frage mit dem Hrn. Geheimenrath Brauer **) in den 
Abfonderungspringipien der Einkünfte, die abermals wieder 
der höheren Abfonderung der Rechte ſelbſt, denen jene an: 
hängen, untergeoröner find, aufjuchen zn wollen, würde 
nicht auf die Grundquelle zurückgegangen feyn. 

Nicht zu gedenken, daß das Zufällige in der. uUeberwen⸗ 
fung der Beſoldungen auf dieſe oder jene Quelle der Eins 
fünfte, und die große Werfchiedenheit, weiche hierinn in den 
fubmittieten Ländern ſich vorfinden möchte, Leine fefte -Megel 
file die Frage, wer diefen und jenen Diener zu beſolden 
oder zu penſioniren habe, liefern dürfte. 

. Daß aber felbft, die Bundesafte in dem oben angezoges 
„nen Artitet 32 bei Beftimmung der Frage, an wen die Bes 
ſoldunge Per Penfionspfliht übergegangen fey, obigen Uns 
terfhVed der Nechte zum Grund gelegt habe, geh aus jener 
Dispofition unbezweifele hervor. Schon, indem fie den Re 
genten die Wahl! läßt, Pie vorgefundenen Staatsbeamten 
(les individus employes dans l’administration pu- 





*) Hufeland !ehrfäpe des Naturrechts $. 458. 468. 
») Brauer Beiträge ıc ©. 233. 
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blique), nah Guffinden (que‘ le sauverain ne jugeroit 
a propos) in ihren Stellen zu belaſſen (de conserver 
dans leurs erüplois,) oder zu penfloniren (jouiront d'une 
pension do retraite), giebt fie zu erfennen, daß hier nur 
von denen die Rede ſey, die als zu ber Verwaltung der 
oberhoheitlichen echte angeſtellt, mit diefen auf jene über⸗ 
gegangen find. *) Weit jener belaffenen Wahl war aber zw 
gleich den Regenten die alternative Verbindlichkeit. auferlegt, 
die vorgefundenen Staatsbeamten in ihren. Kemtern zu bes 
laffen oder zu penſioniren. Daß diefe Verbindlichkeit dev 
Regenten fi auf alle in, den fubmittirten Fürſtenthümern, 
Srafs und. Herrihaften vorgefundenen Staatsbeamten zu 
erſtrecken fey, lüßt fih um fo weniger behaupten, als vieh 
mehr aus dem Begenfage, der für die Verwaltung der bes 
laffenen ſtandesherrlichen Gerechtſame ongeftellten Diener, ges 
ichloffen werden muß, dafs hier. ſich jene Verbindlichkeit weris 
bet und die der fubmittirten eintritt. Wollte man behaup— 
ten, daß die in dem Art. 3a den Negenten belafiene Wahl 
fh auf alle in den fubmittirten Landen vorgefundenen Bes 
amten, fie in ihren Stellen beizubehalten und fort zu falaris 


ren, oder zu .penfloniveit erſtrecke; fo würde alsdann entwe⸗ 


der die jener Befugniß gegenüber fiehende Befoldungss oder 
Penfionspflicht eine gleihe Ausdehnmg erleiden müſſen, 
oder dagegen, daß die Submittirten zur der von. ben Negens 
ten ausgelibten Wahl, die Befoldung oder Penſion, äus ihr 
sem PDatrimaninis und Privateigenthum hergeben, und ‚die 
Nerwaltung ber: ihnen verbliebenen Rechte durch jene Wahl 
ihnen aufgedrungenen Individuen anvertrauen follten, fich 
das Gefühl und. Stimme des Nechts erflären, — 
Der Umſtand, daß in ben fubmittirten Fürftenehiimern, 
Srafs und Herrſchaften die Abfonderung der angeftellteh 
—————— — — — — 


*) Behr ſuſtematiſche Darſtellung des Rheiniſchen Bundes 
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Beamten, nad) jenem durch den Art. 26 und 27 der Bun⸗ 
desakte aufgeftellten Lnterfchiede der Rechte, nicht vorfindlich 
fey, vielmehr in beide Klaſſen : zugleich fallende Rechte von 
einerkei Beamten verwaltet würden, kann gegen die Gültig⸗ 
keit des aufgeftellten Primips eben fo wenig enticheiden, als 
gegen das Brauerifche von der Abfonderung der Einfünfte 
und ihres Angchänges der Beſoldung, die hier und da 
vorfindliche Vermiſchung jener Einkiinfte bei der Befoldungss 
Verabreichung, enefcheiben. würde. Denn immer würde der 
Uebergang und die Abfonderuhg jener oBerhoheitlihen Rech: 
te von den Gerechtfamen der Submittirten allein die Ber 
bindlichkeit begründen können, nach welcher in, die Beamten, 
welche bie daher beide : Rechte verwalteten, Regent und 
Standesherr ſich theilen, oder ſich zu einer, durch gütliche 
Uebereinkunft zu regulirenden Theilnahme und Befoldungss 
Beiſchuß verſtehen müſſen, um entweder fort jene Rechte 
durch einen gemeinſchaftlichen Beamten verwalten zu laſſen, 
oder die zu entſchädigen, die dem Regenten zufallen, er aber 
nicht zu. übernehmen, vielmehr dem Standesherrn zu belafs 
‚fen, für gut finden ſollte. Mit den oderhoheitlichen Rechten 
find nicht nur Einkünfte, fondern auch Laften, die Beide, 
and unter den Letztern aud) die der Dienerbeftallung, Ange 
hänge von Erfteren find, auf den Regenten übergegangen, 
and dad commodum der Erfteren ift von dem .incommodo 
der Letztern untrennbar. Mithin kann der Negent nicht 
fort die Verwaltung feiner echte von dem ſtandesherrlichen 
Diener, ohne verhältnißmäßigen Beitrag zu feiner Befols 
dung, fodern, noch dem Standesheren aufblirden, jenem feis 
nen ganzen Schale ferner zu verabreichen, wofür er dach 
eine Quelle durch Uebernahme der mit den oberhoheitlichen 
Rechten verbundenen Einkünfte demſelben entzog. Letzterer 
würde mit Necht das Entſchädigungsgeſuch an Erſteren vers 
mweifen, welhes an Ihn ein Beamter, wegen, durch jenen 
Uebergang von Rechten und Einkünften erlittenen: Beſol, 
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dungs⸗ Abgang richten wollte. Und nur um die Quantitüt 
dieſer Entſchädigung oder Beſoldungsbeitrags zu reguliren, 
würde die Abſonderung der Einkünfte den Maaßſtab dafür 
liefern. Doch zur Ehre der Menſchheit muß man hoffen, 
daß alte hier zum rund liegende: Fragen nur in der Theos 
tie zu beleuchten, nie in der. Praxi zu befeufjen ſeyn wers 
den. — Denk sun? Diangel einer gutem Staatsverfaſſung, 
welchen der oben bemerkte Abgang gefehliher Beſtimmun— 
gen Hierinn finden laſſen dürfte, ſieht fi, wie Hugo *) von 
Deutfchland fo wahr bemerkte, auch Hier durch gute Staats— 
verfaffungen verbefiert. Won humanen und liberalen Grund: 
fügen geleitet, liefern die fonverainen - Deblarationen der 
künftigen Verhältniſſe der fubmittirten Fürften, Grafen und 
Herren zu den verfchiedenen Zweigen ber Staatsgewalt auch) 
hierüber Beflimmungen, - wehhe noch, bevor man zu der 
Beantwortung der-aufgeftellten Fragen ſelbſt fchreitet, "eine 
Nachleſe und Zufammenftellung nicht üderflüffig machen 
werden. ne ' 

Es verdient Hier in wahrer Nückſicht zuerſt die Beftims 
mung angeführt zu werden, welche die Krone Baiern bei 
der am 24. Sept. 18,6 erfolgten Beſitznahme der Graf— 
fchafe Kaftell, in Anfehung der Uebernahme der Diener feſt⸗ 
feste. .) Nach dieſer verbliebe ben Herren Grafen die 
Sorge für die Beſoldungen der Glieder ihrer Mediatkolle⸗ 
gien und Beamten. In ſo fern aber von dieſen Dienern 
und Unterbeamten das landesherrliche Intereſſe mit verwal⸗ 
tet, die landecherrliche Neveniien mit adminiſtrirt werden, 
ſollten fie einen firieten Salarienzuſchuſt aus den landesherr⸗ 
lichen Kaffen zu erwarten haben. Die Diener hingegen, 
weiche blos das landesherrliche oder gutsherrliche Intereſſe 
ihrem ganzen Berufe nach beſorgen, fallen ausſchließlich ent⸗ 

| | 


*) Qupiftifche Encpklopädie S. 15. » 
**) Rhein. Bund Bd. 2. ©, 499 u. f. 
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weder den landesherrlichen oder gutsherrlichen Kaſſen gu. 
Wer findet nicht in dieſen Beſtimmungen die oben aufge | 
ftellten Prinzipien als Grundlage wieder? 

In der bald darauf am 19. März 1807 erfolgten es— 
niglichen Deklaration der künftigen Verhältniſſe der fubr 
mittirten Fürſten, Grafen und Herren zu der Staats 
walt *) wird ebenfalls wieder ganz in dem veige der vor⸗ 
getragenen Grundſätze feſtgeſetzt, 
daß die in augwärtigen Verhältniſſen angefelit gemefenen 
Individuen an den Souveräin zu anderweitiger Anftellung 
oder Penflonirung übergehen, was aber in den Dienften 

des Mediarifirten zur Verwaltung feiner Einkünfte, zur 

Ausübung der niederen und mittleren Gerichtsbarkeit, Po: 

lizei ıc. verbleibe, von ihm, — die zur Verwaltung der 
Rechte und Einkünfte, die an den-Souvergin übergehen, 

angeſtellten Individuen aber von diefem beſoldet ober. pen⸗ 
nn ſlonirt werden, 

Sn Ser am 20. Mit 1807 erlaffenen pröviforifchen 
Beftimmung ber faatsrechtlichen Verhãltniſſe der mediatiſir⸗ 
ten Fürſten und Grafen **) im Grohher zogthum Baden 
mar verordnet. 

„daß die zur Juſtitz⸗ und Polileiverwaltung beſtimmten 
ſtandeshervlichen Diener ihre Gehalte in der Regel aus 
ben Einkünften, welche den Standesberren bleiben, zu bes 
.. ziehen hätten; fo weit nicht bisher Theile davon aus den 
Uns zufallenden, Steners und Hoheits oder aus den 
‚Arte s. Und Gemeindekaſſen bezogen worden find, und bier 
ſes nach gefchehener näherer Erditerung der · Verhältniſſe 
ferner von Uns zugelaffen- wird, 
Dieſe proviforifche Anordnung. erhielt: aber in der am 
ce. Jul. deſſelben Jahrs emanirten: definitiven Verord⸗ 





Rhein. Bund Bd. II. ©, 387 u. f. 
“) Rhein. Bund Bd. II &..213.. 
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nung; *) geleitet von ben edlen, humanen und liberalen 
Grundſätzen, die dieſe Standesherrlichkeits Verfaſſung aus 
zeichnen, ihre nähere Regulirung dahin, 
daß die zur Juſtitz⸗- und Polizeiverwaltung beſtimmten 
ſtandesherrlichen Diener ihre Gehalte in der Regel aus 
den Einkünften, welche den Standesherren blieben, zu be 
giehen haben. Won den bisherigen Aktivdienern der Stam⸗ 
Desherren aber ‚fallen Uns die ausichließtich zu, welche. vex⸗ 
feflungsmäßig : ihre Gehalte aus Militairs und. Schaz⸗ 


zungsgefällen bezogen, oder allein für Dip Verwaltung der ) 
Souverainitätsrechte und Cinfünfte .angeftellt waren. . 


X 


. Dagegen verbleiben den Standetherren ausſchließlich Die 
zu ihrem Befonderen Dienfte oder zu Verwaltung der ih⸗⸗ 
nen bleißenden Einkünfte, oder ats Lokaldiener zu. Au 
übung ber niederen Jurisdiktion und Polizei angefiellt 
waren. Die fiir die Adminiftration des Ganzen angeftells 
ten Diener werden, fo weit fie zu Verwaltung der dem 

- Standesheren bleibenden Rechte und Einkünfte überflüſſig, 


find, nach Verhäͤltniß des Kammereinkommens, weiches 


dem Souverain zufällt, gegen dasjenige, was dem Stan⸗ 
desherrn bleibt, zwiſchen beiden, ihrem Befoldungebetras 
nach, getheilt. 

Auſſer dem, daß, ſo viel bekannt worden, in dem * 
nigreiche Würtemberg den Standesherren die Salarirung 
ihrer Juſtitzkanzleien überlaffen, und ihrien fchon am &. 
März ı807 aufgegeben worden war, darzuthun, wie und 
wovon fie diefes zubewirken gedächten; **) fo giebt. ber 
zwiſchen Balern und Wlirgburg am 12. Juni 1807, über 
die zwifchen beiden Staaten liegenden ritterſchaftlichen Ber 
ſitzungen adgefchloffene Staatsvertrag, wenn darinn - 


die Uebernahme der Rantonsbebienftigen nad dem Be 





*) Daf. Band IV. ©. 308. 
*) Daſ. Band IIE ©. 4357. Nr. 38 in der Rote. 
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« ‚häftnlffe der Steuern, bie jeden Souverain aus:den ſub⸗ 
jizirten Nittergütern jeden Kantons: zugefällen, und bie zu 
fuchende Vereinigung, daß jedes der Individuen nach 'feis 

nem ganzen Dienſt/ oder Penſionsverhältniſſe angethellt 

ı an einen Souverain übergehe;, *) 

feſtgeſetzt wurde, zu erkennen, wie auch hier B igkeir und 

Gerechtigkeit die unaufhaltliche Fürſorge für ſchuldlos zur 

Btuße verwieſene Diener, ganz dem hleriun ausdrücklich 

durch den Art. a ber Bundesakte aufrecht erhaltenen Reichs 

Deputationsfhluß von 1803 gemäs eimtreten «ließ. 

Die lebte von dieſen bis daher dem Publiko bekannt 
gewordenen Deklarationen, durch welche die Regenten die 
künftigen ſtaartsrechtlichen Verhältniſſe ihrer  vormaligen 
Reichsmitſtände zu Ihnen, und zwar, wie allein in der Groß⸗ 
herzoglich Badiſchen geſagt wird, nach gefhehener 
ausführlichen Prüfung der von den zugewands 
ten ehemaligen Reichsfürften und Grafen vors 
getragenen Wünſche und Erinnerungen,s« dei 
ſtimmten, (denn noch fcheint der Fürſt Primas nach feiner 
erhabenen Gerechtigkeit ſich nicht bevor die im Art. 6 und 
sı. der Akte beſtimmten Grundpfeiler des Bundes errichtet 
worden find, zu einer Beſtimmung jener Verhältniſſe feiner. 
ihm zugewandten vormaligen Reichsfürſten nnd Grafen ents 
ſchioſſen zu Hasen). — Die Großherzoglich Hefſiſche (RB: 
Bund Bd. V. S. 78) läßt bei der Ausscheidung der Dies 
nerfchaft, das Militair und die in auswärtigen Verhäftnifs 
fon förmlich angeftellt : gewefenen Dissieriwon dem Regenten 
wie die Badenſche und Baierifche fisernehmen. In fo weit 
ſtimmt folche mit ihren gedachten beiden Vorgängern übers ' 
ein. In ihren meiter folgenden Beſtimmungen aber fiellt 
ſte folgende dem Scharffian ihres Verfaſſers Ehre machende 


x 





*) Daſ. Band IV. G. Bi. 
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Abtheitung des ‚bisherigen Dienerperſonal⸗ dee fubmitiren 
Bürften und Grafen auf. 
Solches beftand 
1) aus der geiftlichen Dienerfchaft, — 


fol ferner feinen, Gehalt aus den bisherigen Sonde bs 


ziehen; 
8) aus ber Sofdimerfhaft , — y 
verbleibt den Stamsherrn; 
3) aus der weltlichen, und Iwan 
a) dei den Adutıra, 
verbleiben den Stanteshern; 
b) bei der Kanzlei, — 
) aus biefem. haben bie mediatiſirten Fürften und 
Strafen fowohl das Sand. als ihr fonftiges 
- Dienfiperfonal zu bilden; 
PB) das vorausfichtiich nicht überall bei den Juſti⸗⸗ 
kanzleien feine Unterkunft findende, wird 
1) zum Theil, nach einem billigen Verhältniß vom 
Souverain, vermöge der angefallenen Landesadminiftras 
tion übernommen , . 
2) zum Theil, verbleibt es dem, zu Beſorgung ber 
ihnen belaſſenen Gerechtſame Rechtskundiger Männer 
bedürfenden Standesherrn 2. - | 
c) Bei der Kammer angeftellten Dienerfchaft, ‚und zwar 
«) die zu der Erhebung ber an ben Souverain fiber 
gegangenen Einkünfte 
1) alleinig beftimmt waren, — aberniwen der Som 
verain zur weiteren Anſtellung oder Penſionirung. 
2) -Die dieſe Einkünfte neben ihrem eigentlichen Dienſt, 
gegen befondere Remuneration verwalteten, 
beiäßt der Somverain die fernere Erhebung gegen 
Bezug diefer Remuneration, oder gibt Penfion. 
P) Das Übrige Kamerals und Forſtperſonal verbleibt 
in Dienſten der mediatiſirten Bürften :und ‚Grafen. 


28 
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"Nah Vorausſchickung der aus der Dispofition. des Art. 
52. des Bundesvertrags fhließenten: allgemeinen Grundſätze, 
und der poſitiven Beſtimmungen, die darüber die erſchiene⸗ 
nen Deklarationen der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Sub⸗ 
mittirten zu der Ötantsgewalt , enthalten, wendet man ſich 
nunmehr zu der Beantwortung der im fechzehnten Hefte des 


- sheinifhen Bundes Neo... 21. aufgeworfenen Fragen ſelbſt. 


Wenn man diefe Bragen etwag näher” beieuchtet, fo 
fält es in die Augen, dag nur die Eyge, nämlich, »ob einem 
»mediatifirten Fürften die Befugniß zuſtehe, ſowohl zu ers 
»klären, daß einer feiner bisherigen Beamten dem Sous 
»oerain zu weiterer Dienftanftellung sugefallen fey, als auch 


. ihm deswegen -faßtifch, nach vollzogener Lebergabs der. Son⸗ 


»verainitätsrechte, feinen bisherigen. Gehalt zu entziehen;« 
ihre Beantwortung aus Prinzipien zu fhöpfen hat, welche 
der Art. 32. des Bundesverteags an Handen gibt. 

‚ Die Zweite hingegen , welche in den Klugheitsreglen, 
in Beziehung anf die, Art der Rechtsverfolgung, bie etwa 
ein verbefierter 'Thoenicker advocatus prudens in foro 
ccivili liefern wide, zunächſt ihre ‚Beantwortung fuchen 
müßte, fragt nach den Wegen, die außer dem langſamen 
Eitationspreogefie, der Beamte in einem Staate, wo das 


kiürzere Mandatsverfahren nicht eingeführt ſey, einzufchlagen 


Hatte, um feinen entjogenen Sehalt oder Penfin u ers 
halten 2° un 

Und bie Dritte, bie zu wiſſen Hrleugt, ob ein in 
der Rathegeie eines Oberamtéraths 16: Sjahre geflandener 
Diener ,- dem die Stelle eines Patrimonial⸗Obervogts vers 
fprochen , nun aber zu einem Aktuar eines folchen herabge⸗ 
würdiget worden. war, biefen fubalternen Poſten, ohne feine 
Anfprühe auf Penſion zu vertieren , ausfchlagen könne, und 
nad) welchem Maaßſtabe letztere zu veguliven fey ? — würde 
bei. ihrer Beantwortung nur in Anfehung diefer Penfionss 
Regulirung auf den Bundesvortrag im übrigen aber, in Aus 

Ä ‚ 








fehung der Degradation auf Grundſätze zurückführen, die 
ſchon fange zuvor and der Natur des Anftelungsvertrags, 
als wahr und unbesweifelbar angefehen worden find. 

Was nun die erfie Frage anlangt; fo muß man das 
bei vorausfeßen, daß mit ihre nur eine vor dem Nichters 
ftuhle des firengen Rechts zu Mecht beftehende Antwort 


dezielt worden fen, nicht aber, was etwa bierunter an das 


Herz des mediatifirten Fürften für Anfprüche zu machen 
wären - | 
"Sobald die Frage ift von der Befugniß des medias 
tifieten Fürften gu erklären, daß diefes und jenes Individuum 
Aus feinen bisherigen Beamten dem Souverain zu weiterer 
Dienftanftellung zugefaflen ſeye; fo vernichtet ſchon nach 
obigem der Bundesvertrag und die darnach an den’ Negens 
ten übergehenden Rechte, ale das Prinzipafe, von welchen 
der Zufall der folche verwalteten Beamten, fomit ihre Bels 
behaltung oder Penſionirung das Accefforium ift, jene Ers 


klärung von feldft. Denn fobald die befragten Individuen - 


der bisherigen Beamten des mediatifirtn Fürſten, zu denen 
gehörten, welchen bis daher die Verwaltung folher Rechte 
anvertrant war, die als oberhoheitliche Rechte auf den Ner 
genten übergegangen find; fo waren fie nach obiger Ausfüh— 
rung, mit jenen dem Souverain zugefallen, und die Dispo: 
fition des-Art. 32. des Bundesvertrags, ſprach deutlich flir 
den Negenten die Verbindlichkeit aus, folche Individuen beis 
zubehaften oder zu penfloniren. Die Nichterfüllung dieſer 
Verbindlichkeit, konnte, in rechtlicher Hinſicht, keineswegs den 
mediatifirten Fürften verpflichten, einem folchen, dem Regen: 
ten zugefallenen Diener, den Gehalt ferner zu verabreichen, 
den derfelbe nach der Bundesakte und durch die Uebergabe 
der Souverainitätsrechte , nur von dem nenen Regenten 
rechtlich‘ zu fodern und zu. erwarten hatte. Sebald die der 
dufgeworfenen Frage zum Grunde liegenden Thatfachen dar 
Hin zu. deftimmen find, daß dabei von ſolchen Individnen 
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die Rede ſep, durch welche vormals allein oder auch nut 
zum Theil auf den Regenten übergegangene Koheitsrechte 
verwaltet worden find ; fo kann die Verbindlichkeit des Ne⸗ 
genten zu ihrer weiteren Anftellung oder Penſionirung, nach 
Verhältniß, je nachdem von ihnen folche Nechte allein, oder 
eben andern, dem mebiatifirten Fürſten verbliebenen verwals 
tet wurden, Beinem Zweifel unterliegen. Und welcher rechtlis 
de Grund könnte den mebiatifirten Fürften verbindlich mas 
hen, folhen den Gehalt ferner fortzureihen, den fie von 
ihm bisher, für die Verwaltung folcher Übergegangenen nicht 
5108 ſterilen und bonorifiguen, fondern auch Iukrativen Rechte 
bezogen? Wohl aber tritt eine ſolche Verbindlichkeit für den 
mediatifirten Fürſten, in. Anfehung besjenigen Gehalts ein, 
den der Beamte für die Serechtfame , die Die Bundesakte 
belief, und er mit verwaltete, bezog. 

In einem folhen Falle, wo die Abfonderung der auf 
den Regenten üübergegangenen und dem Submittirten belaf: 
fenen, nicht mit der Abfonderung der Verwaltungs⸗Indivi⸗ j 
duen zufammentrifft, und 5. B. der Regent, bie ihm zuges 
fallene Konteibution, Chauffeegeider, Konfumtiongfteuern, 
duch. den ſtandesherrlichen Beamten fort erheben, fich eins 
liefern und berechnen laffen will, der bis daher foiche neben 
den DomenialsEinkünften des Submittirten einnahmlich 
verrechnete; fo erklärt damit der Regent, daß er durch folche 
Beamten gemeinfhaftlih jene Rechte will fortvermalten laſ⸗ 
fen, und ift daher auch zu einer durch. güsliche Uebereinkunft 
zu tegulicenden Theilnahme und Beifhuß zu ihrer Beſol—⸗ 
dung verbunden , die ihnen allein noch in dem vorigen gans 
zen Defland zu verabreichen der Standesherr rechtlich niche 
verpflichtet if. Auch kann zu einer ſolchen Verwaltung durch 
gemeinfchaftlihe Beamten. nur eine vorher mie dem Stans 
besheren getroffene gütliche Vereinbarung den Negenten bes 
rechtigen, da die Nechte, welche der Bundesvertrag Erfteren 
belaffen hat, und, unter andern auch, nur umter der ange 
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nommenen Bedingung folde, gegen Eingriffe und Schmäler 
rung der Bouverainitätsbehörden, intact za erhalten *), bie 
Uebergabe der Souverainitätsrechte geſchehe, auch für die 
Submittirten die freie Wahl der Verwaltungeſubjekte für 
folche , und die Befugniß in fih fehloffen, nah Gutfinden 
ihren Beamten jene etwa, ohne verausgegangene gütliche 
Uebereinkunft, angefonnene semeinfchaftliche Verwaltung zu 
geftatten, oder zu unterfagen. 

. Die in der aufgeworfenen Frage berüůhrt· faktiſche Ge⸗ 
Battsentziehung fann nur alsdann als eine den Dienftvertrag 
verletzende Handlung gegen den mediatifirten Fürften anges 
fochten werden , wenn von einem Beamten die Rede war; 
deffen Beibehaltung jenem und nicht dem Souverain oblag. 
Wenn zerrüttete Finanzen und dadurch zur Befoldungszahs 
lung unfähig gewordenen Landeskaſſen, nur das Recht die 
rüdftändigen Schalte Hei jenem verbefferten Zuftande nachbes 
zahlt zu fodern den Staatsbeamten laften **); fo kann dem 
mediatifirten Fürſten, deſſen Landeskaſſe eingezogen, die Fi⸗ 
nanzen durch die verlohrenen nutzbaren Hoheitsrechte, eine 
anſehnliche Verminderung erlitten, die Befugniß rechtlich 
nicht beſtritten werden, die Beſoldung die auf jener Kaſſe 
und verlohrenen Finanzen hafteten, dem Beamten für die 
Dienſte, die er nicht mehr ihm, ſondern dem Souverain 
leiſtet, auch bei Letztern ſuchen zu laſſen. Die Stelle, welche 
ein ſolcher Beamte bei dem mediatiſirten Fürſten bekleidete, 
iſt in dieſer Beziehung, zum Beſten des Staates, durch den 

*den paix exterieure et interieure du midi de l'Alle- 





*) Rhein. Bund, Bınd I. ©. 280, 


sLe..... jouira de touts les droits, qui lui sont assure 
par les articles 27. 28. et 3ı. du traite de Paris, ct 
S. A...... tiendra latmain à ce, qu'aucun de ses tri- 


bunauæx ny porte alteinte.& 


) Rhein. Bund, Band IV. ©, 435, 
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magne bezweckenden ÜBundesvertrag , als eingegangen anzu⸗ 
fehen , und es tritt nun die Dispofition des Art. 32. ein, 
wornach jener nur vom Souverain Anftellung oder Penſio⸗ 
nirung fodern kann. Das einzige, was in jedem Falle einem 
ſolchen Beamten nicht zu verfagen wäre, wiirde das recht⸗ 
liche Gehör ſeyn, welches er vor dem privilegirten Gerichtes 
ſtande des medidtifirten Fürſten finden, und ihm ſelbſt der 
Regent vor feinen eigenen höchften Landesgerichten, wenn er 
durch ſelbſt Rechtſprechung fich nicht eines Madefpruche 
fehuldig machen wollte ®), nicht verfägen könnte. 

Die einzufchlagenden Wege der Klage, worauf bie 
zweite der obigen Fragen geht, können nur von den Lans 
desgeſetzen an Handen gegeben werden, und, wenn diefe den 
„kürzeren Mandatsprozeß nicht zulaffen foliten; fo bleibt allein 
der fummarifhe und poflefforifche übrig, den fie geftatten. 
Da aber hier die Gehalte oder Penfion betreffende Sache 
öffenbar als eine Alimentenfache erfcheine, fo iſt fie nicht 
nur zu einem ſummariſchen Verfahren, fondern auch felbft > 
zu einer proviforäfchen Verfligung bes Richters geeigenfchaft 

tet *#), 

Was nun-aber die dritte der zur Öffentlichen Beant⸗ 
wortung eingefandten Fragen betrifft; fo würde die Herab⸗ 
mwürdigung eines Oberamtsrarhs zum Aktuar ais eine Des 
gradation oder eine Verſetzung auf eine weniger ehrenvolle 
und weniger einträgliche Stelle , erſcheinen. ine foldhe 


Berſetzung abe? gehört als eine indirekte Verabfchiedung ***) 





*), Sant a. a. D. ©. son. u. f. 

2) Thibaut Syſtem ded Pand. Nechts $. 1210. 

Gönner Handbuch des gem. Proc. Th. IV. Abh. LXX, 
und LXXIX. g. 29, 

+) Maraconp Diss. de offic. publ. absque insta caussa 
ejusque legali cognitione non auferendis. Gött. 1788. 6. 19. 

Spittlers u. Meiners in Gött. hiſtor. Magazin Band 
III. S 12. 


225 


unter die und zwar harten Ahndungen, womit Virbrechen 
der Staatsbeamten beſtraft werden. Mithin ſetzt ſie gegrüns 
dete Urſache und gehörige Unterſuchung, die voraus, gehen 
muß, che fie vom Nichtes verhängt wird, voraus *). Eine 
foihe Ehrenſtrafe7 ‘die jene Hetablehung unlängbär' enthält, 
kann der Mediattfirte nicht willkührlich gegen einen feiner 
Diener verhängen , und die auf'! einfeltiges Anbringen Ju 
verfagen geweſene, inzwiſchen vom Sonverain erfolgte BL 
ſtätigung, kann ben Charakter der Nichtigkeit vdn jener 
Verhängung einer wahren Ehrenſtrafe, ohne alle ‚vorherige 
Unterſuchung nicht Auslöfchen **). oe 
: Schon tft ſich in gegenwärtiger Zeitfchrift an "einem an⸗ 
dern Orte ***) in ber vortrefflichen Abhandlung des Herrn 
Finanzrathz Emmermann fiber die . Bienftänftellung und 

deren : Dauer, gegen willführliche‘ mach bloßem Surdlinten 
erfolgte Konferirung einer “andein Stelle. an 'einen bereit 
angeftellten Diener, fo gründlich "als ſchön erklärt worden, 
daher man Bier nie dahin zu verweifen nöchig finder. "Ries 
vielmehr muß daher nicht die in ‘der aufgeworfenen Fragt 
berührte Herabſetzung als ungerecht' erſcheinen, und’ fi) der 
richterlichen - Abhilfe gegen den ſolche verhängten mediatifir⸗ 
ten Fürſten verſprechen. Es iſt fetspt durch einen der höch⸗ 
ſten zugleich aber auch der gerechteſten · Bundesflürſten, die; 
nach obiger Ausführung, in dem Art. Ba. des Bundesuers 
trags belafiene Wahl die Staatshiener in ‚ihrer bisherigen 
— — — —— — — — — — * 

) Biſchoff Handb. der d. Kanjlei⸗Praxis. Th. II. ‘6. aai. 
283. u. 340: n. 7. 

Kleinfhrod’ 8 Grundlage: des p. R Th. HT. 4. "zo. 

**) Monresguieu Esprit des loix- L, 6. Ch. 2. J 

Dans les états moderes ot la. töte du moindre citoyen, 
est considerable, on ne lui öte son honneur et ses biens 
qu’apres un long examen, 


*) Rhein, Bund, Band IV. ©, 438. 
15. 
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‚Btelle und Gehalt zu belaſſen, ‘oder verhaltnißmäßig zu pens 


fioniren anerfannt worden *). Mithin war zu der Anweir 
fung eines andern, zumal fubalternen Poſtens, weder Der 
Souverain noch der mebiatifirte Fürſt, wohl aber ſolchen 
aus zuſchlagen, der Diener berechtigt, dem wider fein Vom 
wiſſen und Einwilligung eine ſolche Herabwürdigung widers 
fuhr. Nur Freiſprechung von Amtsgeſchäften mit Beibehal⸗ 
tung des Gehalts und Ranges, konnte der Regent oder ber 
Standesherr., ohne Veranlaſſung gegründeter Beſchwerden 
gegen ſich zu geben, verſügen. Die Verſetzung hingegen auf 
eine minder einträgliche, minder ehrenvolle Stelle, kann nicht 
anders als. nach den Grundſätzen, wernach jede einſeitige 
willkührliche, ohne gehörige Unterſuchung exfolgte Entlaſſung, 
unrechtmäßig und unzuläßig erſcheint, beurtheilt werden **). 
Mithin konnten durch eine ſolche indirekte Verabſchiedung, 
die wohlerworbenen Rechte und Anſprüche des Beamten 
nicht verlohren gehen, welche ihm der Art..302. des Bundes 
vertrags auf eine Penſion verlich, da durch jene indirekte 
Entlaſſung, die in jenem Artikel vorbehaltene Wahl für bie 
Michsbeibehaltung des Dieners in feinem Amte, folglich für 
deſſen Penflonirung, ‚erfolge, und ausgefprochen worden. war. 
Den Maaßſtab für die anſtatt der Belaſſung im Amte 

und bei der uegeſchmälerten Beiotbung gewählten Penſioni⸗ 





Schreiben Sr. Hoheitl des Fürſten Primas an Se. 
Durchlaucht den Fürſten von Benevent d. d. Frankfurt um 16, 
November. 1806. 

L'acte constitutif de la confederation. du Rhin ordonne 
par l’art. 32. que les employes dans les etats devolus aux 
Souveräins de la confederation conserveront le traitement, 
dont-ils jouissoient ci- devant ou devrönt ötre pensionnes 
d’un& maniere y proportionee.. 


Mhein. Bund, Band IV. ©, 238, u. 27a. 
*) Biſchoff a. a. O. 
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rung, beftimmt der mehr angezogene Aetidel bei Bundes 
vertrags, dahin, daß fie dem Ruhegehalte gleich feyn folle, 
den die Geſetze oder andere beſtehende Verordnungen des 
Staats den Dienern von gleichem Grade bewilligen. . Daß 
der Artikel bei diefer Beſtimmung das Vorhandenſeyn ſolcher 
Landesgeſetze und Verordnungen vorausſetze, wie der Herr 
Oberamtsrath Steiger zu Wolfegg ) ſehr richtig bemerkt 
hat, und daß alsdann die Regulirung nach dem in ſolchen 
Landesgeſetzen enthaltenen Maaßſtabe geſchahen müſſe, leider, 
keinen Zweifel. Und da eine willkührlich und einſeitig ers 
folgte Herabſetzung auf einen fubalternen Poften, als eine 
indirekte Entlaffung, aufer dem Falle eines Berbrechend, ums: 
erlaube iſt; fo iſt foiche als nicht geſchehen zu betrachten, 
baher gleich dem Ruhegehalte, der gefeklich ‚dem Grade der 
vorher verliehenen,, rechtmäßig bekleideten, und ohne vors 
herige gehörige Unterſuchung nicht zu entziehen geſtandenen 
Stelle ausgeworfen iſt, muß auch in ſolchem Date die Pens 
fion regulirt werden, J 

Wenn es nun aber an ſolchen die Bußegehatte beftims 
menden geſetzlichen Normen, wie wohl. bei_mweiten in ben 
meiſten Landen der Fall ſeyn diirfte, fehlen follte; fo Hat der 
Bundesvertrag in dem Art.2., indem er bier‘ von der Aufe 
bebung aller Neichsgefehe, bie Rechte ausnahm, weiche bie: 
Menfioniften (Staatsgläubiger) durch den Deputationsrezeß 
von 1803. (6. 59.) erlangt haben, jenen Mangel dadurch 
erſetzt, daß In einem ſolchen Falle nach den gefeglichen Vor⸗ 
fchrift jenes Regeffes nunmehr auc bie: Penfion der Diener 
zu reguliren iſt, wie ſolches bie Ken. :&ch: R. Brauer und. 
Dberamtsrarh Steiger **). überzeugend beiwiefen haben. Da 
nun der Deput. Rezeß $. Sg. unabgekürzten lebenslänglichen 





*) Rhein. Bund, Band IV. &. 2932, 
*) &. Rhein. Bund 4er Band, ©. 293. u. f. und die da⸗ 
ſelbſt angeführte Beiträge des Herrn geheimen Raths Brauer. 
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Fortgenuß des bieherigen ganzen Gehalte und Range, kem 
Diener zugefihere Hat, den der neue Landesherr niche mehr 
in feinem Dienſte zu behalten gedente *);' fo muß fih and 
dadurch. der in der Kategorie eines Dberamasrarhs geftandene 
Döner berechrige "halten, von feinem Herrn feinen ‚vorigen 
Hängen Gehalt als Penfion zu erwarten, "wenn er. auch da, 
für feine Dienfte nicht mehr. zu : begehen: geſonnen ſeyn 
ſollte. Die in jenem Paragraph des R. Depufat:-Nezeffes 
enthältenen Beſtimmungen, Iegte fchon der. Staatswertrag 
zwiſchen Baiern und Wilrzburg die zwiſchen beiden Staaten 
llegenden ritterfchafttichen Befigungen ‚betreffend, vom vater 
Sun. 1800. zum Grunde, und nahm den Zeitpunkt: des 
ıften" Ian. 1806. als diem decretorium zur Beurtheilung 
der von dem:zitterfchaftlichen Direktoren. und Diener bezoge⸗ 
nen Gehalte an *x). Ein. Vorgang ‚der in Anſehung der 
Regulirung ber: Ruhegehalte keinen Zweifel dem Regenten 
fo: wenig "als. dem fubmittirten Fürſten mehr übrig laſſen 
fann, denn auch febterer ift den Vorſchriften des Art. 3a. 
des Bundeedertags und des $. 59. des Deputationsrezeſſes 
unterwoufen.·Denn !.tvöre.:diefee nicht, fo würden bie der- 
Billtühr des „Subrhhtkicren ausgeſetzten “Diener ſehr libel 


deran · ſeyn, da nach wer ſehr :gegrlindeten Bemerkung, des 


Herrn Oberamtauraths Steiger: I**), die Erfahrung gelehrt 
hat, daß die: Mehrzahl der Diener ben mediatiſirten Fürſten 
und Herren überlaffen worden iſt, mithin ihre / Uebernahme 
mit. der der Eintunſde in umgekehrtem Verhältniſſe ſteht, 


je ſtandesherrliche Raser aibedienten: und Beamten, auf die 


vom Stanbesharrn beziehenden Gehalte, neben der Befors 


ging und. Verwaitung von Domanial  Einfiinften-ıund ſtan⸗ 


desherrlichen »&trechefamen, auch die Verwaltung der Landes; 


— — —— — — — — 


Der d. Zuſchauer 1602. 1. B. 406. u. f. 
: FE Mpein. Bund, Band IV. &, 80. u. f. 
Rhein. Bund ,. Band IV. &. 295° 
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Einkünfte und folcher bie Souverainitätsrechte betreffenden 
Angelegenheiten, belaffen wird. 
indem aber der Bundesvertrag will, daß bie Rufe 
gehatte der bei der öffentlichen Verwaltung in den unter 
die Souverainität gefallenen Fürſtenthümern, Srafs und 
KHerrfchaften angeftellten Diener, denen gleich kommen ſol⸗ 
(en, die die Sefeke und Anordnungen des Staats den Ber 
dienfteten von gleihem Grade zufihern; fo kann nicht die 
Rangordnung, fondern der Zweck des Amts, das der Die 
ner bekleidete, das Verhältniß von gleichem oder ungleichem 
Srade*beftimmen *). | 

Allerdings würde aber auch hier, wie im. mehreren 
Stiiden, ein — die Uebernahme der Diener beftimmens 
des und ihre Rüßegehäfte' regutirendes "Fundamentalgefeh 
erforderlich ſeyn, welches-flir den noch Äugenditchen Bundes 
ſtaat die Wahrheit heſtütigen könnte: 

dur £riv 2i2 netter, dromo⸗ wire varue Tedtv- 

ver, 


S. 
— —— — — — — — 
*) Rhein. Bund, Band IV. S. 274. : 
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17. 


Auch Etwas über die Organifation der Zunftver 
faffung in den Rheinifchen Bundesſtaaten. 


Kon Regierungsadvolar Kremmer in Meiningen. 


(Veranlaßt durch Heft VI. ©. 892 und Heft XIII. S. 140 dei 
Rheinifchen Bundes.) 





Nas Alte ſtürzt, es ändert fih die Zeit und 
neues Leben blüht aus den Ruinen. — Gtürme, 
Kämpfe von Innen und von Auffen iſt dee Gang der Nas 
tur und der Staaten, ein ewiges Werden, eine Werkſtätte 
beffändiger Organifation und Desorganifation, — Behaups 
tungen, welche Vernunft und Erfahrung bewähren und bie 
von neuern Staatslehrern aufgeftellte Theorie befräftigen, 
Daß weder Zufall noch Verträge Lirfachen des Nebeneinans 
derfeyns fo vieler Millionen Menfhen find, daß vielmehr 
Staaten nicht blos in der Idee durch Vernunft gedor 
ten, fondern auch in dee Wirklichke it duch die Natur 
realiſtrt, In dieſer Hinficht als Theile des Organismus des 
Untverfums und als ſolche organifh find "und anter phyſi⸗ 
ſchen Naturgeſetzen ſtehen. Nach dieſen ewigen Geſetzen der 
organiſchen Natur kann daher an gänzliche Ruhe der 
Staaten, wo alle organiſche Thäthigkeit von ſelbſt erliſcht, 
nie gedacht werden. Dadurch würde man die Natur ſelbſt 
aufheben; alles, was iſt, ſey eg das Größte oder das Klein⸗ 
fte, IR nur durch Miderftreit der Naturfräfte. Die Natur 
ſchafft im Zerftören und zerſtört im Schaffen, ih ihr iſt kein 
Gtilleſtehen, in ihren Geſetzen kein Widerſpruch. In uns 
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aufhörlicher Reibung müſſen die Natlonalcharaktere begriffen 
feyn, um fid, einander die rauhen Ecken abzufchleifen, und 
fo immerhin fhöner hervorzugehen; es muß Widerſtreit uns 
tee den verfchiedenen Staaten, wie unter allen Naturkräften 
geben ; erft dadurch wird. die Individualität jedes Staats. a) 
Die Realifirung der höchften Idee des Staats, über welche, 
als abfolut gebietende Norm, Alle bei der Regierung einig 
feyn müſſen, weil ohne fie Bein Regieren im eigentlichen 
Sinne des Wortes flatt finden kann, — die Realiſirung der 
Idee des Staats kann alfo nicht auf einmal erreicht werden, 
fie fann nur unter ewigem Annähern und Zurückſtoßen an 
diefelbe Hei immerwährendem Kampfe der Individualitäten 
gefchehen. Was wir Seiſt ber Zeit nennen, der vorzliglich 
in unfern beifpiellofen Tagen feine zerflörende und wieder 
aufbauende Hand an fo manche veraltete und morfche Wöls 
kerform legte, find eben die unabänderlichen Geſetze der ors 
ganifchen Natur, ihre organificende Krafs Unaufhaltſam 
gehen fie ihren Weg; fie hindert nicht, daß einige fie über⸗ 
eilen, andere hinter ihnen zurückbleiben. 

Diefe Kraft der Natur, oder wollen wir es Se der 
Zeit nennen, richtig aufzufaffen, und die Grundſätze der 
Staatsdiagnoftit und Staatstherapeutik an der Hand, in 
alle Regierungsoperationen überzutragen, ift dann das große - 
Problem , das jede Staatsverwaltung zu löſen verfiehen 
muß. Ob und wie es gelöße worden tft, läßt fih dann 
ans dem Schickſal des Staats beſtimmen, aus ber Art, 
wie es gelößt wird, läßt fih eine Gefchichte des Staats 
auf die Zukunft vorausfagen, die felten trügen und hinrei⸗ 
chende Aufichlüffe geben wird, wie ein an intenfiver Stärke 





N 


a) Der Staat aus dem Organismus des Univerfums ent: 
wickelt, ein Verſuch von Joh, Bapt. Nibler. Landshut 1805 
gr. 8. 
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noch ſo mächtiger Staat, bei der erften kräftigen Erſchütte— 
tung von Auſſen in. ‚allen feinen Theilen zuſammenſtürzt. ee 

. Die, gefchiektere. Nealifigung der angedeuteren Aufgabe 
tönnen wir uns mit Grund von dem Einfluß des geftifieten 
Pölterbunds auf Staatsverfaflung und  Staatsverwaltung 
verjprechen. Mit, der nähen Entwidelung und ‚Begrüns 
dung. feiner organifchen Geſtalt ‚b) wird der, nächſte Bun 
destag vorzüglich ſich beſchäftigen und die wohlthätigen Re— 
formen bewürken, welche ehemals der Deutſche vergeblich vom 
deutfchen Neichstage fich erfehnte. Denn an feiner Spike . 
fteht der Geiſt der. Zeit! — 

Unter die zu erwartenden Reformen können wir gewiß 
die Organifation unferes alten Zunftſyſtems rechnen, ein us 
ftitut, das bei allen möglichen V Nerfuchen im zwölften und, 
dreisehnten Sahehunderte fo viele Jahre hindurch fich in 
fin: urfprünglichen Seftalt hat erhalten. können. 

Das Zunftweſen iſt einer der Gegenſtände, welcher dem 
Intereſ⸗ jedes Rheinbündiſchen Staatsbürgers, ſo wie der 
geſammten Menſchheit äuſſerſt nahe liegt, und deshalb eine 
vielſeitigere Prüfung ˖verdient, ehe fo ſchnell zur allgemeinen 
Auflöſung der Zünfte vopgeſchritten wird. Denn unmöglich 
können ‚alle die manntgfaltigen Anſichten, die dieſer wichtige 
Gegenſtand darbieret, hinlänglich berückſichtigt worden ſeyn. 
Es ſey mir genug, nur kurz auf eine nationalökonomi— 
Rifche, Anſicht aufmerkfam gemacht zu haben. 

Es iſt wahr, daß der Staat jedem Nationalgliede den 
freien Gebrauch ſeiner Produktivkraft ſichern muß, daß er 
widerrechic un ‚den. präjepeiven. Sefehen der Netienelüko⸗ 


# h > 






» »Alles beruht auf der Organiſation, die man ihm jetzt 
giebt, auf die Art, ‚wie die einzelnen Glieder das Band unter 
» fi ch ſchlingen, fih auf den Nothfall Verſtärkung vorbereiten, 
» der Erfchläffung vorbeugen. « Deutfchlandse Erwartungen vom 
Rheiniichen Bunde vom Freih. u. Eggers. 1808. 8. 
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nomie entgegen handelt, wenn er nicht alle, fondern nur 
einzelne Nationaiglieder in deh Stand febt, durch ſich 
ſelbſt und ihre produktive Kraftäuſſerung den höchfimöglichs 
ſten Grad von phyſiſchem Wohlftend zu erreichen; es iſt 
wahr, daß freie Konkurrenz ein mächtiger Hebel zur Bele, 
bung. und Vollendung der Induſtrie iſt, daß dus Zunftſyſtem 
gegen dieſe erſten Grundſätze der Nationalökonomie geradezu 
anſtößt, indem nur einzelne Nationalglieder und nicht die 
ganze Nation den höchſtmöglichſten äuſſern Wohlſtand er⸗ 
langen können, und die- Staatsverwaltung durch Begünſti⸗ 
gung jenes Syſtems direkt fiir- die Vervolltommnung des 
phyſiſchen Wohls ſorgt. 

Dennoch wird der Mationalökonomiſt bei Aufhebang 
der Zünfte und Einführung der allgemeinen Bewerbfreiheit 
folgende bedenkliche Fragen aufwerfen. 

Da die induſtrielle Produktion auſſer dem erforderlichen 
Kapitalſtoffe einen weit geringern Grad von Anſtrengung 
bedaͤrf; als bie Urproduftion, wird nicht bei diefem fo mäch⸗ 
tigen natürlichen Neik, die unbedingte Gemwerbfreiheit der 
Urproduftion zu viele Hände entziehen, der Austritt aus 
den Klaffen der übrigen Produzenten: zu beträchtlich und 
dadurch’ der Drang zur induftrielfen Produktion zu ſtark 
werden ? Wird nicht dadurch die induftrieffe Produktion an 
Qualität der Produfte verlieren und nur an Quanti⸗ 
tät gewinnen? Werden Alle von diefer Gattung der Pros 
duktion leben können? Wird es den Produzenten nicht 
ſchwer, ja oft unmöglich ſeyn, ihr einmal ergriffenes Ger 
merbe wieder zu verlaffen umd entweder ein neues oder (dem 
Prinzip der Theilung der Arbeit entgegen) ein anderes zu 
wählen, das fie nod) daneben treiben könnten? Muß nicht 
diefe Schwierigkeit, feinen Wohlſtand zu verbeffern, in jeder 
Hinſicht die induftrielle Produktion lähmen und die DVered: 
lung der Gewerbe hindern? Wird nicht die Gröſte der Kon: 
kurrenz ‘eine große Zahl  induftrieller Produzenten, deren 


234 

Kapitalſtoff gering iſt @ entweher zu Armen ober zu Pfu— 
fehern machen ? Werben Acht bieienigen, deren Kapitalftoff 
beträchtlich ift, die Konkurrenz niederdrüden und ſich auf 
diefe Arc zu Monopotiften emporfhwingen? Kann es nicht 
Fälle geden, wo die induftrielle ‘Produktion einer Nation 
aufhört, ötonomiftiich zu feyn? Wird nicht, bei gänzli⸗ 
her Freiheit der Gewerbe, jeder Menfch, aus Eigenliche 
und der hohen Meinung, bie er. von feinen Talenten hegt, 
fih zu jedem Gewerbe berufen glauben? Muß dann nicht 
alles Streben nach Vollendung , Fortpflanzung und Verer⸗ 
bung der Sewerbfenntniffe von Generation zu Generation — 
diefer fchöne Zug des Zunftſyſtems — verfhwinden? SA 
an eine gewiſſe Vereinigung der Zunftgenofien, an gemein 
ſchaftliche Berathung über die Ausbildung der Gewerbe zu 
benten? — 

Dbgleich die Nationalölonomie bie: höchſtmöglichſte Er⸗ 
böhung der produktiven Kraft und alfo Beförderung der 
freien Konkurrenz gebietet; fo ſcheint fie doch nicht die Los 
tale Vernichtung der Zunftverfafung und vollkommene Ge 
werbfreiheit, fondern nur eine ducchgreifende Reform und 
Umwandlung derfelden und der Gehrechen zu fordern, wels 
de blos aus der Seichichte der Gründung der Gewerbe ers 
Härt werden müffen, und nicht in das Zunftfuftem verwebt 
find. Und in der That ſtimmen auch Bis jetzt die mehreften 
Swriftfieller, auch aus andern, als nationatölonomiftifchen 
Gründen, für eine zweckmäßige Reformation, für Aufhe⸗ 
bung des Widerrechtlichen und der Mißbräuche, befonders 
für Vertilgung der: gefchloffenen Innungen, nicht aber 
für die gänzliche Aufhebung der Zünfte. Sie flimmen 
Alle darin überein, daß nicht das ganze Syſtem an fich, 
fondern nur einige Geſetze dem Prinzip des Rechts und 
der National Wirthſchaftolehre widerſtreben, daß feine Vors 
theile für den Nationalwohlſtand (nur dem phyſiſchen und 
moraliihen Zuftande ber heutigen Menſchheit angepaßt) 
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noch ferner erhalten werden müſſen, daß aber bie gänzliche 
Aufhebung weit Elliger als bie Zortbauer deſſelben in feiner 
jegigen noch urfprünglichen Form fey. 

Nur Stätigkeit der Maximeu ber jeßigen und aufeins 
ander folgenden Regierungen, weile und kräftige Entfchlefs 
ſenheit, mehr vorbereitende als gisich auflöfende Mittel, Als 
les unter der Leitung des Zeitgeiftes, Lnterfcheidung der 
nothwendigen Wehen des Leberganges zur neuen Ordnung 
der Dinge von den lohnenden Folgen der Zukunft, können 
befiegen, was weder Provinzial: noch Reicht Zunftgefeße zu 
fiberwinden vermodten. 

Der allgemeine Bundestag, von dem mir einen neuen 
Frühling für das geängfiete Menſchengeſchlecht erwarten ſol⸗ 
Ien, wird auch diefen fie Staat und Menſchheit fo Hochs 
wichtigen Gegenftand nicht unberäßet und unentſchieden 
laſſen. — | 

‚Möchten aber auch alle der Zunftverfaffung 
‘im Weſentlichen gleiche und ähnliche Inſtitute 
auch gleich und ähnlich wie unſere Zünfte bes 
handelt werden! 

Vielleicht möchte es aber noch wichtigere Gegenſtände 
als das deutſche Zunftweſen geben, welche man, fern von 
aller Anmaßung, den erhabenen Leitern der Reorganiſation 
von Deutſchland zur gründlichen Ptüfung vorlegen kann. 
Wenn, wie aus dem Geiſte und der Veranlaſſung des Rhei⸗ 
niſchen Bundes erwieſen werben kann, wenn Einheit, 
nicht aber Iſolirung c) der einzelnen Bundesſtaaten 








o) » Es ift wahre, fehr wohlchätige Erweiterung des Leben: 
»genufles, ich möchte fagen „ der allgemeinen. Kulturanlagen, 
»wenn man der Sfolirung der Staaten entgegen wirkt. Ge Eleis 
»ner der Staat, defte nachtheiliger die Befchränfung auf feine 
»eigene Mittel. Und dennoch frheint dem einfeifigen Kameralis 
»ften nichts natürlicher, nichts leichter als durch folche Mittel 
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Zweck des Bundes iſt, Der fi eben dadurch ſchon hinrel⸗ 
hend vom Zwecke der alten deutfchen Neichöverfaffung uns 
terfcheidet, darf eine Trennung eines Staats‘ von den ihr 
gen, mit denen er durch die Natur organifc verbunden ft, 
ſtatt finden? Müſſen nicht alle Unterthanen der einzelnen 
Fürſten ald Bürger eines Staats gelten, alle gleiche Rechs 
te in den andern Stäaten genießen? Darf ein hermetiſch 
gefchloffener Handelsſtaat, ein Indigenatsgeſetz, ein aus⸗ 
fchließendes Bürgerrecht, ein Abzugsrecht unter den Bundesi 
ſtaaten, diirfen andere Einrichtungen geduldet werden, welche 
die fiir die Macht des Bundes, fiir die Kultur der Nation 
und für den Wohlftand der Einzelnen fo wichtige idee der 
Einheit d des Staats weder nähren noch erhalten? 





v baar Geld im Lande zu erhalten; aber die Finanzminiſter in 
sden Bundesſtaaten find-nun ſchon einmal genöthigt, fih zu li⸗ 
» bernlen. Anfıshten zu halten. Golche Einfcheänfungen find dew 
» Sinn der Bundesakte ganz zuwider; ohne Zweifel. wird bei 
»den nihern Entwickelungen dieſer wichtige Punkt noch genauer 
» beſtimmt. Der zufriedenſte, am wenigſten eingezwengte. 
» Unterthan iſt immer auch der getreueſte, anhänglichſte Bürger, 
» feinem Vaterlande vor allem ergeben, ob er gleich‘ auch ale hei⸗ 
» miſch ſich in Gottes Welt anſieht « V. Eggers in dmge 
führter Schrift. 
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en. | Zu 16; 
Gedanken über den Univerfitätd Bann in den 
| "Staaten ded Rheinbundes. | 


T 
. 8”. 





Bon "dem vormaligen Oderamtsrathe und jehisen Patrimonial⸗ Obervogte 
A. J. Steiger zu sites. \ 
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& gehört unter ‚die Anomalien unferer Tage, daß in ainem 
Zeitpunkte, weicher eine innige und: feſte Verbindumg derjer 
nigen laut und dringend gebietet, die. faſt nur noch durch 
eine gemeinſchaftliche Sprache und Bitteramır zu einem Vol⸗ 
fe vereint find,.:dte freie Benußung der - manchenkei Lehr⸗ 


und Bildungsanftalten der verfchiedenen Staaten . untereins- 


ander immer feltener zu werden beginnt, ja daß ſogar ans⸗ 
drückliche Gebote und Verbate alle dinjenigen, ‚weiche deu 
edelften Beschäftigung — den Wiffenihaften — huldigen, 
an bie-Landesanftalt bannen, und ihnen dar Beſuch auss 


wärtiger Lehrinftitute. oft,.unten den fchwerfien Strafen uns 
terfagen. Schon vor der SKonfkitwirang des rheiniſchen 


Bundes ſah man hie und da aim Staat, welcher - durch. 
eigene. Verordnungen - feinen jungen Pürgern den Beſuch 
auswärtiger Lyceen, Gymnaſien und; Haiverfitäten verbieten 
zu müffen glaubtez; und jetzt nach. aufgelößter germanifcher 
Reichskonſtitution und nach, begründeter Souverainität der 
neuen: Bundegherrſcher ſcheint dieſer Trieb, ſich auf ſich 
ſelbſt zu konzentriren, gleichſam erſt zum vollen Bewuſtſeyn 


gekommen, die. ſogenannte Univerſitätsſperre ſcheint ‚zum. 


förmlichen Syſteme erwachſen zu ſeyn, wovon man ſich gar 
leicht überzeugen wird, wenn man nur einige Blicke in die 
verſchiedenen Staates und Degiirungsblärter der neuen fous 


’ 
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verainen Lande zu werfen fih angelegen ſeyn läßt. Wohl 
iſt es unter ſolchen Umſtänden eine den Freund der Pitterar 
sur und der Achten humanen Geiftesbildung ſehr erfreuend 
Erſcheinung, daß es in den kaiſerlich öſt erre ich i ſch en Erb⸗ 
ſtaaten jedem Studierenden künftig frei ſtehen ſolle, auch 
auſſerhalb Landes gelegene Univerſitäten zu beſuchen, 
wofern nur der Landesherr ſolcher Univerſitäten ſeinen eige⸗ 
nen Landeskindern auch geſtattet, auf oſterreichiſchen 
Univerſitäten zu ftudieren. *) 

Wenn ich meine Anfichten über den Nachtheil dieſer 
Bannanſtalt mit beſcheidener Freimüthigkeit in dieſen Blät⸗ 
tern niederzulegen mir erlaube, fo habe ich dabei keine ans 
dere Abſicht, als die öffentliche” Aufmerkſamkeit auf eine. 
Sache Hinzutenten, welche in der That zu wichtig iſt, als 
daß fle nicht das ernſte Machdenten und bie lebendigſte 
Theilnahme jedes biedern Deutſchen, welcher noch mit 
Wärme an feinem Vaterlande hängt, für fh in 
Anfpruch nehmen ſollte. Habe ich Unrecht), fo belehrt 

man mic, vielleicht eimes Beffern, und mein Wort, ohne 
innern Gehalt, ohne Gediegenheit, welche nur im Gefolge 
dee Wahrheit feyn ann, wird verhaflen, wie fchon fo 
manches Wort mieber verhallte, welches: bei den öffentlichen 
Angelegenheiten Deutſchlande ‚von deutſchen Gefchäftsmän, 
nern und Privatſchriftſtellern mitgefprochen wurde. Habe 
ich aber Recht, fo bitte ih um Erwägung und Beherzu 
gung des geſagten, der ich fogar, und mit mir ſicherlich je⸗ 
der Freund der guten Sache, die ſchoͤne menſchenfreundliche 
Hoffnung wage, daß auch Hier einſt die Schlagbäume wie 
ber beſeitiget, und der freie geiſtige und wiſſenſchaftliche 
Verkehr der Staaten, weiche die Natur ja alle untereinans 
ber befreundet hat, dereinft alles Zwanges wieder entbunden 





7 Bergl. Augem. Ongeiger der Deutſchen Jahrg. 1808. 
Nro. 76, 
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werden dürfte; wobet ber Gewinn für Wiſſenſchaft und 
Kultur allerdings von der größten Bedeutenheit ſeyn 
müßte. — 





Die Wiffenfchaften in ihrer Totalität betrachtet, Bilden 
ein gefchlofienes Ganzes, welches nur in der Sphäre höchſt⸗ 
möglicher freier Regſamkeit des Geiſtes feinen Stüspuntte 
hat. In den höhern Regionen geiftiger Bildung kennt 
man die Feſſel des Zwanges nicht. — Zwang ift ber Tod 
jeder höhern Kultur — keine Scheidewand , Feine fchrofe 
Abmarkung, welche nur engherzige Beſchränktheit zwifchen 
den beftehenden Bildungsanftalten unferes beutfchen Vaters 
landes errichten zu mlffen wähnte, wird etwas frommen, 
wird nur den freien Seiftesflug — bie unerlaßliche Bebings 
niß jeder wahren Bildung — lähmen, und die erbärmlichſte 
unheilbringendſte Einſe itig keit an die Tagesordnung ru, 
fen. Der in feinem Streben. nach Höheren wiffenfchaftlicher 
Bildung raſtlos wirkende Geiſt des Sünslings verfchmäht 
die Sehundenheit an ein beſtimmtes örtliches Ners 
hältniß; — und wie ſollte ſich auch der Bann an die eine 
oder die zwei Anflalten feines Geburteſtaates — fey es nun 
Baiern, Wiürtemberg, Baden oder Heſſen — mit ber Reg: 
ſamkeit des jugendlichen nad) wahrer Bildung ftrebenden 
Seiftes vertragen können? Wie elend, wenn die ganze Bil⸗ 
dung, ergreifend ein ganzes künftiges thätiges Leben, nur in 
Landshut oder Heidelberg, Tübingen ober Gießen begonnen 
und vollendet werden fann! — Das »non omnia possu- 
mus omnes« gilt nirgends mehr als bier; mag auh eine . 
Univerfität noch fo gut organifirt feyn, mag fie auch immers 
bin unter ihren Lehrern Matadors zählen, fo iſt es doch 
nicht möglich, daß fie zu jeder Zeit und in jedem Fache ims 
mer gut befegt feyn werde, und daß nicht auf.eing andern 
Lehranftalt diefer oder jener Zweig forglicher gepflegt, und 
eben darum auch eine reichlihere Ausbeute gewähren werde, 
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weiche zu füchen demjenigen "von: Nechtswegen nicht vers 
wehrt werden follte, dem fie nach beſondern indivihnellen 
Bedürfniſſen und Lagen vielleicht vorzüglich wünſchenswerth 
feyn mag. 
Muß es aber fhon nach der auf allfeitrige Bildung 
gehenden Tendem dem Jünglinge frei fichen, auffer bee 
»Landesuniverfiräit auch noch andere auswärtige Bildungsans 
Kelten befuchen zu dürfen, if kein’ innländiſches Inſtitut im 
Aueinbefige alles: defien,, was zu einer vollendeten Unter⸗ 
sichtsanftalt:durch alle Disziplinen erfodert wird, fo ſprin⸗ 
gen noch andere .entichiedene. Vortheite in Die Augen,‘ walcht 
mit dem frei ‚gegebenen Beſuche auswärtiger Lehranſtalten 
verbunden find. Der Jüngling, der nie ans feinen vater 
ländifchen Umgebungen herausteist, der‘ gebammt' bleibe in 
feinen heimifhen Kreis, behält nicht felten etwas Hartes 
und Anſtößiges, was er fchon“ mit' den -vaterländifchen Sit⸗ 
ten und Gemelmbeiten und ben Übrigen ' nationellen Eigen⸗ 
‚beiten ficb angetignet ‚bat, und weiches: feinem. Charakter 
etwas Schiefes und: Einfeiriges aufdrückt, womit er and) in 
feinen künftigen Lebensverhältniffen geftempelt bleiben wird. 
after ihn in Die: Sphäre- einer entlegenen ausländifdyen 
Anftale. eintzeten, und er wird bei feinem Treibenn unter 
Jünglingen aus allen Ständen und Weitgegenden das beſ— 
fere Fremdartige teicht erfpähen und durch deſſen ichnelle 
und glücktiche Aneignung die vaterländifchen Härten abs 
glätten — feine Bildung, weniger einfeitig, wird milde 
und umfafiend, welches nicht ohne bedeutenden "glücklichen 
Emfluß aud für feine künftigen Lebensverhältniffe bleiben 
wird. , on NE 2200. 
Wenw fih and durch ungewöhnlichen Fleiß» — fagt 
des, Verfaſſer der vortrefflichen Abhundiung »über Unt:' 
verfitätsbanns. im allgemeinen Anzeiger der 
Deutfhen, — *) »wenn ſich ducch eine Ausdauer, weiche 


... 


*) Jahrg. 1807! Nro. 340. ©. 3551. N 
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alle Schwierigkeiten zu überwinden weiß, an jedem Orte 
und unter den ungünfligften Umftänden Kenntniffe und Ges 
lehrſamkeit erwerben laſſen, fo ift doch auf einer Univerfität, 
welche hauptfächlich nur von Landestindern und von jungen 
Leuten ans der Nachbarfhaft befucht wird, und mo dieſe 
daher ein entfchiedenes Uebergewicht Haben, eine folche Art 
der Ausbildung gar nicht zu erhalten, als auf einer auswärs 
tigen, wo Sünglinge aus vielen Ländern und aus allen Ges 
genden der Welt zufammentreffen. Mit dem Aufenthalte 
auf einer entlegenern Univerſität ift nämlich ſchon an und 
für fi der große Vortheil verbunden, welchen jeder Aufs 
enthalt an einem fremden Orte mit fih führt. Man hat 
Gelegenheit, andere Sitten, einen andern Ton, und eine ans 
‚bere Art zu leben, Bennen zu lernen. Der junge Mann tritt 
dodurch aus feinen gewohnten Umgebungen gänzlich heraus, 
wird unter fremden Menſchen mehr oder weniger fi ſelbſt 
überlaffen, und muß fuchen, fiir fein Fortkommen ſelbſt zu 
forgen. Es fallen alle die Rückſichten weg, welche im Bas 
terlande , in der Nähe der Eltern, und unter den Augen 
derer nicht zu vermeiden find, von welchen wir abhängen. 
— —. Hier tritt der Sohn des angefehenften Mannes, 
ja der Fürſtenſohn ſelbſt, unter Sünglingen, welche entweder 
davon gar nichts wiſſen, oder doch auf die Macht und bie 
Verhältniffe des Vaters nur wenig oder gar Feine Rückſicht 
nehmen, und auch feine zu nehmen nöthig haben. Was 
kümmert es den Liefländer , ob der Vater feines Nachbars 
‚ein ungrifher Magnat, oder ein angefehenes Parlaments 
glied, ober eines deutihen Fürſten allmächtiger Meinifter, 
‚oder gar ein Pleiner Fürſt ſelbſt ifi?« | 

&o Lange in Deutfchland, feiner Zerriffenheit ungeach⸗ 
tet, gemeinfame Lehranftalten vorhanden waren, welche nach 
kein Bann s Edikt eingeengt hatte, fah man nicht felten Vers 
bindungen unter Jünglingen aus den entfernteften Gegen⸗ 
den Dentfchlands fi) knüpfen, welche auf ihre moraliſche 
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und inteffeftuele Ausbildung, ja felbft auf ihre nachherigen 
Öffentlichen Verhältniſſe auf das wohlthätigfte einwirkten. 
Wer erinnert ſich hier nicht des einen öder anderh Beiſpie⸗ 
(es ſelbſt aus feinem eigenen Kreiſe? Aber dieſe ſchöne 
Bluͤthe des freien alademifchen Beifammenfeyns wird ſich 
nie mehr entfalten, da durch das Gebot, nur auf Landes; 
univerfitäten zu fludleren, unfern Sünglingen die Ger 
fegenheit zu Ähnlichen vortheilhaften Verbindungen wohl auf 
immer benommen feyn dürfte. Wie foll der Süddeutſche 
mit dem Norddeutfchen mehr zuſammentreffen, und ift jeht 
nie, für den aus den Bundesftaaten geblirtigen Jüngling, 
die Verfremdung mis andern gleichfam geſctzlich gebos 
ten, da er, je nachdem er zu Baiern, Würtemberg, Bas 
den ꝛc. gehört, auch nicht über Baiern, Würtemderg oder 
Baden hinaus darf? 

Faſt ſcheint es, die Furcht, daß man mit andern anti 
mwärtigen Bildungs: Ssnftituten die Konkurrenz nicht auszus 
halten vermöge, Habe diefe Bannanſtalt erzeugt. Aber follte 
Diefes wohl im Ernfte einer Widerlegung bediirfen? — Mit 
weit beſſerm Scheine fann man fagen, dal; eine forgfäleige 
Pflege der eigenen vaterländiſchen Anftale, auf welche doch 
jede Regierung vorziigfih ihr Augenmerk zu richten babe, 
‘die Maafregel eines allgemeinen DVerbotes, auswärtige Bils 
dungsſtätten zu beſuchen, und des ihr korreſpondirenden 
Bannes an die eigene Landesanſtalt ganz unerlaßlich erhei⸗ 
She. Ich meines Orts bin aber feſt überzeugt, daß ein ges 
zwungenes Zuſammendrängen einiger Hunderte von Studies. 
renden, den Lehrern und Lernenden jenen Geift nicht einzus 
Bauchen vermöge, welchem eine ächte immer vorwärts fchreis 
‚sende Kultur fo gerne zuſagt — daß der Beſuch von 
Fremden, melher im Repreffalien Wege entiveder ebens 
falls ganz eingeboten, oder nur in fehr befchränftem Maaße 
flatt haben wird, der Randesanftalt ‚jene Celebrität allein 
zu verſchaffen fähig ſey, welche man doch fo ſehr beabſichtt⸗ 
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‚get, da nur Die Gegenwart von Fremden, wicht von den 
‚eingebahnten Söhnen des: Waterlandes , jeneh Zunfen "ber 
Rivalität bei den Lehrern anzufihen-und zu unterhalten 
vermag, weiche ihrem berufsmäßigen Wirken erſt Krafı did 
Lebendigkeit ertheift ; -und daß daher frühe oder fpat, der 
Zuftand der Mittelmäßigkett unamsbleiblich eintreten 
werde. Ich berühre den trivialen: Einwurf nicht, daß vel 
diefer Maaßregel doch immerhin das Grid im Lande Sehitt, 
ten werde; denn wenn auch andetſelte einige Baſende dem 
"Lande erhalten werden ſollten, fo entgehen ihm bad wid; 
der um fo. mehrere, daß num auch Frembe,. in glotchem 
Wechſelverhältniſſe, eine Anftalt Yu beſuchen aufhören mer⸗ 
den, welche durch ihr Veto auch andert Staaten verantaſſen 
wird, eben fo ſelbſtgenügſam gegew'Hesfich abzuſchurſen; 
und fo wird der Schaden durch die vermindert Wedandiz 
weit bedeutender ‚- ‚als Bir. Sea un den ſaatumitcn 
Heintihen Zwang.“ Zei "neo ie 240 Zu 57 
Aber Heften wir unfere- lie auf bie neneffw-cheihs. 
bundifche Verfaffung, von weißer: Deutſchtand Terre Mirdrr⸗ 
geburt erwartet, weiche: Anſicht wird ſich uns unter dieſem 
Standpunkte aufdrängen? — Was man immer Aberaden 
Zweck des Rheinbundes diskutiren mag, ſo dürfle wielleicht 
doch fo vieles richtig ſeyn, daß daurch denſelben die voch 
getheilten Kräfte, deren Zerſtückelung Ohnmacht und Geting⸗ 
ſchätzung der deutſchen Nation herbeigeführ Harte, zu? inecmn 
Centralpunkt vereiniget, daß das einzelne zur Einheit, 
das getheilte zum Ganzen: durch die große Sunbesanftalt 
gefteigert werden folle. mw 
Die Deutfchen,, welche aufgehört hatten, ein gemeins 
Tames Vaterland, ein ungetheiltes National⸗In— 
terefſe zu haben, follten beides. wieder erhalten, ſollten als 
eine kraftvolle Nation aus den Trümmern einer morſch ge⸗ 
wordenen in ſich ſelbſt zuſammengeſtürzten Verfaſſung, wie 
der Phönix aus der Aſche emporſteigen. Einheit mar; der 
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Dalieman, welcher alle dieſe Wunderdinge hervorrufen follte, 
feſte innige Verbindung der zuſammen verbundenen Staaten, 
weiche nur einen einzigen Staat, gleichſam das gemein⸗ 
ſchaftliche und allgemeine Vaterland aller Bürger der konfdı 
derirten Staaten ausmachen ſollten. MWortrefflich bemerkt 
‚der geiftvolle Freiherr von Eggers *) » Vor allen Dies 
‚gen ſollte man bei. allen Unterthanen ber Fürſten des rhei⸗ 
aiſchen Bundes die Idee der Einheit des Staates zu 
arwecken uud guznähren fuchen. Sie ift von der größten 
Michtigkelt für die Macht des Landes, für die Kultur ber 
Naeion, für den Wohlſtand der Einzeinen. In einem ge 
‚wien Sinme liegt fie ſelbſt in der Natur, wie fehr oft auch polls 
tiſche Einrichtungen davon abziehen. Baiern, Sachſen, Ayanten, 
Schwaben, MRheinlünder, Weſtphälinger — ſie reden und 
fcheoiben doc alle deutſch, haben doch viele gemeinſchaftliche 
Bitten, Bedürfniſſe, Verbindungen. Jetzt umſchlingt fie alle 
"ein polieifches Band, das ihnen gegen Auswärtige die Eins 
‚Seit des Staats wieder giebt, welche Deutſchland fchon ſeit 
‚drei hundert Jahren verloren Batte. 

Ale dieſe Staaten haben von nun an nur ein gemein 
ſchaftliches Intereſſe gegen Auswärtige ; fie haben unter ſich 
nur das der Eintracht, des Genuſſes. Läßt fich eine glüd: 
Sichere QBundesfefte denken? Was follte nun diefe Völker abı 
Gatten, ſich als Zweige eines Stammes zu betrachten? als 
windergeboßrne Deutſche»? **) 





25 *) Deutfchland’s Erwartungen vom rheinifhen Bunde ©. 
— 54. u 

5 Gegen, die Staatseinheit, in rechtlicher Hinſicht, 
fiche vorgliglich des Herrn Hofs und Kanzleiraths von Berg 
zu Dannaver, »Abhandlungen zur Erläuterung der 
rheinifhen Bundesaftes J. Th. S. =. und folg. we 
chem ich für feine trefflichen Bemerkungen: »U eber die Grenz, 
beftimmung. zwiſchen hoher und niederer Polizere 
Myrinisher Bund Dept 29. Nrr6.) hiermit öffentlich danke. 





— 
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Bas kann aber wohl das Sand ber Eingeit ſeſter 
fhlingen, was uns mehr zu einem ſelbſtſtändigen großen 
Volke machen, als unfere Kulturs und Bilbungs au⸗ 
ſtalten, bei denen wir anerkanntermaßen wohl keiner Bm 
tion nachfichen? — « 

»Deutfchland exiſtirt nicht mehr, doch bad Vele der 
Deutſchen if noch vorbanden,e fast Brandes überaus 
treffend *) ; ja, es ift vorhanden in feiner oben fo vielſeiti⸗ 
gen, als gründlichen Kultur, es if vorkanben in feinem 
Univerfitäten , ben herrlichſten Denkmälern deutſcher 
Bildung, weiche von jeher, nach ihrer individnellen Beſchaf⸗ 
Lenheit, auf den Stanz und den Ruhm des Landes hinwirk⸗ 
ten , den Wohlftand Der Länder und Städte, wo fe blühe⸗ 
ten, beförheeten, und bas dort heoto ber Wiſſenſcheſten 
begünſtigten. 

Aber eine ganz unerlaßliche Vedingnz zur Erhattam 
dieſer deutſchen Selbſtſtändigkeit und Einheit, dürfte es ohne 
alle Widerrede ſeyn, daß vor allem der kleinliche Geiſt des 
Iſolirens hochherzigern Ideen weiche, daß volle uncinge⸗ 
ſchränkta Freihelt herrſche im Verkehre dieſer Auftalten, wel: 
he nunmehr nicht ſich allein, ſondern dem gemeinfſchaftlichen 
durch den Bund konſtituirten Vatetlande angehören. Dem 
jungen Bürger fiche es ſoei, feine Bildung im Bundesvater⸗ 
Sande zu ſuchen, wo er «6 feinen individuellen Vebuͤrſwiſſen 
gemäß für zuträglich finder; fein »Votoa. haune ihn ehe“ 
an bie eigene Landesanflalt 5; und dieſe greße Anficht, dieſe 
fchöne Idee der Bundeseinhelt wird ſich im Geblete 
der Wiſſonſchaften zuerſt am herrlichſten verwirklichen, wich 
"in den Regionen hoherer Ealtur uud Bildung, wo Leine 
beengende Scheidewaͤnd mehr. wehenchubar ſeyn wird, ben 


—rrt — —— — 


*) Betrachtungen über den Zeitgeik in Deutichland in den 
legten Decennien des poxigen Jahrhunderts 6. 8. 
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phönen. Funken dea Natienals&tanes wieder anfachen, 
weicher fchen. fü, lange als erloſchen betrachtet werden konntt. 
e.: Mögen dann bie: patriosifchen Herzensergießungen jenes 
tecfflichen N Gitoetemännes ‚nur noch. einen. hiftorifcdien 
Werth behalten, welcher im lebendigen -Lberfliekienden. Se, 
fuhlenditſes großen: Miiffkendes unſerer Zeis.. eben fo” wahr, 
An eitdringlich Saat: Delbſt die Gelohrten, die Pfleger: der 
Miqquitg, „werten einttqzulingt eine. freie Bildung, wie ihr 
Ge, Ihrer Indſaidnalität fie verlange, dürfen fie nicht ſu⸗ 
chen: Deutſchland. dat: in feiner Zerriſſenheit gemeinſame 
hequſalten, gehabe; mo. Jünglinge qus- allen: Gegenden zus 
Keuswmenflofien,. mw, ie: im allgemeinen Reiben den Stempel 
ihrea cLandehens warb Staͤdechens tgenigfions "in ſofern vers 
miſn Dufi ſue xerreiwer allgemeinen. Bildung fähig wur— 
den. Es iſt wahr, dieſe Bildung war mehr kosmopolitiſch, 
unit, ander: btigefyagen, Die edle Nation fo zu 
uspeiinbigeh, als vſi; des Naschwelt.entmirrdigt erfcheinen wird. 
Das aß viellrachn eis: ehlex. Abar, daß man nicht einmal 
Amir alb daa ⸗·Boundes dem Jünglinge erlaubt, ‚feine Bil⸗ 
big gu. ſuiſſhen yon er. wiſb. das ſcheint ein nor größerer 
Geßltrzierbiiemep mas man: min da rot 
01: CWa ſoll gern Gundesvermandte.nle Si ehe yum. Bun, 
bie lernen ewann am, Fun. nn dem Vamnde genoſſen zu ent⸗ 
lbecuacx:acuoſchucion and pi mntaicheiien fucht? wenn man 
fobbfh dem Blmslinge das. late Piisah, die. fremde Unis 
vieaſi ter trage Und weiche Myſſnung mögen, fie auf 
Kiefer Varfateno fur Miſſeuſchaſt ⸗ vnde Kukur gründen? 
Dia Verhaliniß der-Bafasz: amd Sthüler wird ein gerwun⸗ 
u das Micavicunmani firchte: dien Rivalitt, wirds allı 
gemein,“die cehrad auuioegechrt dierch; dia Anzahl fan 
mengezwängter Studenten, ſind dieſer Anzahl gewiß, und es 
giebt eine Hulcedo merlae.e 9) 


"30 Ynfı ihren: Des: Rferbuches — ⁊Brieſo weier Staatsmän⸗ 
ner ©. 55 — 37. Göoctingen ber Dauswertd,72808,) : "nr... 











Wahr iſr's, und Man Bart ‚es ſich nicht verbergen, daß 
bisher noch ſehr wenig geſchehen Tr, , welches dieſe Bundess 
einheit beurkundet; im Gegentheile ſpringt überall die Tem 
den; hervor, fih in ſich ſelbſt abzurunden und abzufchließen, 
ſo daß es faft fcheinen möchte, daß nicht fowohl von vers 
biindeten, als von ganz fremden Staaten die Rede feyn 
tönne, wovon ein jeber fein eigenes Intereſſe unverrückt 
verfolgt, und es feinem Nachbar überläßt, fich ebenfalld für, 
ſich einzurichten, wie es ihm gut dünket. Mer erinnert ſich 
hier nicht jener zahlloſen Barrieren »Abgaben« genannt, 
deren Name, mit allen direkten und indirekten Abarten, 
Legion heißt, wodurch man dieſem Syſteme von Iſolirung 
und Abgeſchloſſenheit erſt ſeine eigentliche Haltung zu geben 
bemühet iſt? Länger wird man daher noch mit dem treffli 
hen ſtaatswirthſchaftlichen Schriftſteller, Dr. Karl Murs 
Hard zu Caſſel in den patriotifchen Wunfch einftimmen 
önnen, daß wir doch einmal an die Stelle der unzähligen 
Verordnungen, wodurch der Verkehr der Staaten untereins 
ander gehemmt wird ‚andere treten. ſehen ‚möchten, ‚dig; fig- 
ftagt zu trennen, vielmehr verbinden , und alle wie, ein ges 
meinſchaftliches Vaterland umfaſſen. Dann ibürde 
der Ueberfluß des einen Staats den Mangel des andern ers 
fegen ; jeder würde ˖ nur das treiben nar das hervorzubrin⸗ 
gen ſuchen, wozu Natur und Umſtände offenbar hinſühren: 
jeder würde daher den möglich größten Werth erzeugen; 
alles wiirde: gewinnen, und mit raͤſchen Schritten würde der 
Nationalreihehum wachen. Die ſpäte Nachwelt wir 
de noch die Weisheit ſolcher Geſetze ſegnen, unter beren 
Aegide ihr Wohlſtand aufblühtse. *) , er N 
m —— — — — — — — — 

2) Erörterung der ſtaatswirthſcheiftlichen Aufgabe: If es 
rathſam, daß ſich die Regierungen mis künſtlicher Zeitung der 
Mationgl⸗ Indeſirie⸗ baſonders zum Vortbeile der Babriten, be⸗ 
ſaſſen? ur Bu i En 
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Aber auch Hier muß es, wie ich Hoffe, beſſer werden 

es muß die zeit kommen, wo das große Wert auch im 
Innern zur Vollendung gebracht wird; es muß die Zeit 
fommen, wo man nicht mehr fagen wird, der Bund exiſtire 
nur erſt noch in der Konföderationsakte, aber noch nicht in 
den Bundesftatuten, er exiftire mehr im Verhältniſſe gegen 
das Ausland, als zum gemeinfchaftlihen innern Wohle 
Deutſchlands, er exiſtire mehr duch Napoleon, und beffen 
großen Plan, als durch Deutſchlands Zürften und deren 
Beftreben, in Deutfchland von neuem ein gemeinfchaftr 
liches Vaterland aller Deutfchen zu gründen — 
und daß fie bald komme, diefe Zeit, telcher patriotiſche 
Deutfche wird es niche mie Inbrunſt wiinfhen ? ? 
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Ueber die bürgerlihe Verbefferung der 
Juden, Fortſetzung einer Abhandlung in der 
Juſtiz⸗ und Polizei⸗Fama (Sahrgang 
1807. Nro. 82, 83 und 84), 





; Bon dem Sinanıratk Tmmermann in Zulde. 





J. meiner Abhandlung »über die bürgerliche Ver⸗ 
beſſerung der Schutzſuden« bemühte ich mich zu zei⸗ 
gen, wie nothwendig es ſey, eine Reform derſelben baldigſt 
vorzubereiten; weil fibereifte Neuerungen und augenblickti⸗ 
ches Ertheilen des Bingerrechts den Zweck, hierdurch dem 
Staate zu nutzen, gewiß verfehlen würde. Ich bewies es 
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ferner, daß Die Act der bicherigen Juden Erziehung und 


Anwelfung zum Schachern bie jetzt erwachfene Generation 


der Juden größtentheils unfähig mache, an den Wohlthaten 
und Laften bes aktiven Bürgerrechts gleich Theil zu nehmen, 
und daß man zu diefem Ende, das aufkeimende Geſchlecht 


duch Öffentlichen Unterricht Hierzu empfänglich machen und 


ausbilden, auch duch Adfchaffung aller eignen Polizeis und 
Eivilgefege das mächtigſte Hinderniß der Kultur hinwegräus 
men müſſe. Jene Abhandlung ſchloß ich daher mit der Bes 
hauptung, daß ungeachtet eine lange Entwöhnung von allen 


örperfihen Anfvengungen, die Unbekanntſchaft mit blirgers 


lichen Erwerdsmittein und ihren Fortfchritten bie meiften 
ber erwachfenen Juden zum Eintritt in den gefellfchaftlichen 
Bereinkunfähig machten ; dennoch diefes Hinderniß bei der jugend 
feiht aus dem Wege geräumt werben könne. Da diefe, 
ohne Zweifel, bürgerliche Gewerbe zu erlernen fähig if, und 
Buch eine gut geleitete Erziehung, welche etwa anfängfic 
mit einem gewiffen Zwange zu verknüpfen wäre, dazu vors 


Serektet werden kann; fo that ich den Vorſchlag: zur Bes 
fhräntung der übermäßigen Menge der Schacherer von dem ' 


Moltzeibehörden vorerſt die Anzahl der jlidifchen Handels⸗ 
leute, nach den Lokalumſtänden in jedem Staate für Die 
Folge, mit dem Anhange feftfeßen zu laffen, daß die jetzt 
lebenden auf dieſe Anzahl ausſterben, beren Kinder aber 
von einem gewiffen etwas weit Binauszufegenden Normals 
Jahr an nur allein Blirgerliche Gewerbe und Aderbau treis 
ben dürften. Es verſteht ſich zugleich von felbft, daß den 
jest erwachlenen Juden, fobalb fie, mit Uebernahme aller 
perfönlichen Staatsbürgerpflichten, . ein blirgerfiches Gewerbe 
gleich ergreifen und .felbft mit jüdischen Gehülfen und 
Knechten arbeiten wollen, Bierzu die Erlaubniß augenblicklich 
erteilt werden könne und mürfe. 

An einer Abhandlung fiber bie Judenreform im frani 
zöſtſchen Reiche wird behauptet, daß bei Zufammenberufung 


” 
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des Sanfedrins fein polltiſcher, ondern aur. ain morallfcer 
Zweck zum Grunde gelegen Bade. *) Dieſer Behauptung 
kann ich aber nicht. beipflichten, weil ſpäterhin von der höch⸗ 
ſten Gewalt ein organiſches Statut über die bürgerliche 
Verfaſſung erlaſſen worden iſt, weiches als Folge jenar reli⸗ 
giöſen Reform betrachtet werden kann. Es ſcheint mir viel 
mehr gewiß zu feyn, daß durch die in dem Sanhedrin fefts 
geſetzten Slaubenslehren und ‚Srundfäße. ber politiſchen Bi 
form der Weg gebahnt und vorzüglich der bei den Juden 
vorherrſchenden und jede Verbeſſerung hindernden Idee 
»daß Gott den Iſraeliten als feiner auserwähl, 
Gen Nation die Herrſchaft Über alle andere 
Völker verfhaffen wolle, « kräſtigſt entgegen gearbeis 
tet werden follte. Diefes Dogma feste eine Scheidewand 
zwiihen Juden und ‚Chriften, welche Aufklärung und Kul⸗ 
tur unter jenen, mächtig verhinderte. Ehe man am eine po, 
ltiſche Reform denken darf, muß, dieſe meraliſche Auftlã⸗ 
rung voraus feſt begründet ſeyn. BIN man mis dieſer ans 
fangen, ohne fih um jene zu bekhummen,, fo wird man 
Gräber übertünchen. 

»Ueberhaupt iſt eine Lacherlichteit erſter Alaſſe, fagt 
der Verfaſſer jener.citirten Abhandlung, darüber zu ftreiten, 
ob. der Jude ein ehrlidher Wann, ein moraliiches Weſen u. 
f. m. feyn könne; denn die Sache iſt in fih unmöglich, fos 


Leib und Serle unteriwarf, ihn war in Besiehung puf den 
idealen Judenſtagte welcher ‚nirgends vorhanken war, moras 
liſirte, ver neh auch AR Verhan⸗ auf die Seſen⸗ 


— 





in Europaiſche Annalen? ‚Satirgaing 17077 m Stäs 
86 en. WEL K Su 

S. auch —— aitemnuae um ———— 
gen über die Verbeſſerung der Sırden in Frankreich, 
berauögegeben ‚von AeramdenDBrau, Hamburg · 10073.. 
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ſchaft, in melcher er ſich witklich Kefgnd, auf bad vollkam⸗ 
menſte demoralifiete, und zum entfcheidensften Egoiften mad, 
te. Erſt von dem Augenblicke an, wo dev. Zude fein Blut 
für das Vaterland verfprigt, wird er anfangen, ein moralis 
ſches Weſen zu werden, in eben. dem Grade wird. er aber 
auch aufhören, Zube zu feyn.« 

Weit entfernt, dasjenige zu billigen, was blinde geidens 
fhaft ‚gegen. die „Juden biktirte, kann ich. dod) unmögiich, dee. 
Vehauptung beitreten, daß die Ehriften allein die Juden in 
den Zuſtand verſetzt hätten, in welchem fie ſich wirklich des 
finden. Weide. Theile Haben gleich viel dazu beigetragen, 
die Kluft zu erweitern. .. - rar pe 

Da ſich die, Juden durch frühes Herrathen und. durch 
die ihnen ertheilte perſönliche Sicherheit auf eine undeſchreib⸗ 
liche Art vermehrgen, während dem, unnntererodene Kriege 
große Schaaren rüftiger Chriften, wegrafften, jo muß es die 
erſte Dflicht ‚der Regenten ſeyn, dieſe zahlreiche Klaſſe ihrer 
Schützlinge zu nützlichen Bürgern auszubiden, und hiert 
durch die Stärke des Staats zu vermehreg.... . 

Eine moraliſch religiöſe Reform kann, ‚zwar ‚nut durch 
VUeberzeugung entſtehen, dach iſt es nicht ſchwer, dieſe durch 
— und Beiſpiel herbeizuführen. 

Dit, der politiſchen Verbeſſerung hat es aber eing alt; 
dene Bewandniß. Diefe darf man in keinem Falle den us 
den Üderlafien, Es iſt vielmehr Pflicht der Negenten, von 
ihrer, Souperaigitäc ‚hier Gehraud „zu. machen, und durch 
Aufhebung. qller .noMtifshen, bürgerlichen und polizeilichen 
Geſetze und der. Jurisdiktions Befugniß dem Judenſtaate mit 
emmal:ein Eide zu machen. Miemand wird diefea hart 
ber ungerecht finden; da jeder Singer im Staate dem all⸗ 
gäfleinen Geſetze gehörchen muß, und Bein Grund gedacht 
werden kann, dieſem ſi ſich zu entziehen. Betrachten auch die 
Juden. pieig dieſer Veſehe als göttliche, und glauben F daß 
ſolche fo, innig mit ihrer Dieligion verwebt ſeyen, dab man 
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vhne Xufföfung dieſer jene nicht aufheben könne; fo tft dieß eine” 
offenbar unrichtige und alberne Anficht, weiche keine Rückſicht, 
allenfalls der Schwachen wegen, eine Belehrung verdient. 

Nach diefer meiner vorausgefchidten Anfihe wollen wir 
jegt fehen, was vor und nach Haltung des großen Bande 
drins — als Anfangsepoche der moralifchen Aufklärung — 
in den civiliſirten Staaten Europens zur politiſchen Verbeſ⸗ 
ferung ber Juden gefchehen tft, wobet es| mie erlaubt ſeyn 
wird, einige ber in dieſer Hinſicht ertheilten organifchen 
GStatute einer beſcheidenen Prüfung zu unterwerfen. *) 

Hier finden wir, daß in dem preuffifchen Staats zuerſt 
an eine politifche Verbeſſerung der Juden ernſtlich gedacht 
worden if. Unter Friedrich Wilhelm IT, wurde gu 
diefem Ende eine eigene Kommiſſion niedergeſetzt, welche 
nach einer ihr ertheilten Inſtruktion vom 10. Dez. 1767 
ein Gutachten den 10. July 1789 ertheilte. 

In diefem wurde ‚gleich anfangs fehr richtig behauptet, 
daß die Juden als Menſchen, welche die Natur mit eben 
benfelden Fähigkeiten wie andere Erdenfühne begabte , jeder 
bürgerlichen Verbeſſerung fähig ſeyen. 

Als Bisherige Hinderniſſe dieſer Reform ſahen die 
Kommiſſaire an: 

1. Die ſolidariſche Verbindung in Bezahlung der Ab⸗ 
gaben, deren Aufhebung fie anriethen, Daß bei Aufhebung dies 
fes von der Judenſchaft zu bezahlenden Averſional. Quantums 
die Staatskaſſe nichts einsüße, wurde mie einer Aengſtlichkeit 
Haufulirt, weiche nur von Finanziers herrühren konnte. **) 


—— — ——— —ñ — — — — — — — 

*) Um nicht die Erzählung deſſen, was geſchah durch Zwi⸗ 
ſchenbemerlungen zu fidren und den Baden der Geſchichte öfters 
gu jerreiffen, habe ich mein Urtheil über diefe öffentlichen Ver⸗ 
befierungsverfuche in untergefegten Noten niedergelegt. 

*) Man muß fi wundern, daß Negenten diefer in der Mer 
gel tadalnswerthen Einrichtung fpäterhin ihren Beifall gaben. und 
foldhe in ihren Staaten einführen wollten. Sch nenne fie tadelns⸗ 
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9) In allen Öffentlichen Schulen ſey den Juden der 
Eintritt verwehrt geweſen. Ihre Jugend wäre nur von 
obfeuren Menfchen in unnligen Dingen unterrichtet und in 
der Landesiprache fremd gelaffen worden. 

3) Auffer dem Handel habe man ihnen alle andere Er⸗ 
werbsarten verſperrt. Dieſe ihnen zu öffnen, werde den 
größten Schwierigkeiten unterliegen, weil dieſe Erlaubniß 


von den chriſtlichen Bürgern größern Widerſpruch, als von 


den Juden ſelbſt erregen werde. Haß und Verachtung der 
Juden habe zu ſehr eingewurzelt, der Zunftgeift ſey beſon⸗ 
ders zu unbiegſam, um ihn zum Vortheil dieſes unterdrück⸗ 
ten Volks ausrotten zu können. Es fen fogar zu beſorgen, 
daß viele Städte ihr Privilegium: keine Juden aufnehmen 
zu brauchen, geltend machen würden. *) 





werth, weil hierdurch die Judenſchaft als ein befonderer Stand 
im Staate fonftituirt wurde, weil man ferner die reiche und 
fleißige Klaſſe zwang für die Kaufen und Armen den Landesfchug 
zu bezahlen, und weil man endlih, um nicht ungerecht zu fcheis 
nen, die Repartition dieſes Aberſional-Quantums größtentheils 
den Juden ſelbſt überlafien mußte, woraus dann Bedrückungen 
und Parteilichfeiten unausbleiblich folgten. 

*) Man wird bier, ohne mein Erinnern, einfehen, daß diefe 
Herren Rerormatoren fi die höchfte Gewalt als fehr ohnmächtig 
dachten. Daß unvernünftige, aus den Zeiten der Barbarei und 


des Fanatismus herrührende, Privilegien von jedem Souverain 


um fo eher zurüdgenommen werden können, als hierdurch wohls 
erworbene Rechte nicht gefauft werden, daran zweifelt gewiß jetzt 
Riemand mehr. Iſt auch blinder Religionshaß und Vorurtheil, 
wie man leider niche leugnen kann, zwiſchen beiden Konfeflionen 
eingewurgelt; fo kann man ed doch einer aufgeklärten Regierung 
nicht zum Gefeg machen, diefe Kinder des moralifchen Orkus zu 
refpeftiren. Was Unfinn und Aberglaube heiligten, muß der Ge⸗ 
nius des philofophifhen Jahrhunderts zertrummern. Man räume 
‚alfo nur das hinweg, was den Hafle gegen Abrahamd Enkel 
den Zündftoff gab, und jene Eleinlichen Hinderniſſe werden ald 
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Daß die Schacherei der Iſraeliten ihre Immoralität 
vermehre "und dem &taate den gröfiten Schaden zufitae, 
hiervon waren bie Kommiſſaire überzeugte und trugen daher 
darauf an! 

- a) daß von den damals Tebenden Juden bis auf ihre 
Enkel einſchließlich keiner in einer großen Stadt ohne 15,000 
Rthir., in einer mitteln ohne 5060 und in einer kleinen 
Stadt ohne 1500 Rthlr. Vermögen zum Handel zugelaſſen 
werde. *) 

b) daß die Juden alsdann den Kandel vorſchriftsmaßig 
mehrere Jahre in dem Land, oder wenn die chriſtlichen 
Kanfleute fie nicht aufnehmen wollen, im Ausland erlernen 
"müßten. 

Als ungleich nlislicher flir den Staat wurden folgende 
Gewerbe der Juden anerkannt: 

1. Ackerbau, jedoch mit der Einfchränkung , daß 
man den Sjuden nur allein die Anfiedelung auf neuen ober 
wiiſten Stellen erlaubte, und fie von dem Erwerb alter oder 
angebauter ansfchiöffe, daß man ferner den Armen Gelegens 
heit verſchaffe, als Taglöhner etwas zu verdienen. **) 





bald verfchiwinden. Wollte man aber auch Privilegien hier unans 
getaſtet Iaffen, fo mußte man doch erlauben, daß Juden: fidh "an 
diefen Orten niederfichen, welche den Handel eritfagend , irgend 
ein anderes bürgerliche Erwerbsmittel erwählt hatten. 

*) Ich fee nicht ein, wie ein größeres Vermögen vor dem 
Uebel des Schachers ſchützen könne. Dieſes ſtreitet gegen alle Er⸗ 
fahrung, und viel beſſer wäre es daher gewefer , neben dieſem 
auch Morafitäcsbefcheinigungen zu verlangen, und darauf zu fer 
ben, daß dieſe nicht erkauft oder erfchfichen würden. 

**) Den Vorſchlag: den Juden die Anſi edlung auf neuen 
Stellen nur gu ge ſtatten, halte ich fr ſehr unzweckmäßig. Nicht 
zu gedenken, daß ſolche neue Koloniſten auffer einer gänzlichen 
Abgaben: reiheit wenigſtens 10 Jahre lang vom Staat unterhäl⸗ 
ten werden müſſen, "wird dieſe Verzünſtigung - für de Juden 
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® Znftige Drsfefftonen. Die Kommiſſaire 
behaupteten, daß alle Geſetze es nicht Kitten erzwingen füns 
nen, gewiffe alte Meinungen und Gebräuche, worunter auch 
die gehörten, keine Juden als Innungsgenoffen unter fi zu 
dniden, auszurotten. Sie beflirchteten, daß die Verbindung 
üffee Handwerker mit den Reichsländern hier im Wege ſtehe, 
fo daß, wollte man bie inländiſchen Zlinfte zwingen, Juden 
in die Lehre zu nehmen, alle fremden Geſellen auswandern 
würden. 

Sie trugen alſo darauf an, es dem freien Willen der 
Zünfte zu überlaſfen, ob fie Juden im die Lehre, dann zu 
Geſellen und endlich als Meifter aufnehmen wollten. Bet 
der gewiß eintretenden Weigerung den Juden hierzu Geles 
genheit zu verfchaffen, glaubte fie, daß man dieſe als Uns 
zünftige oder Sreimeifter anfegen gaüffe , jedoch" mit Berück⸗ 


ſichtigung der überſetzten Innungen, und derer, welche auf 


Kommerz arbeiteten. *) Am leichteiten würde es ſeyn, ihnen 
den Eintritt in unzfinftige Handwerke zu geflatten, wie andy 
überhaupt denfelben den Weg zu Erlernung wiſſenſchaftlicher 





nichts Anlockendes enthalten, vielmehr folhe von der Landwirch⸗ 
ſchaft zurückſchrecken. Ich begreife überhaupt. nicht, warym man 
ihnen den Erwerb von urbaren Ländereien verfügen will, wenn 
ihnen nämlich die Hülfe chriftlicher Arbeiter verfagt wird. 

*) In einem großen Staate, wie Preußen war, Eonnte man 
dersfreinden Handwerfägefellen leicht entbehren, folglich den In⸗ 
nungen — welche ich ganz aufgelöft wünſche — zur Pflicht aufs 
legen, Juden aufzunehmen. Es wäre lächerlich in der That, eine 
Regierung als abhängig von Zünften zu erklären. Noch ſonder⸗ 
barer aber war der Vorſchlag, Juden zu Freimeiſtern anzuſetzen, 
wemnnzes ihnen vorher unmöglich gemacht wurde, irgend ein 
Handwerk im In oder Auslande Eunfimäßig gu erlernen. Man 
erirmere fich hier nicht jenes Meifen, welcher ın Gefahr zu er, 

«trinten, das Gelübde ablegte, nicht eher wieder ins Waſſer zu 
gehen, bis er vollfommen das Schwimmen erlernt habe. ’ 
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Aenutniſſe auf Schulen und Akademien gu Ölam, fo dub 
fie fogar Privasdocenten werden könnten. *) 

Sollten ben Juden gleiche Rechte mit ben fibrigen 
‚Staatsbürgern verwilliget werben; fo müßten fie auch, wie 
diefe, alle, perfünlihen Dienfte und Pflichten, welche der 
Staat fordert, Übernehmen und in Perfon biefen unvertret⸗ 
Bar. vertheidigen Helfen. Das Stellen von Maunfchaft und 
das Bezahlen von Nekrutengeldern könne als Erfag für die 
fe höchſt perföntiche Pflicht nicht betrachtet werden. Da je 
doc) die erwachfenen Juden zum Militairdienſt völlig unge 
ſchickt ſeyen — wie unter Sofepb Il. in Deſtreich idie 
Probe gemacht worden —; fo wäre es rathſam, erfi deren 
Söhne und Enkel dazu zu ziehen. 

Bei den als wirkiihen Staatsblirgern anzuſetzenden 
Juden follsen nad, dem weitern Antrage der Kommiſſion, 

1. auf deren Vereinzelung Bedacht genommen werden, 
‚damit fie in Anfehung der Sprache, Gebräuche, Dentunge 
‚und Lebensart gefchwinder zur Gleichheis mit Chriften ge 
. win: würden. U 

. Man folle das Tragen der langen Bärte verbieten. **) 

— Ihnen anbefehlen, ordentliche Geſchlechtonamen zu 
fuhren. *) 

4. In ihren Schulen durchaus deutſche Sprache und 
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2) Warum nicht auch Profeſſoren und Staatsdiener? Berbef 
ferungen follten nie halb ſeyn. 

) NMoch zwemäßiger dürfte es ſeyn, das Tragen der lan⸗ 
gen Bärte oder einer abentheuerlichen Judenkleidung mit einer 
ſtarken Abgabe zu beſteuern. 

Sehr paffend bat die franzöſiſche Regierung in einer Ver: 
ordnung bom 20. Juli 1. J. die Annahme Hon ftändigen Famiz 
lieunamen vorgefchrieben und die Bedingung feftgefegt, daß fol 
‚he weder aus dem alten Teſtamente, noch von Geburtsfiädten 
entlehnt werden dürfen. Schon früher hatte diefes der König 
von Weftphalen verordnet und bereits ind Werk fegen laſſen. 


\ 


257 
Schrift allein einführen und zu verorbnen, daß alle Kons 
trakte unter ihnen nur dann gültig feyn könnten, wenn: fe 
in deutfcher Sprache abgefaßt ſeyen. 

5. Man ſolle überhaupt ihre Hendlungen genau be⸗ 
obachten, 

6. dem Wucher mit Geinenbleihen ſteueen, und dem 
nicht zum Handel privilegirten Juden ſolchen aufs ſtrengſte 
verbieten. Ueberhaupt aber ſolle man als Regel feſtſetzen, 
daß das Geldausleihen vor Gericht geſchehe. 

7. Die Juden gegen Mihandiungen und VBefchimpfan⸗ 
gen zu ſchützen. 

8. Den Namen der Iuden abzufchaffen und fie blos 
nach ihrem Gewerbe zu charakteriſtren. 

9. Den Juden zwar an chriftfichen Feiertagen und 
Sonntagen lärmende oder öffentliche Handthierungen zu vers 
bieten, in ihren Wohnungen aber flille Arbeiten zu er⸗ 
lauben. 

10. Keine Fremden, es ſeyen dann reiche Juden oder 
Koloniſten aufzunehmen. *) 

Nicht minder merkwürdig iſt, was in Rußland zur 
Verbeſſerung der: Juden verordnet worden iſt. Da in den 
neuacquirirten Drovinzen Diefes Reichs Juden in Menge 
fih fanden, jo feßte die Regierung eine befondere Kommifs 
fion ‚nieder, die eine Verordnung für "die bliegerfiche Ver⸗ 
befferung der Juden entwarf, welcher der Kalfer am gten 
‚Dezember 1805 feine Beſtätigung ertheilte. Diefe Ukaſe 
beruhte auf dem Brundfage, daß der nachthellige Einfluß, 
den die Juden auf das allgemeine Beſte des Staats Außen, 
durch folgende Urfachen veranlaße werde. | 





2) Es ift fein Wunder, daß dieſes Gutachten bloßes Projele 
blieb, weil darin zu viele (leicht zu befeitigende) Schwierigkeiten. 
als unüberfteiglich gefchildert wurden. Much bin ich überzeugt, 
dag «ine folche Reform, eben weil fie nur unvolltommen blieb, 
wenigen Nutzen gewährt haben würde. 

17. 


— 
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1. Dur di Wonders von bee ügemeinen. Bir 
maltung · 

Q. Durch die. Verchiedenhei ihrer enn in) 
uud, hre⸗ Aeuſſern. 

5. Durch den Mangel an Aufttäcung, und Sutter. 

. Dusch die Abneigung-gegen „den Ackerban, die Ges 
werde (und den Ditliteirdienft) , .. denen fie den Handel von _ 
ziehen. 

Zur Abftellung diefer Hinderniſſe febte man feft: 
u. Die Juden follen; in der Wahl ber Did, ſich ih⸗ 
ren rechtlichen Unterhalt zu verfhaffen, auf alle Art begün⸗ 
Kigst, umd gewiſſermaßen anfänglich genöthiget werden, ſich 
diejer Mittel zu bedienen. . 

8. Die eigenthümliche Rerfaffung der Juden muß mög 
lichſt aufgehoben und mit dar allgemeinen Staatsverfafjung 
in Uebereinkimmung gebracht werden. 

3. Dan muß fie zur Erlernung der allgemeinen Lanı 
desſprache anhalten und dahin fehen, 

4 daß fie flott dem Kandel fi) dem Ackerban und dem 
Handwerken widmen. 

Zur Beförderung Ihe Yufttärung veroränete Daher der 
Kaifer: 

ı. Die Kinder Ber. udn Eönnen, in allen Boltsfchulen, 
Symuafen und Univerſuäten aufgenommen werden. Wan 
darf fie auf keine Art won ikrer- Religion abtriinnig machen 
ober nöthigen, awas zu lernen, was mit diefer unvereinbar 
if. In den hoͤhern Wilbungsanfalten dürfen fie ihre Nas 
tionaltracht nicht beibehalten und fünnen in ber. Medizim 
promoviren. Wollen die Inden ihre Kinder in.den Wolfe; 
ſchulen nicht -unserrichten laſſen, fo fellen auf ihre Koften 
eigene Schulen errichtet werden, in denen die Landesfprache 
gelehrt. wird. ©) ' 


— — — — — — 
>) Außer demg öfensfihen Religionsunterricht ſollten. den 
Juden keine eigene Schulen, gejlattet werden, da dieſe ſchwerer 
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2. Nah Berlauf von ſechs ZJahren müſſen alle ihre 
Handelsbücher und Rechnungen in der Landesſprache geführt 
werden und nad) einem Jahr alle andere Urkunden. | 

3. Die jüdifchen Rabbiner, fo wie alle Juden, welche 
zu Magiftvatsperfonen erwählt werden wollen, müſſen bie 
Landesfprache reden und fchreiben und dieſe ſich der Landes 
fitte gemäß kleiden. 

Alle im Reich befindliche Inden werden in 

a) Ackerleute 

b) Fabrikanten 

c) Kanfleute und Handwerker und 

d) Bürger getheilt. - 

a) Die Ackerleute können unbefsgte Ländereien erwer⸗ 
ben und darliber frei difponiren und pachten. Bel neuen 
Anfiedelungen genießen fie" eine zehenjährige Freihelt von 
Abgaben. ®) 

b) Die Juden können alle Arten von Fabriken errichs 
ten, erhalten gegen Sicherheit Vorſchüſſe dazu, und find 
alsdann von den doppelten Kronarbgiten befreit, und dürfen 
durch die Zünfte darin nicht beſchränkt werden. 

c) Der allgemein zuläßige Handel ift ihnen erlaubt. 

d) Ste müſſen einen diefer Stände erwählen, weil fie 
fonft ale Vagabunden behandelt werden. 

e) Sie genießen den Schuß der Geſetze, wie andere 
Unterchanen, und haben, wenn fie fich durch Kenntnifie und 
dem Staat geleiftere Dienfte auszeichnen, Velohnungen zu 
erwarten. Ahr Gerichtsſtand iſt der nämliche, wie der der 
andern Unterthanen. 








\ : An . 
unter Aufficht zu halten find, und in jenen die Bildung der Zus 
den beſſer dirigirt werden Fann. 

*) Weber die Unzweckmäßigkeit diefen Verfügung habe ich 
mich bereitöggpen erklärt und kann daher hierauf verweifen. 
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Die Rabbiner Haben nur in Glaubensſachen zu ſpre⸗ 
&en, dürfen aber nicht ftrafen. *) 

Ich komme jebt auf eine organifche Verordnung, melde 
von den bisherigen Grundſätzen abweichend, mit dem zeits 
geifte im Widerfpeuch zu ſtehrn fcheint. Sie Hat daher in 
Deutſchland große Senfation erregt, und bei denen: Tadel 
erweckt, weiche von der Idee ausgehen, daß man ein Gefes, 
weiches für ein beſtimmtes Volt fehr zweckmäßig gefunden 
wurbe, bei allen andern des civiliſirten Erdbodens ohne Eins 
ſchränkung einführen fünne. Sc rede Hier von ber neuen 
Stättigkeite: und Schugordnung der Judenfchaft zu Frank 
furt am Main vom Ju. November 1807. 

Diefe Hier im Auszug einzurücken, halte ich Überflüßig, 
indem fie erft neulich in die gelefenften Zeitfchriften wörtlich 
eingerückt, auch befonders abgedruckt worden ift. *) 





*) &o viel Vortreffliches diefe Ukaſe auch enthält, fo fcheint 
mir doch ein großer Fehler darin zu fiegen, daß den Juden eine 
uneingefchränfte Handeldfreiheit und die Wahl ihres Standeh 
vergönnt wird. Es läßt fich daher nicht erwarten, daß die Abs 
ficht des Kaiſers, die Juden zum Berrieb des Landbaues, der 
Sabrifen und Handwerke zu erimuntern, erreicht werde. Dieſes 
kann, nad) meiner feften Uebergeugung, nur dann möglich wer: 
den, wenn man die Zahl der jüdifchen Handelsleute, wie oben 
Bemerfe worden, auf eine Peine Anzahl befchränft, und dur 
die Unmöglichfeie fi) vom Schadhern zu ernähren, die übrigen 
Zuden nöthiget,- zu den eigentlichen bürgerlichen Gewerben ihre 
Zuflucht zu nehmen. 

“) Neue Stättigfeitds und Schupordnung der 
Judenſchaft zu Franffurt am Main, deren Berfaflung, 
Verwaltung, Rechte und Berbindlichkeiten betreffend , wie foldhe 
von Er. jept glorreich regierenden Hoheit , des fouverainen Fürs 
len Primas des Rheiniſchen Bundes fefigefegt und ſanktionirt 
worden ift. Frankfurt am Main bei] Warrentrapp und Wenner 
a808, 40 S. 4. ® 
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Nach diefer ift den Juden zu Frankfurt das afte Lokal 
mit einer Erweiterung zur Wohnſtraße angewieſen, ihre 
kirchliche Verfaſſung beſtimmt, und wegen des Schutzes und 
Handels mande Einſchränkung verfügt worden. Indeſſen 
dieſelben auch hiernach nur als fchukverwandte Unterthanen 
ohne Bürgerrecht betrachtet werden, und ihr politiſcher Zu⸗ 
ftand nicht verdeffere worden if; fo muß man doch, nad 
Berückſichtigung aller Hetlichen Umſtände, befonders des hier 
blühenden Kommerzes bekennen, daß fie keine andere Bes 
fimmung erhalten dürfte, wenn nicht die Eriftenz des zahle 
reichen Handelöftandes und der Handwerker gefährdet blei⸗ 
ben folite. Es wäre graufam und ungerecht. geweien , dieſe 
der. Judenſchaft aufzuopfeen, weiches aber: gewiß gefchehen 
märe, wenn man den Juden durch .ımbebingte Ertbeilung 
des Bürgerrechts die gefährliche Freiheit ertheilt hätte, den 
Kandel diefer bedeutenden. Stadt allein an fich zu veißen 
und den ihrer chriftlichen Mitblirger, wo nicht ganz, doch 
größtencheits zu vernichten. Wie ſehr ſchon ſeit Einäfcher 
tung der. alten Judenſtraße die Erlaubniß, in ‚allen Quar⸗ 
tiesen der Stade zu wohnen, von den Juden mißbraucht 
worben ift, wird Niemand fremd geblieben ſeyn. Es war 
daher durchaus nothwendig, bei Zeiten eine vernünftige Eins 
fchränkung eintreten zu laffen. Mögen daher Andere biefes 
organifche Statut tadein, weil es mit ihrem Weltverbeſſe⸗ 
zungs: Spfteme niche übereinſtimmt; ich muß darin bie 
Weisheit des Geſetzgebers verehren und hier nochmals wies 
derholen, daß, nad) meiner Ueberzeugung , eine Reform der - 
Juden erft allmählig vorbereitet werden müſſe, wenn fie / 
nicht nachtheilig und nutzlos werden fol. Muſterhaft und 
nahahmungswereh find daher die Worfchriften, weiche Se. 
Hoheit der Fürft Primas in biefer Verordnung, wegen Ab: 
fhaffung der eigenen Sjurisdiktion, der frühen Beerdigung, 
Annahme beftändiger Familiennamen und insbefondere wer 
gen des Unterrichts der Jugend, ertheilt Hat. Diele, dem 
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beraten Genlus ber Zelt angemeſſene, Anftalten find von 
der Art, daß bei gehöriger Ausführung derſeiben allmähltg 
der Charakter der Juden ſich verwifchen und fie den chriſtii⸗ 
en Bürgern auf einen Grad näher gerlickt werden, fo daß 
man ohne Gefaͤhr Ihnen das aktive Bürgerrecht wird em 
sheilen können. Einſtweilen bat der Geſetzgeber Ihnen den 
Eintritt in die Zünfte und bie Errichtung won Fabriken mit 
jüdiſchen Arbeitern geſtattet, Daher ihnen der Weg zur poli 
stihen Regeneration. auf keine a beengt, vielmehr er⸗ 
weitert worden iſt. 

Einen ganz andern Plan Gar. man bei ber Verbeſſe⸗ 








ung der Juden tm Rönigeeihe Weſtphalen erwähle, wo 


wach einen: Dekret vom a7. Jänner 1808 die jüdifchen Ein, 
wohner dieſelden Rechte und Freiheiten, wie die Übrigen Un— 
terthanen genießen falten. *) Zu dieſem Ende find alle Abr 
gaben; welche die: Juden allein als -fotche zu entrichten hats 
ten, völltg im ganzen Umfange des Reichs aufgehoben. Man 
bat ihnen erlaube, ohne daß es wie vormals einer beſondern 
Konzeſſion bedarf, ſich zu verheurathen, für die Erziehung 
und das Etabliſſement Ihrer Kinder zu ſorgen, ihnen ihre 
Guͤter abzutreten, wobei fie fich jedoch nach den Vorſchriſten 
des Koder Napoleon richten müſſen. Berner foll es ihnen 
frei fishen, In jeder Gemeinde fich niederzulaſſen und ihren 
Handel einzurichten, vorausgefeg*, daß fie der Ortsobrigkeit 
davon die gehörige Anzeige machen, und bie Vorfchriften der 
Korporationen und Innungen beobachten, worin. fie wilns 
Ihen aufgenommen zu werden. 

So fehr :diefe Verordnung bei denen, weiche mittelbar 
oder unmittelbar Vortheil davon zogen, Beifall gefunden 
bat; fo kann Ich doch in biefes Lob niche einſtimmen. 

Welhe Wirkung eine folche unverbereite Reform, ohne 





“) Rheiniſcher Bund ı5te "Heft 1808. Geite 4,2 
Weftphälifher Moniteur von 1808. Nr. 15. 
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Vorkehrungen gegen den 'sewiffen" Mißbrauch , Gaben wird⸗ 

dieß Läße fi mic Gewißheit aus der Bisherigen Erfahrung! 
soransbeftimmen,: Ich Bin überzeugt, daß die Juden, weie 
entfernt diefe Emancipation gu: benutzen, um nützliche bike: 
gerliche Gewerbe⸗ zu erlernen and auszuüben, jene vielmehr 
mißbrauchen und Den Alleinhandel an fich reißen Merben:: 
Liegt wicht. das Beiſpiel Frankreiche zunächſt vor unſern Aus 
gen, wiſſen Kir. nicht, welche. Wirkung es nach ſich zog, als 
man ihnen zu voreilig mir einmal, durch Zertrümmerung' 
aller bisherigen: Feſſeln, welche: dem Schachern Einhalt: chem; 
follten, das Ati Bürgerrecht. ſchenkte? Es Aſtdaher mie 
Gewißhrit woraus zu fagen, Baßı;men im Verfolge dver’Zeie 
in dem Königreiche Weſtphalen eben die Einſchränkungen 
erlaſſen wird und muß, weiche in Frankreich fir nvthwendig · 
erachtet wurden, um die Folgen dieſer uneingeſchränkten 
Schacherfreiheit zu verhindern, und den Ruin der Sr 
chen Staatsbürger abzuwenden. 

Diefe Behauptung wird dadurch zur Seroißheit-erher 
ben, wenn man in den Geiſt der Verordnung -einbringtz 
weiche Se. Majeſtät der Kaiſer von Frankreich am zus 
März 1886in verreff der Inden zu erlaſen/ fr he 
get fahe.  «. 

Ach Übergehe, was der Eeſehgeber zur Werhirang: dee 
allgemein verbreiteten und ſyfſtemutiſch ausgeühten uber; ' 
wuchers und:der Schacherei ſehr zweckmäßig verfügte. und 
begnüge mich anzuführen, daß . on 
»von dem ıften July 1009 an fein Zube. kegend inen 
Handel treiben darf, . ohne: von. dem Präfetten ein Pater 

zu haben. Dieſes Patent darf nur nad) einer firengen Un⸗ 
Gerfuchuns und auf das des Konfikoriums der. Synagsoge, 
in der er wohnt, das fein gutes betragen und eine Edrt 
lichkeit verbärgt, ertheilt werden. ($. 7.) Dieſes Patent 
muß jedes Jahr erneuert werden. ($. 8.) "cd 

Die General⸗Prokuratoren bei den Gerichtehöfen Aus 
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Gefonders beauftragt, dieſe Patente durch eine beſondere Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichtshofe zurücknehmen zu laſſen, wenn fie 
erfahren, daß ein patentiſirter Jude Wucher oder einen bes 
trügeriſchen Handel treibt. ($. 9.) 

‚ever. Handelsaft und jede Hypothek von nichtpatentis 
flirten Juden, wenn diefe von einem auf der Handel Bezug: 
habenden Gefchäfte herrührt, ik nichtig ($. 10. und 11.) 

Kein Jude, der gegenwärtig nicht in ben Departements. 
des. Dber : ‚und Niederrheins aufäßig ik, fell in: Zukunft fich. 
daſelbſt wiebgrlaften "können, Auch darf. Feiner, ber gegens 
wärtig: nie anfäßig iſt, ih in den übrigen Departements 
de: Reich⸗ niederlaſſen, wenn er nicht ein Landeigenthum ers 
morben bat und. Ackerbau treibt, ohne ſich in irgend einen’ 
Sana zu miihen. ($. 16.) _ 

‚Bämmtliche Juden des Reichs dürfen ſich bei der Kom 
ſkelptian wicht erfetzen laſſen; fondern ſine zum perfönfichen 
Dienfe verpflichtet. ($. 17.) . 

Die ie .diefem kaiſerlichen Dekret entheitenen Berfüs 
—* — wavon die Juden gu Bordeaur und der Depar⸗ 
tements Gironde und Landes). welche; zu. keiner Klage Anlaß 
guben⸗ ausgenommen: find · — ſollen zehen Jahre lang in 
Bollzug bleiben, in der Hoffnung, daß nach dieſer Feiſt, zu 
Folge verſchiedener in Betreff der Juden genommener 
Maaßregein, Dann kein Unterſchied mehr zwiſchen ihnen und 
den übrigen Unterthanen des Reichs ſtatt finden wird, jes 
doch mit dem Vorbehalte, die Vollziehung bderfelben auf 
eine Zeit weiter hinauszuſetzen, wenn ber Kaifer im biefer 
Hoffnung getäufcht werden follte.« ($. 18. und 19.) 

So fireng. auch dieſe Verordnung fcheinen mag, fe 
wird doch jeder, welchem der empövende Mißbrauch der jüs 
diſchen Handelsfreiheit in. Frankreich bekannt iſt, Diefelbe als 
eine durchaus nothwendige Maafregel anerkennen müſſen. 
So wahr es ifl, daß nur durch Erziehung und flufenweife 
Bildung Menſchen gebildee werden können, wofür das frans. 
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zöfifche Gonvernement bei den Guben gewiß forgen wird, 
damit daſſelbe fich nicht nach Verlauf diefer sehen Jahre in fets 
nen Hoffnungen betrogen findet; fo kann dennoch bis zu einer 
fo entfernten Epoche dem Wucher urd der Schacherei nicht 
ruhig nachgefehen und- nur “Palliativmittel dagegen anges 
wendet werden. Das Woht und die Sicherheit der übris 
gen Staatsbürger erheifchte, daß von diefem Augenblide an 
firenge Maaßregeln gegen dieſen Judenwucher ergriffen wurs 
den, und daß man dur Erſchwerung des Handels den 
Juden keinen andern Weg offen ließ, fich vedlich zu ernäh⸗ 
ven, als entweder biefen Kandel auf eine gefeglidhe und er⸗ 
taubte Art zu treiben, oder durch Ausübung des Aderbaues 
oder irgend -eines Handwerks ihre Subfiftenz zu fuchen. 
Daß der weitfehende franzöſiſche Kaifer die Abſicht hege, 
durch den firengen Vollzug diefer Verordnung die Juden 
zur Crgreifung beider letzten Ermwerbsarten zu nöthigen, 
ſcheint mir auffer allem Zweifel zu Üegel. | 

Freilich mögen dadurch mehrere Individuen, denen die 
Sandelspatente verfagt werden, anfänglich in einige Werlei 
genheit gerathen; allein ein folcher individueller Drud konn) 
te ein zum Wohle des Ganzen und der Suben feldft her⸗ 
beigeführtes Staatspolizeigeſetz in feiner Wirkſamkeit nicht 
hemmen. Schade nur, daß die hohen Souveraine des rhei⸗ 
nifchen Bundes auf diefes organtfche Geſeß des franzöſiſchen 
Kaifers noch nicht diejenige Rückſicht nahmen , welche daffels 
be gewiß verdient. Das Intereſſe Deutſchlands erheifcht es, 
hierin gleichen Schritt zu halten, und es dadurch zu verhin⸗ 
dern, daß unmoraliſche Subjekte, welche der Schacherei in 
Frankreich nicht entſagen wollen, ihr Vaterland verlaſſen 
und ſich bei uns anſtedeln. 

Wir wollen hoffen, daß zum Wohle des Vateri bald ger 
meinſchaftliche Hand an dieſe politiſche Verbeſſerung gelegt und ſo 
der Wunſch jedes wahren Patrioten erfüllt werden möge. 
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1 * * . 
Zen 20 | 
“ o 


ochanſcet Edift die Gerichtöverfaffung im Känig 
reiche Baiern betreffend. 





Wir Raisimitien Joſeph, von Gottes —X 
König von Baiern, 


Sur Vollgiehung bes V. Titels der Konſtitution, und um 
in Unferm Königreiche eine glaichförmige, den Verhältniſſen 
und der Geſetzgebung entfprechende Gerichtsverfaſſung zu 
Gilden, Haben Wir die näheren: organifchen Verordnungen zu 
treffen beſchloſſen, und befchließen, wie folge: 
I Titel . 
Algemeing&intheitung der Berigte 

6. 1. Es follen in jedem Kreife,riinferes Königreiches 
Untergerichte als erſte Inſtanzen in Zivitrechtsfachen, dann 
ale infteuirende Behörden in. peinlichen Prozeſſen für die 
ihnen angewiefenen Bezirke beftchen. 

§. 2. Es werden Appellationsgerichte, in der Regel je 
für zwei Kreife, als zweite. Inſtanzen in fireitigen Zivil⸗ 
rechtsfachen und ats erſte entfcheidende. Stellen in peinlichen 
Rechtsfällen errichtet. 

5 In Unferer Reſidenzſtadt foll ein Oberappela⸗ 
tionsgericht als letzte Inſtanz in Zivil⸗ und peinlichen 

Rechtsfällen für. Unſer ganzes Königreich angeordnet werden. 
| IT Titel. 
Bon den Untergerichten, 

$. ie Untergerichte, welche in jedem. Kreife beſte⸗ 
den, t fih in Stadtgerichte, In Landgerichte und in 
Patrimonialgerichte. 

6. 5. Die Stadtgerichte beſtehen aus einem Stadt⸗ 
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richter und mehreren Gtadtgerichtds Beifigern. Die Zafl 
der feßteren wird nach dem Verhältniſſe der Population 
beſtimmt. 

KF. 6. Die Untergerichte auf dem Bande beſtehen aus 
einem Richter und zwei bis drei der Rechte kundigen und 
geprüften Landgerichtsbeiſitzern, aus weichen Einer beſondere 
Beweiſe über theoretifche und praftifche Kenneniffe in ber 
peintichen Rechtswiſſenſchaft abgelegt haben muß. 

6.7. Für die Patrimonialgerichte, welche Wir ale 
künftig zu beftehende Lintergerichte beftätigen werden, wird 
eüchfichtlich ihrer Beſetzung fowohl, als ihres Fünftigen Bes 
flandes eine eigene Verordnung folgen. 

6. 8. Die Gerichte erſter Inſtanz der Unferer Sour 
verainität untergedenen mediatifirten Fürſten und Grafen 
nehmen gleiche Verfaſſung, wie Unfere Lntergerichte an. 

§. 9. Wir werden ein Verzeichniß aller im jedem 
Kreiſe beſtehenden Ilntergerichte, mir genauer Bemerkung 
ihres Bezirkes, öffentlich bekannt machen. 

$. 30. Die Kompetenz der Lntergerichte erſtreckt ſich⸗ 
auf ale. in ihrem Bezirke angebrachte Real: und Perfonat 
Klagen, ohne Rückſicht auf die bisher beſtandenen perfönli 
Ken Privilegien: emtionen. 

5. 11. Nur den Unſerer Souverainität unterworfenen 
Fürſten und Grafen, welche in dem wirklichen Beſitze der 
Patrimonialguter ſich befinden, ſo wie jenen, welche Wie 
ihnen gleich zu ſtellen etwa für gut finden werden, bleibt 
das erfiere nach Unſerer Deklaration vom ı9ten März 
1807 in allen fie betreffenden Real⸗ und Perfonals Klagen 
eingeräumte privilegiete Forum erſter Inſtanz bei den Ap⸗ 
pellationsgerichten. 

Die übrigen Glieder diefer Familien find dein ordentli⸗ 
chen Gerichtsſtande unterworfen. 

. 18. In Anſehung der Klagen in Wechſel⸗ an 
Merkantilſachen bleibt es Hei der fchon beſtehenden Verfaſ⸗ 


268 


fung, nad welder fe in erſter Inſtanz zu den Wechſelge⸗ 
richten gehören. 

$. 13. Die Stadtgerichte üben in ihrem Bezirke bie 
Zivilgerichtsbarkeit in kollegialiſcher Form, nach den ihnen 
bei ihrer Drganifation ſchon ertheilten, oder noch zu ertheis 
ienden Vorſchriften aus. 


Die Inſtruktion der peinlichen Prozeſſe über die in den 


Gefängniſſen der Stadtgerichte verwahrten Uebelthäter, und 
die übrigen in die peinliche Gerichtspflege ihres Bezirkes 
einſchlagenden Geſchäfte werden durch den Stadtrichter ſelbſt, 
oder aus deſſen Auftrag von einem oder mehreren Stadt⸗ 
gerichtsbeiſitzern beſorgt. 


Ste ſenden die inſtruirten Akten zur Entſcheidung an 

die Appellationsgerichte, vollziehen die Urtheite biefer Juſtiz⸗ 
höfe, und haben ihre Aufträge zu befolgen. 

| Sie wachen fiber die in ihren Gefängniffen befindlichen 

Inquiſiten, über ihre Verwahrung, Nahrung, Behandlung. 

6. 14. Bei den Landgerichten können jene Zioilftreitigs 
Seiten, wobei nach der Gerichtsordnung kein Schriftenwechfel 
ftate findet, ‘von dem Landrichter allein, mit Beiziehung 
eines Protokollführers, aber nach Auftrag deſſelben von einem 
Bandgerichtsbelfiger, mit ‚gleicher Beiziehung des Prototel 
führers, vorgenommen und geſchlichtet werden. 

Dieſe Befugniß kömmt auch dem Landrichter, oder den 
Landgerichtsbeiſitzern in jenen Handlungen zu, welche blos 
die Inſtruktion der übrigen Zivilprozeſſe betreffen, z. B. 
Zeugenverhöre, Produktionen, Kommiſſionen ꝛc. 

Dekrete und Beſcheide hierin, welche nicht definitiv find, 
erläßt der Landrichter allein; bei denjenigen aber, die eine 
definitive Kraft haben, treten die Gerichtsmitglieder zuſam⸗ 
men, und entſcheiden nach der Stimmenmehrheit. — Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet der Richter. 

Die oben 9. 13: erwähnten Geſchäfte ber peinlichen 
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Serichtspflege liegen dem. Pandrichter , oder nach deffen Auf 
trag einem der Landgerichtsbelfiger ob. 

In Abweſenheit, oder im Xerhinderungsfalle des Sands 
richters, vertritt deſſen Stelle der äftefte Beiſitzer. 


$. 15. Bei jenen mediatiſirten Fürſten und Graſen, 
welche ſich in dem Beſitze der peinlichen Gerichtsbarkeit be⸗ 
finden, haben die Juſtizkanzleien die Obliegenheiten und Bes 
fugniffe der Untergerichte. Sie fenden auch, wie diefe, die 
infteuirten Prozeſſe an bie Appellationggerichte jur Eneſchei⸗ 
dung ein. 


5. 16. Den Patrimonialgerichten kömmt nur die Er⸗ 
greifung und Verwmahrung der in ihrem Bezirke betretenen, 
eines Verbrechens verdächtigen, Perſonen zu; fie liefern die 
Verhafteten längftens binnen 48 Stunden an das nächſte 
Landgericht aus. 


$. 17. Ron den Lntergerichten geht in den durch die 
Serichtsorbnung zu beſtimmenden Zivilfällen die Berufung 
an die Appellationsgerichte. 


6. 18. Ron den Gerichten erſter Sufanz der mebiatis 
fieten Fürſten und Grafen lgeht ‚die Appellation an ihre 
Juſtizkanzleien. 

4. 19. In nicht ſtreitigen Zioileechtefahen find von | 
den Untergerichten jene Sefchäfte zu beforgen, welche ihnen 
durch das Zivilgeſetzbuch und die Gerichtsordnung zugetheilt 
werden. \ | 

$. 20. Wir werden den Untergerichten überhaupt über | 
ihre Geſchäftszweige und Seſchaficſuhruns beſondere In⸗ 
ſtruktionen ertheilen. 

$. 21. Ueber bie Gehalte der Stabdtgerichtsmitglieber 
wird bei⸗ihrer Organifation die Beſtimmung folgen. 

6. 22. Die Landrichter behalten bis auf weitere Bes 
ſtimmung ihren dermaligen Gehalt. . 

Die Gerichtébeiſitzer erhalten bis auf weitere Verord⸗ 
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nung den bicher fir die Landgerichts / Attuare ausgeſoroqht 
nen Gehalt. 
III. Titel. 
Von den Anpellations s Gerichten. 

. 23. Für zwei Kreiſe Unfers Königreichs fol in der 
Degel ein Appellationsgericht als zweite Inſtanz in Zivil 
Rechtsſachen, und als erfie entfcheidende Stelle in peinlichen 
Fällen errichtet werden. — 

Daſſelbe iſt zugleich die erſte Inſtanz für die mediatiſir 
ten Fürſten und Grafen, und diejenigen, welche Wir dieſen 
zu aſſimiliren für gut finden werden. 

Es werden auch, als Ausnahmen, für einzelne Kreiſe 
Appellationsgerichte beſtehen. 

$. 24. Die zu errichtenden Appellationsgerichte find 
daher folgende: 

ı. Für den Mainkreis ein Appellationsgericht 


in .. ... VBamberg. 

2. Für den Peg und Nabtreis ein Aps 
pellationsgericht in . . . . Amberg. 

. 8. Für den Rezatkreis ein Aopeleinnge 
richt ee. .... Aunsbach. 


4. Für den Oberdonaus and Amüpltreis | 
ein Appellationsgeriht in - - - .\. Neuburg. 
5. Für den Iller⸗ und Lechkreis ein Appel⸗ 
lationsgericht innn...... Memmingen. 
6. Zür den Regen» und Unterdonaufteis ein J 
Appellationsgeriht IN. - - - . » Seransing. 
7. Für den Sfars und Salzachkreis ein Apı 
pellationsgericht in . - - - Münden. 
:,d. Für den Eiſak⸗ und Innkreis ein Appel⸗ 
lationsgericht innn....Jundbruk. 
9. Für den Etſchkreis ein Appellationsgericht 
2iiinn.. . Trient. 
8. Wo zwei Kreife einem Appellationsgerichse 
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untergeordnet ſind, beſteht daſſetbe ans ı Präftenten, a "Dis 
rektoren, 16 Räthen, 4 Sefretairen, i Srpedltor, A Negir 
Argtoren, B Kanzelliſten; ı Rathsdiener, 2: Boten. 


$. 26. Jene Appellationsgerichte, welche nur einen 
Kreis zu ihrem Bezirke erhalten, beſtehen aus ı Präfidens 
ten, ı Direktor, 8 Näthen, 2 Sefretaiten, ı Erpeditor, a 
Megiftratoren, welche atıch im nörhigen Falle zu Sekretairs- 
Bienften zu gebrauchen find, 4 Kanzellifien, ı Rathdiener, 
a Boten. 

$. 27. Das Appellationsgericht, welches für a areiſ⸗ 
beſteht, theilt ſich alle Rathtage in Senate, bei welchen nicht 
unter 5, und in peinlichen Fällen nicht unter 7 Mitglieder, 
mit Einſchluſſe des Worftandes anmwefend feyn dürfen. 


6. 28. Der Präfidene kann abwechſelnd allen Senaten 
beimohnen. Er Hat in den Seſſionen die Direktion, Bält 
das Präſenz⸗Protokoll und die Umfrage, und giebt, wenn 
Stimmengleichheit vorhanden iſt, die Entfcheidung. 

Die Geſchäfts- und Diszipfinarauffiht fteht dem Prä⸗ 
fidenten zu, welcher in wichtigen Fällen den Rath der Dis 
reftoren zu erholen hat. | 

6.09. Wenn der Präfldent abweſend, oder verhindert 
iſt, vertritt der älteſte Direktor ſowohl in, als außer dem 
Mathe feine Stelle, in dem Derhönderungsfalle ber Direktor 
ren kommt die Reihe an den älteſten Nach. 

6. 30. Es ſollen wenigſtens dset Seffionen des Adpeb 
lationsgerichts In jeder Woche gehalten werden. Bei grofs . 
fem Drange der Geſchäfte find nebft dieſen noch außerordent⸗ 
liche Sitzungen zu veranſtalten. 

6. 31. Die Appeliationsgerichte, erfennen als Appellas 
etons  Sinftanzen in allen jenen fEreitigen Sioilfachen,, welche 
nach der Gerichtsordnung von den Untergerichten ihrer Be: 
zirke im Wege der Berufung an. fie gelangen können, und 

gelangen, find in erfter Inſtanz bei den Zivilſtreitigkeiten ‚ber 
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Mebdiatifeten und derjenigen, welche Wir ihnen gleich zu 
fielen ür gut finden werden. 

6. 32. Sie erkennen auch in zweiter und letzter Ins 
ſtanz in flreitigen Wechfels und Merkantilfachen, welche von 
den Wechfelgerichten erfter Inſtanz durch Appellation an fie 
tommen. 

$. 33. Sie entfcheiden alle durch die inquirirenden 
Behörden ihrer Kreife inſtruirten peinlichen Prozeſſe, und 
Schicken ’die Alten mit dem Urtheile zur Erekution dahin 
zurück. 

Sie ordnen die vor der Entſcheidung allenfalls noch nös 
thigen Erfeßungen und Inſtruktionen an. ‚ 

$. 54. Den wirklichen Befißern der mediatiſirten Fürs 
ftenthlimer und Grafichaften bleibe künftig das beſtimmte 
Auſträgalgericht, fo wie es in der Deklaration vom .ıgten 
März 1807 ausgefprochen iſt. 

$. 35. Wenn ein Untergeriht von einem ſtreitendeñ 
Theile aus Verdachtsgrüinden, oder anderer Urſache rekufirt 
wird, entfcheibet iiber den Beftand, oder Unbefland der Res 


kuſation die Appellationgftelle, und vermweifet im erften Falle 


den Streit an ein anderes, nahe gelegenes Tintergericht. 
653. Wenn zwiſchen Untesgerichten, welche unter 
demſelben Appellationsgerichte ſtehen, Kompetenztanflikte ſich 
ergeben, ſo hat das Appellationsgericht Bericht darüber zu 
erſtatten und Unſere allerhöchſte Entſcheidung zu erholen. 

$. 37. Die Appellationsgerichte haben die unmittelbare 
Aufſicht ſowohl im Zivil⸗ als peinlihen Zache Über die ins 
tergerichte ihres Bezirkes, fie erhalten ihre Archeitstaßellen, 
weiche fie alle Quartale mit ihren Erinnerungen an das 
Minifteriat » Suftigdepartement einzufenden, und bie allenfalls 
daſelbſt entftandene Gebrechen anzuzeigen haben. 

$. 38. Diefe Gerichtshöfe find Übrigens an die: befies 


hende Rathsordnung in Hinſicht auf ihre Geſchäftsführung 


angewieſen. 














§. 50. Ex Peändent bat ihelichen Wehalt 
der äftefte Direor » . . Pe Er 
ber zweite » I 2 et eh eh er HL, 


die A Alteften Raäthe jeder .. Ber Sue year Ze Sr 


die nachfolgenden 6 jede. 2 2 een. 
die 6 jüngfien ber > 0.2 2 an 
der erfle Sefretit - ı 0 0 2 en 
der zweite . bb tr 1 ı db 2 2 2. 
der dritte > "0 or re 2 
der Vvirte oe ei... 
dee Erpeditr 2 2 ren 
der erfte Regiftrator. ee Ga Ga oe... 
dev zweite. —6 
die 4 erſten Kanzelliſten jede⸗ 
die folgenden jede.. ea en 
der Rathiener. 6 
der Bohttee. r ı 2 
40. Bei-den Appellasionsgerichten, welche 
Kreis zum Bezirke Haben, bat der Präſident 
der Dirt 2 0 ven, 
von den 2 ähteſten, Räthen jebet u...» 0 eo » 
von den 3 jüingften jeder . x wie 0. 
der erſte Sertewr LEI 
der ‚zweite, — 5äV Yon Burr 
der Expeditor .. . ν, 
der, xrſte Regiſtrater 0 0. wide. 
ber zweite on re a 


von den 2 älteſten; Ranzelliften jeder. ur » =. 


von den.2 letzten ſeder . ˖ Er 

der Rathsdiene te 0 2 tan 

der Bo ER 
AV, - Tiit e 4.. 


Ban dem Oberappellationsgerichte. 


273 
4000 fl. 


09 — 


nur einen 


4000 -fl.. 
3000 — 
1800 — 
aGpo — 


„1000 — 


850 mw 


"1000, ve: 


900 — 
Boo — 
600 — 
550 
500 — 
408 —— 


E 


[23 


> 6. 41. Das Oberappeilntionsggeicht beſteht aus. Pra⸗ 
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ſidenten, 3 Direktoren, 30 Rithen, 4 Sekretairen, ı Ruf, 
biener, 2 Boten. 

642. Es theilt fih in 5 Senate: doch ſteht dem 
Präfidenten frei, wenn. die Zahl der Geſchäfte es erheiſcht, 
auch 4 Senate zu bilden, bei welchen aber nicht weniger, 
als 6 Räthe und ein Vorſtand, bei Todesurtheilen aber 9 
Räthe, mit Einfchluffe des Vorſtandes, anweſend feyn müffen, 

$. 43. Der Prüfident kann abwechſeind jedem Senate 
beiwohnen. — 

Er hat in den Seſſionen die Direktion, hätt das Präs 
ſenz⸗Protokoll, die Umfrage, und giebt, wenn Stimmens 
gieichheit vorhanden iſt, Die entscheidende Stimme. Außer 
der Verſammlung gebührt ihm die Eröffnung des Einfaufee, 
bie Vertheilung der Arbeiten. 

Die Geſchäfts und Disziplinarauffiche ſteht dem —* 
fidenten zu, welcher in wichtigen Fällen den Rath der Du 
rektoren zu erholen Bat. 

6. 44. In Abweſenheit des Deinen vertritt der 
ältefte Direktor deſſen Stelle. 

6.45. Es ſollen alle Wochen wenigfiens 3 Seffionen 
der Senate ſtatt finden, in dringenden Zällen werden außer⸗ 
ordentliche Sitzungen gehalten. 

8. 46. Jährlich treten aus jedem Senate 3 Käthe na 
dem Dienftalter aus, ‘und gehen in einen anderen über, und 
fo durchgehen fie alle Senate. 

"= Die Direktoren kbnnen nad Sutbefinden des Präftens 
sen von Zeit zu Zeit in den Senaten gewechfelt werden. 

$. 47. Wir werben bei Befekung der fich Binftig er⸗ 
febigenden Stellen der Oberappellariong Gerichtsrathe dieſe 
Stelle mit ihrem Gutachten vernehmen. *- 

6. 48. Das Oberappellationsgeriht erkenne im letzter 
Inſtanz über fireitige Zivil⸗ und über peinliche Rechesfälle 
des ganzen Königreiche. 

$. 49. Meer welche Zivilrechteſtreite die Berufung 
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von den Appellationegerichten an biefes Tribunal ergriffen‘ 
werden önne, wird die Berichtsordnung angeben. 

6. 50. Wenn ein Appellationsgericht von einem ſtreiten⸗ 
Ben Theile aus Srlinden eines rechtmäßigen Verdachts, oder 
aus einer andern Urſache rekuſirt wird, entfcheiber liber die 
Statthaftigkeit der Rekuſation, das Oberappellationegericht. 


§. 51. Wenn zwiſchen Appellationsgerichten unter ſich, 
oder zwiſchen Untergerichten, welche nicht unter einem und 
demſelben Appellationsgerichte ſtehen, Kompetenzʒkonflikte ſich 
ergeben, fo hat das Oberappellationegericht Bericht zu ers 
ſtatten, und Unſere aller höchſte Entſcheidung zu erholen. 

$. 52. In peinlichen Projeſſen ſteht dem Oberappella⸗ 
tionsgerichte die Reviſion, oder das Appellationserkenniniß in 
den durch beſondere Verordnungen von Uns gefeglich zu vu 
fimmenden Fällen zu. nn 

. 53. E⸗ tann in heinlihen gilln die Urtheife ben 
Appellationsgerichte nur beſtätigen, RR, zum Vorthalle der 

Angeſchuldigten reformiren. 
J $. 54. Diefem Obergerichte eher ir Auffihe ber Din 
fämmthichen Appellationsgerichte Unſers Reiches zu. 

Es kann Uns, wenn es Viſitationen derfelben nothwen⸗ 
dig finder, feinen Anfragsbericht hierüber erſtatten, und nach 
erfeigter Genehmigung diefelten abordnen, and Einfiht vom 
dem Gange der Sefchäfte nehmen, und ‚Uns fodann.. mit 
Anlegung der Protokolle und Beifügung feiner Erinneruns 
gen berichtliche Anzeige Über „den Befund machen, 

6. 53. Wir werden durch Unſer Iuſti zminiſterium dis 
Biſitatoren Unſers Oberappellationsgerichts anordnen laſſen. 

6. 56. Der Praſident dieſes Dbertribunals hat zum 
jährlichen Gehalt* 8000 fl. 
der Ältefte Diveltor © © «= 0 0 00. * A000 — 
Der zweite - ae ihn. tie te Shoe —r 
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der hrikte . ... 44 — | er er vn Zoon fl. 
von den 5 Älteren Räthen jederr500 — 
von ‚dem folgenden jet ı 2 2 2 =, 8 4.7. „A200 — 
die älteren 2 Sekretaire jeder - una. 100 — 
big folgenden jeder, ... 2:0 0: 2 = nu 1300 — 
der Marhülener .. DR TIIET 12 Zur, DauE DR BR a or. « 600 — 
der. Bote ee er (00 ⸗ 


| ce. Titel 
Ban Algerleine Verfügungen. 

r 57 Den Befnitiouerheiten | in Zivil⸗ und peinlichen 
Prozeſſen müſſen von allen enorm tünftig die Entſchei 
vungegründe beideffit iber 

6. "58, Mit ‘dem’ ften Shane 1809 treten a ſämmetliche | 
Ari organificte‘ Gerichtehofe und Gerichtsſtellen ihre Berufs⸗ 
geſchafte an, und die bei den nicht mehr beſtehenden Gerich⸗ 
dm Auch vorhandenen Akten, Dokumente, Depoſiten, Bücher, 
fa" werden anedle detreffenden Gerichtsbehsrden ausgelie⸗ 
fert. Es muß zu dieſem Ende von den erſten ein Verzeich⸗ 
miß Indie oben senamute Sagenftänbe bis zur Auelieleruns 
gefertiget werden. u . | 


. 6.59 Die Juſthh kann in-Unferm-danzen- Königreich 
wir. von den von: Uns neu organiſtreen, oder beſtätigten 
Werichishöfen in -Linferm Namen, Wach ‚Muferen Beet 
un Vorſchriften verwaltet werden. 

Vom uſten Janner bes UUnftigen Jahres hören —* 
die Geſchäfte allet jener Gerichtäbehörden auf; melde von 
une nicht als künftig heſthend oma bekannt semacht 
worden find, a Eurer un 
1. Diefenigen, welche nach— share. feſtgeſetzten "Termine 
ſſtih einer ferneren Gerichtabarkeit anmagen., ſollen ale Ver⸗ 
letzer Unſerer Hoheitsvechte beſtraft, und Are Handlungen 
is mag angefohen werben, 


. | | 277 
Unſer Juſtizminiſter iſt boauftragt, mit Anfarge des 
künftigen Jahres btzenwiriise Organiſation In Vollzug brin⸗ 
gen zu laſſen. 
München’ den a4ten Juli Bo, . oo. 5 9 


Mm a Be Bi o ſe p Le 
Schr. v. Montgelas— 
Sr, Morawitzkh. 
Frhr. v. Hompeſch. 


>> — ——— — an rn ana. 
“oo. 21, rn 
⸗ 


Suftruftien ber Ortenauiſchen Ritterſchaft für ‚die 
nach Batiefe abgefandte Deputitte. N. F 


4 \ . ’ [_ . + 3 





Vergebens ſchmeichelte ſich der Ortenauiſche Adel, der mit 
ber. geſammten Reichsritterſchaft; um den gemeinſchaftlichen 
Berluſt feiner landes hoheitlichen Gerechtſamen, feiner ſo bes 
neideten ‚ganzen politiſchen Exiſtenz tief. trauret und noch 
überdies faft durchgängig ſchon im Elſaß die empfindlichſten 
Rechtsſchmälerungen und die zum Theil. noch nicht aufgeho⸗ 
bene Sequeftratisn, feines erexbten Eigenthums erlitten has; 
von dem Abkömmling des Stifters feines Urvereins, der als 
Mitglied umd geſetzlicher Schutzherr, auf feine Erhattung - 
‚doppelt verpflichtet war, mit mehreren. Schonung und Billige 
keit behandelt: zu werben. als feine andere. Unglückebrüder. 2 





DS Man (ehe dierüder die im aaſten hefte unter Nro, 11. abgedruckt 
Vorſtenung · W. 
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fung, nach welcher fie in erfter Inſtanz zu den Wechſelge⸗ 
richten gehören. 

$. 13. Die Stadtgerichte üben in ihrem Bezirke bie 
Zivilgerichtsbarkeit in Eollegialifher Form, nach ben ihnen 
bei ihrer Drganifation fehon ertheilten, oder noch zu erthei⸗ 
lenden Vorſchriften aus. 


"Die Sinftruftion der peintichen Prozeffe über die in den 
Gefängniſſen der Stadtgerichte verwahrten Uebelthäter, und 
die übrigen in die peinliche Gerichtspflege ihres Bezirkes 
einfchlagenden Geſchäfte werben durch den Stabdtrichter felbft, 
oder aus deffen Auftrag von einem oder mehreren Stadt; 
gerichtsbeifigern beforgt. 


Sie fenden die inftruirten Akten zur Entfcheidbung an 
die Appellationsgerichte, vollziehen die Urtheile diefer Juſtiz⸗ 
höfe, und haben ihre Aufträge zu befolgen. 

Sie wachen über die in ihren Gefängniſſen befindfichen 
Sinquifiten, über ihre Verwahrung, Nahrung, Behandlung, 

6. 14. Bei den Landgerichten können jene Ztoilftreitigs 
Seiten, wobei nad) der Gerichtsordnung kein Schriftenwechfel 
ftatt findet, ‘von dem Landrichter allein, mit Beiziehung 
eines Protokollführers, ader nad) Auftrag defjelden von einem 
Landgerichtsbeiftger, mit gleicher Beiziehung des Protokoll 
führers, vorgenommen und gefchlichtet werden, 

Diefe Befugnis kömmt auch dem Landrichter, oder den 
Landgerichtsbeifigern in jenen Handlungen zu, welche bios 
die Inſtruktion der Übrigen Zivilprozeſſe betreffen, z. ©. 
Zeugenverhöre, Produktionen, Kommiffionen ıc. 

Dekrete und Beſcheide hierin, weiche nicht definitiv find, 
erläßt der Landrichter allein; bei denjenigen aber, die eine 
definitive Kraft Haben, treten die Gerichtsmitglieder zuſam⸗ 
men, und entfcheiden nah der Stimmenmehrheit. — Bet 
Stimmengleihheit entfcheidet der Richter. 

Die oben $. 15: erwähnten Gefchäfte ber peinlichen 
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Serichtspflege liegen dem Landrichter.,. oder nach deffen Auß 
trag einem der Landgerichtsbeiſitzer ob. 

In Abweſenheit, oder im Verhinderungsfalle des Sands 
richters, vertritt deſſen Stelle der älteſte Beiſitzer. 


$. 16. Bei jenen mediatiſirten Fürften und Grafen, 
weiche fih in dem Beſitze ber peinlichen Gerichtsbarkeit ber 
finden, haben die Juſtizkanzleien die Obliegenheiten und Bes 
fugniffe der Untergerichte. Sie fenden auch, mie dieſe, die 
inſtruirten Prozeſſe an bie Appellationggerichte zur Entſchei⸗ 
dung ein. 


$. 16. Den Patrimonialgerichten kömmt nur die Er⸗ 
greifung und Verwmahrung der in ihrem Bezirke betretenen, 
eines Verbrechens verdächtigen, Derfonen zu; fie liefern die 
Verhafteten längftens binnen 48 Stunden an bas nächſte 
Landgericht aus. | 


$. 37. Ron den Untergerichten geht in den durch die 
Serichtsordnung zu beftimmenden Zivilfällen bie Berufung 
an die Appellationsgerichte. 


$. 18. Ron den Gerichten erfier Juſtanz der mebiatis 
fieten Fürſten und Grafen Igeht. die Appellation an ihre ' 
Juſtizkanzleien. 

4. 19. In nicht ſtreitigen Zivilrechtsſachen find von 
den Untergerichten jene Geſchäfte zu beſorgen, welche ihnen 
durch das Zivilgefegbuch und die Gerichtsorduung zugetheile 
werden. \ 

6. 20. Wir werden ben Untergerichten überhaupt Über . 
ihre Geſchäftszweige und Seaneſadenne beſondere In⸗ 
ſtruktionen ertheilen. 

$. 21. Ueber die Gehalte der Stadtgerichtsmitglieber 
wird bei⸗ ihrer Drganifation ‚die Beſtimmung folgen. 

6. 22. Die Landrichter behalten bis auf weitere Ber 
ſtimmung ihren dermaligen Gehalt. 

Die Gertchtöbeifiger erhalten bis auf weitere Verord⸗ 
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nung den Bisher Fiir die Landgeriches / Attuare aucgeſproqht 
nen Gehalt. 
III. Titel. 
Von den Appellations⸗Gerichten. 

. 23 Für zwei Kreiſe Unſers Königreichs ſoll in der 
Regel ein Appellationsgericht als zweite Inſtanz in Zivil⸗ 
Rechtsſachen, und als erſte entſcheidende Stelle in elnlichen | 
Fallen errichtet werden. 

Daſſelbe ift zugleich die erfte Inſtanz für die mediatiſir 
ten Zürften und Grafen, und diejenigen, weiche Wir biefen 
zu affimiliven für gut finden werden. 

Es werden auch, als Ausnahmen, für einzelne Kreife 
Appellationsgerichte beftchen. 

$. 24. Die zu errichtenden Appelationsgerichte find 


.. daher folgende: 


ı. Für den Maintreis ein Appellationsger icht 


in.. .. Bamberg. 

2. Für den Peg und Nabtreis ein Apr | 

pellationsgericht in . - . . Amberg. 
3. Für den Rezatkreis ein Appellationege⸗ 

—vicht inn. Ansbach. 


4. Für den Oberdonau⸗ and Altmühltreis 
ein Appellationsgericht in - - - .\» Neuburg. 
5. Für den Iller/ und Lechkreis ein Appels e 
lationsgericht > - > - 2 2:0. Memmingen. 
6. Zür den Regen und Unterdonaukreis ein = 
Appellationsgericht in. - - . 0. Straubing. 
7. Für den ars und Salzachkreis ein Apı 
pellationsgericht in » - - - . Münden. 
:,B. Für den Eifafs und Innkreis ein Appel⸗ 
lationegericht innn.....Junsbruk. 
9. Für den Etſchkreis ein Appellationsgericht 
in er rn. . Trient. 
6. * Wo zwei Kreiſe einem Appellationegerichte 


— — — —— — — 
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untergeordnet find, beſteht daſſetbe aus 'ı HPraſidenten, 2 Die 


rektoren, 16 Räthen, 4 Sekretairen, 1 Erpedlter, Regi⸗ 
ſtratoren, 8 Kanzelliſten; ı Rathsdiener, 2’ Boten. 

$. 26. Jene Appellationsgerichte, welche nur einen 
Kreis zu ihrem Bezirke erhalten, beſtehen aus ı Präfidens 
ten, ı Direktor, 8 Räthen, 2 Sekretairen, ı Erpebitor, 4 
Regiſtratoren, welche auch im nöthigen Falle zu Sekretairs⸗ 
bienften zu gebrauchen find, 4 Kanzelliften, ı Rathdiener, 
a Boten. 


$. 27. Das Appellationsgericht, welches -für 2 Rreife 
befteht, theitt fich alle Rathtage in Senate, bei welchen nicht 
unter 5, und in peinfichen Fällen nicht unter 7 Mitglieder, 
mit Einſchluſſe des Vorſtandes anweſend ſeyn dürfen. 


$. 08, Der Präfident kann abwechfelnd allen Senaten 
beimohnen. Er Hat in den Seffionen die Direktion, Hält 
das Präjenzs Protofoll und die Umfrage, und giebt, wenn 
Stimmengleichheit vorhanden tft, die Entfcheidung. 

Die Geſchäfts, und Disziplinaraufficht fteht dem Präs 
fidenten zu, welcher in wichtigen Zällen den Math der Dis 
reftoren zu erholen hat. - 


6. 29. Kenn der Präfldent abweſend, oder verhindert 
iſt, vertritt der älteſte Direktor ſowohl in, als außer dem 
Mathe feine Stelle, in dem: Verhonderungsfalle der Direktor 
ren komme die Reihe an den Alteften Rath. 

$. 30. Es ſollen wenigftens det Seffionen ‚des Aypeb 
lationsgerichts in jeder Woche gehalten werden. Bei grofs . 
fem Drange der Sefchäfte find nebſt diefen noch außerordents 
liche Sitzungen zu veranſtalten. 

6. 31. Die Appellatiousgerichte. erfennen als Appellar - 
tions s Sinftanzen in allen jenen ftreitigen Sioilfachen , welche 
nach der Gerichtsordnung von ben -Untergerichten ihrer Ber 
zirke im Wege der. Berufung an ſie gelangen können, und 
gelangen, find in erſter Inftanz bei den Zivilſtreitigkeiten ‚der 
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Mebiatifeten und derjenigen, welche Wir ihnen gleich zu 
fielen ür gut finden werden. | 

6. 32. Sie erfennen auch in zweiter und legter Sins 
fang in flreitigen Wechfels und Merkantilfachen, weiche von 
den Wechfelgerichten erfter Sinftanz durch Appellation an fis 
tommen. 

$. 33. Sie entſcheiden alle durch die inquirirenden 
Behörden ihrer Kreife inftruirten peinlichen Prozeſſe, und 
ſchicken die Akten mit dem Urtheile zur Erekution dahin 
zurück. 

Sie ordnen die vor der Entſcheidung allenfalls noch nö⸗ 
thigen Erſetzungen und Inſtruktionen an. 

$. 34. Den wirklichen Beſitzern der mediatiſirten Fürs 
ftenehlimer und Grafichaften bleibt künftig das deftimmte 
Aufträgalgericht , fo wie es in der Deklaration vom agten 
Mär; 1807 ausgefprochen iſt. 

$. 35. Wenn ein Untergericht von einem freitenden 
Theile aus Verdachtsgründen, oder anderer Urſache rekuſirt 
wird, entfcheibet tiber den Beſtand, oder Unbefland der Res 
Eufation die Appellationgftelle, und verweiſet im erften Falle 
den Streit an ein anderes, nahe gelegenes Untergericht. 

$. 36. Wenn zwifchen Untergerichten, welche unter 
demſelben Apnellationsgerichte ſtehen, Kompetenzkonflikte fich 
ergeben, ſo hat das Appellationsgericht Bericht darüber zu 
erſtatten und Unſere allerhöchſte Entſcheidung zu erholen. 

$. 37. Die Appellationsgerichte haben die unmittelbare 
Aufſicht ſowohl im Zivil⸗ als peinlichen Fache über die Uns 
tergerichte ihres Bezirkes, ſie erhalten ihre Arbeitstabellen, 
welche ſie alle Quartale mit ihren Erinnerungen an das 
Miniſterial⸗Juſtizdepartement einzuſenden, und die allenfalls 
daſelbſt entftandene Sebrechen anzuzeigen haben. 

$. 38. Diefe Gerichtshöfe find übrigens an die: befies 
hende Rathsordnung in Hinſicht auf ihre Geſchäftsführung 


angewieſen. 
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€. 30. Dr Praſident har jährlichen Wehalt 4900. fl. 
der älteſte Direktor .... 1 264 3000 — 
ber zweite. ss. » ee he 2 ».2500 — 
die 4 älteſten Räthe jeder .. ee 
die nachfolgenden 6 jeder - 4 2 0 “0.2. 1800 — 
die 6 jüngften jeder . 
der erfie Selretaie > 2 2 0 2 0 0 2 2. 1000 — 
dev zweite. 9900 — 
der dritt.... . . Bo — 
ber viertee. . 800 — 
der Erpeditor . . rer rn 1000 — 


” 
‘ 
Lg 
“ 
. 
4 
| 


® 
% 
. 
e. 
w 
© 
© 
| 


der erfte Regifttator 2.2 0.0 2 0 2 0.0 900 
der zweittee. 86400 
die 4 erſten Kanzelliſten jede.. .600 — 
die folgenden jederr.. 660 — 
dev Rathdienee.. 500 — 
bee Bottee. —4409 — 
9 40. Beiden Appellationsgerichten, welche nur einen 
Kreis zum Bezirke Haben, bat der Präſident 4000 -fl.. 
der Dive 0 3000 — 
von den 2 älteſten Rathen jeder PU SEE ST Gr 1800 — 
von den 3 jüngſten jede.. .1600 — 
der erſte Serteun 1005 — 
der zweite . MX , Rue . 850 mm 1 
der Expeditor .. 3 E ο—ο r*e: 
der xrſte Regiſtratez —.900,-N—- 
der jweite © 0 nun are a ne Boom. 
von den 2 Alteften‘ Ranzelliften jeder. u... +» . . 600 — 
von den.a lebten jeher 2 2 3 .65850 *3 
der Nathidienen - en 0.6 sn» 500 — 
der 1) u 400 — 
IV. Dirte J. 3 
Van dem Oberappellationsgerichte. | 
:$. 4. Das Operappellktionaggeicht beſteht aus 2 Pra⸗ 
28. 
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fidenten, 3 Direktoren, 30 Shen, 4 Sekretaien, ı Ra, 
diener, Boten. - 

6,42. Es theilt fih in 3 Senate; doch ſteht dem 
Präſidenten frei, wenn. die Zahl der Gefchäfte es erheiſcht, 
auch 4 Senate zu biiden, bei welchen aber nicht weniger, 
als 6 Räthe und ein Vorſtand, bei Todesurtheilen aber 9 
Räthe, mit Einfchluffe des Vorftandes, anmwefend feyn müſſen, 

$. 45. Der Prüſident kann abwechſelnd jedem Senate 
beiwohnen. — 

Er hat in den Seſſionen die Direktion, hätt das Prä⸗ 
ſenz⸗Protokoll, die Umfrage, und giebt, wenn Stimmens 
gieichhett vorhanden iſt, Die entfcheidende Stimme. Außer 
der Berfammlung gebührt ihm die Eröffnung des Einfaufes, 
die Vertheilung der Arbeiten. 

Die Geſchäfts und Disgiplinaraufficht ſteht dem Dei 
fidenten zu, welcher in wichtigen Zällen den Nach der Di; 
rektoren zu erholen Hat. ; 

6. 44. In Abweſenheit des Drifoenen vertritt ber 
alteſte Direktor deſſen Stelle. 

$. 45. Es ſollen alle Wochen wenigſtens 8 Seffionen 
der Senate fiat finden, in dringenden Zällen werden super? 
ordentliche Sitzungen gehalten. 

$. 46. Jährlich treten aus jedem Senate 5 Räthe nad; 
bem —** aus, und gehen in einen anderen über, und 
ſe durchgehen fie alle Senate. 

° Die Direktoren Pönnen nach Surbefinden des Präfdens 
ten von Zeit zu Seit in den Senaten gewechfelt werden. 

$. 47. Wie werden bei Beſetzung der fich Binftis ers 
ledigenden Stellen der Oberappellationg ı Gerichtsräche dieſe 
Stelle mit ihrem Gutachten vernehmen. .° * 

648. Das Oberappellationsgericht erkenne in letzter 
Inſtanz über flreitige Zivil⸗ und über peinliche Rechtsfälle 
des ganzen Königreiche. 

$. 49. Ueber welche Zisilrechtöftreite die Serufang 
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von den Appellationsgerihten am biefes Tribunal ergriffen‘ 
werben fünne, wird die GBerichteordnung angeben. 

6. 50. Wenn ein Appellstionsgericht von einem ſtreiten⸗ 
ben Theile aus Gründen eines rechtmäßigen Verdachts, ober 
aus einer andern Urſache rekuſirt wird, emifcheibee über bie 
Statthaftigkeit der Rekuſation, das Oberappellationegericht. 

$, 51. Wenn zwiſchen Appellationsgerichten unter ſich, 
oder zwiſchen Untergerichten, welche nicht unter einem und 
demſelben Appellationsgerichte ſtehen, Kompetenzkonflikte ſich 
ergeben, ſo hat das Oberappellationsgericht Bericht zu er⸗ 
ſtatten, und Unſere aller höchſte Entſcheidung zu erholen. 

$. 68. Sn peinlichen Prozeſſen ſteht dem Oberappellar 
tionsgerichte die Revifion, oder das Appellationserfenntniß in 
den durch befondere Verordnungen von Uns geſetzlich zu du 
ſtimmenden Fällen zu. | 
6 . 53. Es kann in peintiden Bällen. die Urtheife ben 
Appellationsgerichte nur beſtätigen, ader ‚ar PORN. 
Angeſchuldigten veformiren. 

$. 54... Diefem Obergerichte ſichen m Aufto cber die 
fämmthchen Appellationggerichte LUnfers Reiches zu. 

&s kann Uns, wenn es Viſitationen derſelben nothwen⸗ 
dig finder, feinen Anfragsbericht hierüber erflatten, und nad 
erfolgter Genehmigung biefelten aborbnen, und Einfcht vom 
dem ange der Geſchäfte nehmen, und ‚Uns ſodann mit 
Anlegung der Protokolle und Beifüügung feiner Erinneruns 
gen berichtliche Anzeige über ‚den Befund "machen, 

.6. 58. Wir werden duch) Unfer Juſtizminiſterium di⸗ 
Biſitatoren Unſers Oberappellationsgerichte anordnen laſſen. 

. 56. Der Pröfdent dieſes Obertribunale hat zum 
zahrlichen Gehalte ... 8000 ſt. 
der älteſte Direkter.. 4000 — 
Der zweite a Te Ri. 1. ip 004 Sins —r 
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der dritte PP 4 4 4 3 3000 fl. 
von den 5 älteren Räthen jedber- : ss : . +. 2300 — 
von dem folgenden jebt : 2.» = eu... „A200 — 
die Älteren 2 Sefresaire.jeder.  e 4 oo — 
dig folgendem jeder, ©... -20. 0.0 = 0 0. 1900 — 
ber Marbdlener u. ea, oe neue «600 — 
der Die oo 0 on 0er 400 — 


3. Titel 
—W —*8 Verfügungen. 


FR 57. Den Definitivurtheilen in Zivil⸗ und peinlichen 
Progeffen müſfen von allen Gerichten tünflg die Entſchei⸗ 
Sutigegrinde Beiheffiat iberden. 


6. "sg, Mit dem fen Jänner 180g treten ſammeliche | 
nei srganificte: Gerichtehof⸗ und Gerichtsſtellen ihre Berufss 
geichäfte an, und die bei den nicht mehr beftehenden Gericht 
den äbch vorhandenen Akren, Dokumente, Depoftten, Blicher, 
("a werden an: dle Betröffenden Verichesbchörden ausgelie⸗ 
fert. Es muß zu dieſem Ende von den erſten ein Verzeich⸗ 
niß aller oben genamuten Vegenftände bis iur Austiefgrung 
gefertiget werben. ya led 
 6.5g. Die Juftiz kann in-Unfertn - Jungen -Sönigteiche 
wir. von den von: Uns nei organiſirten, odet beſtätigten 
Werichtshöfen in -Unferm Namen, nach ‚Murferen Bon 
und d Rorfriften verwaltet werden. Br 

"Vom ıften Jänner des Yinfiigen Yahres hören beher 
die —68* allet jener Gerichtäbehörden auf; melde von 
uns nicht als kuͤnftig hentehend oa bekann semaqht 
worden find, * . 
1.” Diejenigen, welche Mar: har — Lamine 
ſtih einer ferneren Gerichtabarkeit anmaßen, follen ale Ver⸗ 


leber Unſerer Hoheitsrechte beſtraft, und ihre Hanriungen 
wis wii angefehen werben, 
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uUnſer Juſtizminiſter iſt borauftragt, mit Anfange des 
fünfeigen Jahres gegenwättige Organffarion in Sen Beim 
gen zu laflen, . 
München ben a4ten Juli 1808, 7 
M a x · Bi o ſe p Pa 
Frhr, v. Montgelas— 
Sr, Morawitzky. 
Schr v. Hompeſch. 
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Snftruftjen de der -Hrtenauifihen Ritterſchaft für die 
nach Karlsrithe abgeſandte Deputirte. . ii 





Ä Veraeben⸗ ſchmeichelte ſich der Ortenauiſche Adel, der mit 
ber. geſammten Reichsritterſchaft: um den gemeinſchaftlichen 
Bevluſt feiner landechoheitlichen Gerechtſamen, feiner ſo be⸗ 
neideten ganzen politiſchen Exiſtenz tief. trauret und noch 
überdies faſt durchgängig ſchon im. Elſaß die empfindlichſten 
Rechtsſchmälerungen und die zum Theil. noch nicht aufgehps 
‚bene Sequeftration. ſeines ererbten Eigenthums erlitten has: 
von dem Abkömmling des Stifters feines Urvereins, der als 
Mitglied und geſetzlicher Schutzherr, auf feine Erhattung . 
‚doppelt verpflichtes war, mit mehreren. Schonung und Billige 
Seit behandelt: zu werben als feine andere. Unglückabrüder. 





Man ſehe dierüber die im 22ften Hefte unter ro. 11. abgedruckt 
Sorkehung.. ’ w.' 
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ern hritte . turn. a ts don fl. 
von den 5 älteren Räthen jeder: : : « . + 200 — 
von dem folgenden jebet : 2 2 2 =, * 1... „A200 — 
die älteren 2 Sekretaire jeder - u... 900 — 
die folgenden jeder, 0 20.000 0.0 = 4 1200 — 
dan Ratdblener na, rec nu 600 — 
‚der. Bote .. Baar Du 2 .400 — 

"VW. Titel Bu 1 
Ga. Allgemeine Verfügungen. 

J r 5 Den Sıfinieiourtheiten | in Zivil⸗ und peinlichen 
Prozeffen müſſen von allen Gerichten tünftig die Entſchei⸗ 
butigegr ünde beipeffigt ibetden. . 

6. "58, Mit dem ten Jänner 1809 treten 1 ſammtlick 
Ari organiſirte Gerichtehof⸗ und Gerichtsſtellen ihre Berufss 
geihäfte an, und die bei den nicht mehr beftchenden Gerich⸗ 
den Auch vorhandenen Akten, Dokumente, Depoſiten, Blcher, 
fa’ meiden än:dle Berräfenden Gerichtsbehörden ausgelie⸗ 
feet, Es muß zu dieſem Ende von den erſten ein Verzeich⸗ 
niß inller  osen senamiten! Ssgenftände bis iur Austiefgrung 
gefertiget werden. " U 
. 6.59 Die Suft kann in Unſerm dumen-Königteide 
wär. von den von Une neu organiſirten, odet beſtätigten 
Berichtshoͤſen in Unſerm Namen, nach ‚Muferen Geſeten 
und d Rorfriften verwaltet werden. are 

"Som aften Jänner des Yinfiigen Jahres hören daher 
die 4 anet jener Gerichtöbehörden auf; welche vun 
une nicht als künftig heſthend ea Befanns gemacht 
worben find. - : E 
1” Diejenigen, welche Mach: aben — Lemine 
ſth einer ferneren Gerichtabarkeit anmaßen-, ſollen ale Ver⸗ 
iger Unſerer Hoheitsrechte beſtraft, und u Dendiungen 
wis mio angefohen werden, 
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AUnſer Juſtuminiſter iſt brauftragt, male Anfange des 
fünfeigen Sahres gegenwärtige DOrganifatipn In ‚any brin⸗ 
gen zu laſſen. ‘ ä 
Münden ben g4ten Juli 1808, nn. 
M ar 3 v ſe p h·. 

Frhr, v. Montgelas— 
Sr, Morawitzky. 

Frhr. v. Hompeſch. 
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DE 21, u 
Snfeuftion der Hetenauifien Ritterſchaft fire. die 


nach Karlsruche abgeſandte eputitte. . 





Vergebens ſchmeichelte ſich der Ortenauiſche Adel, der mit 
der. geſammten Reichsritterſchaft um den gemeinſchaftlichen 
Berluſt ſeiner landeshoheitlichen Gerechtſamen, ſeiner ſo be⸗ 
neideten ‚ganzen politiſchen Exiſtenz tief. trauret und no 
überdies faſt darchgängig ſchon im Elſaß Me empfindlichſten 
Rechtsſchmälerungen und die zum Theil noch nicht anfgehns 
‚bene Sequeſtratinn feines erexbten Eigenthums erlitten Bar; 
von dem Abkömmling bes Stifter feines Urvereins, der als 
Mirgfied und geſetzlicher Schutzherr, auf feine Erhattung 
‚Doppelt verpflichtet war, mit mehrerer. Schonung und Billigs 
Beit behandelt: zu werben ai feine andere. Ungtiietobrüder, 





DS Man (ehe dierüber die im zaften Hefte unter Are, ım. abgedruckt 
Vorſtenung· W. 
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Früher ſchon entwich Ihm die Ausficht einer Fünbifchen 
Verfaſſung die allein feinen unermeßfichen Verluſt vernars 
ben, die Gleichheit der eingefefienen Nitterfchaft allein geſetz⸗ 
(ih und zu allgemeiner Zufriedenheit Kerfiällen konnte; ges 
täufcht wurden aber vollends jene tröftliche Hoffnungen, 
zernichter alle Würde und Annehmtichkeit ihres Standpunk⸗ 
tes, wann ihre Verhältniſſe näch den den ıaten Februar *) 
jüngſt publizierten Grundfägen beſtimmt; die Gränzlinie 
zwifchen den der Souserainität weſentlich anklebenden, und 
den zufälligen Regalien, von welchen letzteren ihr keines wer 
der Ganz noch zur. Hälfte ohne vollſtändige Entfchädigung 
entfremdet merden kann, nach willkührlichen Forderungen. 
einer neuen Theorie der Staatsgewalt gezogen werden follte, 

Zerzweiflung, gefeglicher Widerftand und ploßes Weichen 
phnfiiher Uebermacht wäre das traurige 2098 des. fo herab⸗ 
gewürdigten Ortenauiſchen Adels, den Napoleon erhalten 
wollte, den Karl Friedrich beſchützen follte; wenn nicht der 
beftimmte Wille bes erfteen und das Herz des neuen Sou⸗ 
verainss an welches man fih getroft berufet, Milderung 
jener fo harten und mit den in ganz ähnlichem Fall ertheils 
ten, und ſelbſt nach der Heußerung des Stifters des cheinis 
ſchen Bundes jum Typo dimen follenden Lettres patentes 
der Elſaßiſchen Nitterfchaft in fo auffallendem Kontraſt ſte⸗ 
Heiden Kapitularionspunkten zuverſichtlich hoffen ließen. 

Der Schluß des großherzoglichen Erlaſſes, der ſene 
Grundlagen nur” als Skizze zu weiteren Unterhandlungen 
barſtellt, berechtigt auch zu jenen frohen Ausſichten und die 





*) Bir gedachten derſelben im ſechſten Sefte unter Nro. 41., und der ' 
Darianten von der eigentlichen Tonſtitution in 14d0en Hefte Nro. 19., wo⸗ 
bin wie den Leſer zur Vergleichung verweiſen. Wir werden aber bei jedem 
einzelnen $. noch deſonders auf Die Seite wnd ben $. des igten Heltes ir 
Noten hinweiſen. V. | 
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Drtenauifche_ bisher. ummittelbare Nitterfchaft erthellt ihren 
zwei durch. Stimmenmehrheit anheute gewählten Deputicten 
folgende Weifungen ale Leitfaden ihrer patriotifchen Bemit’ 
hungen zu Erringung eines erträg'ichern, ihr fo unwider 
ſprechlich gebührenden Standpunktes. 

Zertrümmert iſt zwar die ehrwürdigs alte Werſaſſang 
und mitten unter den vaterländiſchen Ruinen ſteht der 
ſchuldioſe Reichsadel unerſchüttert und ſeines Bewuſtſeyns 
ſtark da; allein, zernichtet iſt doch noch nicht fo alle Kraft 
der Geſetze, daß Willkühr an den Pag rechtlicher Verhält—⸗ 
niſſe treten, Asealifche Rückſichten das Eigenthum von allen 
‚Seiten heengen, die Oberauffiht der Staatsgewalt in eine 
Conſolidation afler ihr untergeordneten. Gewalten ansarten, 


und bie fo diskreditirte Bleiwage der Niveleurs ben Adel 








in die Klaſſe der Bürger herabſetzen ſollte. Diefe Tendenz, 
die als Neſultat bes ganzen Entwurfs fo ziemlich hervor 
leuchtet, würde mehr Contraft mit den benachbarten 
Btaaten, felb mehrere bedenkliche Reibung im 
Innern, welche doch bei: der Verfchiedenheit des friiher: uns 
ter franzöſiſche Souverainität getretenen Dber:Eifaßifchen 
Adels mit dem privilegirteren Loos des Nieders&tfagifchen - 
‚nie fihrbar wurde. — erzeugen, als eine gemäßigtere Wer; 
-faffung für. jenen unmitselbaren..Abel, der auch noch in Un 
terordnung unter einem Souverain jenen Vorzug ohnſchäd 
lich, ſelbſt mit Würde und Nugen für. den. Staat behaup 
ten Eann, und weicher von der Serechtigkeit und Milde Sr. 
töniglichen Hoheit, Höchſtwelche gewiß die ‚legte Periode ei 
ner ruhmvollen beglückten Regierung nicht durch den Ruin 
fo vieler ‚fchulölofen edlen Familien werden  verdunklen wol: 
 Ien, in ehrerbietigfter Zuverfiche und mit innigftem Danf 
für die aus feinem Kerzen gefloffene edle Auszeichnung 
‚einer weiteren Unterhandlung über feine künftige Verhält⸗ 
-niffe erwartet. 
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d Ad Rutroitum. *) 

Zum Voraus nur die allgemeine Bemerkung; Unter 
den Gerechtſamen der, ein und eben der Sonverainität uns 
4eeworfenen Zürften und Grafen und des unmittelbaren 
Adels kann Fein Unterſchied ſeyn; nachdem der einzige Mors 
‚zug, der erſtern ehemals auszeichnete, die Reichsſtaud⸗ 
{daft weggefallen if, und beide gleiche ‚Rechte zu Aus 
“hung der ihnen verlichenen Regalien hatten, Wann atfo 
der. Ronfüderationsaft dem neuen Souverain bloß Die lan⸗ 
desherrliche Geſetzgebung, die oberfte Zufligpflege, die höhere 
Landespolizei, die Konjsciption,. die Beſteurung und bad 
Recht dee. Oberaufſicht als Ausſlüſſe ihrer auegedehnteren 
OStaatsgewalt anerkannte,. und ben’ Saiſter des Bundes aus⸗ 
drücklich wollte, daß alle audsre Vorzüge den geapfetten ‚ges 
fafjen und ihnen nichts an ihren Einkünften. ontzogen wers 
de; ſo müſſen. die mebiatiſirten Reichsrittet den vollgültigſten 
Anſpruch auf den Ochutz des neuen Staates in allen und 
jeden bisher von ihnen auégeübten Rechten haben, Die nicht 
unmittelbar und nothwendig aus dem Begriff der Staates 
gewalt fließen, und von Privamı ala: Bigenchumsrechte: bes 
ſeſſen werden können: letztere anzutaften, "führte zur Auflds 
fung des gefellihaftlichen Baudes unmittelbar. Im Grund 
follten alle auf deutſchem Eigenthum ruhende Regalien, des 
ven Dafeyn meiſtens ſchon felbft über die Bildung ber Lan, 
deshoheit hinaus reichet mit und neben der 'neuen Some 
rainität, welcher fie jederzeit untergeordnet Heiden, auf eben 
die Weiſe beſtehen können, mie fie vorher mit und neben 
ber deutſchen Reichs Souperainität beſtanden hatten. 

Nicht neue aus der Luft gegriffene Theorten, wodurch 
Machiavels Trugſchlüſſe vergegenwärtigt werden, ſondern 


*) Diefe Einleitung ſteht im angeführten Hefte S. 193. Wir bemerken je⸗ 
doch Dabei, daß die Worte von „damit jedoch — bis zu I im Ausſchreiben 
vom ı2. Febr., wie lich von felbft verſteht, fehlen, W. 
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allgenreines reinks Staaterecht, und weneſtens Subsidiarie 
das antiquirte deutſche Staatsrecht, ſo wie analogie anderer 
wohlorganiſirter Staaten müſſen alſo die Entſcheidgrüjnde 
abgeben. 
Ad Nro. . 

In Anſehung des sub Nro.: 1: beſtimmten perfönlichen 
Gerichroſtandes des ˖ Ortenauiſchen Abels wird die Verfligung 
‚Br, kEoniglichen Hoheit; Kraft webrher derſelbe den 
Oberämtern auf keinen Fall ſubordinirt, ſon—⸗ 
dern‘ anter'den' Hofgerichten und Provinzials 
:Kollegten unmittelbar Keden ſoll, mit unterthäni⸗ 
zem Dank angensmmen, und derfelbin nur bie zwei foldens 
ipe in der Natur unſerer Verhaltniffe liegende Wünſche u. 
Borſchlüge angeſchloſſen. 

1) Daß nach dem altdeutſchen Kae Axiom pär .pd 
‚rem judicat, wilches durch das verſchwundene mereor dir 
politiſchen Gleichheit feine Rechtskraft noch nicht verloren 
But; es Sr. koniglichen Hoheit gnädtgft gefallen möge, die 
Hälfte der Provinzial⸗ Dikaſterien mit adelichen. Räthen, 
‚weiche die hiezu nach den -Lanbesgufeken. erfuarderliche Eigen⸗ 
ſchaften haben, und den vorgefihriößtnen Prüfungen ih uns 
terwerfen müſſen, zu befegen; dadurch allem kann ein Höchſt⸗ 
vbroſelben Souverainität zugefallener zahlteicher Adel, dem 
‚mehrere Erwerbungsquellen verſchloſſen find, and fo viel ans 
pers Ihm eigenchümtiche unwiderruftich verflegen mußten, 
Ah feiner Erhaltung und eines annehmlich en Stand⸗ 
punfts erfreuen. | 

2) Daß in dem unverhofften Fall, wann je erftere Bit⸗ 
"pe nicht gewährt: werden follte, wenigftens in’ peinlichen ln; 
rerſuchungen nad, zum Geiſt der neuen Geſetzgebung und 
der Analogie des $. 28. des Bundesvertrags dem ehemaligen 
unmittelbaren Adel der Babifchen Lande ein judicium pa- 
‘rium delegatum yerivilligt und‘ untet Boris und. Refergt 
adelicher Hofgyrichtsräthe eine gewiſſe Anzahl. adelicher Ins 
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ſaſſen in Form eines Juri ober Auferegal Fuftang als Mich: 
ter niedergeſetzt werde; als worauf ble Herren Deputirten 
subsidiarie mit Nachbrud zu beſtehen haben werden. ”). 


dd Nro, 9 8. . . 
Der Reichsadel Hatte die unwidetſprechliche Befugniß 
unmittelbare Güter In den drei Neichskreifen, bie nun unter 
‚bie, Souveraimtät von acht Kürften geordnet worden find, 
‚zu befiken. 
Ä Dieſe Verhältniſſe find ou fein Veeſchriden und wi 
der feinen Willen aufgehoben worden; «6 wäre alfo wahre 
Grauſamkeit und Mißbraud ber Gonverainengemwalt,, wann 
man ihn. noch in Anſehung bes von Ihm. frei zu mählenden 
Wohnſitzes auf ein oder dem andern feiner Güter beſchrän⸗ 
fen, ober gar nöthigen wollte, ‚biefelben um geringen Preiß 
‚zu verkaufen; er muß in dieſem Fell von dem Souverain 
in beffen Land er nicht wohnt, vach den Bisher angenom⸗ 
menen Srundfägen als Bioßer forensis augeſehen werben. 
Se. königliche Hoheit Huldigen zum innigſten Dankge⸗ 
. fühl des Reichsadels . der gefeglichen Billigkeit dieſer Forbes 
rung, nur behaften ſich Höchſtdieſelbe Die beunruhigende 
Alauſel einer immer gehaͤſſigen Retorſion bevor. 
Es hegt aber jener zu Hoͤchſtderoſelben bekannten Ge⸗ 
ſinnungen das zuverſichtliche Zutrauen, daß dieſer Vorbehalt 
werbe gnäbigft zurückgenommen, und jene Befugniß under 
bingt anerkannt werben. **) 


Ad Nro. 8. | | 
Steihe Bewandniß Bat ed mit frember Dienſtannahme. 
Es mar von Ir einer der wichtigſten Bee des „Deuts 


j 





\ 
m, Beide Beränderungen das Aueſchreit en erhalten ar finder man 
am angeführten Orte ©. ig. | 
B. hierũber Sisgsss. ya 











ere Taxen ertheilt werde. 
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ſchen Arols am den verſchiedenen ſouverainen und deutschem 
Höfen anſtändige Verforgung zu finden, und dieß Bebilsfniß 
iſt durch feine fo ſehr verengte Ausfichten noch erhöhet wor⸗ 
den, Er hofft alſo zuverſichtlich, daB Se. königliche Hoheit, 
wann auch andere Souverains dieſe feine natürliche und 
unverjäßrliche Freiheit beſchränken wollten, ſolches widrige 
Behſpiel ſich nie eigen machen, ſondern der Ritterſchaft ſei⸗ 
nee Bande die ohnklauſulirte VBefugniß anerkennen werde, 
fremde Dienfte blos nach vorheriger fchuldiger ‚Anfrage, bie 
aber nie ohne wichtige Gründe und eine vollftändige Ents 
ſchädigung, ſowohl in Anfehung des Rangs als der Eins 
fünften enthört werden kann, anzunehmen. *) 


Ad N: ro. 4. 

Weberläßt bie Nitterfchaft die Anorbnnng Über Uniform 
and Orden gänzlich Sr. königlichen Hoheit und bittet blos, 
daß ſolches mit möglichſter Koften,Erfparniß geſchehe: erſtere, 
wenigſtens die kleinere, ganz einfach und von allen jungen 
Cavaliers, die das ıate Jahr erreicht haben, getragen wer⸗ 
den könne; letzterer aber ben dermalen mit: bein Drben bes 
gabten Rittern, bie. feine Beibehaltung wuͤnſchen „ ohne weis 
8 

— dd Nro. 5. 

Stammglter: Autonomie. 
\ Diefer zu Erhaltung des Adels fo nöthige Artikel wird 
mit fhuldigem Dank von der Nitterfchaft angenommen, und 
nur bie Erläuterung beigefügt, daß Falls man ſich je über 
die bereits errichtete Fideieommiſſen darch rückwirkende An⸗ 
wendung ber ſpäter eingetretenen Souverainität eine landes⸗ 
herrliche Bepäeigun vorbehalten wollte, folche ohne einige 





*) Diefer $. hat eine gänzliche Abänderung erhalten, wie in angeführten 
Hefte S. 193. 198. au erſehen. W. 


\ 


BE i — 


ren and flir die Jukunft, wor diefelbe allergnudigſt nicht 


ohnentgeldlich ertheilt werden ſollte, wenigſtens Die Gebühr 
mäßig und nicht nach dem Werth des Bermögens , worůber 
verſugt wich, .... werden möge, -  ... 

dd Nro. 7 . J 


——, ,,—— 

Der Haß gegen alle Körperſchaſt des Adels iſt fo tief in dem 
Sie des meiften Rheiniſchen Souveraind eingsmurzelt, daß man 
ſich um fo weniger fchmeicheln darf, noch zur Zeit, wo Die 
Erinnerung an bie durch fie fo lang bewürkte Erhaltung 
unferer fo beneideten Exiſtenz, nad) lebhaft würkt, darübgr 
eine gedeihliche Vorſtellung zu machen, als durch Nieder⸗ 
ſchlagung aller ſtändiſchen Verfaſſung, die gerechte Hoffnun⸗ 
‚gen des Adels ohnchin geſcheitert find, Oewiß iſt Ba, wo 
Folie Körperſchaft gevuldet wird, wo das privilegirte Indiwi⸗ 
daum wahrlos da fiehen mufi, eine minder wohl organiſirte 
Staatsgewalt ſichtbar, und jenc ſo Mreſene Endeit und 
Energie artet leicht in Despotismus uns. : 


Traukig iſtr das Loos’ bes Adele,; "den zen: feine in 


perfchaft anerfennen will; während:.:als:. Doch Bürger und 
ndiverfer fogar in Commerzkollegien. and. .Zinften. jenes 
geielifchaftlihe Recht ausüben, und semeingüafttien Sn 
tereſſe beraten und betreiben kbnnen, 
Hier bleibt den Unterbifiektenp nur dad Gefühi erlitte⸗ 
nen Unrechts und Hoffnung beſſerer Zeiten übrig. Da jes 
doch Se, konigliche Hoheit einem Orben für Die Cavaliers 
belbchalten wollen und man auch noch hie und da zu Hof⸗ 
dienſten und den noch beſtehenden Kapiteln und Nitterorden 


Adelsproben erfordert, und dazu -gefeglicher Asteftaten bends 


thigt iſt; ſo überläßt man der Klughtit der Herren Depu⸗ 
tirten Sr. königlichen Hoheit bei ſchicklicher Gelegenheit die 





*) S. das angeführte Heft S. 194. 18. V. 


* 
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Nieherſetzung einer Rommifflon zu Folshem- Ziel und Erde 
entweder für Das gefammte Großherzogthum.. oder: flir-iede 
einzelne: Provinz ans Herz zu legen, und barüber: in Bere. 
Bindung mit der. fiir ums noch ferner beſtehen follenden: Col⸗ 
lection ‚ber. zitterfchaftfüchen genealogiſchen Ben eine 
Bor Bee zu entwerfen.) 
FE 
Aa Nro. 8. ren 
Perfsuliche Vefreinugen/des Adele 
1) Sn Aufehung der unentgeldlichen Dienſtleiſtungen 
wlinſcht die Ortenauiſche Ritterſchaft, daß,obgleich bei ben 
gnädigften Geſinnungen Sr. köntglichen ‚Hoheit. gegen 
ben Adel die Befürchtniß einer Konſcriptiens zumuthung, Die 
In Franker vor einigen: Jahren lauter murte,.. nie eintreten 
« Tann, doch bei dem einteifienden genio setuli und-ber ae 
mähligen Adoption aller franzöſiſchen -VWerordiiungen‘, folgen 
der Artlkel dem neuen Staatsvertrag eingerückt werde. »So 
pwie es fich von ſelbſt verficht ‚und fchen In dem Urbegriff 
ses. Adels liegt, daß die Söhne der Caaliers zu keiner all⸗ 
n gemeinen Konſcription ‚gezogen werden, ſondern den Krieges 
s.dienft.nur freiwillig wählen können; alſo hofft der. Neichs⸗ 
sadel zu Sr. königlichen Hoheit Enade und Billigkeit, dag 
sand den Söhnen: Iran: Beamten gZleiche Vefreiung· win 
vden großherz oglichen Beamten zu. allen. Beiden werde geſtat⸗ 
#106: und diefelben, überhaupe wie den alandesherrlichen Bar 
» amsen gleich geſtelltt ‚und,ehenfalb is Mnnpiekfäßig werden 
werklätt werden.. een 
= 9) Detreffens die Klauſel, Auffer!auas etwa der 
Behensverbant:ihnen:auflegtzZuiieiifeigenne Ger 
merkung zu benuben :und ihr Eingangnin die Dem en 
zu verfchaffen: „Da bei. dem. Santa Ortenau darchaue und 


I rar. 





») Die Art. 6 und 7 haben einige Abänderung ertaiten⸗ wie am a. o. 
@. 195 ıu erſehen if. SW, od 
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nie einige andere Lehendienfte als Hofdienſte bei Trauer⸗ 
und Verehefichungs;Ceremonien, und auch diefe höchſt felten 
»abgefordert, niemals aber weder Leheupferäe, noch fonft eis 
»nige andere beſchwerliche Dienfte zugemuthet wurden, es 
vauch dgbei fein unabänberliches MWerbleiben um dba mehr 
‚»je und gu allen Zeiten haben werde, als ohnehin fich Die 
»Meichsritterfchaft der Hoffnung Überlaffen burfte, daß, nach: 
»dem die Zernichtung der alten Beudalverfaffung zum Grund 
»der Schmälerung dieſſeitiger beſt hergebrachter Gerechtſame 
_ »angegeben werden will, fie auch in ihren für den Adel 1As 
»fligen Folgen als antiquiet würde erffärt und ale ohnehin 
saun unter Badiſcher Landeshohelt geordnete Lehen in 
»Stammgliter ohne koſtſpielige Muthungen, Belehnun⸗ 
syn, Konfenspheine und Heimfallobefurchtniß verwandeit 
»werden.« ‘ 

5) Die VBermögeusfteuer iR ſowohl wegen ber 
Dorchwählung der hauslichen geheinften Verhältniſſe der 
Otaarsbürger, als den Nachrechnungen bei Werlaffenfchaften, 
wo erſt die Veruntreuungen zur Spraihe kommen können, 
eine äuſſerſt gehäfftge Art der Beſtenrung, ben reichsfläbtis 
fen Anlagen ähnlich, gegen die man in verfloffenen Zeiten 
fo laute und allgemeine Klagen erhub; gewiß wird fi ein 
mis der Ökonomifchen Politik fo imigſt vertrauter Souverain 
und feine durchlauchtigſte Nachfolger diefes Beſteurungs⸗ 
mittels nie oder doch nur äuſſerſt feiten bedienen, es wirb 
aber, wann auch der Ach zu einer folchen Univerſal⸗Veſten⸗ 
rung gezogen werben wollte, als wo wider die Herren Des 
putirten ſich ans allen Kräften feßen, und eine totale Bes 
frelung, wenigſtens Beſchränkung auf Immobilien zu erhal⸗ 
ten fuchen ſollen, doch auf folhen unerwarteten Fall aus 
drücklich ftipuliet werden müſſen, daß. alles aufier Land lier 
gende Bermögen nie in Computum , und au die Schub 
den und Penflonen der nachgebornen Samilienglieder in A6s 
zug write werden fönnen. 
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4) In Anfcehang Des Abzugs verehrt man zwar mit 
Dank die Verzihtung auf die hie und da angeſprochene 
Ausdehnung auf Fahrniß; allein gegm die Beſchränkung 
deffeiben in Anfehung des liegenden Vermögene auf 2o' 
Jahre, fo fehr auch dieſelbe fih dem wahren Gefichtspunkt 
nähert, aus welchem dieſe Anfprache beurtheilt werden muß, 
und liheralere Grundſätze athmet, als anderwärts je zumeis 
Im aufgeftelft werden wollten, fo werben doch die Herren: 
Deputirten ſich Aufferfi bemühen, eine immerwährende Abs, 
gugsfeeiheit, wenigſtens fiir die dermällgen Familien, bie 
mit ihren unmittelbaren Gütern unter Badiſche Souveraitir 
eit num gezogen. werden, ans dem Hauptgrund zu erwüe⸗ 
fen, weil diefelbe nicht in den Staaten dei neuen Gouves 
rains erworben, fondern von ihren Ahnherm, Die mit.aller 
Staatsgewalt darüber zu verfügen Hatten, srerbt werden, 
Übrigens ganz Deutſchland das Vaterland des Meichsritters 
war und er frei da wohnen, toneniven und dienen, audy 
wieder eben fo frei heimziehen Eonnte, mo und wie es 
wollte. . 

Bei den verengten Verhäitniffen des Adels, da man 
fh an dem Groͤßherzoglichen Hof ſchon wirklich über Die 
Menge der Dienftjuchenden befchweret, bei der fortbaurens 
den Nothwendigkeit, Die adeliche Töchter auch in andern 
Fanden unter zu bringen, if eine immerwährende Abzugss 
freiheit um da weſentlicher, ale anfonft -fein ſchon fo ges 
fehmätertes Erbe noch mehr verringert würde, um da uns 
fhädticher, als ja ohnehin der Souverain mit den meiſten 
benachbarten Staaten für feine gefammte Unterthanen bes 
reits wechſelſeitige Abzugsbefreiungen ſtipulirt hat. 

5) In Anſehung der Zoll⸗und Accisfreiheit, fe 
verfieht ſich die Ortenauiſche Ritterſchaft zu der von Sr. 
-Cöniglihen Hoheit ihr ſchon in früheren Zeiten bewiefenen 
höchſten Gnade, daß ihr dieſelbe auf die nämliche Art noch 
ferner werde belaſſen werden, als ſie deren bisher so 
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Ausftelumg- ber erforderlichen Scheltte fidy zu erfreuen Hätte; 
dem zufolge wiinfht fie, Haß dieſe Befreiung dahin audger 
dehnt werden möge, daß alles, was ein adeliher Staatabiitr 
ger wen Erzeugniß eigener Güter an feinen Wohnort brinr. 
gen aot, Dder auch was er zn feiner eigenen Nothwendig⸗ 
keit und Gebrauch nicht um damit Kandel zu treiben — an 
Speiß und Trank; Kleider oder Baumaterialien erkauft oder 
von-feinen; eigenen Erzeugniſſen pra: comparando victu 
etämictu zu. Geld: macht, und: anderwärts chinbringen täft, 
fe.wie.es bisher beſtanden, .Zolls und Weggeld frei 
unter: Beobachtung der zu Verhütung aller auch nur möglis 
cher Deftaudativnen fe m feßenden: Gormalien belaſſen 
werde. rn], ‘ 

N. „nsbefondere hefft der Ortenauiſche PR daß, da er 
. anfsfeine-KRoften die Straßen in feinem. Bezirk hergeſtellt 
und; bisher. unserhalten Hat; er. auch. wenigfichd in dem: yanı- 
zen Bezirk: der Ortenau: weggeldfroi wede delagſen werden. 


u RL. KL. | rn. ort 
Beglüterungsftand der Ritter 
ae Zn Ze .... u 
—W Ÿç Nra 10. — ei 
er Quartier Breißeit. 0% 


Die Ritterſchaft wünſcht vorzüglich, daß Se. ebnigliche 
Sofeit den eigentlichen Ritterſitzen, die von den Gutgherrn 
ſelhſt bewohnt werden, die völlige Quartierfreihejt, ber fie 
quech in andern Staaten als mittelharer. Adel immer genoß, 
um da mehr ‚anädigft. zuſichern mögen; . als anſonſten ber. 
Cavalier Gefahr liefe, von feinen Unterthanen und Dorfse, 
Vorgeſetzten willkührlich und ſogar leidenſchaftlich zur Migs, 
leidenheit dieſer mehr perſönlichen als dinglichen Laſt gezo⸗ 
gen zu werden, PD. Dei MPDBe. rang doch. den Ortde, 

) 





”, Diefer Artikel hat mie e: 1% und 196 am angeführten Orte zu erfehen, 
fehr weſentliche Abänderungen erhalten, ar . Wi ee 
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. Seren in voller Maße und um da mehr gebühret, als ja in 
aufferordentlihen Zällen fremden Kriegsvolks ohnehin ſich 
derſelbe von ſelbſt beſcheiden wird, die allgemeine Laft aus - 
eigener Bewegung mittragen zu helfen, welches aber fo uns 
nöchig als bedenklich wäre geſetzlich auszudrücken, um allen 
willkührlichen Ausdehnungen vorzubeugen. Die nämliche 
Beſchaffenheit hat es mit Natural: Requifitionen zum Behuf 
ber Einquartierungen, welche als perjönliche Dienftleiftungen 
zu betrachten find, und dem Abel nicht zugefchoben werden 
tönnen. - 
Ad Nro. ıı. 
Beſteurung der Domainen des Adels. 

Die ritterfchaftlihen Deputirten werden alles anſtren⸗ 
gen, um die Abänderung bdiefer für fie äuſſerſt drückenden 
Verfügungen, bie ihre Güter zu. Bguernglitern herabwürdi— 
gen und ihnen einen. beträchtlichen Theil ihres innern Werths 
entziehen würden, zu: erwürken, die Steuerfreiheit der ades 
lichen Güter gehört zu ihrer: Weſenheit, fe wie.fid der, der 
landesherrlichen Gewalt nicht entgegen ift, und mit dem Lands 
faffire wohl beftehen kann, welches das Erempel der vorigen 
Jahrhunderte und befonders bie noch im Norden und Sü— 
den Deutſchlands ſelbſt in einem. der verbündeten rheiniſchen 

Seaaten, der ſich ſonſt am wenigſten durch liberale Grund⸗ 
ſätze ‚auszeichnet; beſtehenden Ordnung der Dinge dinlung 
lich beweiſen. 

Es wäre wahre Staufamtelt, ihn w -foffpieigen Beis 
trägen zum Schutz: des Otaats nöthigen zu wollen, der ihn 
varlaffen,. ihn dem „fo drückenden ı2jährigen Kriege in 
Uebermanfie blosgegeben, und noch jetzt ihn von allen Seiten: 
beſchneidet, um ihm die edelfte Serechiſame sine, Bach. der 
andern entzichet. Yo 

Es wird alſo hoc. puncto: zu behehro ſeyn 
2) 'daß bie zu einer allgemeinen, & —* der 

geſammten Babiſchen Lande, ea bai dem bios freiwillig im 
19 
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Urfpeung-üßernommenen, jedoch durch den Vefls" mehrerer! 
Jahrhunderte gehrifigeen Cataſtro "der Ortenauiſchen Ritter 
ſchaft Belaffen werde und dem zufolge die - &liten- Derfelben: 
nur in ordinario wie. bisher Höchftns.. mis G.&impien ben 
legt; in extra ordinario für Keiegebedürſniſſe aber nur 
eine weitere nämliche Arzabl derjelßen, und zwar in aufs 
ferftem Fall ırlema!s mehr als zmeimal des Jahrs auf fie 
ausgeichrieben, und dieſe Verwilligungéegelder nie von dem 
örtlihen Steuernieifteen erhoben, fondern' von den Cavaliers 
direkt an eine ihnen angemwiefene Dbereinnehmerei entsichte® 
werden Eönnen. 

2) Daß auf den Fall, wann Se. königtiche Hoheit dies 
ſem gerechteſten Begehren ihrer treugehorſamſten Ritterſchaft 
wider alles Verhoffen nicht willfährig entſprechen wollten, 
wenigſtens die &sener:der. adelichen Güter nach dem eige⸗ 
‚nen Voxrſchlag des 5. a2. -nur zum deſffen emawas nach 
dem. hergebrachten Steuerfuß jedes Orts das Gut in bürn 
gerlicher Umlage augeſetzt würde, ausgeſchrieben und auch! 
die. Weſitzer alsdann für dieſe Dirgesfgumkieung entſchädige 
werden mögen. 

5) Daß.auf den wiewgen Sal, wem. Stemn- auf. bie, 
abeliche Güter. verlegt werben follten, folche der Pachter wer 
nigſtens zus...Hhlfte .Iisernehemen, ı oder der Vestöhner. te 
Weigerungsfall berechtigt feyn: foll, den Pacht Yanfguheben! 
und in Anfehung der Erbpachte, die ohnehin in äfteren Zei⸗ 
ten um . einen ganz‘ unverhältnigmäßigen Canon verlichen 
morden, ein gleiches beobachtet werde, wann die Erblehmeu⸗ 
te die neue  ermäßigee Steuer. aicht "ganz" übernehnien 
wollen. DD FRUTT, x 

.- 4): Dee maſſen nach der Baffıng dieſes etwas undensli:" 
sen $. 11. auch die Waldungen in die Kategorie dur Meners 
baren Liegenfchafrem könnten. gezogen ‚werden wollen," dawider 
ſich ans allen Kräften und am: Dir mehe zu verwahlen feyn 
werde, ats Hei einige: Famillen der größte THAT ihres Mer: 
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mögene in Waldungen, bie den fürſtlichen Domainen in als 
ler Hinſicht gleich zu achten find, befteher, und die Adminis 
ſtrationsbehörden Bir! Höntglihen Hoheit⸗ doch fo viel Ei 
fihten den Cavalierę zutrauen werden, um ben. feichten und 
faft deriſoriſchen Grund zu fihten, daß ja guch bie fürſtli/ 
chen Domainen zur Steuer gezogen ‚perd N ‚fellen, a bei 
der Willkühr des Ausſchreibens und ' Unferdriikung aller 
fländifhen Verfaſſung, die allein, eine. Eontrolle über ben 
Statum exigentiae, fo wie die Verwendung der erhobenen 
Steuern führer. konnte, jener Beitrag nur Täuſchung und 
leere Lockſpeiſe flir.. bie nen beigezogenen freye Teutſchen 
wäre. 
DE 4dNro. 100: 0.0.5 R 
Die Beſtimmung des and) allenfalls gänzlich frei zu bes 
faffenden Edelhofs, — Ueberbleibfel der urfprünglichen Gij⸗ 
kervertheilungen uncer den Siegern — muß genauer begeich⸗ 
net, und alles, was in uno contigno umzäunt, oder wenig⸗ 
ſtens alles das, was, ehne von einem’ andern Eigenchüm 
unterbrochen zu werben, um den Hof herum liegt, ſo -wie 
alle Luſt⸗ und Obſtgärten von el Beſtutans auf immer 
frei velaſſen werden. : - u a BE EEE ZU ER 
Anbel aber verfieht ſich anch der Ortenauiſche Adel zu 
allerhöchſter Billigkeit, daß fo wie bei ferneren Theilungen 
adelichen Erbs oft auf befreitem, ehemals unnfitfetsäteng, 
Geund und Boden: neue Edelhöfe und Wohnſttze Ver Cabi 
eds errichtet werden muſſen, auch deren Janhabern ſich DAR 
Auf gleicher Immunledt - wie bei Älteren Edelhöfen Immer 
zu erfreuen haben werden; *) N 
(Der Berhius im näyften derien. v 


— 





*) Dieſer ganze Abſchnitt hat mehrete bänpenungen erlitten. S.d. ® 
Heft ©. 196. 197. 198. W. J 
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Verordnung die Freiheit der Ehen der drei chriftr 

lichen Religiondverwandten und die Religion der 
“Kinder aus denfelben im ‚ganzen Herzogthum 
2 fl benefend. 





eiesrig Abguſt, von Snttes &naben, fo uve⸗ 

rauner Harzog zu Naſfan.⁊c. ꝛc. 

“and 

Sriedeih Wilhelm, von Gottes Gnaden, fo 

verain er Fürſt zu Neſſau ꝛc. ꝛc. 
Ki der uUeberzeugung, daß alle, was zur nngeſteten Aus⸗ 
Abung der Religion beiträgt, und den Keim zu Zwiſtigkeiten 
anter verſchiedenen Religionsverwandten entfernt, die Zus 
friedenheit und alſo auch das Glück unſrer getreuen Unter⸗ 
thanen vorzüglich befbrdert, haben Wir LINE bewogen geſe⸗ 
hen, zu verordnen, daß die Freiheit der Ehen zwiſchen den 
Verwandten der Nomiſch⸗Katholiſchen — der Lutheriſchen 
and; der Reformirten Religion in Unſerem vereinten Her⸗ 
zasthum auf Beine Art beſchränkt ſeyn ſolle, und daß and 
ſolchen gemifhten Ehen erzeugte Kinder zur. Befeitigung aller 
autftehenkönnenden Eher und Familien sZwiftigkeiten. ohn⸗ 
Ausnahme und in allen Fällen in ber, Religion des Vaters 
erzogen werden follen, jedoch denſelben nach erreichtem 14ten 
Lebens Jahr, welches hiermit zur Unterſcheidungs⸗Zeit bes 


* 


ſtimmt wird, frei fliehen ſoll, eine andere Religion als in 


welcher fie erzogen. find zu wählen, wenn. fie. von dem Orts 
geiftlichen ein Atteftat über Hinlängliche Kenntniffe der Re, 
ligion, worinn fie bis dahin Unterricht genoffen haben, bei: 
Bringen können. on diefer Verordnung foll weder vor noch 
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während der Ehe, und weber durch mündliche Abrede, noch 


ſchriftlichen Vertrag abgegangen, vielmehr alle: Verträge oder 


Verabredungen ſolcher Art als gefetzwidrig und null und 
nichtig. in Zukunft angefehen merdeny :wobelr jedoch es ſich 
von. felbft; verſtehen wird, daß dieſe Verordnung nicht auf 
dermalen beſtehende gemiſchte· Chen, wo ‚iiber dieſen Gegen⸗ 
ſtand Gere‘ frühere Diepofitionen‘ Mwortiegen, au ertenbiR 
ven iſt. IND REN DENE hints 
‚Bir "efehte, und: wolle; face, daß bie unehlichen 
"Rinder , der Mater mag ‚bekannt. — oder nicht bekannt ſeyn, 
eben. fo. in dar: Raligion der: Mutter ergogen werden: follens 
Dieſe Verordnung iſt zu Sebermanns: Darnachachtung game 
Deuck zu befördern und gehörig: gu publizieren, , se nın ng 
Urkundlich Unſeret eigenhändigen nee und bli⸗ 


gedruckten Geheitnen⸗Habinetsinflegeln 


Gegeben Diebriche den aan ur —2 De ac 
März 1808. KR 
= LS) men @. 8) ° \ 
Friedrich Auguſt, VFrirdrich ZBiteim, 
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Prokuratoren eriftiren mußten‘, daß dieſe nicht wertiger Im 
amovibilität und Lonftitutionelle Lebenslänglichleit — Spra⸗ 
che des Herrn Rezenſenten — als jene hatten — daß es 
jeßt nad) Aufhebung des Neichskammergerichts eine der 
größten Sünden wäre, jene im Ueberfluß leben, und bisfe 
Hungers ſterben zu: laffen — er würde Ingsgeben haben, 
woher er wife, daß der Kammerrichter nur auf «ine 


kurze Zeit den Beim: ‚Theil feinen Beſoldung abgetreten, _ 


er würde felbft die Dauer dieſer kurzen Zeit nicht vergeſſen 
Baden. In der Note des Fürſten Primas, Heft 7. p. 169., 
und. des Herrn von Mulzer, Keft 8. p. 285. kommt vom 
einer kurzen Zeit nichts vor, auch unterm ı5ten May d. J. 
iſt dieſe cedirte Quote noch vwervechnet, Heft 19. P. 162. 
“Mes, was Herr Regenfent vorbringt, fcheint er anders 
wärts gelefen, übsl verdauet, und blind: nachgebetet zu haben. 
ka der geoße Mapoleon den — durch die Bermindes 
rung" der Zahl. der Parifer Advdkaten auf 160 — außer 
Thätigkeit geſetzten Advokaten, eine Entſchädigung zugefüchert, 
ba: noch kein Sonverain den proviſoriſchen Verfügungen des 
edlen Fürſt Prima⸗ wegen Unterſtützung der Kammergerichtsr 
Adoofaten und: Prokuratoren  miderfprochen, fo darf mat 


ſicher Hoffen, daß auch flͤr Die Zukunft diefe würdige Män⸗ 


ner: nicht ohne Verſorgung bleiben werten. 
en Rullmann, 


J u no | u | Großherzogl. Heſſiſcher Hofrath. 
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gedruckten Grohberzoglch Heſiſchen Deklara⸗ 
tion. 





Fu den Verfügungen, wodurch die Großherzoglich Heſſiſche 
Deklaration an die Standesheren erläutert wird, gehört du 
folgendes Ausſchreiben an die neuen ſtandes herrüichen Juſtiz⸗ 
Kanzleien: 

»Da nah dem Geiſte der an die Standesherren erlafs 
fenen allerhöchſten Deklaration die in. Zivilfällen propter 
temerarium litigium etc. angefeßten Geldſtrafen, wohin 
denn auch verfallene Succumbenzgelder gehö— 
ven, den Standesherren eben fo befaffen werden follen, wie 
foihes in Hinſicht der Steafgelder in Kriminalfällen durch 
den $. 19. beſagten Edikts bereits ausdrücklich vorgeſchrieben 

worden iſt, ſo wird ſolches auf höchſten Befehl hiemit be⸗ 
kannt gemacht. 


. Gießen deu 2, Janin⸗ 1808. ) 


&. H. Heſſiſche Organiſatione; 
| Kommilfion. 
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Prokuratoren eriftiren mußten‘, daß biefe nicht wertiger Zw 
amovibilität und Lonfkitutionelle Lebenslänglichkeit — Gprar 
he des Herrn Negenfenten — als jene hatten — daß es 
feße nach Aufhebung des Reichskammergerichts eine det 
größten Siinden wäre, jene im Ueberfluß eben, und biefe 
Hungers fierben zu: laffen — er wiirde Ingegeben haben, 
‚woher er wife, daß der 'Kammerrichter nur auf eine 
kurze Zeit den Bein: -Theit feiner Beſoldung abgetreten, 
er würde felöft die Dauer dieſer kurzen Zeit nicht vergefien 
haben. In dee Note des Fürften Primas, Heft 7. P. 169., 
und. des Herrn von Mulzer, Keft 8. p. 285. kommt von 
tiner kurzen Zeit nichts vor, auch unterm ı5ten May d. J. 
iſt dieſe cedirte Quote noch wertechnet, Heft 19. p. 162. 

Alles, was Herr, Rezenfent vorbringt, fcheint er anders 
wärts gelefen, übel verdauet, und blind: nachyedetet zu haben. 
La der geoße Mapoleon den — durch’ die Verminde⸗ 
rung" der. Zahl. der Parifer Advdkaten auf 160 — außer 
Thatigkeit geſezten Advokaten, eine Entſchädigung zugefüchert, 
ba: noch Bein Sonverain den proviſoriſchen Verfügungen des 
edlen Fürſt Primas wegen Unterſtütung der Kammergerichtss 
Adookaten und: Prokuratoren widerſprochen, ſo darf man 
ficher hoffen, daßauch flͤr Die Zukunft dieſe würdige Män⸗ 
ner: nicht ohne Verſorgung bleiben werden. 


4209 ur un 2. nr ee . ’ Be 
Ruüllmann,—, 

8 nun j .. . 2 “ 3 Fe] 3* - ä 

| Großherzogl. Heſſiſcher Hofrath. 

x ” * LE f r A * a , , . N J 
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gedruckten Sroßgerzogtig ander | Deklaras ' 
tion. 
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Fu den Verfügungen, wodurch die Großherzoglich Heſſiſche 
Deklaration an die Standesheren erläutert wird, gehört auch 
folgendes Ausſchreiben an die neuen Ranbesherrlichen Juſtiz⸗ 
Kanzleien: 

»Da nach dem Geiſte der an die Standetherten, erlaſ⸗ 
ſenen allerhöchſten Deklaration die in Zivilfällen propter 
temerarium litigium etc. angeſetzten Geldſtrafen, wohin 
denn auch verlfallene Succum benzgelder gehö⸗ 
ren, den Standesherren eben ſo belaſſen werden ſollen, wie 
ſolches in Hinſicht der ‚Strafgelder in Kriminalfällen duch 
den $. 19. beſagten Edikts bereits ausdrücklich vorgeſchrieben 
worden iſt, fo wird folches Ai! Höhen Vefehl hiemit ber 
kannt mn 


“ 5. Heſſiſche Organifationss 
nn Kommiſſion. 
int 1 aut —— . 


11 * R *29 1 " .“ 4 
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Er wer die Aufhebung der „Eeibeigenfchaft, im 
. ‚König, ice Baiern. . 


Wir Maximilian Joſeph, von Gottes Gugden 
König von. dgiern, oo. 


Dirt ‘bie Unferm Reiche · gegebene Konſtitution I. Tit. 
v. 8.haben Wit die Leibeigenſchaft; wo fe’ Hocy befteht, für 


r Konftifueionellen Ver⸗ 
in und Anſtände zu der 
jeigenſchaft, welche das 
bezeichnen ‚treffen wir 





‚ welde durch bie Kom 

Berhätiug erftanden, 

Heritt alıf ſolche a 

dienſtbar und unterwürfig war, daß. ihm und feinen Kihidern 

entweber kein, oder mur-Lein: MELIGEIhFämes. Recke fiber 
vn‘ ern and, Erwerh zuſtund. ) 

 Duze di aͤpyhitutionelle Auffebung diefes Ver⸗ 

FR An werden richt nur alle Gefege, welche diefen Zuftand 

Bisher noch zugelaffen haben, und die Leibeigenfchaftsverträs 

ge, wo fle noch beſranden haben unfgehoben, fondern auch 

bie Beftimmung gegeben, daß auch in der Folge Niemand, 

wider. buch Vertrag, noch durch Geburt, noch durch Wers 

jährung das Recht der Leibherrſchaft Über einen Unterthan 

erwerben, noch aud Jemand fi in den Stand der Leibs 

eigenfchaft begeben könne. . 
$. 3. Die Auflöjung dieſes Bandes tritt nicht blos Bei 
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der nerſönlichen Leibelgenſchaft ein, ſondern ſie erſtreckt ſich 
quch auf die Leibeigenfchaft, welche mit dem Beſitze eines 
Sutes ersunden if, .und daher von vermifchter Natur ans 
aeſehen wird... 


Ä urn Sonde Rt. dm a erfien Falle der Blog perföntichen eab⸗ 


eigenſchaft, hören alle Wirkungen derſelben, fie. mögen in 


Dienfien „:Ahanben‘, oder in anderen Verbindlichkeiten befte: 


ben, ofme-Unterfchled und ohne Entfhädigung auf, und ber 
Leibeigene tritt aus dem bisherigen Unterthänigkeitsverhäid⸗ 


wife gegen feinen. Herrn in den freien, bürgerlichen Zuſtand, 


mis Unterardnung unter ‚bie Beſetze, über. 


$. 5. Mit dieſer Nerinderung‘ erlöſchen daher pn 
Seite, des Leibeigenen aller Dienſtzwang, die Entrichtung 
des Leibzinſes, das Martuarium, die Abzugs⸗ und andere 


ähnliche Gebühren, er kann von feinem vorigen Leibherru 


wicht mehr: veräußert vder avozirt werden; ſeine Standes⸗ 


Veränderung häugt nicht mehr von deſſen Bewilligung ab} 
dagegen hören auch von Seite. des Leibherrn alle Verbind⸗ 
lichkeiten auf, welche: derfelbe gegen den Leibeigenen nach 
Gefegen, oder Herfommen getragen hat. 2 
8. 6. Iſt die Leibeigenfchafe mit dem Beſitze eines 
Gutes verbunden, ſo find die Verbindlichkeiten, welche aus 
her Leibeigenſchaft fließen, von denen, welche auf dem Gute haf⸗ 
gen, und fonſt denk Geſetze nicht: widerſprechen, zu unterfcheiden, 
$. 7. Sind diefe Verbindlichkeiten ſchon durch Gefeh, 
Vertrag, oder Herkommen ausgefchieden, und ſtaht die Leib— 
eigenfchaft mit dem Beſitze des Gutes blos in: anfigiger 
Verbindung ,.fo,. daß der Leibeigene ‚befondere Verbindlichkeb 
ten in dieſer Eigenſchaft "zu leiſten, und-andere Dienfts: me) 
Abgaben von dem Gutezu entrichten Hat, Po werden jene 
Verbinplickeiten ‚aufgelffet, die Grundpräftationen aber wers 
den In Folge des J. Tit. $. 5, der Konftitution, welche die 
grundherkfichen Rechte garautirt, nicht verändert. 


q. 8. Wenn aber eſt ‚Laften nicht durch eine be⸗ 
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ftimmte Norm dniterfehleben ſind, und die Präſtationen Bes 
Leibeigenen mit dem Beſitze des Gutes ſelbſt in unzertrenn⸗ 
barer· Verbindung: ſtehen, fo wird zwar dem Leibeigenen 
ebenfalls feine Freiheit wieder gegeben, fein Verhältniß gegen 
den Grundherrn muß aber nach den Safeben über bas nut⸗ 
bare Eigenthum gerichtet werden. 

Dem Guktsherrn ſtehen über" die feeigeieffine FW 
ferner feine andere Rechte zu, als welche die Geſetze den 
Grundheern tlickfichtlich der Hinterſaſſen, einräumen ; — 
er verliert die Anſprüche at ſeine Verlaſſenſchaft, oder bas 
Mortuarium , die Abzuggelder bei ber: Verhenrathurig des 

Srundholden, and andere gleichartige Abgaben, 
| $. 9. Dagegen: verbleibt ihm das Uominium ’ diret- 
kam, — die jährlichen Abgaben nehmen die Natur und den 
Namen einer’ jährlichen Grundabgabe, oder Canon an, — 
bie bedungenen Dienfte werden wis andere Gilt oder Grund⸗ 
frohnen beurtheilt, und unterliegen gleichen Beſtimmungen; — 
unbd dürfen die Güter, welche bisher kein Laudemium, 
Handlohn, Lehenreich, Antrittgebühr, oder Ähnliche Leiſtungen 
entrichtet haben, in Zukunft nicht damit beſchwert werden. 
. 10. Da das in verſchiedenen Provinzen Unſers Reis 
ches noch beftehende Recht, oder Herkymmen, nach welchem 
die Unterthanen, oder ihre Kinder auf gewiſſe Zeit den 
Srunds oder Gerichtsherrn zu dienen: angehalten. werden, 
nur eine Art von Leibeigenſchaft if’, "fo fol mit der Leibeis 
genfchaft auch bleſer Geſinde / Dienſtzwang überall ohne Ents 
ſchädigung aufgehoben ſeyn, und keine perſönliche Dienſtbar⸗ 
beie dieſer Art in Unſerm Königrelche nee! geſeblichen ea 
rien. Winden don Siten Auguft 180. 

mer Jſo ſ eip di shot 
u "Gehe. ü v.’ Montgelas. 
Sr. Morawitzky. 


111808 Hompeſch. 
up Fan e Sur 3 
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Ueber die Lage ber Finanzen im Sroßbeogihum 
7 Baden. 





Wir Carl Friedrich, von Sottes Gnaden Groß— 
herzog von Baden, Series zu Badrin— 
gen, ꝛc. ꝛc. 

Hasen‘ Uns in unſerem Stiaetorathe über die Lage der 
Finanzen Unſeres Großherzogthums ausführlichen Vortrag 
erſtatten laſſen, und aus demſelben die Ueberzeugung ge⸗ 
ſchööpft, daß. das durch fo viele widrige Verhältniſſe anges 
wachſene Kurrents Deficit und bie ‚Öffentliche Staatsſchuld 
die fchnellefte Hülfe in dem Augenblicke erheifchen, in wel 
dem Unſer Bundeskontingent vor neuem ‚unter die Baffın 
gu treten: aufgefordert iſt. 

» Se. angelegener Unſere Regentenſorge ſtets geweſen iR, 

durch druckloſe Vermehrung der Staatseinnahme, duch Bes 

ſchränkung der Staatsausgabe und durch Anſtrengung eines 
reinen ſtaatswirthſchaftlichen Geiſtes Unſeren Finanzen innere 

Stärke und äußere Achtung zu gewähren; deſto ſchmerzlicher 

Föhlen Wir nun die Laſt der. angehäuften Schulden und den 

Drang der Bedlirfniffe,, zu deren Befvietigung die Staatds 

einuahme durchaus nicht ‚hinreicht. 

Noch tiefer mürden Wir diefen Schmerz fühlen, tönne 
m Wir nicht mit innerer Beruhigung auf die Sjahre des 
Friedens zurücblicken, in welchen Wir den Wohlſtand Unfes 
ven, lieben Unterthanen auf eine ſeltene Höhe gehoben hatten; 
und würde nicht der Finanz s Etat Überzeugend darlegen, daß 
nur mwidrige Zeitereigniffe,, fortdauxende Kriege und Die, 
fehmeren Laſten der auf den zugewachſenen Landen gelegenen 


N 
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Schulden von beiläufig gehen Millionen Gulden, 
dann der noh Siebenmal Aundert Neun und 
Dierzigtaufegd Gulden beträgenpen Pefſionen, weich 
Wir vertragsmäßig zu übernehmen hatten, die gegenwärtige 
Lagẽ der Finanzen herbeigeführt haben. 

Mit der Uns eigenen Offenheit, geben Wir Unſern lie— 
ben Unterthanen in der Anlage eine ueberſicht der Staats⸗ 
einnahine: ad Auüdgabe, Lit. Ar. 7.2" ii 

:. Die. Einnahme iſt das Produkt ber Finanzkräfte in tote 
weie Wir ſie ſeit dem Anfall der Lande, in denen fie liegen, 
au kultiviren und zu erhöhen vermochten. 

Die Ausgabe dokumentirt in ihren Rubriken, theils den 
Geiſt der Sparfamkeit, ‚mit weichem Wir niche nur DR 
Staatsverwaltung, ſondern auch Unfern Hofhate ‘gieihwaht 
mit. Anftand gefüher; theils die Liberalität, mit weicher Wit 
Wiſſenſchaften und Künfte ; Kultut und Handei unterftigt 


und belebt Baden. © b 


So wie ans dieſer Verlage bie Ueberzeugung hetvbegh 
Het, daß das wegen des jeßt eingetretenen: Militairaufgebots 
auf Eine Million Zweimal Hunderttanfend 


Gulden berechnete Defizit bis zu ungeſehr Glnem Ditk 


theil der reinen‘ Staatseinnahme ſteigt; To’ haben Wit 
Uns angelegen ſeyn laffen, die Mittel zur Deckung dieſer 
großen Summe auffuſuchen. _ un! 2 

Da Anleihen in dem gegenwärtigen Augenblicke file dem. 


Staat zu koftbar find, hierinn alfo. die nörhige Hütfen ſich 


nicht auffinden laßt; fo bleiben neben bet Außerfien Beſchram 
kung der Ausgaben und der möglichen Erhöhung der Eins 
nahmen nur außerordentliche Mittel fir das auggezeichnen 
außerordentliche Bedürfniß übrig. 

Mit Erfparnifien an Unferem Hof wollen Wir den "Ani 
fang machen. Wir haben dazu die gemeſſenſten Befehle ger 
geben, und fordern noch einmal jeden Unferer Diener’ In 
feinem Verhältniß dazu auf. Nebſt diefem wollen Wir na 
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einen Crundſiden der Peiſchreitenden · Siaakwirthſchaft 
and nach einer weiſen Oekonomie alle Atiamzẽehauuune Fi 
leitet wiſſen. 

Zur Beförderung der Landeskultur, fotgtich zur Baht 


fdhrt des Landes t nach und nach 
in Privateigenthu en den daraus er 
toſenden Kaufſchil r zum. Erſat ve 
Bisherigen Doman zu allgemein as 
erkannt befferen € 

Nebſt diefer wollen Wir ie 


Allodifikation der Lehen, fo wie den Loskauf der Erbbeſtaͤm 
de, der Gülten und Zinſen, nach einem noch aüs zumittelm 
den Maaßſtabe au einem Stantsvermältungegrunbfaß er⸗ 
heben. 

Wir wollen Unſere verſchiedene beſtenerte "gandesihelie 

in die möglichfte Steuersleichheit gefeht wiſſen. . 

Durch eine folhe zweckmäßige Verwaltungsgfiege wollen 

Wir mit der Beförderung des allgemeiner‘ Wohlſtandes zu, 
gleich die Finanzkräfte erhöhen, ein vegelmäiges fees Fi⸗ 
nanzfyftem begrlinden, und dieſes durch eine, pragmatiſche 
Santtioh über Staatsſchulden und unzweckmaͤhige Verãuße⸗ 
rung ꝛc. fo wie Wir ſolche nach Anhörung “Unferes Staates 
raths beſchloſſen und in Drud zu legen verordnet deben 
gegen unglückliche Ereigniſſe verwahren. 

Der Zukunft allein find indeſſen die Früchte einer fols 
den Verwaltungserdnung vorbehalten. 

Die Gegenwart erheiſcht gleich greifdare Mittel 

1. Um das Defizit der Adminiftration mit 500,000 fl. 
gu decken. " \ 

2. Die zur Generalkaſſe noch nicht einges 
wieſene Zinszahlungen und Schuldentilgungs⸗ 
gelder won ohngefähr...*. « 800,006 u 
zu Übernehmen und J u ' ’ 
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> 5 Die Gelder für den mal 
Unterhalt dee Truppen Mit . - . o «+ 400,000 — 
aufzubringen. m 





1,200,000 fl. 
Die hieraus fich ergebende Summe von 1,200,000 fl. 
iſt fo Hedeutend, daß nur aufferordentliche Mittel dazu hin, _ 
reihen. Wir habeü Uns nun hierüber mehrere Vorſchläge 
von Unferem Finanzminifterium vortragen laſſen, unter wel: 
hen dann, nebſt der bereits ausgeſchriebenen Erhöhung der 
Salzſteuer 
..a) eine klaſſifizirte Vermögensſteuer. 
b) eine erhöhte Stempeltare. 
c) die Befteuerung der noch nicht in bie Schatzung ge⸗ 
legten Waldungen. J 
d) Der Anzug der Gefreiten u einem Driteheile, 
und die _ 
e) Erhöhung des Poſtregals, als die geeignetſten aus⸗ 
gehoben worden ſind. | 
. Auf diefen ausführlichen Bericht Unfers Finanzmini⸗ 
ters und nach Anhörung Unfere Staatsraths haben Wir 
ann verordnet und verorbnen wie folgt: 


I. 


. Mach dem Beiſpiel mehrerer andern Bundesſtaaten ſoll 
eine nach ſteigender Ordnung in Klaſſen getheilte Vermö⸗ 
gensſteuer vom 25. Juli d. J. angerechnet, und den 25. 
Okt. d. J. das erſte Quartal eingezogen werden. Das deß⸗ 
fallſige Patent haben Wir in der Anlage beſonders ausfer⸗ 
tigen laſſen. Lit. B. 


t, 


II. 


Auf alle einen beſtimmten Geldwerth ausdrückende Ur⸗ 
kunden eine Stempeltaxe zu legen, haben Wir nur auf den 
Goal beſchloſſen, wenn die Vermögensſteuer ergiebig genug 
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nicht ausfallen, und daher durch biefe Stempeltaxe das Ab⸗ 
gängige einzubringen, durchaus nothwendig ‚werden follte. 

Das dießfallige Patent fol daher noch nicht abgedruckt 
werden, und zur Schonung Unſerer lieben Unterthanen, 
welche Wir nie über Noth belaften werden, die Ausführung 
dieſer Stempeltare noch ſuſpendirt feyn. J 

| | Ill: 

Die noch nicht befteuerten Waldungen follen nad) dem 
bereits angenommenen Manfftabe vom 23. Oft. an eben 
falls Sefteuert. und | | 
von demfelben Termin an follen die Gefreiten mit einem 
Drittheile der Steuer In extraordinario "angelegt werden, 

FB V. | 

Diefe aufferordentlihe Steuern follen in fo Tange, bis 
eine Steuerperäquation Unfers ganzen Großherzogthums, zu 
welch weitgreifendem Gefchäfte wenigſtens 2 bis 3 Jahre 
erforderlich feyn mögen, hergeftellt feyn wird; alfo, wenn 
es nothwendig wäre, nur proviforifh 3 Jahre lang erhoßen 
werben, Wir ernennen zu diefem (Ende 

VL 

Eine Peräquationskommiſſion, welche nad) den in dem 
Matente (Lit. C.) ausgeiprochenen Grundſätzen zu verfahs 
ven bat. *) So wie Wir übrigens | 

vo nd 

Aue Richtigſtellung der bis jet wegen manden Diffes 
tenzien noch nicht vollftändig liquidirten Staatsſchulden eine 
befondere Liquidationstommiffion nach der weiters anliegens 


\ 


H Diefe Beilage enthält die Vorſchriften für die Kommiſſion. Der Zweck 
ihrer Arveit int a) alle direkte Steuern zu radieiren 1) anf Grund» 2) anf 
‚Hausfteuer Y auf Grundgefällen und Dominikalſteuer 4) auf Gewerbſteuer. 
p) Alle indirekte Unflagen zu vereinigen, auf: v) Zölle 2) Konfumttionsftener 
8) Stempeltaxe bei bem iirkulitenden Vermogen, der Liegenſchaften und Ra7 
vitalien 4) Chauſſetegeld. 

80, 
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den Inſtruktion (Lit. D.) hiemit anprdnen, *) errichten 
Wir zugleich 
VI, 

Zu Deeung des Lurrent: Defizite und Tilgung ber 
Schulden nach der Anlage (Lit. E,) eine Amortiſationskaſſe, 
sn welche der Ertrag aus den Salz, Pefts und: Bergrega' 
fien, dann die Vermögensſteuer fließen, und zu welcher aus 
der Senerallaffe das zu Ergänzung des Bedürfniſſes derfel: 
ben Nöthige zugeichoffen werden foll. Der ganze Erlös aus 
den Domainen foll in diefe Kaffe fliefen. Von diefem aber 
der Domainenertvag mit 3 Prozent berechnet, als Erſatz des 
Staatsvermögens, der Generalfaffe gutgefchrieben werden. 
Zu diefem Ende ertheifen Wir der Amortiſationskuſſe die 
Ermächtizung fiir ſechs Millionen Gulden zu 4% Progent 
nebſt einem Prämium verzinfliche Obligationen zu creiren, 
und diefe auf Verlangen gegen die verfchiedene Staatsſchul⸗ 
ben umzutaufchen, und die ganze Staatsfchuldenmafle, weiche 
Wir auf die Geſammtheit Unſerer Lande fundiren, nach und 
nach zu tilgen. 

Auf diefe Weife glauben Wir nun das Defizit Unſerer 
Staatskaſſe gedeckt und der Staatsſchuld ausreichende Til⸗ 
gungsmittel angewieſen zu haben. 

Wir wiederholen die Betheurung Unſerer ſchmerzlichen 
Gefühle, indem Wir Uns: in dem dringenden Falle ſehen, 
Unfere lieben Unterthanen, welhe Wir feit Unſerer Gojäh⸗ 
rigen Regierung väterlih zu ſchonen ſtets bedacht geweſen 
find, mit ſolch aufferordentlihen Steuern und Abgaben bes 
legen zu müſſen. 

Unferem Tandesväterlichen Kerzen wird nichts erwünfehs 
ter ſeyn, als nach getilgten Schulden diefeibe wieder erleich⸗ 
tern und Unferem Hange nad) Wohlthun Uns wieder fibers 
laffen zu können. 





*) Wir haben diefe Beilage, worin genau beſtimmt wird, mas Gtaars⸗ 
ſchuld fen, zur Sparung des Raums nicht mit abdruccen laſſen. 


— 





) | | 30 7 
Dieſe Verordnung fol duech das Reglerungsblatt und 
die Proyvinzialblätter zu Jedermanns Wiſſenſchaſt und Nach— 
achtung verkündet, die Anlagen aber ſollen noch beſonders 
abgedruckt und darnach fol in allem von Unſerem Zinanzs 
minifterium, welchem Wir den Vollzug des Ganzen überge⸗ 
ben, püͤnktlich verfahren werden, 
Hieran gefchieht Unfer Wille Gegeben Rutare den 
Sıften Auguft 1808. 
Karl Friedrich, 
vt Erbe von Semmingen. 
| auf Sr. königlichen Hoheit beſondern Befehl 


\ vt. Boucınmz. 
227. 





Beilage Lit. A. 


Ueberſicht der Großherzoglich Badiſchen Generaltafe 
Einnahme und Ausgaben nach dem laufenden 
Etatjahre 1808. 


Die Eentrats@innapme 





, fl. tr, 

a) Aus der Provinz des Ober⸗ — auf 745,356 3 

— — — Mittel: —2 — 1,158,556 49 % 
et Nieder. — — 480,092 9a 

b) Aus den Oberhoheitsianden . « . =  244,.ıdı 21 


| "Summa 2,607,956 45% 
In diefer Summ find die 
Militair⸗ und Landkaffegelder - 
begriffen 
€) Aus unmittelbaren Zuflüffen 
in” die Generalkaſſe, als: 
Kapitalzinfen . . .. «12,000 fl, 
Dofvegl » 2 0 0 44, 000 * 
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119 Pf. 4 250,000 fl. 
Eifenfattorin - - . . . 60,000 > 





Samma 946,000 » 
‚Beide Summen geben eine 
Central Einnahme von . . . . . 2,953,956 45°4 
Die Central: Ausgabe, 
IL. Coilliſte. fl. kr. 
a) für die Deputaun.*> . . 2 2 2 4m,bod — 
b) — den Sofa 22.22... 363,89 — 


— 


805,395 - 





In dieſem Etat ſind alle Hofbeſoldungen, 
die Pagerie, der Aufwand auf dem Lande, 
das Landgeſtüt mit. 112 Pferden aufge 
nommen, 


II. Für die Staatsverwaltung. 
a) Militairetat in Zriedenszeiten **) .. Bo4,u00 — 


— eç — — — — — — RER EEREEN 


J Anmerkungen. 

*) Dieſe zerfallen größtentheils in folgende 
Summen: . 
für die Großherzogliche Handkafle . . . , 45,000 fl. 

für die einverftändlih mit dem Bundes; Pros 

tektor regulirten Deputaten: 
ı) Sr. Hoheit des Herrn Erbgroßferzoge . 200,000 > 
2) Ihro Hoheit der Frau Markgrafin . . 120,000 » 


ferner: 
ı) Der beeden Herren Markgrafen Freedrich 
und Ludwig H. H... 46, 000 » 


2) Der Frau Prinzeſſin Amalie 5. . . . 66000 » 
5) Der Frau Reichsgräfin von Hochberg Ep 
zellen, das beſtimmte Nadelged. . . . . .„ Zoo # 
4) Der Gräflich Hochdergifchen Familie circa 10,000 » 
**) Nach dem Bundesvertrag muß ein Kontingent von 
Soco Mann gehalten ‚erden, 3 | 








b) Befoldungsetat in Geld und Natu⸗ 


ralien des Minifteriums der ausmarttı 


—⸗ 


gen Argeiegenheiten und der Gejande SL, 


fchaften.. . 0 o ’@ 0 « % 
dee Sufkigminifteriums .4 


— Miniſteriums des Sinnen . . . 


— — der Finanzen.. 
— Oberhofgerichts ae —— 
— Archivs. 
der General Forſtkommiſſion 
des Oberkirchenraths und zwar | 

an 168% für 2 0er. 


der General: Staats; Anfialten Rommiffion 


des Bays und ingenieur; Departements 


der Münzkommiſſion. 
o) ſonſtige Negiekoften. . x - - - 
II. Für öffentliche Anfalten, 
a) fie das Bauweſen a er Sr Ber 
b) für Klinfte und Wiſſenſchaften . 
Hieran fallen 56,000 fl. auf die Univers 
fität Heidelberg und 20,000 fl. in die 
Mannheimer Dheaterkaſſe. 


⁊ « « « « 


IV. Für AuleursVerbefferung «+ 


V. Für Snadengehalte und Unten 
 ffüßungen und zwar a) verlichene 


« « ...; © Mm eo .“ı.. 


enfionen fir Wittwen und Waifen 


b) Wertragemäßige Üdernommene Pen 
fion der Provinz des 


Ober⸗ ee. . 861,900 fl. 24 kr. 
mi Rheins . 301,149 » 47 — 
Unter; on 0. 186408 » 34 — 





149,458 » 45 — 


8,862 20. 


’ 83,479 30 


19,707 19 
.30,254 — 
85,362 15 
7119 15 
6276 — 
8718 — 
1225 50 
16,908 — 
57 — 
22,400 - 


‚60,000 — 
121,180 47 


14,068 20 


58,284 9 


749,453 45 
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. fl. ke. 
Graͤtialien und Alimoſen.... 18635 — 
Zundationen . . « «© ee. sı60 — 


vi Für Kapitalzinſen .... 460,888 38 
UM, Für die Reſervekaſſe aͤuf un⸗ 
vorhergeſehene Fälle . - . 300,000 — 
ad für aufferordenzliche Miffionen, Ges 
ſchenke, Eutichädigungen, - 
Summe der ganzen Ausgabe 3,472,755 44 
— — Einnahme 2,959,956 45 


Defijit 58,800 58%; 


” 








Beilage Lit. B. 

Von dieſer ſehr wetitläufigen Verordnung ſetzen wir hier 
nur dasjenige her, was für das große nicht badiſche Publi⸗ 
tum Intereſſe haben könnte. 

u den Bedürfniſſen des Staats ſoll von dem jährli⸗ 
hen veinen Einkommen aller Unterthanen und Staatsangır 
hörigen eine verhältnißmäßige Klafienfteuer nad) „folgender 
Gradation, jedoh nur auf fo lang erhoben werden, bis die 
bereitd angeordnete Steuer: Perdäquationstommiffion einen 
gleich durchgehenden Maaßſtab, ſowohl in der direkten als 
indirtkten Beſteurung für alle Theile des Landes zur Ge— 
nenmigung vorgelegt haben, und folder zur Ausführung ges 
bracht jeyn wird. 

Jährliches Einfommen oder Verdienſt, die 300 fl. nicht 
Übderfteigen, 3. B. der Taglöhner oder geringeren Handwer⸗ 
fer beiderlei Geſchlechtsẽ zahlt jährlich 45 kr. 

Ein jährliches Einkommen oder Verdienſt von: 


Sor— 80 fl. jabel. pCt ‚12001 — 16000 fl. jäbrl, rl 


501 — .v = — | 16001 = 90000 » 

Bot 12002 — ı — [| 20001 — 2So0a» — 5 — 
1202 — 1600 2 = 13 — | 25000 = 30000 #7 — 4 — 
601 = 2000 — 17 — | 30001 — 57000 » vn. 
r2001 — 8000 9% = 173 — | BJo0ı — — 45 — 
Soor — 500 2% m 2 — 5001 — 233 » — a42 — 
Sooir 6500 — 23 — | 60001 — 80000 », — 5 — 
6501 — Sooo — 25 = | Baaoı — i100000 — Hi — 
Booi — 10000 — 23 — | 100001 — 150000 » — Si — 
10001 "2000 4 — 3 — |15000: und darüber 6 — 


F 
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Bon dieſer Einkommenſteuer iſt niemand, ſelbſt nicht 
die Glieder der Großherzoglichen Familie ausgenommen, nut 
Militairperfonen bis auf den Unterlieutenant ausfchließlich, 
jedoch nur rückſichtlich des Zolls; ferner alle Perſonen, die 
von Allmofen leben, oder: in Spitätern auf öffentliche Kos 
ken unterhalten werden, überhaupt alle notoriiche Armen, 
der folche, weiche wegen Alter, Krankheiten, Leibesgebres 
den, auch etwa allgugroßen Kinderlaften fi) und die ihrigen 
ohne ihre Schuld nicht ernähren können, find davon befreit. 
Dienftboten, deren Dienfteintommen an Koft, Quartier und 
Lohn die Summe von 300 fl. nicht überſteigt, und die fonft 
kein rentbares Vermögen befigen, geben in der Stadt, und. 
zwar ein männlicher 40 , ein weiblicher 20 kr., auf dem. 
Lande die Hälfte. Appanasen, Deputaten, Leibrenten, Pent 
fionen und Befoldungen, welche von Sans und Ausländern 
bezogen werden, zahlen die Steuer vom Einfommen nur 


au we 





Unlage KtE 
Bir Karl Friedrich ꝛc. ꝛc. = 


Wir errichten zur Beſchaltung, Verzinſung und ſueceſ⸗ 
Asen Abtragung der Großherzoglich Badiſchen Staatsſchulb 
eine eigne von der Generalkaſſe getrennte Amortiſationskaſſe. 
Eine eigne dazu ernannte Liquidationsfommiffion hat ihre 
Auseinanderfeßung und ihren Betrag zu bearbeiten. Nach 
der dariiber gemachten annäherenden Berechnung, deren Bes 
endigung des Auselnanderfebung der angefallenen Schulden 
der. einzenen Landestheile unterliegt, kann diefe Schuld die’ 
Summe von acht zehn Millionen betragen. Wir befehlen 
ſohin 

1) daß die liquidirte Landesſchuld in das Haupiſchul⸗ 
denbuch nach ihren einzelnen Verträgen eingetragen und. auf! 
das ganze Großherzogthum und im specie auf deſſen 
Steuerbetrag radizirt ſey. 

2) Dieſe Kauptfchutd wird nad Innhalt der, der 


Scduldenliquidations⸗Kommiſſton gegebenen und öffentlich 


bekannt gemachten Inſtruktion liquidirt und nach den Anlei⸗ 
hung oet wen ger nach und nach getilgt. 

3) Die Bücher über den ganzen Betrag der Schuld, 
die Zinſenzahlung, fo wie die Abtragung werden in kauf⸗ 
männifchee Form geführt, und die Einficht davon ſteht jer 


dem, der fi) als rechtmäßiger Beflger von Obligationen im 


Werth von 25000 Gulden legitimirt, frei. 


\ 
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4) Da biefe Kaffe nach ihrer Natur und Beſtimmung 
blos der Schuldenzailung und der Berichtigung der davon 
verfallenden Zinjen gewidmet ift, fo können darauf von feis 
ner Seite, von welcher es auch feyn möchte, andere Zahluns 
gen angenommen werden und find besfalls fowohl der Fir 
nanzminiſter und Miniſterialdirektor und Kaſſenkommiſſair 
als der Kaſſirer ſelbſt verantworilich. J 
5) Zur Deckung der Zinſen, der Prämien, der Obligas 
tionen und der Amortifation beftimmen Wir nach dem 
maximum ihres Bedürfniſſes den Ertrag a) des Salzre⸗ 
gals b) des Poftregals 0) die Berg; und Eiſenwerksein⸗ 
Fünfte, d) Erlös aus verfauft werdenden Domainen, von 
welchen fogleich für die Summe von vier Millionen Sub 
den nach den öffentlich bekannt zu machenden Bedingniffen 
verſteigt werden follen. e) Allodifitation der Lehen und 
Abtöfung von Zinſen. f) Den Ertrag der Vermögensfteuer 
oder unmittelbaren Zufhuß aus den Provinzialkaſſen. 
Die Amortifationskaffe wird authorifirt, ein Anfeiher 
von fehs Millionen unter den Bedingniffen zu eröffnen, wie 
das desfallfige Patent beſonders nachweißt, und es ift ihrer 
- Werantwortlichkett untergeben,: daß fie die darliber ausgeftellt 
en Obligationen und ihren Betrag nur zur Schuld 
2 arialjehlung oder zur Einwechfelung derſelben verwenden 
arf. 





Es ſoll jährlich die ſucceſſive Liquibirung der Staate⸗ 
ſchuld, fo wie ihre Amoi-ifation öffentlich durch das Regiu 
rungsblatt bekannt gemacht werden. 

0) Auf, die Feſthaltung dieſer Unſerer Vorſchriften wer⸗ 
den der Finanzminifter, der Direktor und der Kaſſekommiſ⸗ 
fair dieſer Amortiſationskaſſe, der Buchhalter und Kafirer 
beſonders beeidigt. “ J 

7) Die Abhör der ſichrlichen Rechnung und die Aufſtel⸗ 
tung der: jährlihen. Bilance geſcheeht unter dem unmittelbar 
von Vorfig Unſers Yuftigminikerit; die Bilanz wird ſedann 
dem verfammelten Staaisrathe vorgetragen und dem Publis 
kum bekannt gemacht, m 

“ Unter der Leit 
Wir zum Direktor I 
Kaffentommiffaie dei 
zum Hauptbuch halte 
oͤrich Sievert. Die 
terliegt der Wahl ı 
wie der Termin dei 
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femlich durch das Regierungsblatt näßet beſtimmt werden 
wird. 

Diefes wird gu Jedermanns Wiſſenſchaft andurch bes 
kannt geniacht. Gegeben Carlsruhe den 31. Auguft 1808. 


Carl Friedrich. 
Vdt. Fr, von Gemmingen. 
Auf Sr. Fönlgl, ‚eoseie beſondern Befehl, 


Bougınk. 





u UI DI TS 0 — — — 


27. 
Schreiben des K. Würtembergiſchen Kammerherrn 
und Kreishauptmanns Freiherrn von Liebenſtein 
an Ihro Durchlaucht die Frau Fürſtin von 
Solms-Braunfels, Auguſta Franeisca geborne 
Rkheingräfin von Salm-Grumbach. 


Den Aufeuthalt der Soͤhne derſelben außerhalb bed 
" Konigreichs betreffend. 





* 


Korbemerkung. 


2. der Grafſchaft Limburg, von welcher wir in einem der. 
folgenden Hefte genauere Nachrichten geben werden, befißt 
unter 8. Würtembergiſcher Sonverainität, die Frau Fürftin 
von Solms; Braunfels, welche zu Braunfelg (unter Nafs 
ſauiſcher Souverainität) vefidirt, nach dem Würtembergiſchen 
Staatskalender 2/46, und zwar in.ungetheilter Gemeinfchaft 
mit dem Könige den fogenannten IBurmbrandifchen Antheil 
oder des Land :Obervagteiams Salldorfs welches zum Reſſort 
des Dieramıs Gaildorf im Ellwanger Kreife gehört. 
Bereits im ten Hefte ©. 192. haben wir ein fönigl. 
Miniſterial⸗Reſkript mitgetheilt, in welchem alle Vaſallen und 
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Unterthanen aufgefobert werden, ihren Wohnſttz in bie fü 
niglichen Staaten zu verlegen. Auf dieſes Reſkript ſcheint 
nachſtehendes Schreiben des Kreishauptmanns des Eiwanger 


Kreiſes Bezug zu. haben. - 





U terzeichneter ift burch ein von der königlichen Oberregies 
sung Regiminal » Departement ad mandatum sacrae re- 
giae majestatis proprium unterm :%,, d. M. erlaffenes 
allerhöchſtes Reſtript beauftragt, Ihrer Durchlaucht der Frau 
Fürſtin von Braunfels gu eröffnen, daß den Söhnen berfels 
ben bis fie das 17te Jahr erreicht haben, der Aufenthalt 
außerhalb der königlich Würtembergifchen Staaten bewilits 
seh | 
Da aber unterzeichneter zugleich angewieſen iſt, ſobald 
der Aelteſte von den Herrn Söhnen der gedachten Frau 
Fürſtin Durchlaucht das 17te Jahr zurückgelegt hat, hier⸗ 
über Bericht zu erſtatten; fo ſieht er ſich veranlaßt, Hoch—⸗ 
dieſelbe gehorſamſt zu erſuchen, ihm nicht nur den Empfang 
des gegenwärtigen Schreibens gefälligſt zu beſcheinigen; fons 
dern aud feiner Zeit, wenn ber Yeltefte von Hochdero 
Söhnen das beſtimmte Alter” erreicht haben wird, hievon 
bie Anzeige zu machen. “ 

Untergeichneter benukt diefe Veranlaſſung, J Ihrer der 
Frau Fürſtin von Solms: Braunfels Durchlaucht Pine tiefe 
Verehrunng zu bezeugen. 
Ellwangen den c6, Jannar 

1808, 
| Kammerherr Kreishauptmann 
Baron von Liebenſtein. 


— 
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| 238. ° | 
Verordnung „die Form der Geſchaäftsbehandlung 
zwiſchen den Hoheits⸗ und Standesherrlichen, auch 


Patrimonialgerichtsherrlichen Beamten im Groß 
herzogthum Heffen Herreffend. 





Un in Beziehung auf den 16. 50. der am die Standes 
herrn erfaffenen Deklaration, die Korm der Befchäftsbehands 
lung zwifhen den Hoheits und Standesherrlihen, auch 
Matrimonialgerichtäherrlichen Beamten näher zu veguliren, - 
ift höchften Orts befohlen worden,. daß, bis auf andermweite 
höchſte Verordnung , ſich einftweilen nach folgenden Vor⸗ 
ſchriften bemeſſen werden ſolle: 

a) Da die Beamten der Standesherrn und Adelichen in 
feinem untergeordneten Verhältniß gegen die Hoheit⸗ 
beamten ſich befinden, ſo folget von ſelbſt, daß keine 
Befehle, Berichtserfarderungen und dergleichen von dies 
fen an jene ſtatt finden können, und dahe 

b) die mit einander zu verhandelnde Geſchäfte kommuni⸗ 
tationss und erſuchungsweiſe beforge- werden müſſen, 
dergeftalt, daß fie in den wechfelfeitigen Erlaſſen tÄhe 
Kurialien, wohl. aber ein humanes und anftändiges Bes 
nehmen gu beobachten, der, Standes; oder Gerichtsherr⸗ 
liche Beamte dasjenige, worlider er won dem Hoheits— 
beamten erfucht wird, mit möglichſter Beförderung und 

ohne Alle Kritik leiſte, im. Fall er aber hinlängliche 

Berweigerungsgründe zu "haben vermeinet , folche mit 
der gehörigen Achtung und Beſcheidenheit anführe. 

€) Der Hoheitsbeamte hat ſodann an die einichlägige lan⸗ 
desherrlihe Stelle Bericht zu erſtatra und weitere 
Verfligung abzuwarten. 
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All vorſtehendes wikd danach, den verfchiedenen Hehörs 
den zu ihrer Inkumbenz hierdurch bekannt gemad) , 
Gießen den Glen September a 808. 
Großbherzogl. Heſſiſche Organifationss 
Kommiffipn daſelbſt. 


—R 





% 


29. 


Herzoglich Gacıfen : Koburg.: Saalfeldifche Verord⸗ 
‚nung die Auſhebung des Oberapyellatienegerichee 


betreffend. 


— — 


Wir Ern ſt ꝛc. 208 


Hasen be beſchloſſen, das ſeit Kurzem in Unſern Landen bes 


fiandene Oberappellations und Hievifionsgericht wieder aufs 
zuheben, und dagegen die zeither *) unterfagte Verſendung 
- der Alten an.auswärsige Juriſtenfakultäten oder Schöppens 
‚fühle bis auf weitere von Uns zu treffende Anorbaung in 
nachſtehender Maafe:gu geſtatten) 
SER ſollen in erſterInſtanz alle Unter⸗ und Ober⸗ 
gerichte ſelbſt ſpuchen, und die verhandelten Akten weder 
auf eigener Bewegung, noch auf Verlangen der PDartheien, 
an auswärtige Iuriſtenfakultäten aber: Sqẽpnen ſtühe zum 
Spruch Rechtens verfenden 3 1 = .. 

2) Wenn xin Rechtsſtreit in enſter gaſtamz vor einem 
Untergericht nankandelt und antſchieden worden iſt, und es 
will fich.: ein Theil bei dem eröffntten Beſcheid oder bei der 
fon erhaltenen richterlichen Verfügung nicht beruhigen: fo 
bat derſelbe das geeignete Rechtsmittel einzumenden., ‚und 





*) Das Sreti manuſche Minifk um 1 hafte in eben dem Mos 
nate, wo der deuffche Kaifer die Krone niederlegte, alle Arten⸗ 
verſendungen unterſagt. 
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findet alsdann dabei folgende Beſtimmung ftatt: Wenn Fon 
terung eingewendet und derfelben deferirt worden ift, fo fol 
es den Partheien freigelaffen fegn, entweder die Akten nach 
auswäÄrtigem Rechtsſpruch verfchicken, oder an die Regierung 
als Juſtizkollegium zur Abfaſſung eines Erkenntniſſes einfens 
den zu lafien. 

Giaubt fi aber | 

5) ein Theil durch das im zweiter Inſtanz erlangte Ers 
kenntniß befchweret, fo tritt folgender Unterfchied ein: Liegt 
in der zweiten Inſtanz ein auswärtiges Erkenntniß vor, fo 
ift gegen daffelbe das treffende Rechtsmittel bei dem Juſtiz⸗ 
Tollegio in Gemäßheit der Prozefordnung einzuwenden, und 
diefes- Kollegium fpriche alsdann in ber dritten und letzten 
Inſtanz; Iſt aber ein Devolutiv Rechtsmittel an das Juſtiz⸗ 
follegium eingewendet, und von diefer. Behörde in zweiter 
Inſtanz erkannt worden, fo ift alddann gegen diefes Erkennt⸗ 
niß das zuläßige Nechtsmittel bei eben diefer Behörde eins 
zulegen und entweder auf Beftellung eines andern Neferenten 
zur Abfafjung eines rechtlichen Erkenntniſſes, oder auf Vers 
fendung der Akten zum auswärtigen Spruche Nechtens ans 
zutragen. | 

4) In foihen Fällen, wo der Nechtsftreit in erſter 
Inſtanz vor Unferm Ssuftizkollegium geführt, und von einem 
oder dem andern Theil gegen das in der Sache ertheilte 
Erkenntniß ein Rechtsmittel eingewendet wird, foll demjeni⸗ 
gen nachgegangen werden, was $. 5. auf dem Fall, wenn 
das Zuftizkollegtum gefprochen hat, verordnet worden ift: 

Wenn aber auch gegen das in diefer zweiten Inſtanz 
entweder felbft abgefaßte, oder eingeholte Erkenntniß, nah 
ein Rechtsmittel eingelegt, und fomit in dritter Inſtanz ges. 
fprochen werden muß, To findet folgender Unterſchied flatt: 
Will der Leuterant gegen die Confirmatoriam ein Rechts⸗ 
mittel einwenden , fo bat ſich derfelde der Oberleuterung zu 
bedienen, und es find alsdann die Akten nach abgefchtem 
Verfahren, oder erfolgter Submiffion, ad acta priora zum 
Auswärtigen Spruche Rechtens zu verfenden; will aber der 
vorige Leuterar ein Rechtsmittel gegen eine reformatoriam 
sententiam einwenden, fd gefchieht dies mittelft der Leute— 
rung , und iſt alsdann wieder entweder auf die Beſtellung 
eines andern Neferenten beim Juſtizkollegio oder auf gleichs 
mäßige Verfendung ber Alten anzutragen, 

5) Mehr als drei Definitio: Erkenntniſſe follen aber 
überhaupt in einer Rechtſache nicht ſtatt finden, und es ſoll 
daher gegen das lehrte Erkenntniß, es mag folches von Un— 
ferm Juſtizkollegio, oder von einem auswärtigen Spruch: 


N 


318 er 


kollegio ercheilt worden feyn, ein weiteres Rechtsmittel ges 
ftattet werden *). 
6) In Rriminalunterfuchungen , es mögen diefe vor 
Unjern Aemtern oder vor Patrimonialgerichten anhängig 
pn, hat, wenn auf eine Leibess oder Lebensſtrafe, oder auf 
eine diefer gleichftehenden Geldſtrafe zu erfennen iſt, Unfer 
Juſtizkolleglum nicht nur die Direktion der Unterſuchung, 
fondern es find aud an diefe Behörde die Akten nach bes 
endigter Unterfuhung zur Abfaffung eines Urtheils einzuſen⸗ 
den ; wogegen jedocd dem Inquiſiten die Führung weiterer 
Defenfion und die Einholung auswärtigen Erkenntnifſes nicht 
abgeichnitten feyn foll. 
Wir befehlen allen in Unfern Landen gefefienen Juſtiz⸗ 
behörden fi) hiernach zu achten. 
Koburg zur Ehrendurg, den 1. uni 1808. 
LS) Ern ſt, H. z. G. 


—— —— —— 
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| 30. 
Fortſetzuug der Nachrichten: Ueber die Unterhaltung 
des Reichskammergerichts. 





Seit dem ıöten Mat dieſes Jahrs, mit welchem das letz⸗ 
tere DVerzeichniß der zum Unterhalt: des befoideten Perfonals 
des vormaligen Kammergerichts eingegangenen Beiträge fich 
endiget, iſt dieſer Artikel im Rheiniſchen Bunde nicht weiter 
fortgefeßt worden. Sin der Anlage Ziff. I., erfolgt daher eine 
Ueberſicht von denjenigen Kammerzielern, welche vom ı6ten 
Mai an bis zum ıÖten Oft. incl. eingegangen find. . 
zum erfienmale finden fih auf diefem Verzeichniffe das 
Großherzogthum Berg und das Herzogthum Hollſtein. 
Don erfterm wurden, da die Liquidation der Rückſtände, fo 
wie der künftig Taufenden Zieler nicht ohne Schwicrigkeie 
und Zweifel war, einftweiten 1500 Kehle. Bergifhe Münze 
. a compte bezahlt, und wie gewiß die Kaffe auf weitere Zus 
fhüffe von diefen Landen hätte rechnen dürfen, wenn fie uns 


), Es finder alfo fein Rechtsmittel ftact, wenn dies letzte Ers 
fenntniß, die zwei vorhandenen gleichlautenden reformirt und der 
welcher zwei Erfenneniffe für fich harte, verliere feinen Rechts⸗ 
ftreic, indeß der, welder eines für fih hat, ihn gewinnt, was 

iemlich allgemein für unbillig gehalten wird und auch mir, bei 
Be der bekannten Öeneigtheit mancher Spruchkollegien, zu reford 
wiren, fehr hast zu feyn ſcheint. u 2 

Anm. des Einfenders. 


A 
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ter dem Szepter ihres dermaligen Regenten geblieben wären, 
beweißt die Menſchenliebe, mit welcher dieſer Monarch es 
zum erften Geſchäfte feiner neuen Regierung gemacht hat, 
die Zahlung der rückſtändigen Penſionen in dem Königreiche 
Neapel reguliren zu laſſen. 

Die wichtigen Doften, welche vom Königreiche Baiern 
bezahlt find., enthalten feine laufende Zieler, da diefe durch 
die Anftellung des vormaligen Hrn. Kammerrichters. und 
mehrerer H. H. Affefforen, dann durch die Penflonirung der 
A. H. Alfefforen von Hueber und Freih. von Cramer, und 
endlich durch die dem Vernehmen nad) geichehene Uebernahme 
des Pfennigmeifters auf die Centralkaſſe in München, beis 
nahe ganz abforbirt werden. Sie beftehen vielmehr aus Rück⸗ 
ftänden, wovon nad) einem königl. Befehle vom 4ten März 
db. 5%. die ſchuldenden Landestheile jährlich ein Ziel bezahlen 
müſſen. Dieie allechöchfte Verordnung ift auch fo pünktlich 
befolgt worden, daß, von jenem Termine an, die große Sums 
me von 6179 Rthlir. 51 kr. an die Kaffe eingegangen ift, 
und Fan wenige Landestheile mit ber Zahlung zurückgeblie⸗ 
ben find. | 
Eeider find auf dieſem Verzeichniffe das Königreich Weſt⸗ 
phalen, und die Großherzogthümer Baden und Heſſen nicht 
anzutreffen, und auch von den mediatifirten Landesheren, die 
fonft gewöhnlich richtig bezahlten, findet man nur zwei dar⸗ 
auf, die Fürften Auersberg und Schwarzenberg, indem fie 
gegenwärtig ihre Beiträge an die Generalkaſſen der Souve⸗ 
rainitätslande einfenden müffen. Die Rückſtände diefer Länder 
find nach Verhälmiß nicht weniger groß, als die vom Königs 
reih Baiern, allein es ift zu hoffen, daß deren Bezahlung 


eben fo wie dort auf eine die Landestaffen nicht drückende 


Neiietwird regulirt werden, da bei jegigen Zeitumftänden eine 
Zahlung des Ganzen weder zu verlangen noch zu erwarten iſt. 

Die Summe der ſämmtlichen Rammerzieler die in dem bes 
merften Zeitraume eingegangen find, beträgt 17,88B.Rıhir. 83 kr. 
Davon haben jedoch vorerft die rückſtändigen Diftributionen 
vom 30. März und 15. Mai bezahle werden müffen. Nach: 
der Herbſtmeſſe waren wiederum die Diftributionen vom 30. 
Jun. 15. Aug. und So. Sept. rückſtändig, wovon bis jetzt 
nur die erftere hat abgeführt werden können. Da inzwifchen 
noch mehrere Zahluggen, unter andern die K. Sächſiſchen 
Zieler zu erwarten find, fo wird aud die Diftribution vom 
15. Aug. erfolgen können. Zu der vom 30. Sept. ift aber 
nur eine. entfernte, fo wie zu den. folgenden bis zur Oſtermeſſe 
1809 beinahe gar Beine Hoffnung vorhanden. 
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An Rammerzi:fern find vom 16ten Mat 1808 bis 18ten 


Dft. 1808 eingegangen. 
1808. Kthlr. 
19. Mai König von Sachſen, wegen des Kurhau⸗ 
fes, Querfurt und zugehörigen Aemter 1983 
19. — Schwarzenberg, wegen Kleggau . . 47 
20. — Hollſtein und Grafſchaft Nanzau . 2017 
25. — Großherzogthum Berg auf Abfchlag -. 1250 
50. — Kohenzgolleens High . . . . 54 
2. Jun. Wade . . 2 200er Bd 
2. — Mansfeld fühl. Hoheit 
4. — Baiern, wegen Neuburg, Kaifersheim, 
Nördlingen, Bopfingen, Donauwerth, 
Egglingen und Neresheim . . . 2 
4. — Würzburg.. 838 
5 — Hamburg 0 . .. } . . 0 549 
16. — Baiern, wegen Dünkelſpiel, Ansbach, 
Rothenburg, tentſchen Ordensbeſltzun⸗ 
gen, Hohenlohe Neuenſtein, Langen⸗ 
burg⸗Kirchberg, Oettingenſchen Hän⸗ 
fern, Schwarzenberg:Hohenlandsberg 
und Sinsheim. . . . ... um 
16. übe . 2 ... 
a8. — Bremen 2 2 2 2 2 1 
30. — Lichtenflin . > 2 2 2 2. . 
13. Jul. Schwarzburg s Rudollftadt . . . .  ı 
6. Aug. Würzburg, für einen bei der legten Zah⸗ 
lung in Abzug gebrachten Pollen . 243 
11. — Baiern, wegen Hohenlohe Schillingsfürft ı2 
15. — Andalt 2 een 6 
16. Sept. Stade Frankfurt - » 2 2 2 345 
16. — SahiensEifnah . . » 2... 450 
168. Blu er 
20. — Maffaufüreigeneu, Souverainitätsiande 75a 
26. — Stadt Lübeck oo... oe 8 vr. 697 
28. — Oldenburg, wegen Kloppendburgu. Vechte 36a 
2. — Auersberg, wegen Thengen .. . . 41 
10. Okt. Mecktenburg Stel . . . 2. am 
14. — Rippe Büdebug . 2 2 2 0% 
14. — Baiern, wegen Bamberg und Stadt , 
Schweinfurt 00 8 ee ee. 805 
14. — Teutſcher Orden » 2» 2 2 22. 
14. — Didenburg,, wegen Kloppenburg und 
\ Vechte nachbegaflt . . . . . 190 


Kr. 
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Rheiniſche Bund. 


Bier und zwanzigſtes Heft. 
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Beſchluß der im 23ften Hefte unter Nro. 21. abge: 
brochenen Synftruftion der Ortenauifchen Ritter: 
fhaft für die nad; Karlsruhe abgefandte De: 
putirte. 





III 
Rechte der Grundherrlichkeit. 


Der empfindlichſte Eingriff in das Eigenthum des ſchon 
ſo unglücklichen Reichsritters iſt die bedrohete Beraubung 
ſeiner Patrimonialgerichtsbarkeit; wozu die Staatsgewalt nie 
berechtigen kann: da fie ſich auf die Oberaufſicht der Juſtiz⸗ 
verwaltung der Unternbehörden, und ihr Wirkungskreis auf 
Prüfung ber anzuftellenden Beamten und allenfallfige Viſi⸗ 
tation ihrer Amtsverrichtungen befchranft, auch in allen 
Landen, wo der Adel noch nicht wie zu Zeiten der Schreckens⸗ 
Epoche geächtet worden , ſelbſt in allen andern rheiniſchen 
Bundesſtaaten ſich dieſe aus der alten Leibeigenſchaft, der 
herrlichen Gewalt und. dem vollen Eigenthum fließende Ges 
rechtfame wirklich nie gugeeignet hat. Es erfcheint hier die 
anfonft fo verehrliche Badiſche Sefeßgebung in ihrem ums 
günftigften Licht: 
91, 
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Man will dem Cavalier nicht weniger als 
1) Criminal : Gerichtsbarkeit, 
2) ſelbſt die ganze Contentiose Civil-Jurisdietion, 
und fogar 
5) aus dem Wirkuugskreis der Amsfchreiberei, Iwenta⸗ 
rien, Theilungen und Steigerungen, das heift, den gefamms. 
ten Incrativen Theil der Jurisdictionis voluntariae gegen 
die wahre Gränzlinie der beiden Gewalten der obern Staates 
gewalt und der niedern Patrimonialgewalt, entreiffen und fo 
das durch rechrmäfiigen Beſitzſtand mehrerer Jahrhunderte 
geheiligte Band zwiſchen ihm und feinen Unterchanen ohne 
Noth zerreiffen, \ 
Er wird auch daher inimer nur in der Stie vom 
12. Sehr. Grundherrſchaft genannt, während er ſich 
doch berechtigt halt auf dem Namen Parrimonials 
Obrigkeit, oder eines adelihen Gutes und Gerichtsherrn 
zu beftehen, der feinen wahren Verhältniffen und Befugniffen 
fo wie dem Sprachgebrauch volltommener entfpricht. 
Immer mögen die pfälzifheh Vogkei-Junkern, älterer 
Bedrückungen müde, die Verwaltung der Gott gefälligen 
Juſtiz als eine blos fäftige und minder einträgliche Auszeich⸗ 
nung gerne hingeben; der Ortenauifche Eavalier legt auf 
das Gerechtigkeitsprieſterthum feiner Angehörigen und deffen 
mwohichätige Pflege arofen Werth, und wird fein volles 
Hecht bis auf das äußerſte muthig vertheidigen. Freilich 
fällt das jus aggratiandi bei der peinlichen Gerichtbarkeit 
weg, und der. Gavalier mird auch auf die hohe peinliche 
Gerichtbarkeit iiberhaupt nad) fo veränderten Anfichten feinen 
großen Werth legen, und nur feinem Amt die Captur und 
erfte Unterjuchung ohne Koſtenbeitrag vorbehalten wollen: 
allein Patrimonial⸗Gerichtbarkeit in Civil; Streits 
fachen. und die gerihtlihe Rechtspolizei können und 
müſſen ihm und feinen Beamten die er ohne Kinficht ob eg 
Sandestinder oder wie oft der Fall Fremde und Söhne fei, 
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nee auswärtigen Beamten, die ja von dem Landesherrn ges 
prüfe, ſich nach ben Landesgefegen genau richten müſſen, 
find, feet wähten und nur beftätigen laſſen foll, verbleiben. 

Sollte nicht hier die Gerechtigkeit der Badiſchen Linters 
beamten und ihre importune Bewerbungen, mehr, als öffents 
liche Wohlfahre die Triebfeder dieſes unedlen Verſuchs gewe—⸗ 
fen ſeyn? vergebens, faſt nur beleidigend und wider die tägs 
liche Erfahrung ſtreitend wird hier unterſtellt »daß der Bes 
»trag der Gerichtbarkeit von wenig einzelnen Drtfchaften 
»feine gute Beſorgung derſelben möglich laſſe.« 

Die eigentliche Gerichtsſporteln, die von unſern immer 
värerlich behandelten Gerichtsſchulden mit ungleich größerer 
Schonung erhoben wurden, als von den fürſtlichen Beamten, 
weiche Leine Feder ohne veichliche Ttarmäßige Zahlung ans 
ſetzen, beſonders aber die' damit meiſtens und innigſt verbuns 
dene Amtfchreibereigefchäften, verfehafften den’ vitterfchaftlichen 
Beamten ſchon einen gehligfamen Verdienſt, der durch Die 
damit gewöhntich gepaarte Kameralverwaltung, fo tie bei 
viefen kleineren fürſtlichen Aemtern und Kellereien, noch vers 
mehrt wurde. 

Zur Beforgung biefer wei letzteren, ſo wie für die 
andere Attributen der fegenannten Grundherrſchaft müßten 
die Gerichtsherrn und auf ihre Koſten eigene Beamten ans 
ftelien , denen ihrer bisherigen Emolumenten befter Antheil 
entzogen wfirde. - 

Man beruft fi kühn auf die öffentliche Stimme, ob 
nicht Juſtiz in unferm Bezirk gerecht und ohne Druck, fo 
wie ohne Advokaten und ftarfe Sporteln verwaltet, ob nicht 
die Amtsfchreibereigefchaften pünftlicher und gefhmwinder ers 
ledige wurden, als von den fogenannten Babifchen Theilungss 
fommiffairs , die im Grund nicht mehr und nicht weniger 
als Dberamtsferibenten find, und von unfern Amtsfchreibern 
nur. darinn ſich auszeichnen, daß man bei ihren vielfältigen 
Arbeiten erftere mie Mühe und nach langen Sollicitationen 
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haben kann, auch fie mit Pferden abholen muß, während 
(eßstere im Ort wohnen uud zu allen Zeiten die Gefchäften 
mit mindern Koften beforgen können. Da aber die Aus: 
übnng der Pateimonialgerichtsbarkeit ein Theil unfers Pa- 
trimonii , unfers rechtmäßigen Eigenthums ift, auch ohne 
Nachtheil des Staats noch ferner von ung verwaltet werden 
fann , weil bie befürdhteten Beſorgniſſe nicht Zehter ber 
Sache, der Patrimonialjuſtiz, ſondern einzelner Menſchen 
ſind, ſo wie ſie ſelbſt von Seiten der großherzoglichen Be⸗ 
amten begangen werden können und nur zu oft werden: 
und weil jene, ja der oberſten Staatégewalt in all ihren 
Zroeigen buldige, der Geſetzgebenden burd die Ders 
pflihtung nad den beſtehenden Gefeken zu richten, der 
Oberſten-Juſtizgewalt durch Anerkennung höherer Sins 
ftangen, der Oberauffehenden. durch Prüfung ihrer 
Gerichtshalter und Unterwerfung all ihrer Verrichtungen an 
die einfchlagenden Staatsbehörden: fo glaubt fih der Oxs 
tenauifche Adel berechtigt, den edelſten Ausfluß feiner Pas 
trimonialobrigkeie ritterlich zu vertheidigen, das beſtehende 
Sute gegen ein blos mögliches befferes, nicht zu vertaus 
fhen und feinen Deputirten aufzutragen, auf Belaſſung der 
ihm von Sort und Rechts wegen zuftehenden vollen Kivils 
gerichtbarkeit, die er ferner unter Badiſcher Oberaufficht nach 
Pflicht und Gewiſſen verwalten will, deren Entziehung ihn 
auf feinen Gütern ifolire, feine Unterthanen ihm vollends 
entfremden würde, ohnabweichlich zu beftehen. 

Sern würde er den zwar willführlichen Forderungen 
einer auch alle Neben, felbft Untergemwalten fo eifers 
ſüchtigen Souverainität, auf diefes Opfer gegen binlängliche 
obgleich fchwer zu arbitrirende Entihädigung und die fich 
von felöft verfiehende Bedingniß anfländiger Verſorgung für 
feine Bisherige treuen Beamten bringen; allein es überfteige 
daffeibe feine Kräften, und würde ihn zu fehr zum bloßen 
erſten Bauern herabwürdigen und den großherzoglichen Bes 
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amten an feine Stelle in der Hierarchie der Öffentlichen Ges 
walten. zu eigenem größten Nachtheil fegen *). . 
Ad Nro. 14. 
Attributen der Grundherrlichke it. 

In Anſehung dieſer ohnehin der Patrimonialobrigkeit 
unſtrittig zuſtehenden Gerechtſame, die einsweilen in wiefern 
nöthig-utiliter angenommen ‚werden, bemerkt man nur wi⸗ 
derholt, daß zu deren Ergänzung nicht nur der ganze ge; 
fammte Umfang der Zivilgerichtbarkeit, der gegen alle feits 
herige Staaısbegriffe davon blos aus Willkühr ımd Han’ 
ſucht getrennt werden will, erfordert werde, fordern auch) 
insbefondere alle Schwängerungen und Baftartfälle; das 
volle Pfändungsrecht ohne andern Vorbehalt, als den der 
Berufung an das Patrimonialgericht, da nach eigenem Ge: 
ſtändniß des Entwurfs die Ortsherefchaft nicht von einem 
ide fremden Veamten-abhängen kann, fo wie die ohnbe— 
fchränkte Ortspolizei, die aber nicht unter Vorwand der fo 
Ausdehnungsfähigens, und von ihr getrennten Kirchen:, Schyul⸗, 
Sanitäts⸗ und Weg⸗ und Steg Polizei auf nichts reduzirt 
werden darf: diefe Zweige der Landespolizgei müſſen der 
Ortsobrigkeit unter der einzigen Bebingniß genauer Befol⸗ 
gung der landesherrlichen Verordnungen ohngeſchmalert vers 
bleiben. 

Als Auffallend und den Zweck der angefochtenen Attri: 
Guten fo fehr verrathend, muß Hier nur bemerkt werden, 
wie man dann bie Berormunbungen dem Ortsbeamten laſſen 
und ihm Inventuren und Theilungen beſtreiten könnte, 
wann das Ergiebige letzterer Taxen nicht den Schlüſſel zu 
dieſem Rathſel enthielte? . | J 





*, Dieſer $. it in der Konſtitution ganz anderft als im erſten Entwurf 
abgefaſt worden. S. das angeführte Heft S. 199. 

“) Die Zergleichuns der großen Abänderungen diefes 5. kinder man a. 
a. O. ©. 200 W. | 
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ſehr gedrückten Adel feierlich zugeſagt Kat, nicht entzogen 
werden fünnen. Das Recht Steintohlen und Torf zu gras 
ben, gehört ferner namentlich den Grundherrſchaften, befons 
ders wann fie feither mit allen Megalien verfehen waren, 
fo gut und unmwiderfprechlich als Ziegelhütten. 

Das Baftartı Erbe ift fo wie ale jura fisci, Die doch 
ber neue Souverain dem bisher unmittelbaren Gerichtsher⸗ 
ven nicht wird beftreiten wollen ‚ von den lebteren immer 

“angefdrochen , felten aber bezogen, fondern ad pias causas 
‚obgleich nur freiwillig verwendet werden: es bleiben alfo 
diefe Befugniß, fo wie die Tarın der Verleibungen von 
Rechtswegen den Patrimonialherrſchaften. 

Beſonders aber wird den Deputirten empfohlen, auf 
folgende zwei Regalien namentlich ihre Aufmerkſamkeit zu 
heften. 

1) Sind die Bedrückungen der Salpetergräber ohnerach⸗ 
tet aller Wachtſamkeit der Oberpolizei bekannt, und deds 
wegen dieſes Regale von wohldenkenden ritterſchaftlichen 

Ortsherrſchaften, ohnerachtet des angebotenen Canonis 

su Schonung ihrer Unterthanen größtentheils abgelehnt | 

und. nicht ausgelibt worden. Wäre es nicht möglich, 
diefe drückende Landplage von unfern Serichtsholden, 
denen fie. bisher fremd mar, gänzlich abzuwenden, fo 
erachtet man doch ‚ale eine weſentliche Vorſicht zu bes 
gehen, daß die Salpetergräber nicht befugt feyn follen, 
in den Schlöſſern und Häuſern des Adels, ohne ihre 
ausdrückliche Einwilligung zu graben, 
2) Iſt der Salzhandel eigentlich kein Regale, und wird 
mit dem Salinerecht vermengt, ſondern er iſt eine Ver⸗ 
leihung eines der Ortaherrſchaft auch in mediaten Lan⸗ 
den zuſtehenden Privilegii, das den Elſaßiſchen Cavaliers, 
wo doch der Souverain auf den Debit ſeiner Salinen 
fo eiferſüchtig war, unbeſtritten zuſtund, und den Or— 
tenauiſchen wenigſtens wicht ohne hinlängliche Entſchä⸗ 
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digung entzogen und auf Beglinftigte Inden, bie ſchon 

wirklich ſo ſchlechte Waaren liefern, übertragen wer⸗ 

den kann. 

| Ad Nro. 17. @ 

Niedere Herrlichleiten. 

Ohne ih in die. fhon oben gerügte Eintheilung ber 
Regalien und die etwas pompose Aufzählung der fogenann: 
ten niedern einzulaffen, wären bie biefleitige Anerkenntniſſe 


einsweilen mit ſchuldigem Dank und der einzigen aber auch 


wichtigen Bemerkung anzunehmen, daß die den Judenſchutz⸗ 
geldern beigefügte Beichranfang , die nur auf einige wenige 
Drte paſſet, gnädigft nach dem Beiſpiel anderer Souveraine 


aus dem Grund wegzufaffen wäre, weil in folhem Zall der 


Landesherr ja die Gemeinden ermächtigen kann, da wo es 
noch nicht gefchehen , die Zuden in die Schakung gu legen, 
und diefen, wann fie fih etwa alsdann doppelt beſchwert ers 
achten und der Beſteuerung nicht unterwerfen wollten, od 
fie gleich nur einer zeitigen Vergünſtigung dadurch verluftigt 
würden, die Auswanderung von ben Ortsherren nicht wohl 
wiirde erfchwert werden *). 
Ad Nro, ‚8. | 
Vermiſchte oder zweideutige Rechte. 

Eine weitere Folge der wo nicht fehlerhaften, doch Auf 
ferft ſchlüpfrigen Eintheilung der Regalien ift die Qualifika— 
tion zweideutiger Herrlichkeiten, worunteramehrere 
geordnet werden, bie theils unbezweifelte Ausflüſſe der 
Srundherriichkeit find, theits ſelbſt von ſolchen Privatis bes 
feffen und ausgeiibe werben können, die nicht einmal 
Srundherren find. 

Dies bemüßigt eine weitere Erörterung und mehrere 
höchſt wichtige Vorftellungen, deren Erfolg deftoweniger be; 





*) Die Abänderungen diefer beiden 6. find a. a. O. Ro 204. und 


ferner in den Noten bemerkt. 
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gwweifelt werden darf, ale die Neichsritter dadurch anſonſt 
auf das Empfindlichfie an ihren Hareften Einkünften gekrünkt 
würden. - 

Ueberhaupt „fo berechtigt das ſchwankende der neu aufs 
geftellten Theorie über Staatsgewalt zu der edien Erwars 
tung, daß alles, was felbft von einem der neuen Souveraine 
als unbezweifelte Befugniß des Parrimonialheren anerkannt 
wird, und alfo nicht in dem Gebiete der landesherrlichen. 
Anfprühe unwiderfprochen liegt, von keinem andern 
ohne illiberal und ſelbſt unbillig zu handien fih angemafit 
werden künne, da den unmittelbaren Gutsherren zuvor 
Allee, und den nen eligetretenen Nichts zuftund, und 
nur dasjenige leßteren eingeräumt worden, was der Souves 
rainität wefentlih und unwiderfprocen anklebt, 
und ohne die üffentlihe Wahlfahrt zu verlegen, dem uts 
fprüngtichen Eigenthümer nicht ferner belaſſen werden kann. 

Ad Nro. ı.) Das Pactronatrecht ift fo ohnbeftritten 
fein Ausfluß der Souverainität, daß es vielmehr urfprüngs 
ih Patrimonialbefugniß der Stifter und derer, fo nad 
und nad in ihre Rechte eingetreten find, war. 

Es konnte vererbt und verkauft werden, und war fo 
wenig jemals als Ausfluß der Souverainität behandelt, daß 
duch Schluß’ des Parlements von Paris fogar ein Jude, 
der es mit einer Herrſchaft erkauft hatte, es in feinem Pa: 
men @usliben konnte. Man fieht nicht ein, aus welchem 
Grund es der Souverain an fich ziehen könnte, als weil 
feine Dikafterien geen alle Rechten, felbft die einzelnen 
jara privatorum ausüben möchten. Wann man aber nicht 
muthwillig das fo nüßliche Band zwiſchen Herrfchaft und 
Unterthanen zerreiffen wollte: fo würde man fi mit den 
zum allgemeinen Wohl hinlänglichen Dberauffichtsrechten be⸗ 
gnügen, und jedem Cavalier und Ortsherren, der es herges 
brachte Hat, oder auch nur dazu qualifizirt iſt, das Patronat⸗ 
recht unter der einzigen Reſtriktion anerkennen, beftätigen, 
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und fogar einräumen , dafi er nur einem von dem Oberkon⸗ 
fitorio .der beiden Religionen tüchtig befundenen Subjekt, 
es. mag nun einheimifch oder fremd feyn, in welch letzterm 
Ball ja der Staat einen ſchätzbaren Bürger erwirbt, die 
Seelforge der Seinigen, die doch ihm befonders, wann er 
in loco wohnt, mehr angelegen ſeyn muß, als dem entferns 
ten DOberkonfiftorio zu Bruchſal und Karlsruhe anvertrauen 
könne. 


Noch mehr berechtigt iſt jede Ortsherrſchaft den Schul⸗ | 


meifter ihrer Gemeinde, wie bisher zu ernennen: und bie 
Staatsgewalt überſchreitet auch hier wieder fichtbar ihrer 
Attribution Schranken; wann fie mehr fordert als Oderayfı 
fiht, daß ein von der Oberſchulkommiſſion tüchtig befundenes 
Subjekt gewählt und feine Amtvsrrichtungen der Vifitation 
der Dberbehörde unterliegen: alle weitere Anmaßung könnte 
nur abſichtliche Schmälerung alles Herrfchaftlichen Anfehens 
und ihres geſetzlichen Einfluffes auf Bildung und Leitung 
ihrer Unterthanen bezielen. 
| Auf Beibehaltung beider unläugbaren Ausflüffe der 
Patrimonial⸗ und Patronatrechten, wärt von den Herren 
Deputirten um da mehr zu befichen, als die Beraubung 
dieſer Zuftändigkeit, die fih von Seiner königlichen 
Hoheit bekannten Gerechtigkeit nicht erwarten läßt, feiner 
Entfchädigungsberehnung fo leicht empfänglih wäre *). 
Ad Nro. 2.) Das Zehendrecht: Die Verfügumg 
diefes 6. erheifchet bei feiner minder deutlichen Faſſung die 
billige Erläuterung , daß, falld derfelbe wider Verhoffen fo 
gemeint feyn follte, daß wann ein Neichsritter bisher in feis 
nem Art, wo ein anderer Zehendherr iſt, den Neubruch 
kraft feiner Landeshoheit bezogen, Leßterer ihn entfchädigen 


müßte, wenn er den Novalzehenden in Gemäßheit diefes $. 





*) Die hierauf erfolgte Abänderungen f. a. a. D. ©. 205. und Mote * 
©. 206. j ' W. 
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anfprechen wollte, da ja bie großherzogliche Verordnungen, 
fo wie alle gerechten Geſetze, bios für die Zukunft ertheile 
find, und feine Rückwirkung haben können. 

So werden auch die Herrn Deputirten fi bemühen, bie 
großferzoglichen Herren Kommiffaires zu vermögen, auf den 
Anhang des Vorbehalts einer neuen Hofanlage aus unzehnds 
barem Feld zu Gunften des Patrimonialherren großsünftigft 
zu verzichten. *) 

" Ad Nro. 3.) Das Zoll⸗Regale. Hier entdedit ter 
unglückliche Reichsritter ungern eine drückende Abneigung 
gegen ‚feine Senoffenfchaft, die doc in den bisherigen Reiches 
gefegen den Ständen des Reichs immer an die Seite geſetzt 
war. Warum foll der fih im rechtmäßigen Beſitz Befinden, 
be linmittelbare pejoris conditionis ſeyn, als der früher 
Mediatiſirte, das heißt, der feinen Rechten freiwillig oder 
doch nach Langer Verjährung ſchon entfagt hat. Man ruft 
alfo die Gerechtigkeit des Souverains auf, um alle vechtlichs 
beftchende Zölle, entweder fort beſtehen zu laffen, oder durch 
hintänglihe Vergütung des Ertrags einzulöfen, und jene 
kränkende Kiaufel um da mehr gnädigſt aufzuheben; als ja, 
wann der Souverain ſelbſt Lehensherr iſt und in feinem 
Namen der Zoll verliehen worden, er gegen feinen Vaſall 
eine nicht denkbare wahre Lngerechtigkeit begienge. **) 

Ad Nro. 4.) Das Abzugsreht. Wird zwar den 
Keichsrittern, jedoch mit folchen Beſchränkungen belaffen, 
daß es ſtatt eines hie und da bisher fehr ergiebigen Negals 
ganz unbedeutend würde, und doch fließt es größtentheils aus 
dem echt der Leibeigenfchaft, womit faſt alle unfee Ritter⸗ 
orte entweder durch die Lehenbriefe oder durch Die Erwers 
bungsurkunde ihrer angehuldigten Herrſchaft verfiricker find. 





4) Die wichtige Abänderung flieht ©. 206, und Note *" a. a. O. 
W. 


*) ©. a. a. O. ©. 208. e. und Note ®, w, 


\ 
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"Man vlinfcht diesorts und bittet Seine königl. Hoheit 
gehorſamſt, den Ortenauifchen Herrſchaften wenigſtens das 
zu verwilligen , weſſen der Breisgauifche Adel fih im Beſitz 
- Befindet, daß nämlich bei Weberfiedlungen innerhalb der großs 
herzoglichen Lande fünf pro Cent, bei eigentlichen Auswans 
derungen aber die hergebrachten pro Cente, bie ſich meiftens 
auf wechfelfeitiges Betragen gründen , bezogen werden füns 
nen: ‚immer iſt ber Verluſt noch fehr fühlbar und die de; 
teöffenen ‚Cavaliers hoffen auch fuͤr dieſe Rechtsichmäleruug 
Entſchädigung zu erhalten. | 

Sollten fich, wider. Vechaffen Seine königliche Hoheit 
nicht gnädigft entjchließen, den Abzug wenigfiens auf diefen 
Fuß den Ortenauifchen Cavaliers zu belaſſen; fo ermächtigen 
‚ wir die Herrn Deputirten das Opfer des Abzugs gegen Vers 
glitung des erwiefenen Ertrags in ben letzten zehn oder 
zwanzig Sahren, entweder in gleichen Renten oder Kapital 
zu 3 pro Cent anzubieten. *) 

Ad Nro. 5.) Ohmgeld und Accis. Hier ſtößt der 
Reichsritter, mit traurigem Gefühl auf einen ber kränkendſten 
Eingriffe in feine Patrimonialrechte , und kann den Grund 
zu der vorgefchlagenen illiberalen Theilung des Obmgelds 
nur in der Vermifchung diefes herrlichen Rechts mis der 
nordifchen allgemeinen Trankſteuer auffinden, bie nad 
und nad in den fränkischen Fürftenchlimern einheimiſch ges 
worden, und nun auch zum erfienmal am Rheinſtrem netus 
raliſtrt werden wil. Das Ohmgeld if fo unbefrittener 
Ausfluß der Grundherrlichkeit, daß es fogar von Mediatſtäd⸗ 
ten und ſelbſt in unferm Bezirk von einigen Dörfern zur 
Hälfte mit der Herrſchaft beſeſſen wurde und noch wird. 
Einen ‚untrüglichen Beweis, daß dieſes Recht durch deſſen 
Theilung den Ortenauiſchen Reichsrittern mehrere taufend 
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Gulden jährlich entzogen würden, ihnen gebühre, liefert bie 
vaterlãndiſche Geſchichre. 

Der ehemals vereinigte landftãndiſche und landſaßige 
Adel des Breisgau und Eundgau:s bezog das Ohmgeld 
allein; und auf einem Landtag, wo bie Erzherzoge von 
Defterreih um Hülfe und Unterkübung im XVI. Jahr; 
hundert baten, verwilligte ber Adel dem Landesherrn ans 
fängtih anf eine beftimmte, nachher auf längere Zeit das. 
halbe Dhmgeld : es war alfe zuverläßig nie ein der Lan⸗ 
deshoheit weientlid anhangendes Regale, und es konnte von 
dem landfäßigen Adel je und immer ohne Belaſtung der 
Souverainttät bezogen werden. 

Gleiche Befchaffenheit hat es mit dem Accis: und Pfund; 
zoll: es können alfo diefe ohnzweidentige Rechte mit dem 
Sonverain nicht getheilt werden, fondern, es verficht fich 
das Ortenauiſche Ritter ; Corpus zu Seiner Eöniglichen Ho⸗ 
heit Serechtigkeit, daß auch diefe Anſprache großmüthig werde 
verzichtet und dem Adel nicht alle Mittel abgefchnitten wers 
ben wollen, In feinen Landen jenes Wohlftandes zu geniefen, 
wozu ihn -Teine“ eburt und wohlhergebrachtes Eigenthum 
befähtgen. *)° : 

Ad 'Nre. 6 Zagb. Ban von einer Seite ber 
Nitterbegiet mie unterchänigftem Dank die in diefem $. ihm 
fo fang in Hinſicht des Gerolſeckiſchen Wildbanns , deſſen 
angeblicher Grund ohnehin mit den vernichteten Reichsgeſez⸗ 
zen gkeichmäßig zerfallen mußte, befteittene, nun ohne weites 
ven Widerſpruch und Bedruͤckung der Jagdbeamten über⸗ 
laſſene Jagdbarkeit froh annimmt, und ſich gern der Bes 
dingniß der! Kuppeljagd für die Perſon des Souverains uns 
terwirſt, anbei nur wünſcht, daß die ſich ohnehin verftehende 


r 
— — u 


®) Das Dhmar!d ift den Grundberren ganz , Acad: und Pfundzoll aber 
dem Gouverain geblieben. S. a. a. O. ©. 207. e, und Note **. 
W. 
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Befolgung der Jagbordnung, fo wie aller anderer Ausflliffe 
der landesherrlichen Geſetzgebung etwas glimpflicher ausges 
drückt werde: fo kann man doc von einer andern Seife ſich 
‚nicht entbrechen, die unterthänigfte Vorſtellung zu machen, 
daß durch diefen Artikel, fo wie er gefaßt ift, zwar viele : 
Cavaliers eine vubigere Auslisäng des Jagdregals dankwie⸗ 
rig gewinnen : aber von einer andern Seite einige andere, 
die ein volles Recht auf Jagden in freniden Gebieten, theils 
durch eigene großferzogliche Lehmbriefe, theils durch Kauf, 
alfo Litulo oneroso erworben Haben, derſelben veriuftige zu 
werden bedrohet, und doch bem zufolge zu einer Entſchädi⸗ 
gung berechtigte find. In :erftierem Fall befinden ſich ber 
Fanntlich die Freiherrn von Nöder, die eines ſehr ausgedehns 
ten Jagdbezirks genießen , in letzterem die Freiheren von 
Knebel und von Ri, wovon jener in mehreren Beaſirken 
im Neuweyrer That, deſſen befondere Eigenfchaft ſelbſt von 
dem hohen Haus Baden nie verfannt worden ;: letzterer aber 
in den Freiftädterbann die Jagd vbeſtens hergebracht ha⸗ 
ben. *) 

Ad Nro. 7.) Beförfterung. Dieſe⸗ Veſarünkung 
der natürlichen Eigenthumsrechte unmmittelbarer Reichsritter, 
Die noch vor kurzem auf ihrem Geblet die nämliche Rechte 
ausühten , wie Baden in feinen: größeren Landen; die Bes 
vormundung großjähriger Cavaliers unter eine immer weiter 
um fich greifende, ihnen fremde forftteitiche Gewalt, Hat’ bei 
mehreren Cavallers die unangenehme Empfindungen rege 
machen müſſen. Eine Oberfbeſtgewalt läßt füh doch im 
Staat iiber privhlegirte- Eigenthlimer, die nur unter der Be; 
dingniß der ungefchmilerten Erhaltung ihrer Vorzüge und 
Eigenthumstechten einer fremden Souverainität unterworfen 


4 





*) Diefer Abfag ift ganz anders im Edikte als im Ansfchreiben abgefaßt 
worden. ©. 0. a. O. ©. 207. u. f. f. und die Note *. ©. 208. 
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werden, nicht wohl andere denken, als. daß fie ihre Waldun⸗ 
gen nicht degrabdiren, Hol; ohne Erlaubnig nicht außer Lan⸗ 
des verführen, allgemeine Zorftvorfchriften befolgen follen; 
alles weitere iſt Eingriff in die heiligen Eigentbumscechte, 
. und bald würden alle Ideen von freier Benutzung eigener 
Haabe von einem nen gebildeten Obereigenthumsrecht vers 
drängt werden. 

Die Eiſaßiſche Ritterſchaft wurde in dieſer Befugniß 
bis auf die letzten Zeiten nie geſtört, und ſelbſt Wür⸗ 
temberg und Baiern heſchränken die landesherrliche Gerecht⸗ 
ſame bios auf Befolgung ihrer Forſtordnungen. 

Die Ortenauiſchen Deputirten werben alſo in fo gerech⸗ 
teſter als kräftigſter Vertretung ihrer bedrängten Mitbrüder, 
die nachdrücklichſten Vorſtellungen gegen dieſen Eingriff in 
ihr Eigenthum machen, der doch nicht wohl von Uebelgeſinn⸗ 
ten Unterbehörden erſonnen ſeyn kann, um allen Sinn für 
Eigenthum zu erſticken, und den Eigenthümer aus Mißmuth 
und Verzweiflung zur Ueberlaſſung an ben Landesherrn 
gleichſam zu nöthigen. 

Sie werden alfo ehrerbistigft Begehren, BE \ 

ı) jedem Eigenthümer die Verwaltung und Benutzung 

ſeluer Waldungen unser Befolgung der allgemeinen Forſt⸗ 
srönungen unangetaſtet verbleibe. 

2) Ihm dem zufolge die freie Wahl eines Förſters ohne 

. Nüdfiht anf approbirte Landeskinder, die hier nicht, wie 

bei der Wahl eines Seelſorgers oder Juſtizbeamten, 

eintreten kann, fih gar nicht denken läßt, ohne Beftätis 

‚dung einer Dberbehörde, die bei einem bloßen KRamerals 

. biener eben fo menig flott haben kann; desgleichen 
eigene Waldaxt; und Behrafung der Wald; und Forfk 
frevel vor feinen Gerichten nie beftritten werde. 

5) Die Semeindswaldungen unter vormundfchaftlicher Leis 
tung der Herrſchaft und genauer Befolgung aller lan⸗ 
desherrlichen Forftverordnungen durch einen approbirten 
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Forſter unter bloßer Obexaufficht der. Oberforſtbehörden 

verwaltet werben. *) 

Ad Nro. 9.) Polize i⸗Gefälle. Die Staatsgewalt 
ber Souverains beſchränkt fich in Anfehung der Potizei auf 
Geſetz, ebung und Oberauffiht, alle davon abfallende Utilien 
aber müffen der Patrimonialherrſchaft ofmgerheilt zufallen, 
und kännen von dem Sourerain unter keinem Vorwand fch 
zugesignet werden. Es ift hierüber Leine Zweideutigkeit denk⸗ 
bar. Man kennt zwar. in unſerm Bezirk bie fo feierlich 
angelündete Herrliche Wonopolien von Bannbadofen, 
gebannten Saitenfpiel und dergleichen nicht; allein 
von undenklihen Zeiten ber if der Neichsritter im Beſitz 
von allen Arten von Konzeffionen , Dispenfationdtagen und 
Strafen, und da diefer $. eine Theilung nad Bes 
rechtigung der Polizeigewalt, aufftellt, die nicht 
nur unfern wohlhergebrachten Nechten äußerſt nachtheilig 
werden könnte; fondern auch unſere ſchon fo empfindlich bes 
ſchnittene Gerechtſame alltäglschen Kolliſionen und Neckereien 
der großherzoglichen dem Adel fo gehäßigen Beamten aus—⸗ 
ſetzen würden, ſo ſieht man ſich genöthigt, einige der vorzüg⸗ 
lichſten, deren man unwiderſprechlich in Beſitz ift, namentlich 
anzuführen, und auf deren Einführung in dem demnächſt zu 
entwerfenden Staatsvertrag ehrerbietigft zu dringen. 

Die Herrſchaften find im Befig nicht nur Wirchey: und 
Schüdgerechtigkeiten , fo wie andre Induſtrial Konzeſſonen, 
«is für Krämer , Dchmidte und andern Handwerkern, aud) 
den Kirchweihſchutz ꝛc. zu ertheilen, fondern auch den Waien, 
Lampenfammlung, Oteinbrüche, Eiſenhandel, Spengloerarbeit, 
Scheerenſchleifer und dergleichen zu verpachten, die Zunft⸗ 
gefälle zu beziehen, wovon fein Wort in dem projektirten 
Staatsvertrag. enthalten it, und doch ad 19. gejagt wird, 
pdaß ihre Srundherriichkeie ih auf nichts tünftig ausdeh⸗ 

U — — — — 
a) S. a. a. O. ©2308. g- und Mose *", w. 
82. 
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»nen könne, worauf fie. nlähe darch die nene Konſtitucion be⸗ 
vzogen werde.« 

Im Dispenſatlionsfach hat ſie bisher beſonders die Peo⸗ 
Mamationsfiheine, Erlaubniß zu Heytathen und zu teſtiren, 
! veniam aetatis ertheilt‘; fie hat Erlaubniß zu tanzen und 
andern Vorkstuffbarkeiten gegeben; fie hat Herbſtordnungen 

erlaffen, die Zeit der Erndte beſtimmt, anderer ans ber vol 
fen Polizeigewalt fliefenden Berfiigungen nicht zu gedenken, 
wobei fie um da mehr gefchligt werden Maß, Als ſolches 
‚reiner Ausfiuf der Patrimontafgerichtbarkeit und der alten 
Leiheigenfchafe ihrer Grundholden If, und die Einmifchung 
des Souveraine nur durch: willkührliche und mißbräuchliche 
Ausdehnung der Staatsgewalt über die Aeril- Verhältniffe 
fiate Haben könnte. Strafen aller Art und ohne Unterſchied 
gebühren der Ortsherrſchaft und fie find in derfelben rechts 
mäßigen Befitz; es werden alfo die Bezirksbeputirten ernſt⸗ 
itch erinnert, darauf aus allen Kräften und einverſtändlich 
mit den andern Kantonen zu beftehen: und überhanpt wegen 
der fo verfängtichen Faſſung diefe® 19. $. darauf zu drins 
gen, daß alle von dem Landesheren in dem Grundvertrag 
nicht namentlich in Anfpruch genommene und dieſſeits ans 
erfannte-Berechtfame, wenn fich deren noch weitere vorfinden 
follten, deren namentliche Anflihrung vergefien werden, ber 
Patrimonialherrſchaften undeftritten verbleiben und in.dubio 
die rechtliche Vermuthung nicht -flie die Reſervattechte des 
Souverains, fondern der Patrimonialgerichtbarkeit des Guts 
‚und Gerichtsherrn immer feyn ſollen: demnach fo erfordert 
auch die Billigkeit, daß wann auch ein oder andere Cavalier 
ein einzelnes zum compiexu der. Pattimonial⸗Jurisdiktion 
gehöriges Necht nicht wirklich ausgeübt hätte, folches als 
‚res merae ſacultatis, “das iſt ein foldyes, wozu er auch ber 
fugt geweſen wäre, und Wovon ihn der Nichts Gebrauch für 
die Zukunft nicht auszufchtteßen vermag, angeſchen und er 
zu deffen Anslifung ex jure naro zugelaſſen werden müſſe. 
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So muß man endlich aunsch Kauptfäctich bemerken, daß 

ohnerachtet die Kouſtitutionsurkunde dovon nichts beſage, 
dennoch die nähere Ortsobrigkeit von ihren angehuldigten 
Unterthanen nach. ferner , wie felöft viele andere mittelbare 
Obrigkeiten, den Huldigungseid nad) und neben dem , dem 
Souverain zu leiftenden Subjektionseid empfangen können 
und ihnen auch fernerhin das Kirchengebet und bei ihrem 
Abſterben das Trauergeläut geftarter werden ſollte. ®) 


| IV, 
Ad Nro. 20.1 

Die Lehenfchaften betreffend. 
Beſchränkt man fih unter Bezug auf den vorhin fchon 
geäãußerten Wunſch, daß die Zernichtung der alten Feudal⸗ 
verfaſſung auch durch Aufhebung des Lehensverbands möge 
vollendet werden; auf die Bemerkung, daß da mehrere der 
angefochtenen Gerechtſamen auf ausdrückliche Konzeſſion des 
Lehenherrn beruhen, und in dem Feudalkontraki, ſo wie in 
allen wechſelſeitigen Uebereinkünften die jura reciproca 
ſeyn müſſen: nach den Lehenuschten durch den neuen Sour 
verain, wann er feinen Vaſallen etwas von den ihnen zu 
Lehen übertragenen Nechten entzöge, eben fo gut eine felonie 
oder Lehensfehler begangen werde, der zur Aufhebung des 
Lehensverbands berechtige : Ohne je aus ſchuldiger Ehrfurcht 
diefes Necht in Anregung bringen zu wollen, ſo Hoffe. man 
doch, daß Seine königliche Hoheit in dieſen ſeinen eigenen 
Verbindlichkeiten einen neuen Beweggrund zu gnädigſter 
Verwilligung der nachgeſuchten Erleichterungen für ſeine un⸗ 
glückliche Vaſallen allergerechteſt auffinden werden. *9) 


4 





Welche viele undmerkwürdige Veränderungen die bier —F ührte Säge 
erhalten haben, finder ntan im angeführten Heft S. 209. =. i. Aho 19. 20. 
a1. 23. nebft Noten &. 209. 210, 217. 

**) Die Nummer 20. im Ausfchreiben iſt, weil im ara. nu. die s 20. a. 
23. in der Konfiturion hinzugekommen find, und in dieſer Mro. 3 geworden, 
© a. q. H. IV. 2.8. a. | w. 
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werden, nicht wohl anders denken, als.baf fie ihre Waldun⸗ 
gen nicht degrabiren, Holz ohne Erlaubniß nicht außer Lanı 
des verführen, allgemeine Zorftvorfchriften befolgen follen; 
alles weitere iſt Eingriff in die heiligen Eigenthumsrechte, 
‚ und. bald würden alle Ideen von freier Benutzung eigener 
Haase von einem neu gebildeten Obereigenthumsrecht ver; 
drängt werden. Ä 

Die Eiſaßiſche Ritterſchaft wurde. in dieſer Befugniß 
bis auf die Iehten Zeiten nie geſtört, und ſelbſt Wür⸗ 
temberg und Baiern heſchränken die landesherrliche Gerecht⸗ 
fame blos auf Befolgung ihrer Forſtordnungen. 

Die Ortenauifchen Deputirten werden alfo in fo gerech— 
tefter als kräftigſter Vertretung ihrer bedrängten Mitbrüber, 
die nachdrücklichſten Vorſtellungen gegen diefen Eingriff in 
ihr Eigenthum machen, ber doch nicht wohl von Uebelgeſinn⸗ 
ten Unterbehörden erfonnen ſeyn fann, um allen Sinn für 
Eigenthum zu erſticken, und den Eigenthlimer aus Mißmuth 
und Verzweiflung zur Ueberlaſſung an ben Lanbdesherrn 
Hleichfam zu nöthigen. 

Sie werden alfo ehrerbietigft Begehren, 6 \ 

2) jedem Eigenthümer die Verwaltung und Benutzung 

ſelner Waldungen unser Befolgung der allgemeinen Forſt⸗ 
ordnungen unangetaſtet verbleibe. 

2) Ihm dem zufolge die freie Wahl eines Förſters ohne 
Rückſicht auf approbirte Landeskinder, die hier nicht, wie 
bei der Wahl eines Seelſorgers oder Juſtizbeamten, 
eintreten fann, fi) gar nicht denken läßt, ohne Beftätis 
dung einer Dberbehörde, bie ‚bei einem bloßen Kameras 

. Diener eben fo menig ſtatt haben kann; besgleichen 
eigene Waldaxt; und Beftrafung der Wald: und Forfk 
frevel vor feinen Gerichten nie beftritten werde. 

3) Die Semeindswaldungen unter vormundjchaftlicher Leis 
tung der Herrſchaft und genauer Befolgung aller lans 
desherrlichen Forftverordnungen durch einen approbirten 
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verwaltet werden. *) Ä 

Ad Nro. 9.) Polize i⸗Gefälle. Die Staatsgewalt 
der Souverains beſchränkt fih in Anfehung der Polizei auf 
Geſetzg ebung und Dberauffiht, alle davon abfallende Urilien 
aber müſſen der Patrimonialherrſchaft ohngetheilt zufallen, 
und können von dem Souverain unter keinem Vorwand ſich 
zugeeignet werden. Es iſt hierüber keine Zweideutigkeit denk⸗ 
bar. Wan kennt zwar. in unſerm Bezirk bie ſo feierlich 
angekündete Herrliche Monopolien von Bannbadofen, 
gebannten Saitenfpiel und dergleichen nicht; allein 
von umndenklichen Zeiten ber if der Reichsritter im Beſitz 
von allen Arten von Konzeflionen , Dispenfationstagen und 
©trafen, und da diefer $. eine Theilung nad Bes 
rechtigung dee Polizeigewalt, aufftellt, die nice 
nur unfern wohlhergebrachten Rechten äußerſt nachtheilig 
werden könnte ; fondern auch unſere ſchon fo empfindlich ‚bes 
ſchnittene Gerechtſame alltäglschen Kolliſionen und Neckereien 
der großherzoglichen dem Adel fo gehäßigen Beamten auss 
fegen würden, fo fieht man fich gendthigt, einige der vorzügs 
lichten, deren man unwiderſprechlich in Beſitz iſt, namentlich 
anzuſühron, und auf deren Einführung in dem demnächſt zu 
entwerfenden Staatsvertrag ehrerbietigſt zu dringen. 

Die Herrſchaften find im Beſitz nicht nur Wirchey: und. 
Schüldgerechtigkeiten, fo wie andre Induſtrial Konzefl,onen, 
als für Krämer , Sd;midte und andern Handwerkern, auch 
den Kirchweihſchutz ꝛc. zu ertheilen, fondern auch den Waien, 
Lampenfammlung, Steinsrüche, Eifenhandel, Spengletarbeit, 
Scherrenfhleifer und dergleichen zu ‚verpachten, die Zunfts 
gefälle zu beziehen, wovon ‚kein Wort in dem projektirten 
Staatsvertrag. enthalten iR, und doc ad 19. gejagt wird, 
pdaß ihre Gruͤndherrlichkeit ſich auf nichts künftig ausdeh⸗ 

— ———— — — — — 
96,000. G. 200. 6. und Note . w. 
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»nen könne, worauf fie nicht bare die neue KRonſtitution be⸗ 
vzogen werde.« 

Im Dispenfastonsfach hat fie bisher beſonders bie Pro⸗ 
kiamationsſcheine, Erlaubniß zu Heytathen und zu teſtiren, 
' veniam aetatis ertheilt; fie hat Erlaubniß zu tanzen und 
‚andern Volksluſtbarkeiten gegeben: fie hat Herbſtordnungen 

erlaffen, die Zeit der Erndte beſtimmt, anderer aus ber vols 
fen Polizeigewalt flieienden Berfiigungen nicht zu gedenken, 
wobei fie um da mehr geſchützt werden Muß, Als folches 
‚reiner Ausfluß der Parrimoniafgerichtbarkeie und der alten 
Leiseigenfchaft ihrer Grundholden iſt, und die Einmifchung 
des Souverains nur durch willküßrliche und mißbräuchliche 
"Ausdehnung ber Staatsgewalt über die heril- Verhättmiffe 
fiatt haben fönnte. Strafen aller Art und ohne Linterfchied 
gebühren der Ortsherrſchaft und fie find in derſelben rechts 
mäßigen Befitz; es werden alfo die Bezirksdeputirten ernfls 
ith erinnert, darauf aus allen Kräften und einverſtändlich 
mit den andern Kantonen zu beftehen: und überhanpt wegen 
der fo verfänglichen Faſſung diefes 19. $. darauf zu drin⸗ 
gen, daß alle von dem -Landesheren in dem Grundvertrag 
niche namentlich in Anfprucd genommene und dieſſeits ans 
erkannte Gerechtſame, wenn fi) deren noch meitere vorfinden 
follten, deren namentliche Anflihrung vergefien worden, der 
Patrimonialherrſchaften unbeftritten verbleiben und in.dubio 
die vechtlihe Vermuthung nicht flir die Nefervartechte des 
Souverains, fondern der Parrimoniaigerichtbarkeit des Gute 
‚und Gerihtsheren immer: feyn follen : demnach fo erfordert 
auch die Billigkeit, daß mann -aush- ein oder andere Cavalier 
ein einzelnes zum complexu der Pattimonial⸗Jurisdiktion 
‚gehörige Recht nicht wirklich ausgeübt hätte, ſolches als 
‚res merae facultatis, "das iſt ein folches, wozu er auch ber 
fugt gewefen wäre, und wovon ihn der Nicht⸗ Gebrauch file 
die Zukunft nicht auszuſchließen vermag, angefchen und er 
zu deſſen Ausiifung ex jure nero zugeloſſen werden müſſe. 
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Se muß man endlich aumch hauptfäͤchtich bemerken , daß 


ohnerachtet die Konftitutionsurkunde dovon nichts beſage, 
dennoch die nahere Ortsobrigkeit von ihren angehuldigten 
Unterthanen noch ferner, wie ſelbſt viele andere mittelbare 
Obrigkeiten, den Huldigungseid nach und neben dem, dem 
Sonverain zu leiftenden Subjektionseid empfangen können 
und ihnen auch fernerhin das Kirchengebet und bei ihrem 
Abſterben das Trauergeldut geſtattet werben ſollte. ®) 


IV, 
| Ad Nro. 20.1 
Die Lehenfhaften betreffend. 
Beſchränkt man ſich unter Bezug auf den vorhin ſchon 
geãußerten Wunſch daß die Zernichtung der''alten Feudal⸗ 
verfafung auch durch Aufhebung des Lehensverbands möge 
vollendet werden; auf die Bemerkung, daß da mehrere der 


. angefochtenen Gerechtſamen auf ausdrückliche Konzeffion des 


Lehenherrn beruhen, und in dem Feudalkontraki, ſo wie in 


allen wechſelſeitigen Uebereinkünften die jura reciproca 


& 
‘ 


feyn müſſen: nad den Pehenuschten durch den’ neuen Sous 


verain, mann er feinen Dajallen etwas von den ihnen zu 
chen übertragenen Nechten entzöge, eben fo gut eine felonie 
oder Lehensfehler begangen werde, der zur Aufhebung des 


Lehensverbands berechtige : Ohne je aus ſchuldiger Ehrfurcht: 


diefes Recht in Anregung Bringen zu wollen, fo hofft. man 
doch, daß Seine königliche Hoheit in dieſen feinen eigenen 
Verbindlichkeiten einen neuen Beweggrund zu gnädigſter 
Verwilligung der nachgeſuchten Erleichterungen für feine uns 

glückliche Vaſallen allergerechteft auffinden werden. Be 


— — — — 


Welche viele und merkwürdige Veränderungen "die bier ansgführte Säpe 
erhalten haben, finder nian im angeführten Heft S. 209. 2 i. ind 19. v. 
ai. 22. nebſt Noten S. 209, 210. 211. 

*., Die Nummer 20. im Ausſchreiben if, weil im Abſch. “a die s 20, a. 
a3. in der Konſtitution hinzugekommen find, und in dieſer ro. 22. gewerdin, 
®. 0.4.9, IV. 23. S. a1. “ 
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Und fell wiber alles Verhoffen unfere nochbedrunges 
ne Reklamationen keinen gedeißtichen Eingang finden, und 
der: Ruin des an- Wlirde, Vermögen und Einkünften fo 
tief gefräntten ehemaligen Reichsadels in. Badiſchen Landen 
beſchloſſen feyn : fo dürfte zu Rettang zahlreicher Familich 
wohl nichts ale der Wunfch mehr übrig bleiben, für alle 
herrſchaftliche Rechte, deven man ihm fo wenig, mb dazu 
hlos die umbedentenfte laſſen und fein fo ſehr verfimmertes 
Erbe noch mie ihm cheilen wi: in Srundeigens 
thum aber auh voll ſtändig, oder in Kapital, nad ges 
wiſſenhaftem Anſchlag im Durchſchnitt von 10 ober 20 Jah⸗ 
ren zu hundert Sulden fiir jede drei Gulden in baarem 
Geld nicht in Staatsobligationen und zwar bis zu völliger 
Zahlungsleiftung die jährigen landiäufigen Zinſen ebenfalls 
in Mingender Münze zahlbar dafür entfchädigt zu werden, 
um entweber unbeneider und ruhig auf ihren Gütern befle: 
ser Zeiten gu harten, oder bes benelicii flebilis der Aus: 
‚wanderung fi zu bedienen und unter einem liberalern 
Himmelsſtrich als freie edle Teutſche zu leben und zu 
Rechen. 

: Unterbeffen werben die Herrn Deputirten fi eifrigſt 
angelegen ſeyn laſſen, in Einverſtändniß mit anderen Kan⸗ 
tonen aus dem ſo unverſchuldeten Schiſſbruch, unſer und 
‚und unſerer Nachkommen Eigenthumsrechte und Patrimo⸗ 
nialgerichtbarkeit zu retten, dem weſentlichen ihrer Inſtruk⸗ 
tionen ohnabweichlich anzuhängen und durch Führung einer 
beſcheidenen aber edlen und männlichen Sprache auf das 
große Ziel einer deutlicheren allgemein verſtändlichen ohn⸗ 
ʒweideutigen Redaktion der neuen Bewilligungsurkunde, deren 

erſte Skizze von der Kurbaieriſchen an Klarheit und Bes 
ſtimmtheit weis übertroffen wird, ohnabläßlich Hinzu 
würfen. 

Segnet die Vorſehung ihre Bemühungen, fo wird auf; 
fer dem fo wonnevollen Seibſtgefühl, der Dank ihyer Mit 
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genoffen und der kommenden Kefferen Zeit fie reichlich beloh⸗ 
nen; ift es aber im Buch der Schickfale verzeichnet, daß Die 
Ritterſchaft nach fo vielen Jahrhunderten von Ruhm unb 
Wohlthun fallen foll, fo falle fie. wenigftens mit Ehre und 
Ruhm, nicht wie. feige Opfer des Zeitgeiftes. 

Wir ermächtigen demnach unfere Deputirten auf bieſen 
Fall, nach ihrem Gntbefinden, entweder mit oder ohne Ver⸗ 
wahrung den Det der Unterhandlungen zu verlaffen, und ber 
Uebergewalt zu weichen, um nicht durch abgedrungene Uns 
terzeichuung unferee Schande und Verderbens fi gegen bie 
Mahtommenfhaft verantwortlich zu machen, und das Ga 
fügt unſers Nothſtandes annoch zu. vermaßren, 

Obſtehende Bemerkungen und Welfungen werden durch 
nniere Unterſchriften gebilligt und die beiden von uns er⸗ 
wählten Herrn Deputirten, dem Freiherrn Philipp Jakob 
Reinhard von Verſtett und, Joſeph Rubolf Freiherrn von 
der Schleyß als Leitfaden ihrer Unterhandlungen am Badi, 
ſchen Hof mit der weiteren Erlänterung empfohlen, daß 
Falla unſere Verhältniſſe gegen den Staat nach den allge⸗ 
meinen Wünſchen der Ritterſchaft berichtigt werden ſollten, 
fie ſich bemühen mögen zu erwürken, daß der erſte Jenner 
künftigen Jahrg als terminus a quo ſowohl zur Einfüßs 
rung der .neuen Ordnung dar Dinge als ber uns zu verwil⸗ 
ligenden Entjchädigungen angenommen werden möge. 

So geſchehen Offenburg den a4. April 1807. 


— 33. 
Abwechſelnde Schickſale ber Jurisdiktions Verhält⸗ 
niſſe der mediatiſirten Firſten und Grafen in dem 
Königreich Würtemberg. 


Pr} 





©. deutich auch der 6. 27. ber rheiniſchen Bundesakte 
den mediatiſtrten Fürften und Grafen die jurisdiction 
hasse et moyenne ohne alle Einfhräntung vorbe— 
Hält, fo Hat es doch' einigen der neuen Gouverains nöthig 
und thunlich gefchtehen, dicfte Dispofttion der Bundesakte 
Austegungen ju geben, wie fie. e8 ihrem Intereſſe für zu 
träglich hielten; Beine dieſer Auslegungen tft aber ber ans 
bern vollkommen Hleih, wie ung die in dieſem Jonrnal ab, 
gedruckte mehrete Deflarationen- der Hinftigen Nechtsverhäfts 
niffe der Mediatiſtrten belehrent, und wir werden dadurch 
‚aufs neue Äberzenger, daß Paulus die menſchliche Weisheit 
richtig gewürdigt Babe, wenn er fchon vor mehreren Jahr⸗ 
hunderten gefagt hat: Unfer Wiffen it Stuckwerk. 
Diefe’ Verfchtedenheit der Produkte der Austegungs 
kunſt zeige fi aber nicht blos in den Akten verſchiede, 
ner Regierungen, ſondern wir haben ſogar auch Beiſpiele, 
wo eine und dieſelbe Regierung aus einem und demſelben 
Satz der rheiniſchen Bundesakte von Zeit zu Zeit verſchiede⸗ 
ne Reſultate hervorbringt. So wurde z. B. in dem Kö— 
nigreich Würtemberg im Oktober 1806 den unter die 
dortige Souverainität gekommenen Reichsſtãnden bekannt 
gemacht: 
»daf den Patrimonialgerichten und Juſtitiarien eben dieſel⸗ 
Shen Rechte liberlaffen bleiben follen, weiche in dem sub 
yLät. A. abſchriftlich anflegenden königlichen Organifationss 
- »Maänifift vom idten März 1866 $. 5ı und 52. den ader 
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ↄ lichen Patrimonialgerichten und Imtitiarien eingeräumet 
»worbden, und daß in Abſicht auf bie Appellationen von der⸗ 


„gleichen fürklichen und geäflihen Patrimonial Gerichtsbe⸗ 
»börden chen dieſelben Beſtunmungen ftatt finden - follen,: 
» weiche in den $6. 39 und 47. dieies Moneſte⸗ ertheilet 


ↄ worden find. « 

Dieſe Beſtimmung PER uud ducch die im Anfang 
des Jahres 1807 erfolgte Aufhebung der in ben mediatiſir⸗ 
ten Landen beftandenen Regierungs⸗ und Juſtizkoſlegien und 
‚ Unterordnung der ‚patrimanlalherrlichen Juſtizbeamten unter 


die königlichen Kollegin zum Vollzug gebracht, dabei jedoch: 


den Patrimonialherrſchaften frsigeloffen : 


»den ihnen, ‚zufiehenden Theit- der Serihtsbanteit beſondern 
v Juſtizkollegien zu übertragen, jedoch daß deren innere Ein 


»richtung zus allerhöchſten Approbation vorzulegen ſeye, und 


» dieſe Kollegien, wie überhaupt im Allgemeinen afle Patri⸗ 


v monialgerichte in Cipil ſachen unter dem zweiten 


»Senatdes Ober⸗Juſtizkollegii, wehin von ihnen. 


»der Appellationszug gehet, fo mie in Kriminalſachen 
zunten dem erfien Senat, an.welchen fie bie geeigne⸗ 
»ten Fälle zu bringen haben, zu ſtehen fommen.« 


Raum war dieſe Werfüigung bekannt gemacht, fo erı 


fihten im Februar vorigen Saprıe eine andere ungefähr fol 
genden Innhalts: 

»daß Se. königliche Maleſtät in Betreff der Juris⸗ 
» diktion der. mediatiſirten Fürſten und Grafen Sich aller⸗ 
» gnädigſt entſchloſſen haben, daß denenſelben nach dem 
»Innhahte der Bundesakte und bes königlichen Or⸗ 
» ganiſationsmanifeſtes überlaſſen bleiben ſolle, die Civil⸗ 
»Jurisdiktion in erſter Inſtanz entweder durch ihre 
»Beamte oder durch Juſtizkollegien auszuüben, von welchen 
»fodann.wie yon den unterſten Inſtanzen in Civil— 
»ſachen nach ber fefigefegten Appellationsfumme zu appel⸗ 
» liren if. « 


ı 
— — — — — — — 
— — — — ———— — 
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Ro hingegen Se. ABnigliche Wajenkki:den mes 
» diatiſirten Herren Fürften nnd Grafen in Kriminal— 
»Fällen die gange Jurisdiktion blos mir Aus’ 
»nahme des Konfirmattione⸗ und Vegnadir 
»gungesrehts bei Feſtungs⸗,, Zuhthaus:s und 
»Todesftrafen,' welde beide Rechte ſich Allerhöchſt⸗ 
»diejeide vorbehalten, überkaſſen haben wollen. 

Allein auch diefer Werfigung wurde wiederum zur em 
ephemeres Leben geftattet, indem unter dem Sten Wär; 1807 
die sub Lit. B. abgedruckte Verfiigung erſchien, womit den 
mediarıfleren Fürſten und Grafen eine ‚zweite Inſtanz geſtat⸗ 
set, und feldige dem königlichen Dberappellationss 
Tribunal HE dritter Inſtanz untergeordnet, in Hinſicht 
jener Patrimonialherrſchaften Hingegen, welche von dem 

rechte der zweiten Inſtanz keinen Gebrauch machen wollen, 
verordnet, wird, daß von Ihren Patrimonialgerichten zunächſt 
an den. zweiten Senat desi königlichen Juſtizkollegii und 
dann von diefem erſt am das königliche Oberaypelatlonetri 
hunal appellirt werden Tolle. 

Weil dieſe Verfiigung Monate lang unverändert bliebe, 
und auf ihre Bollziehung in Hinſtcht der Einrichtung der 
zweiten Inſtanz von königlicher Geite gedrungen murde, 
und weil felbige auch Bei der in unferm 15. Hefte Nr. 47. 
abgedrudten Inſtruktion in Beziehung auf die Jurisdik⸗ 
tionsgefälle zur Richtſchnur genommen ‚worden zu fepn 
fchien, fo hielten die Mebtatifirten ſich nun in dem Beſitz 
der. ihnen nach der rheiniſchen Bundesakte 6. or. konſervir⸗ 
ten jurisdiction basse ct moyenne vollkommen geſichert, 
und machten auch ihre Einrichtungen darnach. 

Sn Hinfihe der zweiten Inſtanz wollte ſich zwar 
der König nihe-entfhließen , das diekfalfige Zugeſtändniß 
auch auf diejenige Gebiete ans ubehnen, wo er mit den 
Parrimonialherrfchaften tm Kondominium ſtehet; alltdin die 

Mediatifirten hofften noch immer, daß ihre dießfallthen auf 
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⸗ 

Sie innere, durch die rheiniſche Bundesakte keineswegs 
aufgehobene, Verſaſſungen der einzelen Gebiete und Famis 
kn gegründete Vorftelungen ‚noch Gehör finden, und ihnen 
der zufällige Umſtand, daß ſich die mwitrzembergifche Regen⸗ 
ten bie und da dutch erft in neueren Zeiten sefchehene 
Kaufkontrakte das Kondomintum in diefem und ſenem Ges 
Biete erworben hatten, nicht zum Nachtheile In ihren in der 
theinifchen Bundesakte ohne alten Unterſchied zwiſchen ges 
miſchten und ungemiſchten Gebieten beſtätigten Rech“ 
ten ber jurisdiction basse et moyenne gereichen werde; 
auch war Bei biefer Weigerung des Königs nie von der ers 
ſten, fondern immer nur von der zweiten Inſtanz bie 
Mede, und es fchlen deswegen ‚jene Weigerung mehr auf 
Erzielung einer Nöftenerfparnifi, als uf andere Aücfichten 
gegründet. 

Die in dem ıdten Heft sub xro. 61. abgedrndte 
MWerordnung, wornach die ganze Jurisdiktion in ben mit Bd: 
‚niglihen Unterthanen pro diviso oder indiviso gemiſch 
ten Orten den Parrimonialherrfhaften entzogen, 
und dem König zugeeignet wird, war daher fir bie 
Mediatifitten ein harter Schlag. | 
Bir find noch nicht unterrichtet, ob Biefe Merorbmung 
bereite zum Vollzug gekommen, ob dagegen Vorſtellungen 
gemacht worden, umd melde Wirkungen ſelbige gehabt has 
ben; wir find aber auf den weiteren Erfolg, und befonders 
anch darauf begierig, auf weiche Segenftände jene Verfügung 
ausgedehnt werden wird. Wir Haben nämlich das koniglich 
würtembergiſche Staatshandbuch für die Jahre 
1807 und 1808 vor uns, und erſehen daraus, daß der Kö⸗ 
nig neben mehreren einzelen gemiſchten Orten auch ganze 
Gebietsantheite in ungetheilter Gemeinfhaft mit am 
dern Patrimonialherrſchaften beſitze, und nian ſieht nun mit 
geſpannter Aufmerkſamkeit der Entſcheidung entgegen: ob 
auch dergleichen ganze Gebletsantheile mit in‘ die Kategorie 
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derjenigen‘ Ggpenffinden gezogen werbden, wotauf bet König, 
die Berichisbarfeit ih ganz allein zueignete. Mehrere Par 
trimonialherrſchaften würden im bejahenden Gele gauz um. 
alle Gerichtsbarkait gebracht werben. Unter andern Patris 
monialherrſchaften würden inabefondere Die Beſitzer der 
Grafſchaft Limpurg, von weicher die Regenten Würtemberge 
feit 1780 mehrere Parzellen erkauft haben, fehr viel leiden: 
namentlich. die Fürſtin von Solme-Braunfels, weiche bie 
eine Hälfte eines Theile der Grafſchaft LimpurgGeildorf 
von ihrer Groemutter ererbet hat, würde ſodaun ganz um 
ihre Jurisdiktionsgerechtſame fommen, indem die amdere 
Halfte dieſes Antheils der König von Würtemberg in unge 
theilter. Gemtinſchaft beſitzet. Es mußte derfelben dieſes Er⸗ 
eigniß deſto empfindlicher fallen, weis ihr Urgrocoheim, der 
Graf von Solms-Aſſenheim, aus beſonderer Rück 
ſicht für den Herzog Karl von Würtemberg nicht nur 
für feine. Perſon von dem ihm. zugeſtandenen Einſtandarecht 
in den ihn von gedachtem Herzog mit den vormaligen Be 
gern der nbengedachsen Hälfte des in Frage ſtehenden Ans 
theils ber Grafſchaft Limpurg:Geitdorf .gefchlefienen Kauf 
verzichtet, fondern auch die andern Meitherrfchaften zu gleis 
chem Entfchluß bewogen Bat, ‚mie enmeldeter Herzog in eis 
nem ums zufällig zur Hand gekommenen Schreiben vom So. 
April 1981 Li C. in ſehr dankbaren Ausdrücken anerkannt, 
und dagegen. die Aufrechterhaltung „der bisherigen Ber 
faffung und der gemeinfhaftliden Verhältniſſe 
auf das feierlichfte zugefichert hat. Da ähnliche Zuſicherun⸗ 
gen auch den ſubrigen Limburgiſchen Herrſchaften ſowohl bei 
jenen als den folgenden Käufern, von den Regenten Wür— 
tembergs, gefchehen find, und. her jetzige Lönig, nach feiner 
ſtrengen Gerechtigkeiteliebe gewohnt if, bie Handlungen ſei⸗ 
ner Vorfahren. pünktlich zu erfüllen, die rheiniſche Bundes— 
akte auch nur bie vorigen Verhältniſſe zum chemas 
‚ Iigen Katfexund Rei, keinegwegs „aber die Verbind⸗ 
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lichkeiten, weihe auf: Privatverträge und innere 
Verhältniſſe der verfchtedenen Staaten und ihrer Bes 
ſitzer gegründet find, aufgehoben und vernichtet hat, fo find 
wir lebhaft überzeugt, daß wir bald. eine, die in Frage fies 
hende königliche Entſchließung erlänsernde, Derfügung unfern 
Leſern werden mitcheilen können. 
8run wie den ganzen Gang: und die herſchledenen 
Epochen, weiche die Jurisdiktleneverhültniſſe der Mediatiſie⸗ 
ten: uimſerer obigen Erzählung. nach im Würtembergiſchen 
bisher gehabt Haben, noch einmal Überfchauen, fo finden wir, 
daß die koͤnigliche Entſchlireßungen ihre erften Abweichungen 
von der rheiniſchen Bundesafte "successive immer von 
ſelbſt micher ’gesinger gemacht, und fich endlich am tem 
März 1807 dem wahren ˖ Sinne: der rheiniſchen Wundesafte 
ganz angenähert haben, und wir werben daher gewiß nicht 
zu viel wagen, wenn tie einer Neränderung. der neuerlich 
eingetretenen Verfiigungen entgegen fehen. 

(Wie wlirben wir nicht vohnehin die Belehrung 
darüber verdanken), warum auf den Jurisdiktions⸗Gerecht⸗ 


ſamen der Mediatiſirten ein fo gar’ groſes Odium ruhet: 


Ganz abgeſehen davon, daß die Mediatiſirten nir 
gend etwas gethan haben, mas fie des Verluſtes dieſer Ges 
rechtſame ſchutdtsg gemacht hätte, fo warnet ſchon Montes 
quien in ſeinem vortrefflichen Werke: De TEsprit des 
Loix. L..a. °C. 4. gegen. bie Aufhebung der Pateimonlab 
Jurisdiktionen. Er fast uns daſelbſt: 

»Il y a des gens qui avoient imaginé dans quelques 
»Etats en Europe d’abolir toutes les Justices des 
»Seigneurs. Ils ne voyoient pas qu’ils vauloient faire 
»ce que le Parlement d’ Angleterre a fait. Abölisses 


»daus une Monarchie les Prerogatives des seig- 


sneurs, du Clerge, de la Noblesse-et des: Villes; vous 
»aures biehtöt un Prat populane, ou bien un Etat 
» despotigue,«. .. . ey 


) 


/ 
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»Les Tribunaux d’an grand Etat en Europe frap- 
»pent sans cesse depuis plussicurs siecles la jurisdic- 
».tion patrimontale des seigneurs et 'sur V'Enclesiasti- 
»ques. Nous voulons pas censurer des Magistrats si 
»sages; mais nous daissons a decider jusqu’a quel 
»point la constitution peut .etre changeıs 

Möchten doch die Gemiichaber der jetzigen Zeit biefem 
vortrefflichen Lehrer der Politik nicht nur in deu hier bes 
rührten, fondern iiberhaupt" in allen librigen - Verhättniffen 
mehr Gehör geben, und ſeine Lehren auf ihre Stnatsopera⸗ 
tionen anwenden, fo koͤnnten wir deſto getroſter der Zukunft 
entgegen. ſehen, und hoffen, daß die Runden, . weiche bie 
neueſte Staatsummälzung unſerem dentſchen Vaterlande ges 
ſchlagen hat, bald vernarben werben! oo 


un 





. Lit. A. 


Wir Friederih, von Gottes Gnaden Rönis von 
ürtemberg, ꝛc. ꝛc. 


entbieten Unſern lieben und getreuen Dienern, Vaſallen 
und Unterthanen Unſere Königliche Snabe. 

. Wir finden fir nöthig, für die Gefammthelt Unferer 
gu einem Ganzen vereinigten alten und neuen Staaten eine 
durchaus gleichförmige Staaucderwaltung anzuerdnen und 
feſtzuſetzen, und haben daher beſchloſſen und beſchließen wie 


ige: 

j Die oberſte Staatöbehörde im Königreice ir 
das Königliche Staateminifkerium. | 
den Chefs ſämmtlicher Departements und denjenigen. gs 
gliedern, welche Wir auſſer dieſen noch zu ernennen für 
gut finden. 

$. 2. : Es find‘ 6 Departements: . 

n) das Departement ber aufwärtigen Angelegenheiten, 
2) das Departement des Innern, 5) das Juſtizdepartement. 
4) das Beirgsbep artement, 5) das Finanzdepartement, 6) das 
Geiſtliche ——— 

$. 3. Das ent „pet auswärtigen Angelegens 
heite unter der nenne Sabineräminifterium , Ka zu 
heforgen: ale Verhandlungen mit Auswärtigen, die Aufr 
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scchtbaltung und genaue ung ber KeRetenten Traftas 
ten, die Eorrefpondenz mit auswärtigen Miniftern, die Aug 
fertigung der Öffentlichen Correſpondenz des Könige mit ans 

dern Regenten und Souvernements, Die Angelegenheiten des 
Könialihen Hauſes, das Ceremoniel mit Auswärtigen, das 
Ceremoniel im Innern, die Direction des Poſtweſens, Drs 


densangelegenheiten, Standeserhöhungen, die Verwendung 


für die Königlichen Unterthauen im Auslande, Ausfertigung 
von Päſſen und Beurfundung von Dorumenten, die für 
daffelde beſtimmt find. 

. 4 :Das Departement des Sinnern umfaßt das pos 
figepläche, ſtaatswirthſchaftliche und Regiminalfach nach den 
weiter unten folgenden näheren Beſtimmungen. 

. 5. Zu dem Meffore des Juſtizdepartements gehöre 
das uftigwefen in feinem ganzen Umfange. Es führe die 
Oberaufſicht Über fanımtlihe Civil nnd Criminalt Juſtizſtel⸗ 
len, über Advocaten und Notarien, und beſchäftigt ſich mit 
dem Vortrage neuer Geſetze und Verordnungen, in ſo fern 
on rechtliche Verhältniſſe und die Suftizpflege Bezug 


en. 
$. 6. Das Kriegsdepartement beforgt alles, mas zu 
Militaireinricheungen im Allgemeinen gehört. 

. Das Binangdepartement begreift unter fih: als. 
les, was ſich auf Staatseinnahmen, fie mögen Namen has 
ben, weiche fie wollen, bezieht, die. Oberauffiht itber die 
Haupt-Staatskaffen, iiber das Rechnungẽweſen, und über alle 
Staatsausgaben nach dem zu beſtimmenden Finanzplane, 
Verbeſſerung der Landesadminiſtration in Finanzſachen, die 
Oberaufſicht Über das Forſtdepartement, Balinen« und 
WBergwerksdepartement, Über das Münz⸗ und das Poſtwe⸗ 
fen, in fo fern in Bezug auf das Leztere von Einnahmen 
und Ausgaben die Rede ift. 

$. 8. Zu dem Geichäftskreife des Geiſtlichen Departes 
ments gehört der Cuttus, ſowohl der enangelifihen,, als las 
tholiſchen Religion, und anderer im Staate tolerirten Ge⸗ 
meinden, das Curatorium der Univerfität, Schulen, und 
überhaupt gelehrte und Bildungsanftalten. 
$. 9. Die Chefs der Departements haben Uns den 
Vortrag bey Beſetzung der darnunter begriffenen Stellen zu 
machen, und m war gemeinſchaftlich, fe nachdem ein Amt in 
et eziehung ımter mehr als ein Depariement . 
gehört. 
$. 10. Die Königlichen Tollegien And angewiefen, die 
ihnen von dem Staatsminifterium zulommenden Befehle 
aufs genauefte zu befolgen, welche durch den Chef des Du ® 


334 


partements und zwey andere eitglieder des Staatemntiui ⸗ 
ſteriums unterzeichnet ſind. 
$. 11., Der Chef eines Departements hat im Staates 
miniiterium”den Vortrag über die zum obenbemerkten Ger 
ſchaftskreiſe gehörigen Angelegenheiten. 
19. 6 werden fo viele geheime Sekretairs anger 
ftellt, alt Departements find. Jeder führt das Protokoll in 
der Seſſion über die in fein Departement einſchlagenden Ge⸗ 
genſtaͤnde, und wird in ber Ausarbeitung von ben weniger 
befchäftigten unterftüßt. Der erfte geheime Sekretair ein⸗ 
pfänge alle sinfommende Sachen, führt darüber ein Dias 
rium, numerirt Die verfchloffenen, und fellt die, an das 
Staatsminifterium, “ohne Bezeichnung des Departements, 
adreffirten dev geheimen Negiftratur, die für einzelne Depar⸗ 
tements gehörigen aber den Sekretairs derſelben zu, welche 
fie dem Chef zur Eröffnung urd Zurückgabe, um das Dias 
tum der Materie nach ſuppliren zu können, übergeben. 
Aufferdem find bey dem Staatsminiſterium angeftellt: 
3 geheime Aichivarii, 2 geheime Negiftratoren, und 5 
geheime Canzelliften. j | 
13. "zu dem Departement der auswärtigen Angeles 
genheiten oder dem Sabinetsminifterium gehören: 
9 Cadinetsminifter, ber DbersCeremonienmeifter ,„ det 
‚Chef vom Büreau ber auswärtigen Angelegenheiten, 3 vor⸗ 
tragende Räthe, 3 geheime Legationsſekretairs, 1 geheimer 
Oberarchivar, ı geheimer Hegiftrator, 3 geheime Lanzelliften. 
' . 14. Das dem Cabinetominiſterium * untergeordnete 
Ober Dofidirektorium befteht aus Ä 
ı Dsen,Poftdireftor, @ Ober Pofträthen, ı Ober: Poſt 
ſekretair, ı Sekretair 1 Canzelliften. 
$. 15. Dem Miniſter des Innern ift ein Senerab 
GSekretair und ein Canzellift zugegeben. Der Geneal:Seche . 
tair empfängt die an den Miniſter bejonders einfommenden 
Sachen, hält ein Diarium darüber, libergiebt die verſchloſſe 
nen jenem zur Eröffnung und Verthellung an die nachgeſetz 
ten Stellen, und kontraſignirt die Expeditionen, welche von 
dem Minifter unterzeichnet werben. 
$. ı6. Der ganze Umfang der zu dieſem Departement 
gehörigen Sefchäfte theilt ſich unter folgende Stellen : 
I) ObersLandesregierung. 
Diefe befteht aus ı Präſidenten, 8 Rüthen, 5 Schu 
tairs 2 Negiftratoren und 5 Canzelliſten. \ 
Zu ihrem Reſſort gehört: das Regiminalfach, beſonders 
die Wahrung der Königlichen Souverainttätsrechte, die Lans 
© pespoligen im allgemeinen, worunter jedoch Die Ortspolizey 
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von den 2 Hauptſtädten Stuttgart und Ludwigsburg nicht 
begriffen ift, die Oberauffücht iiber die Landbeamten in allen 
Fächern, mit Ausichluffe der Juſtizverwaltung, Beftätigung 
der Wahlen zu Magiſtrats- und andern Stellen, Sachen in 
Beziehung auf Auswanderung, Ertbeilung Des Unterthanen⸗ 
and Bürgerrechtd, Bevölkerungstabellen, Gefängniſſe, Zuchtr, 
:Arbeitss und Waifenhäufer, Armenanftalten, Zünfte und 
Handwerker, Brandaffeturation. 
$. 17. Den Lehenhof bilden der Minifter des Innern 
als Lehenprodft, und 2 Referenten in Lehensiachen; dazu ges 
‚hören 1 Sekretair und 1 Regiſtrator. Die Belehnungen 
ſelbſt aber gefchehen vor der Ober: Landesregierung in Gegens 
wart des Minifters des Innern. 

$. 18. Eine befondere Direktion beforge den Strafs 
fen, Brüden- und Wafferbau, Marſch- und Eins 
quartierungsſachen. Sie befteht aus 
ı Direktor, 2 Nähen und a Kunftverfländigen in Bes 
ziehung auf den Brücken⸗ und Waflerban, ı Sekretair, x 
Caſſier, a Canzelliſten. | 

$. 19. Zu Verfehung der auf die Mediginalans 
falten und das Sanitätswefen Überhaupt füch bezies 
henden Geſchäfte beſteht ‚eine Befondere Direktion in 
2 Räthen, den wirklichen Leibmedicis, 2 Leibchirurgis 
und a Thierärzten,, welche ı Sekretair und 1 KEanzelliften 
. erhalten. 5 

6. 20. U) Dber:LandessDelonomielollegium. 
Es har das faatswickhfchaftlihe Fah im Allgemeinen 
unter fi, dazu gehören befonders: Commerz und Landess 
kultur, Manufakturen und Fabriken, die über diefe Gegen⸗ 
:ftände eintommenden perlodifhen Tabellen und Werichte, 
Geſtüte und Schaafzucht, Dekonomie der Communen, pio- 
rum Corporum und Spitäaler, das Oekonomiſche der Uni⸗ 
verfitäe, weldes vom Staatsminifterium dahin zu geben ift. 

$. 21. Diefes Collegium befteht aus 

ı Direktor, 6 Räthen, 6 Nechnungsräthen, 4 Sekre—⸗ 
tairs, ı Regiftraror, 4 Canselliften. 

Nah Beſchaffenheit ner Gegenflände wird der Minifter: 
des Innern oder der Direktor KHandlungsverftändige , die 
Direktoren der Fabriten und Manufakturen , und Überhaupt 
Sadverfrändige in fonftigen Fächern beyziehen. 

R u $. 22. Das Königreich iſt im folgende 12 Kreiſe ges 
theilt: 

a. Kreis, Heilbronn. 2. Kreis, Ludwigsburg. 3. Kreis, 
Stuttgart. 4. Kreis, Maulbronn. 5. Kreis, Schorndorf. 
6. Kreis, Urach. 7. Kreis, Rotenburg. 83. Kecis, Calw. 
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Kreis, Rottweil. 10. Kreis, Tuttlingen. 11. Kre:«, 
Feoiefalten. 192. Kreis, Ellwangen. | 

Die zu jedem Kreife gehörigen Aemter und Drtichaften 
behalten Wir Uns bevor, hienächſtens bekannt zu madıer. 

6. 25 Es wird eins zweckaräßige Eintheilung ud 
Wereinigung der Ober: und Stabsämter, Steuereinnehme⸗ 
genen, Kelleveyen, Verwaltungen u. f. w. nach und nach ges 
teoffen werden. 

. 24. Die unter ber Kreiseintheilung Begriffenen, 

Gisher zu: der fogenaunten Kammerſchreiberey, nun zur Hofs 
und Domainenlammer gehörigen Aemter und Drte find nur 
in Beziehung auf Negiminab, Juſtiz⸗ und Polizeyadmini⸗ 
ftration zu den Kreifen gerechnet. Die Einkünfte davon 
werden nach wie vor unmittelbar au die General Doniainens 
kaſſe eingeliefert, und auch dahin die Rechnungen geftellt. 

$. 25. Jedem Kreiſe iſt ein Kreishauptmann vorge 
ſetzt. Demfelben wird ein Aktuar zugegeben, der Rechts⸗ 
tenntniffe haben mul, und gegen Uns in Pflichten genom⸗ 
men wird. In allen Regiminat:, Polisey: und flaarswirths 
ſchaftlichen Sachen, alfo mie Ausichluffe von Gegenſtänden, 
die fih auf die Mechtspflege beziehen, ſenden die Beamle 
ihre Berichte au den Kreishauptmann, welcher, wenn er 
nichts dabey zu erinnern findet, fie blos mit feinem vidit, 
im entgegengefeßten Kalle aber mit feinen Bemerkungen bes 
gleitet, und an die höheren Behörden abgehen läßt. Seine . 
Verrichtungen beziehen fi hauptſächlich auf odgenannte 
Segenitinde im Umſange des ihm um:ergevenen Kreiſes. 
Insbeſondere beforgt er Strafienfahen, Zeuer:, Löfch:, Ars 
men, Bertels und Überhaupt Sicherbeitsanftalten. Er dirw 
girt das Marfchweien und die Eonfcription. Die zu dem 
Keeife gehörigen Beamte ſtehen unter ihm, über deren 
Amtsführung überhaupt ihm eifie firenge Aufficht zu führen 
sbliegt. Ein bedeutender Theil feiner Verrichtungen wird 
in Commiſſionen beſtehen, weiche ihm von den obern Behörs 

den werden libertragen werden. 

ü $. 26. Die adelihen Büter gehören zu demjenigen 
Kreiſe, in dem fie gelegen find, oder an welchen fie mit 
dem größten Umfange anfloßen. Bon den Beamten, Geiſt⸗ 
Cichen, übrigen Dienern und Hinterſaſſen des Adels wird die 
Auldigung Unfern Königlihen Beamten abgelegt. Die 
Rittergutsbeſitzer ſchwören den Eid der Trene uud des Ges 
borfams entweder zu Stuttgart vor dem Minifter des Ans 
nern oder vor dem Kreishpauptmanne. Sie fliehen in feiner 
pölltiihen Verbindung unter fich. 

6. 27. Die Nittergussbefiger bleiben. im Beſitz und 
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Gennſſe chrer iäher rechtmäßig Seropenen anitäferklichen 


und andern Reveniien. Jedoch gebühren Uns alle weſent⸗ 
liche Negalten,:befonders auch Zoll, Aceis, Umpeld , fo wie 
Bus Chauffeegeld, letzteres gegen Uebernahme der Chauſſee⸗ 
often. | 
N Wo jedoch das Umgeld aus irgend einem giftigen 
Rechtstitel ober durch unvordenkliche Verjährung ermeistich 
hergebracht ift, wird wegen defien Vonififation nach einen 
billigen Durchſchnitt eine Uebereinkunft getroffen merden. 
Eben fo wird denjenigen Sutsbefißern, welche ſonſt ein nug? 
bares Regal, auſſer obgedachten, auf eine rechtsbeſtändige 
Weiſe befigen, foihes unter der Höchften Aufficht belaſſen, 
und im Falle Hierinn irgend eine abandernde Maaßregel 
eintreten follte, eine Vergütung bes jährlichen nach einer 20s 
jährigen Bilance zu berechnenden Ertrags zugeſichert. z 
. Die Inngeſeſſenen adelicher Güter genießen die 
Rechte und Vorzüge Unſerer Übrigen Königlichen Unters 
thanen, und find denfelden Pflichten unterworfen, alles unter 
en in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen siäheren Bes 
ſtimmungen. In Abfihe der Militairpflichtigkeit, der Eins 
guartierung und Militairfrohnen find fie den Königlichen 
Unterthanen völlig gleichgeftelle, auch in der Pegel der 
Nachfteuer und dem Abzuge unterworfen, fo wie die Nitters 
gutsbeſitzer ſelbſt mit ihren Angehörigen, wenn das Vermö⸗ 
gen in einen Staar erportire wird, mit welchem fein Frei⸗ 
zügigfeitsvertrag befleht. ' 
$. 29. In Beziehung auf gedachte Büter hängen bie 
Ertheilung des Landes Unterthanenrechts, der Erlaubnii zum 
Auswandern, die Eonceffion zu Erbauung neuer Gebäude 
und Anfledlungen, zu neuen Gewerben, Krämereyen, raus 
bäufern, Brannteweinbrennereven, Wirthshäuſern, alle Eins 
richtungen des Salzverfaufs, fo wie Überhaupt, der oberen 
Landespoligey ‚gänzlich von Uns ab. BE 
. 30. Die Nirtergutsbefiger ſelbſt nebft ihren Anger 
hörigen find den Geſetzen und Landesftellen eben fo, wie ans 
dere, ohne einen Vorzug unterworfen, auſſer Daß, fie ein 
— privilegiatum haben, welches weiter unten bes 
mme if, | U 
$. 33. Wir werden für die Nittergutsbeflger, welche 
feine Hof⸗ oder fonftige Stellen befleiden, auf ihr unterchas 
nigftes Bitten eine eigene Uniform beftimmen, auch denjeni⸗ 
gen, welche bisher zu Tragung eines Ritterordens berechtiget 
waren, eine in den Zeichen abgeÄnderte Decoratign „vers 


6. 32. Sämmtllche Rittergutsbefiger find von’ Perſo⸗ 
2), 
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nalſtenern bafreyt, hingrgen von ſonſtigen Abgaben nicht, 
und von den gewöhnlichen Grundſteuern nur in Abficht ſol⸗ 
her Güter, welche erwiefenermaflen fehon vor Go Jahren 
ein eigentliches adeliches ſteuerfreyes Hofgut zuſammen bils 
deten; die Freyheit von Einquartierungen finder für Nitters 
gutsbefiher in Zeiten des‘ Kriege, ben Lagern, und überhaupt 
zu Königliche Truppen zuſammen gezogen. werben, nicht 
tatt. ' t 

6. 85. Den Rittergutsbefisern wird die Forſt⸗ und 
Aagdgerichtebarkeit, mo fie ſolche erweislich hergebracht und 
ungeftört ausgeübt haben, in ihren eigenen gefchloffenen 
Jagddiſtrikten, und über ihre eigene fowohl, als die zum 
Rittergut gehörigen Communmwaldungen, zur Ausitbung nach 
: den Königlichen allgemeinen Korft: und Jagdgeſetzen, und 
unter Dberaufficht der Königlichen Oberforſtäͤmter und geeig⸗ 
neten Departements und Collegien, gelaſſen. 


$. 34 Dem Chef des Juſtizdepartements f, wie dem 
Minifter des Innern, ein Generalfefretair und ein Canzelliſt 
zugegeben. jener hat in Abſicht feiner Funktionen das 
nämliche zu beobachten, was dem Generalfetretair von dem 
Departement des Innern in Beziehung auf daſſelbe vorges 
ſchrieben If. . | | 


$. 35. Der Juſtigzminiſter hat bey der Oberaufſicht 
über ſammtliche Civil⸗ und Criminal Juſtizſtellen befonders 
ſein Augenmerk darauf zu richten, daß jede Inſtanz in dem 
vorgeiipeinbenen Sange ihrer Geſchäfte und Verrichtungen 
e. 


Ale Klagen Über verzögerte Juſtiz müſſen zuerſt an 
ihn gebracht werden, und erſt dann, wann feine Abhilfe 
von feiner Seite gefchieht, darf man fi deswegen an Uns 
unmittelbav wenden. 


Wenn dergleichen Beſchwerden tiber Verzögerungen oder 
Saumfeligkeit nnd Nachläffigkeit der untergeordneten Stellen 
oder Perſonen vorfommen, fo wird der Miniſter die Bes 
ſchaffenheit der Sache ſogleich ernftlih unterfuchen, und nach 
Umftänden, wenn die Klage gegründet iſt, entweder Verweiſe 
geben, oder befonders aggranicende Bälle zu Unferer 
Kenntniß dringen, um mit fchärfern Windungen flufenweiie 
von Geldftrafen, weiche bey folhen Gelegenheiten ad pios 
asus verwendet werden folltn, bis felbft zur Dimiſſion vors 
gehen zu fünnen. | 

$. 36. Unter dem Juſtizdepartement fichen folgende 
Eollegien: . . FR 
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1. Das ObersAppellations: Tridunal, 


Hiezu gehören: ı Präfident, ı Direktor, 8 Ober Trek 
bunalsräthe, 2 Sefrerairs, a Canzelliften, 1. Pedell, ı Bothe, 
Es entſcheidet als oberfte Juſtizbehörde ale Tiv I Juſtiz⸗ 
sa in letzter Juſtanz und bilder zugleich die Hevifionss . 
ehörde. 
| $. 37. Mündliche Vorträge der Parchenen finden bey 
biefem Teibunale nicht Start. Es werden fchriftliche Appel 
lationslibelle eingereicht, und es dürfen neue Gründe und 
Beweiſe im Appellationsprogeffe gebraucht werden. 

4. 38. In geifetdaften „ wichtigen und meitläuflgen 
Fällen wird dem Referenten ein Loreferent zugegeben, deſſen 
Wahl von dem Präſidium abhängt. In eben foldhen Fallen . 
. zielulicen die Akten weiter bey dem Präſidenten und noch 
einem Rathe, der durch jenen beſtimmt wird. 

. An das Ober:Appellationstribunal wird von 
dem zwenten Senate des Ober⸗Juſtizkollegiums in Sachen, 
die mehr als den Werth von 900 Gulden betragen, oder 
welhe die Ehre , Gerechtſame, oder das ganze Wermds 
gen einer Parthie betreffen, appellirt. In legtztgedachten 
Fällen, oder wann der Belang der Sache die Summe von 
1500 Gulden überſteigt, darf die Neviſion, nach vorgängi⸗ 
ger Hinterlegung der Suecumbenzſumme von 100 Reichstha⸗ 
lern (den Fall der gerichtlich beurkundeten Unvermdgenheiz 
ausgenommen, wo Die Reviſion auch ohne Diele eriegte 
Summe fhatt finden kann) ergriffen werden, welche ſodann 
nad Angeordneter Veränderung der Referenten, von eben 
diefem Tribunale vorgenommen werden wird. 

Mach der auf diefe Art nefällten Sentenz findet nur in 
dem aufjerordentlihen Falle eine weitere Verhandlung flatt, 
wenn Wir Uns nad, unmittelbar eingelommener Beſchwer⸗ 
de einer Parthie, na Befund der Umſtände, bewogen fins 
den, ein befonderes Caſſationstribunql niederzufeben , um big 
Sache in endliher Inſtanz ohne Geſtattung fernever Rechtes 
mittel zu entfcheiden. | 
Wenn übrigens bey dem eräriffenen Rechtémittel der 
Heviflon wegen tnvermögenheit keine Summe hintetlege 
worden, und die Parthie offenbar Als muthwilliger oder 
verwegener Kläger ericheint, fo Toll die Strafe einer 14tägi⸗ 
gen, oder nach Beſchaffenheit der Umſtände länger dauren⸗ 
den Incarceration gegen diefelbe erfannt werden. 


9. 40. ID) Ober-Juſtizkoltegium. 
Diefes helle fih in a Senate. Dar erſte Senat bes 
forgt das Criminalfach, beſtimmt den Ball, wo Gantprazefe 
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fact finden follen, und Gehendeit die dahin gehörigen Strafr 
t. 


Derſelbe beſtehet aus ı MPräfldenten, 8 Räthen oder 
Aſſeſſoren, a Sekretairs, 1 Regiſtrator und 2 Canzelliſten. 
. 41. Von dem erſten Senate werden alle Straffälle, 
bey denen unter und bis auf 3monatliche Zuchthaus⸗ und 
Feſtungeſtrafe erfannt wird, ohne weiteres Anbringen erle⸗ 
digt, eben fo Seldftrafen, welche jedoch fo fparfam wie mögs 
- ih zu wählen find, Bis inclufive 100 Thaler. 

£egalftrafen werden ohne weiters von diefem Senate 
erkannt, fo wie endlih Commiſſionsberichte, weiche höhere 
Straffälle betreffen, zur weiteren Verhandlung dahin ver; 

wiefen werden. 
—,9. 42 Wenn Jemand, gegen welchen der erfte Senat 
eine Strafe erkannt hat, ſich darüber. befchweren gu können 
glaubt, oder um deren Nahlaß, Verminderung oder Ber 
. wandlung einfommt: fo iſt von Seiten des Senats der 
Sal jedesmal dem Juſtizminiſter vorzulegen, welcher dann 
benfelben zur höheren Entfcheidung bringt. 


45. Zu dem Gefchäftsumnfange des jwenten Senats 
gehören alle Civil-Appellationsgegenfände , welche von den 
Oberamtey⸗, Stadts und Patrimonialgerichten dahin gebracht 
werden, bie Leitung der Prozeſſe Bey den untern Gerichts: 
ftellen, ferner Ehefachen, Wechfelfachen und Lehensprozeffe. 
Für die erimirten Perfonen bilder dieſer Senat in Abficht 
der. Gerichtsbarkeit Die erfte Inſtanz. Er beftcht aus 
... Präſidenten, 10 Räthen ‚oder Affefforen, 4 Sekre⸗ 
tairs, ı Megiftrator und 4 Canzelliſten. Pr 
44. III) Die Oberaufficht über das gefammte Pu— 
pillenweien iſt einem befondern Coflegium, dem Königlichen 
Tutelarrathe übergeben. Derſelbe beficht aus 

1 Präfidenten, 5 Ober⸗Juſtizräthen, ı Tutelarrathe, 4 
Rechnungsverſtändigen, 1Sekretair und 2 Canzelliſten. 

$. 45. Die hienach bemerkten Untergerichte wenden 

fih In Fällen, wo Confllia eingeholt werden, entweder an 
die Juriftenfacultät in Tübingen, oder an eines der Confus 
Ientenfollegien, wovon das eine Stuttgart, das andere im 
Tübingen errichtet wird , und jedes aus 7 Juriſten beftcher, 
deren Einem die Direktion Übertragen wird. Dagegen iſt 
gedachten Gerichten unterfagt, fich an einzelne Nechteögeiehrte 
oder an auswärtige Facaltäten zu Einholung von Gutachter 
zu wenden. : ‘ WVB 
946. Die Dorf: und Stabtigerichte bleiben vor der 
Hand an denjenigen Orten, mo fle Dergsbracht find. _.. 


\ 
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: Ye Hehälten Uns jebach” vor, dießfalls "eine siietmäßk 
gere Einrichtung feiner Zeit zu treffen. ! 

6. 47° Die Stadtgerichte entſcheiden alle Angelegenhels 
ten, die ſich bis auf 50 Gulden incluſive belaufen, ohne daß. 
dieffalls eine weitere Appellation ſtatt finden ann. In 


SDaachen aber, fo fi darlider belaufen, wie auch in folchen, 


weiche Ehre, Gerechtſame, Gülten und Nechte Überhaupt, 
ingleichem das ganze Vermögen einer Parthie betreffen, kann 
an den zweiten Senat des Ober-Juſtizkollegiums appellirt 
werden. Hingegen ceffiren von nun an alle: Appellationen 
an die Stadtobergerichte der drey Haupiſtädte' Stuttgart; 
Tübingen und Ludwigsburg. ' 
28. 48. Weber die Stadtgerichte hat der Oberamtmann 
die Führung der Direktion ſich ernfilih angelegen feyn zu 
iaffen, und iſt Uns derſelbe vorzüglich für fchleunige und 
unpartheyiſche Juſtizpflege "verantwortlich. Um Tchriftliche 
Projeſſe fo viel möglich zu vermindern, und. Streitigkeiten 
auf dem Wege der Güte zu ſchlichten, wird ſich der Ober⸗ 
amtwmann nach der im folgenden 6. enthaltenen, hierauf ſich 
beziehenden Vorſchrift richte. 
— In Anſehung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit 
wird in. Aemtern, mo. Beine Stadtgerichte befindlich find, die 
Rechtspflege in erſter Inſtanz von dem Dbers oder Stabes 
Amtmanne mit Zugiehung und in Beyſeyn bes Amtsſchreit. 
Bers als Aktuars, und zweher Urfundsperfonen, wozu ek, 
awey der tauglichfien Magiſtratsperſonen oder Schultheißen 
zu nehmen bat, an den von ihm am befkimmten Tagen abe 
zubaltenden Amtstagen ausgeübt. 006 
In ſehr bedeutenden Sachen, wo nämlich die Größe 

oder die Wichtigkeit des ſtreitigen Gegenſtandes, oder Die. 
Auseinanderſetzung ſchwerer und verwickelter Rechtsfragen es 
nothwendig machen, hat der Bramte nicht ſelbſt zu entſchei⸗ 
den, ſondern entweder von Amts wegen, oder auf Verlan⸗ 
gen der ftreitenden Theite, die Akten entweder an die Juris 
Benfacut t in Tübingen,: oder an eines ber oben erwähnten 
Eonjufentenkolkegien zum Spruch Nechtens zu fenden. In 
geringern Fällen hingegen z. ©. bey Injurien, Schuldkla⸗ 
- gen ıc. in welchen eigentliche Prozeßſchriften nicht gewechſelt 
werden, find die amtlichen Beſcheide zu vollziehen, fo fern 
nicht einer der flveitenden Theile fogleich oder längftens im 
drey Tagen um fürmiche gerichtlihe Verhandlung der 
Sache bittet. | u 
Der Oberamtmann hat bie Parthien, welche zu einem 
ſchriftlichen Prozeſſe zugelaffen werden wollen , erſt vorzubes 
fcheiden, ihren‘ Streitpunft genau zu beflimmen, und ſich 


Ex 
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Rüde zu geben, den Prozeß bush einen Vergleich abzu⸗ 
ſchneiden. Das hierüber zu führende, und von den Ur—⸗ 
kundsperſonen und Parthien zu unterfchreibende Protokoll iſt 
den Prozeßakten anzuſchließen. In allen dieſen Fällen be⸗ 
zahlen die Parthien die hergebrachten Sporteln, welche aber. 
von dem Oberamte der Herrſchaftlichen Caſſe zu verrechnen 
und wovon die zwey Urfundsperfonen nach dem vorgefchries 
benen oder in bergleihen Zällen ſonſt üblichen Maaßſtabe 
gu belohnen find. 

Der Gerichtszwang erſtreckt Ach Über den ganzen Bes 
zirk des Der ; oder Stabsamts, und mo, wie gedacht, feine 
Stavıs oder Dorfsgerichte eingeflühre find, hat, der Obers 
oder Stabsamtmann das Recht, die actus voluntariae 
Jnrisdictionis auszuüben. 

In Abſicht der Appellation von dieſen Oberamtsgerich⸗ 
gen und der Appellationsſumme gelten die nämuchen Beſtim⸗ 
mungen, wie bey den Stadtgerichten. 


6. 50. In Straffällen dürfen die Ober⸗ oder Stabs— 
Beamten bis auf 10 Thaler und bis auf 8 Tage Incarcera⸗ 
tion erkennen, 

Sn Krankheits: oder Abweienheitsfäflen ift der Ober⸗ 
Amtsaktuar der aefekliche Amtsverweſer. Derfeibe rhuß ſich 
aber vor feiner Annahme, vie fo wie feine Belohnung und 
Enttaffung dem Beamten überlaſſen bleibt, der weiter unten 
angeordneten Prüfung unterwerfen, umdb gegen Uns durch 
ben Kreishauptmann in Pflichten genommen und beeidige 
werden, welchem letzteren auch jebe Weränderung mie dem 
Aktuar zeitig auzuzeigen iſt. 

6, 31. Wo adeliche Patrimonialaerichte beſtehen, üben 
dieſe die Etvitgerichtsbarkeit in erſter Inſtanz aus. 


Von denſelben wird, wie von den vorgedachten Anters 
gerichten, unter. gleichen Bellimmungen, an den zweuten 
Senat des Ober⸗Juſtizkollegiums appelliert. 

Die anzuftellenden Juſtitiarien müſſen vorher fi einer 
Drüfing über ihre Kenntniffe und fonftige Qualitäten auf 
bie hienach beſtimmte Art unterwerfen, die höchfte Confir⸗ 
mation abwarten, und befonders dahin verpflichtet ‚werden, 
in allen ihren Amtshandlungen die Königlichen Geſetze, und 
bie ihnen von den Königlichen Randesftellen zugehenden Mers 
sednungen zur alleinigen Nichtfchnur ihres Verfahrens zu 
nehmen. Wer nicht einen eigenen Juſtitiarium dieſer Kt 
Hält, und bie Ihm zuſtehende Civil⸗Jurisdiktion ausüben 
will, hat hiezu mit Vorwiſſen des Königlichen Ober Juſtiz⸗ 
Collegiums zweyten Senats einem benachbarten Königlichen 
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Beamten, oder bereitd beſtätigten Juſtitiario den Auftrag zu 
.erthetlen. “ - “ Ä 
$. 52. In Straffällen iſt bie Befugnif der Juſtitia⸗ 
rien die-näntliche, wie die der übrigen "Königlichen Beamten, 
es wire denn, daß die Drtsherrfchaft ein Mehreres in Ges 
 giehäng auf die Criminal⸗Jurisdiktion hergebracht Härte, im. 
welchem Falle die Einholung von Eonfllien bey den obenges 
nannten- Behörden ſtatt finden, und die Akten vor der Pu⸗ 
blikation und Vollziehung der Strafe an dem erfteg Senat 
Unſers Ober Juſtizkollegiums eingeſchickt werden follen, 
weicher die höhern Fälle gu Unferer Allerhöchſten Geneh⸗ 
wigung vorlegen wird. : © u 
$. 55. Sämmtliche Nittergutsbefiger ſind als Privite: 
aiati in Civil Jurisdiktionsfällen dem zweyten Senate des 
Ober⸗Juſtizkollegiums in erſter Inſtanz, fo wie in Criminal⸗ 
fällen dem erſten Senate deſſelben unterworfen. 
$, 54. Der Kriegsminifter erhält für die Kriegsrachkls 
che und. Militairgefchäfte feine eigene Earl. 
Das; bereits organiſirte Kriegskolleginm beſteht 
aus ı Präfldenten, dem Kriegsminifter, dem Vicepräfidenten, 
zugleich General⸗Intendant, dem jeweiligen Direktor des 
Dbersinangbepartements, » DbersKriegstommiffario, ı Aber . 
Sntenbanten, a Rrieggräthen, 1a’ Rechnungskontroleur, 2 Ser 
kretairs und 2 Ganzelliften. sin ru" - et 
5. 55. "Unter dem Pinanziminifter ſtehen nachfolgende: 
Behörden, von"weichen allen er Präſident tft. Um die ftete 
Communikation mit diefen verfchiedenen Stellen zu unterhats 
ten und zu Teldizhtern, find ihnP neben dem General Sekre⸗ 
tair und einem Canjelliſten, befondere zwey Räthe zugeger 
ben, in Vekomdung mit weichef-fegtein er zugleich die Ger 
neral⸗Staatskontrole bildet, und vierteljährig über alle Zwei⸗ 
ge der Finanzadminiſtration einen umfaſſenden Generalbericht 
erſtattet. 3 u * Ä 
| D'Ober⸗Finanzdepartement. 
Es beſtehet aus 1 Direkter, ı Prokurator, 12 Räthen, 
1 Geueralkaſſier mit Sitz und -Stimme im Collegio, weh 
cher 2: Camnmrräche und 2 Buchhalter unter fih bat. ° 
‚ Bu dee Rechenbank, worüber @: Räthe ‚befonders bie 
Aufficht führen, gehören: 24 Cammerräthe, 4 Forſt Cammen 
räthe 12 Buchhalter, - 
zu dem Sekretariat und Schreibtiih: 8 Sekretairs, 3. 
Regiſtratoren für die laufenden Alten, 4 Negiftratoren für 
33: Altena Akten, B Canzelliſten. 
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tn IT) Work sDieeftton © 
Hiezu gehören: 2 Ferfimänner aus ben erſten Tiaffen 

Der Forſtbeamten, ı Juſtizrath, 2 Hofräche, 4 Forſträt he 
mir Sis und © imme, fodann 2 Saekretairs, ı Regiſtrator, 
.3 Canzelliften, 

UI) Dergs, Salinens und Münzbdireftion, 

- 3 Dieetor, ı Juſtizrath, 2 Hof end Finanzräthe, 8 
Bergräthe mir Sitz und Stimme, ı Sekretair, ı Canjzelliſt. 
| IV) Ober Steuerdirektion.. 

ı Direktor, ı Rath aus dem Ober; Finangbepartement, 
8 O er⸗Steuerräthe, ſodaun Sg OverSteuereinnehmer, = 
Commiſſarti oder Cammerräthe, ı Buchhalter, zugleich Se 
kretair, ı Sanzellift. Ä . 

- VW) Landbau⸗Direktion. | 
.Der $inanzminifter führe wie bey den obigen Stellen 
"Me Oberdirektion. | Ä 

2 Mitglieder aus dem Hofdepartement, 4 Näthe, unter 
denen der. Ober Wafferkaustrettior und Inſpektor, ı Hof⸗ 
Baumeifter, und 6 Landbaumeiſter mir Ste und Stimme, 
fodann 4 Baukontroleurs, .a Sekretairs, -ı -Regifirator,, 3 
Canzeiliſten. men nt, 

Vi) Tarı, Bolls und Acceisdireltion, 
welche dis Auffiht und Controle fiber: alle Joll/, Aecier, 
Umgeld:, Grempelpapiep,: Tar-,. Brüsten: umd ‚Chauffeegelds 
Einnahmen füher, beſtehend aus ° I 

.  ı Diteftor, 1 Juſtizpathe, A Finanzräthen, ſodann 4 
Eammerrärhen, 8 Buchhalterg, a Sekretairs, ı Canzelliſten, 
s Zoll: und 2 Accisſchreibern. ae re er 

VI) Renovasions NReviforaf.:. - 

ı Renopationsrath, 4 Unterrenovatoreng. 

$- 56 Die Hof:und Domainenkammer ſteht 
unmittelrar unter Uns, und beficht aus 

a Direktor, 1 Hof: und Domalnenrathe, ı General 
kaſſier, fodann a Kammerräthen und ı Buchhalter. 

. 57. In jedem Krsife wird ein- Sreyerrarh aufge 

ftellt, der dem Kreishauptmanne bengegeben if. Er führt 
vorzüglich die Aufficht über HI” Mechnungen der. Beamten, 
weiche er nach Belieben von Zeit zu Zeir einzufehen hat. 
Aufferdem wird derfelde auch beſonders in Commilftonefas 
chen gebraucht, Die ih das Rechnungs/ und Abgabenfah 
einfchlagen. et 

8. 58. Die Inngefeffenen von abelihen Gütern ents 
richten qanz nach dem Maafiftabe, meiher den Koniglichen 
Unterehanen, iiberhaupt vorgefchrieben iſt, fo wie die Ritters 
gutsbefiger felhft, unter den oben feſtgeſetzten Deſtimmungen 
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alle ditgämelnd Landeslaſten, die Sind? und Gehberbſteuer, 


fo wie ſämmtliche übrige eingeführte indirekte Abgaben, in 

die ihnen anzumelienden Löntglihen Cameraleinnehmereien. 
Die Gteuereinnehmer der bisher fogenannten neuen 

Lande, die Keller, Verwalter , und Überhaupt alle in dieſe 


Kaffe gehörige herrfchaftliche Einnehmer befördern die Eins 


nahmen unmittelbar an die königliche Generalkaſſe des Ober⸗ 
Finanzdepartement zu Stuttgart, oder dahin,’ wohin fie von 
letzterer angetviefen werden," machen aber ‚jedesmal davon 
ben betreffenden Steuerrarhe des Kreifee "die Anzeige, | 
$. 59. Der Chef des geifftichen Departenients erhält; 
wie die vorhergehenden zu feitten 'unmittelsaren Geſchaften 
anen Generalſekretair einen Canzelliſten. 
Von dieſein Departement reſſortiren: 
1) Das Ober s Eonfikorium.. \ 
& führt die Aufſicht über das gefammte evangelifche 
Richens und Schulweſen, fo wie über die dabei angeſtellten 
Diener, auf gleiche Art auch fiber die Übrigen Am Königreis 
che toferirten "Semeinden z und befteht aus 1 Präftdenten; 
i Direktor, 3 weltlichen. 3 geiſtlichen Räthen, a’ Sekretairs, 
ı Regiſtrator 2 Eanzelliſten. 
60. Bei Beſetzung geiſtlicher Steffen hat. der Mit 


. 
aiſter bes Departement, wie die übrigen , ‚me ben Bortrag 


u machen. 
Alle Candidaten werben vor dem Oberkonfiſtdrium exa⸗ 
minirt, und fiber fie ſowohl als fiber ſämmtliche angeſtellte 
Dikame, Pfarter und Vikarien wird jährlich eine Life, unter 
gevifnhaftee Angabe ihres motaliſchen Betragens PVleißes 
und ihrer Tafente vorgelegt. 

6:6. In Abficht‘ ber vormaligen altem rande hat es 
sor der Band bei der Einthellung in 4 Generalate fein Berk 
Bteiben. In Bezug Auf die bisher ſogenannten neuen Lande 
ein weiteres Generalat errichtet‘, unter welchem gungathſt die 
Det anate vom Heilbronn und Hall ſtehen. Dekanate 
Aalen Eßlingen und Reutlingen , iverben unter: Is “Übrigen 
Seneralate vertheift. 

Die General⸗ Superimenbenten führen wi Egaralten 
als Prätaten. | 

6.50. Was die beſtehenden enangelifchen Semtnarien 
betrifft, fo bleibt das thevlogiſche Stift in Dbtugen, unter 
einer zu beffiimmerden zweckmäßigeren Discipfinar s Einrichs 
fung. Bon ben Kloſterſchulen merben die gu Blaubeuren 
und Bebenhanſen aufge oben, und mit den [3 "Dentendorf 
and Maufßtonn: verein 
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8. 65. ) In Anfehung der katholiſchen Kirche Be⸗ 
keht, neben dem Bifchof und deffen Dffictalare, ein befondes 
ver ſogenannter geiffiiher Nash zu Beforgung und 
VWahrung der Spouverainitätgrechte, Derielbe wird mie Q 
weltlichen und ı geiftlichen katholiſchen Rächen beſetzt, und 
hält 2 Sefrerair uns 1 Canzellıften. 

.. 64 IL) Für dee Kuff cht über ſammtiiche Lehe⸗ 
oenſtaiten, beſonders in Beziehung auf die wiſſenſchaftlichen 
Facher, iſt eine eigene Studien Oberdirektion beſtellt; 
ſolche beſteht aus ı Präſidenten, 8 weltlichen Räthen, x 


re Rathe, ı Sekretair und 2 Canjelliſten. 


Die zu adelihen Gütern gehörigen Kirchen 
und Schulen find an alle in Anſehung der fie betreffenden 
Gegenſtände ergehende königliche Anordnungen gebunden, 
und den dazu beſtellten Behörden in gleicher Maaße unters 
—X wis fAmmtliche Kiechen und Schulen des König⸗ 
r 
Die Rieter gutsbeſttzer ſollen nur. da, wo ſie das Patro⸗ 
natrecht hergebracht haben, dieſes ferner durch Ernnennung 
des Subjekte zu Pfarreien und Schulen aurbem, die Er⸗ 
nannten aber, weiche Lanbeseingzbohrne ſeyn müſſen, von 
der vorgängigen Prüfung, und. zwar bis eyangelifchen vor 
Unferem Oberkonſiſtorinam, Die Sarholifchemaber vor dem 


Biſchoße -und: defien Officialate anter MUnferer Höchſter 


Oberanffiht, und endlich von Unferer jedesmaligen Kons 
ſrematien ab 


6. 66. Wer als Kandidat zu. iegend einer Stelle, joy 

u in welchem ˖ Fache 06 tolle, auftritt oder befördert werden 
mia. Juſtittarien, Advokaten,: Notarit —E 

er oe bRitnten. ingleichem alle Eormmundiener, 
welche Sennenigp.aus dem jneififchen oder dem Nechnungs⸗ 
fache befitzen müſſen, find verbunden, fi) vorläußg einem 
Ersmen -zu untarmerfen.: Der Kandidat meldet fd) bei dem 
Miniſter des ‚betreffenden Departement, welcher aus demfels 


- den 2: Räthe wähit, und ſie nach Zeit und Umſtänden Ans 


dert; deen or die Prüfung überträgt, wobei jedoch Seine 
Belohnung der Examinatoren ſtatt finden ſolle. Die nad 
ben: Befulsete muszuftellenden Zengniſſe werden von dem 
Minifter und jenen 2 Räthen unterzeichnet, und außerdem 


noch Über die eraminirten Qubiekte Liſten nach einem beſon⸗ 


dern noch gu entwerfmden Schema-geführt,. und foldhe bei 
den Vorträgen in Dienfterfegungsfällen zu Grunde gelegt. 

. Alle bis jebt in dem feither fogenannten alten 
und neuen. Landen. befichende Collegien, Deputationen: und 
permanente Commiflionen, Die zu Ku Canzlei im Allgenıehs 
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nen gähören , And nach ihrer gegenwärtigen Form aufgeho⸗ 
ben, und der Geſchäftsgang richtet ſich ganz nad) den .nies 
dergeſetzten Behörden, und zwar vom 1. May diefes Jahrs 
an. &ämmtliche vorangeführte Stellen haben ihren Sig 
in Unferer Löniglihen Nefidenzfiade Stuttgart, mit. Aus 
nahme des Dberappellationg ; Tribunals, weiches zu Tübin—⸗ 
gen, und des erfien Senats des Oberjuftiz ; Eollegiums, wel⸗ 
her in Eßlingen niedergefebt wird. rn 
Die bisher beftandenen adelichen und gelehrten Banken 
inden nicht mehr ſtatt, und die Räthe ſitzen nach ihrer 
mis Auciennete.. W 
. 68. Die geſammte Maſſe der vorhandenen Akten 

wird unter den verſchiedenen Stellen nach ihren befonderen 
Bellimmungen‘ -vertheilt, nachdem vorher die älteren, auf 
welche nie oder nur felten recurrirt wird, Davon abgefonderet 
feyn werden. Auf die Hinwegſchaffung der ganz veralteten 
und entichleden unbrauchbaren iſt vorzligliche Rückſicht zu 
nehmen; Bingegen ift von fämmtlichen dlteren, etwa noch 
brauchbaren Aften ein Hauptbepot zu formiren, worüber ı 
Archivarius und @ Negiftratoren geſetzt werden. | 
$. 69. In Abſicht der im Geſchäftsgange öfters erfors 
derlichen Communikationen verſchiedenes Stellen unter ſich 
wird verfügt, daß nur in wichtigen und weitläufigen Sachen 
die Communikatian ſchriftlich geſchehe. In minder wichti⸗ 
gen Angelegenheiten aber wird ber Referent derjenigen Stelle, 
wo die Hauptſache verhandelt wird, bei der andern, mit 
welcher die Communikation zu pflegen iſt, über den einſchla⸗ 
genden Punkt, worüber die Vereinigung erzielt werden ſoll, 
xeferiren, und erſt wenn dieſe nicht ju Stande kommt tritt 
bier der Fall der ſchriftlichenCommunikation: gu weitere 
Discuffion des Gegenſtands aim: ’ on 
90. Die Präſidenten und Direktoren der Gpllegieg 
haben ihr vorzliglihes Augenmerk darauf zu richten, daß fa 
wenig als möglich Retardate entſtehen. Zu dieſem Zwecke 
follen die eintommenden Sachen, mis Ausnahme der privile⸗ 
irıen und ber ihrer Natur nach muaufichiehlichen, nach der 
Folge des Diarii vorgenommen, und wenn der Reſerent, 
weichen es trifft, zum Vortrag noch nichs vorhereitet iſt, der 
Gegenſtand wicht aus der Acht geiaffen, ſondern die auf fol 
he Art rückſtehenden Angelegmubeiteu hefonders nachgeführt, 
und nach der Ordnung dar deit, sie. wohin fie zu Folge der 
Exrfiärung des Referenten, und Entfcheidung des Prafdiumg 
oder Direktoriums in Vortrag gesracht werden könnten, 
proponirt werden. Außerdem werden fi ‚bie Praſidenten 
und Direktoren monatliche Verzeichniſſe über die Rückſtände 
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wollegen faffen, im immer Sp sm Geſchtidegande Kür Sad 
genanefle unterrichtet zu ſeyn, Die etwa fäumigen Referenten 
zu Beobachtung Ihrer Schuldigkeit anzuhalten, und nöthigen⸗ 
falle darüber an den Miniſter zu berichten. ' 

—G. 71. Schließlich behalten Wir Uns vor, jeder 
Stelle nähere und ins Einzelne gehende Vorfchriften, um 
thren Geſchaftskreis umd Befugniſſe genauer zu beſtimmen, 
zukommen zu laſſen. 
Gegeben unter Unferer: höchſten, eigenhändigen Uns. 
terfchrift und beigedrucktem königlichen Innſiegel in Unfes 
ver königlichen Nefidenz Stuttgart, den 10. März 1806. 


(LS) Friedrich. 
Graf von Normann Ehrenfels. 
Ad Mandatum Sacrao Regiae Majestatig 
. proprium. 
| von Velnagel 
1 en R — N: 
Ku | Lit. B. 
WERTET Würteinbersitged Craatds und Weglerangsbiare 
a Ze: Ars. 4. 1907. 


Königliche Dekret an die Central s Organtlationstommiffion, 
die Inſtanzienordnung in Beziehung auf die Befikuns 
en der mediatiſirten Fürſten und Grafen betreffend, 

* d, BZtin Mär; ı807. 

Sehne: königliche Majaſtät haben in Beziehung 
auf die Alterhöcftdevo "&onberainität untergeordneten 
Fürften und Grafen, welchen die Rechte der hasse et. 
moyenhe 'jarisdietion in derr Sundesalte Yorbehalten wor⸗ 
den find ; allergnädigft zu beſchließen geruhet, daß denfelben 
freigeſtellet werden ſolle, Inſtizkanzlelen beizubehulten, weiche 
die gwette Inſtanz bilden‘, und von weichen ein fernerer 
Appellationszug an das: Körryliche Oberappulattond Tribunal, 
ats die dritte Inſtanz Mate Hat! Wäre aber der Fall, daß 
die Fürften und Grafen 803” die niedere Jurisdiktion im 
erfter Inſtanz durch afkilarien ausüben läffen, und daher 
j" Erfparung der Koſten von: Diiederfeßuung eigener Juſtiz⸗ 
anzieien abſtrahiren wolten, fo maß von jenen, wie von 
ben “Patrimmonidigerichten der vormäligen -ritterfchaftlichen 
Mitglieder , -zunächft an den zweiten ‘Senat des königlichen 

Juſtizkollegli, und dann von diefem an das königliche Ober; 
appellationg s Tribunal apWellikie Wiebe: © + +:- - 
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Sierüber ig nun nach dem allerhöchſten Befehl von 
Eimmtlichen Fürſten und Grafen, auf welche die Dispoſition 
der Bundesakte Anwendung findet, eine beftimmte Erklärung 
abzufordern, weiche Einrichtung fie wegen der Zufizadasinis 
ftration in Beziehung auf die ihnen bierliber vorbehalsenen. 
Mechte, auf ihren Gütern sreffen wollen, um ein für allemal 
die vorgefchlagene Anordnung als bleibend zu ſanktioniren. 

Bei der Kompofltion jener Zufkizlanzleien aber mülfen 
durchgängig die nämlichen Grundſätze und Formen beobach⸗ 
tet werden, welche bei den königlichen Kollegien eingeführt 
find, die Wahl der Perfonen muß angezeiget werden, und 
diefe find der vorgefchriebenen Prüfung, wie die königlichen 
Diener, fo wie auch eben derſelben Verpflichtung gegen Sets 
ne föniglihe Majeſtät zu unterwerfen ; bie Juſtitia⸗ 
rien und Juſtizkanzleien, wo dieſe eingeführt werden, pres 
hen nur nad) denen im Königreich geltenden Gefegen und 
Verordnungen, und haben überhaupt alle Anordaungen und 
Verfügungen zu reſpektiren, nad) welchen fi) die königlichen 
Kollegien und Auftizbeamten zu achten haben; wie denn 
auch insbeiondere ihnen die Vorfchrift wegen den Appellas 
tionsfummen zur Norm dienet, | 

Endiih haben die Fürſten und Grafen, welche Juſtiz⸗ 
fanzleien beibehalten wollen, auf eine beflimmte und fichere 
Weiſe darzuthun, wie und wovon fie die- dabei angeflellten 
Derfonen- falariven werden. 

* Decretum Stuttgarbe im königlichen Staatsminifterie 
ben ten März 1807. 

Ad Mandatum Sacr. Reg. Ma). 





Lit. ’C. 
Schreiben vom Herrn Deryog Earl zu Würtemberg an 
Herrn Grafen von Solms Affenheim. j 


Hochwohlgebohrner Graf, “ 
befonbers lieber Oheim! 


Aus des Herrn Grafen Dir fehr angenehmen Antwork 
fchreiben und Erklärung vom Sten hujus habe mit Vergniks 
gen eriehen,, daß der Here Graf nach gepflogner Kemmuni⸗ 

atidn mit denen üſsrigen Limpurg: Solms» Affenheimifchen 
Mirherrihaften vor fih und im Namen derſelben fi der _ 
Ausübung des Vorfaufs, und Austöfungsrechts in Anfehung 
dis vor Mid und Mein herzogliches Haus acquirirten 
Sachen -Sorha,Modaifchen Anıheils an der Srafichaft Lims 
purg: Gaildorf zu begeben, den Entſchluß gefaße haben. ° 
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VDleichwie IH man dleſe Erklärung tie vielem Dank 
. annohme, und die Mir dadurch bezeugte Gefälligkeit bei Ges 
kegenheiten, wo Ich etwas angenehmes zu erzeigen im Stans 
be Sin, mir aller Willfährigkeit zu erwiedern nicht unterlafs 
fen. werde, - | 
Mio zweifele auch keineswegs, daß, da dur das dem 
Herrn Grafen durch die gemeinfchaftliche Negierungstangiet 
u Gaildorf abſchriftlich kommunizirte Kaufsinftrument der 
—** Limpurgiſchen Landesverfaſſung ſowohl in politicis 
als eceiesiasticie hinlanglich prospicirt iſt, und Ih in 
Meinem vorhergehenden Schreißen die weitere Verſicherung 
gegeben habe, daß bei allen vorfallenden gemeinfchaftlichen 
Geſchäften, ein — wie zum Beſten der allerfeitigen Unteres 
shanen fiverhaupt, fo insbefondere auch zu Aufrecht⸗Er⸗ 
Baltung der bisherigen Verfaffung und gemeins 
ſchaftlichen Gerechtſamen abzielendes gute und vers 
trauliche Vernehmen unierhalten werden folle, nnd Ich fols 
ches hiermit nochmalen zu wiederholen feinen Anftand habe, 
Dieſelbe fih Hierbei vollkommen beruhigen, und überdieß 
von Mir ih verficherr Halten Binnen, daß Ich mit vorzüg⸗ 
licher Achtung jederzeit ſeyn werde. 


Des Herrn Grafen 








Bohenheim den So. Apr. Freundwilliger 
1801. Earl, Herzog zu 
Würtemberg. 


33. 


Königlich Baieriſches organiſches Edikt über bie 
Patrimonialgerichtsbarkeit, 





Wir Maximilian Joſeph von Gottes Gnaden 
König von Baiern. 


J. Erwägung der Konſtitution Unſers Reichs, Titel 1. 
$. a., ſo wie Unſers organiſchen Ediks Über die Gericht ss 
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| werfaffung, Tit. II. $. 8. und in’ befonberer Erwägung, def 


die Srundfäge ver bevorfichenden neuen Geſetzgebung eine 
durch alle Theile des Stuatsgebiets gleichmäßig durchgeführ⸗ 
te Organifation der Gerichtsverfaffung uothwendig machen; 
haben Wir befchloffen, auch die Patrimonialgerichtsbarkeit 
einer durchgreifenden Reviſion zu unterwerfen, und daher in 
Anſehung der Bildung, des Wirkungskreiſes und der Ver⸗ 
waltung derſelben Folgendes zu verordnen. 
I Titel. 

Von den geographiſchen Verhältniſſen, und 

vonder Bildung der Patrim onial⸗ 

Gerichte. 

6. 1. Die Patrimonialgerichtsbarkeit kann nur in ge 
fchloffenen, oder zufammenhängenden Bezirken ausgeübt mers 
den, über welche dem Inhaber fchon vorbin dieſe Art von 
Gerichtsbarkeit zugeſtanden hat. 

F. 2. Geſchloſſen iſt ein ſolcher Bezirk, wenn keine 


| fremde Gerichtsbarkeit derfelben Art darin fast findet. 


Zufammenhängend iſt er, wenn die Gerichtsgewalt yon 
ihrem Siße za allen ihr untergebenen Hinterſaſſen gelangen 
kann, ohne einen fremden Gerichtsantheil zu durchfchneiden: 

$. 3. Der Bezirk eines Pateimonialgerichts muß wer 
nigſtens fünfzig Familien in fi begreifen. 

$. 4. Die Größe der Patrimonialgerichtsbezirke wird 
durch den Grundſatz beftimmt, daß der entferntefte Gerichte 
geſeſſene nicht fiber vier Baieriſche Straßenkunden von dem 
Gerichtöflge entiegen ſeyn fol. 

$. 5. Die Familien mehrerer Güter, oder Patrimo⸗ 

nialgerichte, welche von einem und demſelben Gerichtsinhas 
ber abhängen, dürfen zufammengezählt werden, um damit 
Die feftgefeßte Zahl von fünfzig zu bilden, wenn fie inner 
ber im vorgebenden $. 4. feſtgeſetzten Abftände fich Her 
ſinden. 
9. 6. Die außerhalb des bemerkten Abßzgndet gelegenen 
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Beſthe der Gerichtsbarbeit Kefinden, zur Bildung ber zu eis 
nem Patrimonialgericht erforderlichen Familienzahl einge⸗ 
rechnet werden, wenn fie in der ausgeſprochenen Entfernung 
von vier Stunden gelegen find. 

6. ı3. Die Bildung ber Patrimonial⸗Gerichtsbezirke 
nach vorfichenden Beſtimmungen foll bis zu dem aften Okto⸗ 
ber 1809, als peremptorifcher Termin, vollzogen feyn. 

6. 14. Demnach find alle Parrimoniaigerichtsarkeiter . 
Inhaber gehalten, bei Verluſt der Gerichtsbarkeit, die Bes 
ſchreibung ihrer Gerichtsbezirke, die Nachweiſung der Bamis 
lienzahl, nach der Vorſchrift wit der Weglaubigung bes 
Landgerichts, und die Beweiſe, daß ihnen. die Gerichtsbar⸗ 
@eit über dieſelben zuftche , bei dem einfchlägigen Generals 
Kreistommiffariate bis dahin. vorzulegen, durch weiches fie, 
nad) geeigneter Prüfung, ‘an Unfer Minifterinm der. auss 
waärtigen Angelegenheiten, als KHoheitsdepartements, mit eis 
nem, den ganzen Kreis umfaffenden, Berichte zur Einder 
kung Unferer Genehmigung eingefendet werden. 

$. 16. Nah dem Erfolge derſelben werden bie als 
vorſchriftmäßig gebildet von Uns erklärten Parrimonialger 
eichte in das offizielle Verzeichniß fämmelicher Gerichtsbejirke 
Unfers Reichs aufgenommen, und mit dieſen üffentuich be⸗ 
kannt gemacht. 

II. Titel. 
Don dem Wirkungskreiſe der Satrimentals 
Geeerichte. 

5. 16. Das Patrimonialgericht Übt in feinem Bezirke 
bie nicht ſtreitige Gerichtsbarkeit in ihrem "ganzen Umfange 
aus; ihm ſteht das Recht der Verbriefung und der Auff 
nahme aller berimigen Verträge und Prinatrechtsger 
ſchäfte gu, welche "gemäß dem bürgerlichen Geſetzbuche 
eine gerichtliche Urkunde erfardern, oder da, wo dieſes den 
Partheien freigelaſſen iſt, nach Verabredung derſelben ge⸗ 
vichtlich geſchloſſen werden wollen. | 
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«  $. a7. - Der Patrimonialgerichteverwalter ift in Fällen, 
wo das Geſetz einen Familienrath erfordert, bei Bevormum⸗ 
kungen, Interbiktionen , Prodigalirätserfiärungen und der 
gleichen der Vorftand des Familienraths, und hat in diefer 
Gigenfchaft alle Nechte und Verbindlichkeiten, welche das 
kürgsrliche Geſetzbuch einem Beiſitzer des Untergerichts, als 
Vorftande des Famitienrachs, beilegt. - 

In den Böllen, wo das Gele eine Beſtätigung des 
Beſchluſſes des Familienraths, oder eine in Anfehung defiel; 
ken zu ertaffende richterlihe Entſcheidung erfordert, hat das 
Porimonialgericht denſethen dem föniglichen LUntergerichte 
einsufenden, und von daher die Geftärigung oder Entſchei⸗ 
bung zu erwarten. 

6, 18. Desgleihen Kat der Verwalter der‘ Patrimo⸗ 
niaigerichtsbarkeit die Verrichtung eines Civilſtandesbeamten, 
wohl: was das Aufgebot, als auch die Eingehung der Ehe 


und. die Wollgiehung der gerichtlich ansgerhriedenen ee 


fheidung betrifft. 
ev Er bat die Henrather egtſter , dem: fake gemäß, hop 
pelt zu Führen, und ein Exeinplar am Gcluffe des Jahres 
ie das Archiv des Patrimonialgerichts niederzulegen , - das: 
aubere zu dem koͤniglichen Untergerichto ein zuſenden. 

Das königliche Untergericht hat in Anſehung der richti⸗ 
gen Führung dieſer Tivkifkandsregifter ldie Aufſicht und Kons 
teoßle über den Patrimenialrichter, umd iſt in dieſer Rück⸗ 
ſicht an die Beobachtung aller in dem bürgerlichen Seſet⸗ 
Bscche enthaltenen Vorſchriften fireng gebunden. - - -- 

$. 19.. Dem Patrimonialgerichte ſteht in feinem Se 
Diele die: Fühenng der Hypothekenbücher zu 

6 20, Die Gerichtsherren find befugt; ihre liquiden 
Gerite⸗ und Grundgefälle und andere unbeſtrittene guts⸗ 
herrliche Präſtationen, nicht aber ſolche, welche ars "Darter- 
bay ober anderen perſöntichen Forderungen entſprungen find, 
duch ihre Gerichtshalter britreiben zu laſſen, ſo weit der 
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SGrundunterthan unter ihrer eigenen Juriediktibn zifeß 
ſen iſt. 
Das bem ſäumigen Gerichtsunterthane wegen Bine, 
Stift, Laudemien und anderen dergleichen gutsherrlichen 
Geidpräſtationen abgenoinmene Pfand, wozu das dem Fand 
Marine nöthige Ackergeräthe und unentbehrliche Vieh nie He 
nommen werden darf, fol von dert Gerichtsverwälter, nach 
vorhergehenden bffentlichen Bekanntniachungen, an den 
Meiſtbietenden verſteigert, und naͤch Abzug der ſchuldigen 
Summe, det Ueberreſt beim Ausgepfänderen jurlikgegeben 

werden, o | 


$. dı: Wenn bie Gerichteherrfchaft die. in dein vor 
bergehenden $. beftimmten Grenzen der Gelbſterekutlon oder 
Pfandung überſchritten; wenn fie mehr, oder anderes, ale 
ihe gebührte, genommen; wenn bei Gelegenheit der Aydı 
pfändung von dei Gerichtsherrſchaſt eine Mißhandlung dei 
Perſon des Schuldners, oder ſonſtige unerlaubte Beſchädi⸗ 
gung ſeiner Güter vorgefallen; wenn in Fällen ; wo dag 
bürgerliche Geſetz zu einem Nachlaffe verpflichtet, oder. dem 
Richter Zahlungsfriſten zu ertheilen erlaubt, die Forderung 
mit unbilliger Strenge beigetrieben worden: J fo iſt der Geh 
richtsunterthan bevechtiget, ſich mit feiner Beſchwerde bägk 
Klage zu dem königlichen Untergerichte zü wenden: 

&öe In Allen ſtreitigen Zivil oder Polizeifuchen 
dieſe mögen den Gutsherrn und deſſen Grrichlsinſaſſen, dder 
die Gerichtsinſaſſen unter ſich betreffen, find die Eönigeicheh 
Gerichte die allein zuſtändige Behörde: , 

$. 53. In Kriminalfällen geblipren den: Bwetindriau 
gerichten nür die Apprehenſton und Detention der Ange 
ſchuldeten: Sle find gehalteni Died ſpüteſt binnen acht und 
Hierjlg Stunden in den Sitz Unſers einihlägigen Landfı 
Kir Städipeikhts ausjüllefech: 


linter. denfelben Bedingungen iſt ihnen äeitatter; iht 
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Oekonomieverwalter wegen Leruntrenung in ſichere Berne 
sung nehmen zu laflen. 

6. 24. Alles weitere Verfahren in Kriminaifälen bleibt 
den Patrimonialgerichten unter was immer für einem Tas 
men, ohne Unterſchied, vb fie vorhin Keiminalgerichtsbarkeis 
ausgeübt haben oder nicht, für immer verboten. 

6. 25. Den Patrimoniaigerichesherren ſteht innerhalb 
ihres Bezirkes die niedere Polizei zu, nach den Beſtimmum⸗ 
gen des organifchen Edikts liber Die gutsherrlichen Rechte. 

6. 26. Zur Geltendmachung polizeilicher Anordnungen, 
zur Erhaltung der Öffentlichen Ordnung gegen Rubeftörer 
and Wirerfßenftige find fie befugt, ſich der Uebertreter zu 
bemächtigen, und Diefelben im Gefängniſſe, jedoch nie über 
acht und vierzig Otunden, zu detiniren. 

6. 27. Sobald die polizeiliche Mebertretung eine ſchwe⸗ 
rere Ahndung, als die $. 26 beftimmte Strafe nach fidh gie 
ben muß, ift der Fall an bie einfhlägige königliche Behörde 
zu berichten, welcher alsdann allein die Kognition und Bes 
firafung gebührt. 

$. cd. Die Serichtsherren find nicht Befugt, poligeilt’ 
he Uebertretungen mit Geld zu abnden, wenn nicht Unſere 
Verordnungen auodeucuch eine ſolche Strafe damit verbun⸗ 
den haben. 

Wenn mit einem koͤniglichen Polizeiverbote, weiches eis 
ven in den polizeilichen Wirkungskreis der Patrimonialger 
eichte einſchlagkuden Gegenſtaud betrifft, eine Geldſtrafe vers 
bunden worden, fo find Diefelben zu deren Veitreibung er, 
mächtiger, fo ferne die angedrohte Geldbuſt die Summe von 
fünf Gulden nicht überſchreitet. 

Alle mit größeren Geldbuſen verpoͤnten Holigevergehen 
gehören zur Kognition und Beſtrafung der Königlichen Bo⸗ 
hörden. 

F. 29. Wegen auſſereheligen Schwangerungen darf 
künftig weder von einem Patrimonialgerichte, noch von ei⸗ 











057 


nem Eöntgtichen Gerichte tegend eine Strafe in Geld oder 
an der Ehre, oder fonft auf andere Weile erkannt und in 
Vollzug geſetzt werden. Unſere beſondere Verordnungen wer’ 


den hierüber noch das Nähere beſtimmen. 


F. 30. Die Patrimonialgerichte find gehalten, alle drei 


. Monate ihre Strafprotokolle an das General Kreiskommiffa⸗ 


riat einzuſenden. 
III. Titek 


Bon der Beftellung der Patrimonialgorichte. 


6. 31. Die in dem vorfichenden Titel beſtimmten 
Rechte der Patrimonialgerichtsbarkeit werden durch einen 
von dem Gerichtsinhaber erwählten, von Unſerm Generals 
Kreiskommiſſariate beftätigten, in Unſerm Namen beeideten 
Gerichtsverwalter ausgeübt. 

F. Za. Diejenigen Gerichte, welche nebſt dem Gerichts⸗ 
verwalter nicht zugleich mit einem Aktuar beſtellt ſind, ha⸗ 
ben die Verbindlichkeit, zu allen denjenigen Gerichtehandlun⸗ 
gen, bei weichen das Geſetz die Mitwirkung eines beeideten 
Gerichtsſchreibers erfordert, zwei männliche, großjãhrige 
Beugen, welche leſen und ſchreiben konnen, beizuziehen. 
G. 35. Die PatrimonialgerichtsVerwalter haben bie 
hämlichen Eigenſchaften nachzuweiſen, welche von Unſern 
Landrichtern erfordert werden. 

$ 34. De Patrimonialgerichts ı Inhaber hat feinen 
Serichtöverwalter aus der Zahl der für den Staatsbienſt 
aus der Rechtswiſſenſchaft und- der Staats verwaltung ge⸗ 
prüften und zugelaſſenen Kandibaten zu erwählen. 
Doch find die Gerichtsherren nicht verbunden, bei ihrer 
Wahl die Ordnung ber Klaſſiſitation der Kandidaten an des 
Yolgen. 

6... Nur jene Serichtsverwalter , weiche zugleich 
Detonomieverwatter find, Haben dem Gerichtsherrn eine be 
fondere Werwaltungspflicht auf Handtreue zu leiften. 


nn 
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vorlegen faffen, im immer Som’ dem "Seränfssahhe Kur bas 
genaueſte unterrichtet zu ſeyn, die etwa fäumigen Referenten 

Beobachtung ihrer Schuldigkeit anzuhalten, und nöthigens 
Yuue darüber an den Minifter zu berichten. 

641. Schließlich behalten Wir Uns vor, jeder 
Stelle nähere und ins Einzelne gehende Vorfhriften , um 
ihren Gefchäftstreis und Vtfugniffe genauer zu beftimmen, 
sufommen zu laffen. 

Segeben unter Unferee Köhften; eigenhändigen Uns. 
terfehrtft und beigedrucktem Pöntglichen Innfiegel in Unfes 
ver ‚öniglichen Reſidenz Gtuttgart, den 18. März 1806. 
(LS) Friedrich. 

Graf von Normann Ehrenfels. 
ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatig 
proprium. 
von Belnagek 
— — 
Be Lit B. . 
igYich Mürteinbergifaped Eraatks und Beslerungeblam. 
Mo. 4. 1er. 
Ririandei Dekret an bie Central » Organffationstommifften, 
die Sfanylenorhnung in Beziehung auf die Befikuns 
‚zmeblanfieeen Jurtten und Grafen betreffend, 
ten März 160 
Sun: töniglide Basısäı haben in Beziehung 
auf’ die Alterhöhksere "&onberainität untergeordneten 
Fürften und Grafen, welchen die Nedyte der basse et, 
moyenhe 'jarisdietion in der" &nridesakte —X— wor⸗ 
dab denſelben 
—X weldhe 
veichen ein fernerer 
pulattond Tribunal, 
aber der Fall, daß 
se Jurisdiktion im 
r laſſen, und daher 
ung eigener Juſtiz⸗ 
n jenen, wie von 
m ritterſchaftlich en 
nat des koöniglichen 
as koͤnigliche Ober⸗ 
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Hlerũber ig nun nach Dem allerhöchſten Befechl von 
Eimmtlichen Biken und Grafen, auf weldhe die Dispoſition 
der Bundesatte Anwendung findet, eine beftimmte Erklärung 
abzufordern, weiche Einrichtung fie wegen der Juſtizadminie 
ftration in Beziehung auf die ihnen hierliber vorbehalsenen. 
echte, auf ihren Süsern treffen wollen, um ein für allemal 
die vorgefchlagene Anordnung als bleibend zu fanktioniren. 
Bei der Kompoſition jener Juſtizkanzieien aber müſſen 
durchgängig die nämlichen Grundſätze und Formen beobach⸗ 
tet werden, welche bei den königlichen Kollegien eingeführt 
find, die Wahl der Perſonen muß angezeiget werden, und 
diefe find der vorgefchriebenen Prüfung, wie die königlichen 
Diener, fo wie auch eben derſelben Verpflichtung gegen Se i⸗ 
ne königliche Majeſtät zu unterwerfen ; die Juſtitia⸗ 
rien und Juſtizkanzleien, wo dieſe eingeführt werden, fpres 
hen nur nad) denen im Königreich geltenden Geſetzen und 
Werordnungen, ‚und haben überhaupt alle Anorduungen und 
Verfügungen zu reſpektiren, nach. weichen fich die königlichen 
Kollegien und Juſtizbeamten gu achten haben; wie denn 
auch insbeiondere ihnen die Vorfchrife wegen den Appellas 
tionsfummen zur Norm dienet. 


Endlich haben die Fürften und Grafen, welche Jufig 


tanzleien beibehalten wollen, auf eine beftimmte und fichere 
Weiſe darzuthun, wie und wovon fle die dabei angeftellten 
Perſonen falariven werden. U 
Decretum Stuttgardt im königlichen Staatsminiſterie 
ben 8ten März 1807. 
Ad Mandatum Sacr. Reg. Maj. 





Lit. °C. 
Schreiben vom Herrn Sergey Earl zu Würtemberg an 
— Herrn Grafen von Solms Affenheim. \ 
Sohwohlgeboßrner. Graf, _ ° 
befonbers lieber Ohbeim! 


Aus des Herrn Grafen Mir ſehr angenehmen Antwort 
schreiben und Erklärung vom Sten hujus habe mit Vergnils 
en eriehen,, daß der Herr Graf nach gepflogner Kemmunb 
ation mit denen" übrigen Eimmpurgs Solms ı Affenheimifchen 


Mitherrſchaften vor fih und im Namen derſelben fi der 


Ausitbung des Vorfaufs: und Auslöſungsrechts in Anfehung 
des vor Mich und Mein herzoglihes Haus acquirirten 
Sachſen⸗GothaNodaiſchen Anıheils an dev Srafichaft Lims 


ang: Gaildorf zu begeben, den Entſchluß gefaße haben. 
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> Wetgwie IH mem bleſe Erklärung ste vielem Dant 
- ammehme, und die Mir dadurch bezeugte Gefälligkeit bei Ger 
legenheiten, wo Ich etwas angenehmes zu erzeigen im Stans 
de bin, mit aller Willfährigkeit zu erwiedern nicht unterlafs 


fen: werde > f 
Afo zweifele auch keineswegs, daß, ba durch das dem 
Herrn Grafen durch die gemeinfchaftliche Regierungskanzlei 
u Gaildorf abſchriftlich kommunizirte Kaufsinftrument der 
Aflich Limpurgifchen Landesverfaſſung ſowohl in politicis 
ats ecclesiasticie hinlänglih prospicirt I, und Sch in 
Meinem vorhergehenden Schreiben die meitere Verficherung 
gegeben habe, daß bei allen vorfallenden gemeinfchaftlichen 
Geſchäften, ein — wie zum Velten der alferfeitigen Unter⸗ 
thanen uͤberhaupt, fo insbefondere auh zu Aufrecht⸗Er⸗ 
haltung der bisherigen Verfalfung und gemeins 
fhaftlihen Gerechtſamen abzielendes gute und vers 
traulihe Vernehmen unterhalten werden folle, und Ich fols 
es hiermit nochmalen zu wiederholen feinen Anftand habe, 
Diefeide fich Hierbei volltommen beruhigen, und überdieß 
son Mir fi verfiherr haften können, dag Ich mit vorzügs 
licher Achtung jederzeit feyn werde. 


Des Deren Strafen 


Bohenheim den So. Aprü | Greundwilliger 
ıBoı. Earl, Herzog zu 


" Württemberg. 
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33. 


Königlich Baieriſches organiſches Edilt über die 
Patrimonialgerichtöbarkeit, 


% 








Wir Marimilian Joſeph von Gottes Gnaden 
König von Baiern. 


J. Erwägung der Konſtitution Unſers Reichs, Titel J. 
$- a., ſo wie Unſers organiſchen Ediks über die Gerichts 
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verfaſſung, Tit. II. $. 8. und in’ beſonderer Erwägung, daß 
die Srundfäge ver bevorftchenden neuen Geſetzgebung eine 
durch alle Theile des Staatsgebiets gleihmäßig durchgeführ⸗ 
se Organiſation der Gerichtsverfaffung nothwendig machen; 
haben Wir befchloffen, auch die Patrimonialgerichtsbarkeit 
einer durchgreifenden Nevifion zu uncerwerfen, und daher it 
Anfehung der Bildung, des Wirkungskreifes und der Ver⸗ 
waltung derfelben Folgendes Ju verorbnent. 
| I. Titel - 

Bon den geograpbifhen Verhältniffen, und 

vonder Bildung der Patrimonials 

Gerichte 

6. 1. Die Patriimonialgerichtsbarkeit Tann nur in ger 
ſchloſſenen, oder zufammenhängenden Bezirken ausgeübt wer/ 
den, fiber weiche dem Inhaber ſchon vorhin dieſe Art von 
Gerichtsbarkeit zugeftanden hat. I 

$. 2. Geſchloſſen iſt ein folder Bezirk, wenn Peine 
fremde Gerichtsbarkeit derſelben Art darin ſtatt findet. - 

Zufammenhängend ift er, wenn bie Serichtsgewalt won 
ihrem Sige zu allen ihe untergebenen Kinterfafien gelangen 
kann, ohne einen fremden Gerichtsancheil zu durchichneiden: 

$. 3. Der Bezirk eines Patrimonialgerichts muß wer 
nigſtens fünfzig Familien in fich begreifen. 

$. 4. Die Größe der Parrimonialgerichtsbezirke wird 
durch den Srundfag beſtimmt, daß der entferntefte Gerichts 
geſeſſene nicht fiber vier Baieriſche Straßenſtunden von dem 
Gerichtöftge entlegen ſeyn fol. 

$. 3. Die Familien mehrerer Güter, oder Datrimo⸗ 
nialgerichte, welche von einem und demſelben Gerichtsinha⸗ 
ber abhängen, dürfen zuſammengezählt werden, um damit 
Die feflgefeßte Zahl von fünfzig zu bilden, wenn fie inner 
der im vorgehenden $. 4. feſtgeſetzten Abftände ſich bes 
finden. 

$. 6. Di außerhalb des Gemertten Abbnde · gelegenen 
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Vomitien bilden, fo ferne fle bie vorgefchrichene Anzahl er⸗ 
zeichen, ein eigenes Patrimonialgericht. 

Sind fie hiezu nicht Hinreichend, und tritt der Fall der 
Ueberlaſſung an ein benachbartes Patrimonialgericht nad 
den unten folgenden Beſtimmungen nit ein, fo fällt die 
Gerichtsbarkeit Unſeren Lntergerichten zu. 

99. . Bamilien, welche forthin verfchiedenen Patrimes 

niafgerichts: Inhabern yugerhan bleiben, zur Wildung ber 
Mormalzahl zufammen zu zählen, fie. mögen inner oder aufs 
fer des feſtgeſehten Abſtandes angefeffen feyn, iſt nicht er⸗ 
laubt. 

6. 8. Dagegen ſteht es jedem Patrimonialgerichts⸗ 
Jahaber frei, von benachbarten Patrimonialgerichten oder 
vom Staate bie unter feiner Gerichtsbarkeit, und inner des 
feſtgeſetzten Abſtandes von 4 balerifhen Straßenftnnden zerı 
ſtreut liegenden fremden Gerichtsantheile durch Taufch gegen 
eigene Gerichtägefeffene zu ‚erwerben, fofort die Normal— 
Familiemzahl gu bilden, und feine Gerichtsbarkeit zu purk. 
Kıicen. 
| 6. 9. Auch durch Kauf fremder Gerichtsantheile unter 
Privat/ Serhhrsinhabern kann die Bildung der Normal 
Familienzahl und die Purifitation der Parrimoniglgerichts: 
Bezirks bewirkte werden. 
| $. 20. Vom Staate Hingegen Tann duch Kauf feine 
Gerichtsbarkeit, weder Über eine, noch über mehrere Samis 
lien erworben werben. 

$. 11. An Drten, wo vorhin nur OSitzgerichtsharkeit 
beſtanden hat, oder wo niemals Patrimonialgerichtsbarkeit 
ansgelibe wurde, kann kein neues Patrimonialgedicht gebifs 
bet werden; es finder ſohin weder Kauf, noch Tauſch von 
Sertchtsantheiten gu einem ſolchen Zwecke Start. 

6. 19. Sogenannte einfichtige Unterthanen können 
von denjenigen Butsherren, weiche an dem Tage der Publi⸗ 
kation dieſes Ebikte fih in: dem ruhigen, unangefochtenen 
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Beſthe der Gerichtsbarkeit Gefinden, zur Bildunz der zu eis 
nem Patrimonialgericht erforderlichen Familienzahl einges 
rechnet werben, wenn fle in der ausgeſprochenen Entfernung 
von vier Stunden gelegen find. 

6. 13. Die Bildung der Patrimoniaf-Gerichtebegieh 
nach vorfichenden Beſtimmungen fell bis zu dem ıften Okto⸗ 
ber 1809, als peremptoriſcher Termin, vollzogen ſeyn. 

$. 14. Demnach find alle Parrimoniaigerichtsarkeiter . 
Anhaber gehalten, bei Verluſt der Gerichtsbarkeit, die Bes 
ſchreibung ihrer Gerichtsbezirke, die Nachweiſung der Fami⸗ 
lienzahl, nach der Vorſchrift mie der Beglaubigung bes 
Landgerichts, und die Beweiſe, daß ihnen die Gerichtsbar⸗ 
@eit über diefelben zuſtehe, bei dem einfchlägigen Generals 
Kreistommiflariate bis dahin. vorzulegen , durch weiches fie, 
nad) geeigneter Prüfung, ‘an Unſer Minikerium der. auss 
wärtigen Angelegenheiten, als Hoheitsdepartements, mit eis 
nem, den ganzen Krsis umfafienden, Berichte zur einder 
fang Unſerer Genehmigung eingefender werden. 

$. 15. Nah dem Erfolge berfeiben werden bie als 
vorſchriftmäßig gebllder von Uns erklärten Patrimonialge⸗ 
eichte in das offizielle Verzeichniß ſaͤmmtlicher Berichtsbesirfe 
Unſers Reichs aufgenommen, und mit dieſen vffentuich be⸗ 
kannt gemacht. 

IL Titel. | 
Bon dem Wirkungskreiſe der Barrimenien 
.Gerichte. | 

6. 16. Das Patrimoniatgeriche übt in feinem Bezirke 
bie niche flreitige Gerichtsbarkeit in ihrem "ganzen Umfange 
aus; ihm ficht das Recht der Verbriefung und der Auff 
nehme aller derjenigen Verträge und Privatrechtsger 
ſchãfte gu, welche ‚gemäß dem bürgerlichen Geſetzbuche 
eine gerichtlihe Urkunde erfardirn, oder da, wo Diefes ben 
Partheien freigelaſſen iſt, nad Verabredung derſelben ge⸗ 
richtlich geſchloſſen werden wollen. 

24 
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«5. 39. Der Patrimontalderichteverwalter ift in Fällen, 
wo das Geſetz einen Familienrath erfordert, bei Bevormuns 
dungen, Interdiktionen, Prodigalitätserfiärungen und ders 
gleichen ber Vorftand des Familienraths, und hat in biefer 
@igenfchaft alle Rechte und Verblndlichkeiten, weiche das 
kürgsrtiche, Geſetzbuch Einem Beiſitzer des unrergerichts, als 
Vorftande des Famitienrache, beilegt. - 

In den Fällen, wo das Geſetz eine Beſtätigung des 
Befchluffes des Familtenrathe, oder eine in Anſehung deſſel⸗ 
‚ken zu erlaffende richterfiche Entſcheidung erfordert, hat das 
Paorimonialgericht denſethen dem föniglicden Untergerichte 
einzuſenden, und von daher die Veſtätigung oder Entſchei⸗ 
dung zu erwarten. 

6; 18. Desgleichen hat dev Verwalter der‘ patrimo 
niaigerichtsbarkeit Die Verrichtung eines Civilſtandesbeamten, 
wohl: was das Aufgebot, als auch die Eingehung der Ehe 
und die Vollziehung der Eerichtlich anogeſarrenn En 

(dene betrifft. ' 

- Er hat die Henrathæegiſter, dom augen geindß, * 
44 führen, und ein Exemplar am Schluſſe des Jahres 
is das Archiv des: Patrimonialgerichts niederzufegen , - das: 
andere zu dem koͤniglichen Untergerichte -eingufenden, 

Das königliche Untergericht hat in Anfehung- dee. vichtir 
gen Führung diefer Civkikandsregifter !die Auffiche und Kon⸗ 
troße „über den Parrimoniafrichter, umd iſt In dieſer Rück⸗ 
fiht am die Beobachtung aller in dem bürgerlichen Geſet⸗ 
bache enthaltenen Vorſchriften fireng gebunden. - : -- 

$. 19. Dem Parrimonialgerichte ſteht in feinem Be⸗— 
Biete die: Führung der Hypothekenbücher zu: 

6 20, Die Gerichtsherren find "befugt; Ihre liquiden 
Breite, and Srundgefälle: und andere undeftrittene guts⸗ 
herrliche Präftationen, nicht aber ſolche, weiche aaus Darte⸗ 
hen ober anderen perſöntichen Forderungen entſprungen find, 
durch ihre Gerichtshalter britreiben zu lafſen, ſo weit der 
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SGründuntetthan unter ihrer eigkifn Sutideifeisn auf 
fen ift. u 
Das dem. fäumigen Gerichtsunterthane wegen Fine, 
Baift, Laudemien und anderen dergleichen gutsherrlichen 
Seidpräftäriönen abgenommene Pfand, wozu das dem Lands 
Marne. nörhige Ackergerãthe und unentbehrliche Vieh nie ge 
nommen werben darf, fol von dem Gerichtsverwalter;, nad) 
vorhergehenden öffentlichen Befanntitachungen ; an bei 
Meiſtbietenden verſteigert, und naͤch Abzug der ſchuldigen 
Summe, det Ueberreſt dem Ausgepfändeten zurückgegeben 

werden. 0 | 


8. 2ı: Wenn die Gerichtsherrfchaft die in dein vor 
hergehenden $. beftimmten Grenjen ber Selbſterekution hdek 
Pfandung überſchritten; wenn fie inehr, oder andered, als 
ihe gebüßrte, genommen; wenn bel Gelegenheit der Audl 
pfändung von det Gerichtsherrſchaft eine Mißhandluug der 
Perſon des Schuldners, oder ſonſtige unerlaubte Veſchädi⸗ 
gung ſeiner Gütel vorgefallen; wenn in Fällen ; wo das 
| bürgerliche Geſetz zu einem Nachlaſſe verpflichtet , oder. dem 
Richter Zahlungofriſten zu ertheilen erlaubt; bie Forderling 
richtsunterthan bevechtiget, ſich mit ſeiner Beſchwerde bügk 
Klage zu dem Königlichen Untergerichte zü meiden: 


&äs In Allen ſtreitigen Zivil— oder Polizeifachen 
die mögen den Gutsherru und deifen Gerichtsinſaſſen, dder 
die Gerichtsinſafſen unter ſich betreffen, find Die koniglichen 
Gerichts die allein zuſtändige Behörde. 

$. 53, In Kriminalfällen gebühren den Pattimbiſleb 
gerichten nüur die Apprehenſton und Detention der Ange— 
ſchuideten: Sie find gehalten biere ſpuͤteſt binnen acht Ind 
vierzig Siinden in den Sitz Unſers kinſchläglgen Sandy 
Bir Siãadigerichis äusjüllefech: 


Ainter. denfelben Sehingüngen if ihnen geftätter,; ihct 
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Dekonomieverwaltes wegen eruntrenung in ſichere nava 
rung nehmen zu laſſen. 

$. 24. Alles weitere Verfahren in Kriminalfällen bleibt 
den Parrimonialgerichten unter was immer für einem Mas 
men, ohne Unterfchted, vb fie vorhin Kriminalgerichtsbarkeis 
ausgelibt haben oder nicht, flir immer verboten. 

6. 25. Den Patrimoniaigerichtsherren ſteht innerhalb 
ihres Bezirkes die niedere Polizei zu, nach den Bekimmuns 
gen des organifchen Edikts über die gutsherrlichen Rechte. 

F. 26. Zur Geltendmachung polizeilicher Anordnungen, 

zue Erhaltung der Öffentlichen Ordnung gegen Ruheftörer 
and Wirerfßenftige find fle befugt, fich der Uebertreter zu 
bemächtigen, und dieſelben im Gefängniffe, jedoch nie über 
acht und vierzig Stunden, zu betiniren. 
6. 27. Sobald die polizeiliche Uebertretung eine ſchwe⸗ 
rere Ahndung, als die $. 26 beſtimmte Strafe nach fich zie⸗ 
hen muß, iſt der Fall an die einſchlägige königliche Behörde 
zu berichten, welcher alsdann allein die Kognition und Bes 
firafung gebührt. 

$. ad. Die Gerichtsherren find nicht befugt, pofigeilt‘ 
Ge Uebertretungen mit Geld zu ahnden, wenn nicht Unſere 
Verordnungen ausdrücklich eine folhe Strafe damit verbuns 
ben haben. 

Wenn mit einem koniglichen Polizeiverbote, weiches ei⸗ 
ven in den polizeilichen Wirkungskreis der Patrimonialge⸗ 
richte einfchlagenden Gegenſtand betrifft, eine Geldſtrafe vers 
bunden worden, fo find dieſelben zu deren Veitreibung er, 
mächtiger, fo ferne die angedrohte Geldbuſt die Summe von 
fünf Gulden nicht liberfchreiter. | 

Alle mit größeren Seldbufen verpänten Doligeivergeben 
gehören zur Kognition und Beſtrafung der koniglichen Be⸗ 
hörden. 

F. 29. Wegen auſſereheligen Schwangerungen darf 
küͤnftig weder von einem Patrimonialgerichte, noch von ei⸗ 
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nem koniglichen Gerichte irgend eine Strafe in Geld oder 
an der Ehre, oder fonft auf andere Weife erkannt und in 
Vollzug geſetzt werden. Unſere befondere Verordnungen wer‘ 


den bierüber noch das Nähere beſtimmen. 
$. 50. Die Patrimoniafgerichte find gehalten, alle drei 
. Monate ihre Strafprotokolle an dag General: Kreiskommiſfa⸗ 


riat einzuſenden. 
III. Ditel. 
Von der Beſtellung der Patrimonialgerichte. 


6. 31. Die in dem vorſtehenden Titel beſtimmten 


Mechte der Patrimonialgerichtsbarkeit werden durch einen 
von dem Gerichtsinhaber erwählten, von Unſerm Generals 
Kreiskommiſſariate beſtätigten, in Unſerm Namen beeideten 
Gerichtsverwalter ausgeübt. 

§. 39. Diejenigen Gerichte, welche nebſt dem Gerichts⸗ 
verwalter nicht zugleich mit einem Aktuar beſtellt ſind, ha⸗ 
ben die Verbindlichkeit, zu allen denjenigen Gerichtshandlun⸗ 
gen, bei weichen das Geſetz die Mitwirkung eines beeideten 


Gerichtsſchreibers erfordert, zwei männliche, großjährige 


Beugen, welche lefen und fchreiben fünnen, beizuziehen. 
. 85 Die Patrimonialgerichts / Verwalter haben bie 


hämtlichen Gigenfchaften nachzuweiſen, welche von Unſern 


Landrichtern erfordert werden. 
$ 34. De Patrimonialgerichts Inhaber hat feinen 


Gerichtsverwalter aus der Zahl der fär den. Staatsdienſt 


aus der Rechtswiſſenſchaft und der Staatsverwaltung ge⸗ 
prüften und zugelaſſenen Kandidaten zu erwählen. 
“Doch find die Gerichtsherren nicht verbunden, bei ihrer 


Wohl die Ordnung der Klaſſiſitation der Kandidaten an ber 
 Yolgen. 


6.35. Nur jene Serichtsverwalter , weiche zugleich 


Detonomieverwalter find, haben dem Gerichisheren eine ber 
ſondere Werwaltungspflicht auf Handtreue zu leiften. 


— 
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b:rfelben Perfon bie Verwaltung ihrer Gerichtsbharkeit Übers 
fragen. 


$. 86. Abdvotaten Fönnen nicht Eerichtahalter 


$. 37. Mehrere Patrimonialgerichts Inhaber können 


Stunden von dem verſchiedenen Gerichtsſitzen \ entfernt 


\ Auch fol der Sitz bes Amtes an einem ein für afemaf 
beſtimmten Orte feyn. 


9. 59, Der Gerichtsinhaber kann feine Gerichtsbarkeit 


ſelbſt verwalten; et. muß ſich aber, wenn. er nicht die im 
Unſerer Verordnung vom 7. November 1807 $. 6. (Regie 


rungsblatt non 1897, Seite. 1725 und, <6) bezeichnete Eu. 


geuſchaft hat, über ſeine Fähigkeit und Senngnige der näms 
kiden Prüfung und ayderen Bedingungen unterwerfen, wei 
die. den beſonderen Gerichtzverwaltern vorgefchrieben find. 

2, Dog, kann derſelhe diejenigen Rechtsgeſchäfte, Kontrakte, 
Zeſtamente und dal., welche ihm ſelbſt betreffen, oder bei 


welchen er betheilzgei iſt, und zu. ihrer Förmlichkeit Die ge⸗ 


richtliche, Genehmigung oder Mitwirkung erfordern, niemast 
ſelbſt vornehmen, fondern er muß dieſelben bei hemjenigen 
‚Berichte pornehmen, laften, welchem «er ſelbſt für feine Parı 
ſon unterworfen. ifl. 

AV Titel 


Ben dem Aufbören und der Suspentin. der 


J Patrimontalgerichtgbarfeit. , 
$ 40. Die Patrimonialgerichtsbarkeit hört gänjliq 


auf; wenn bie. Normal Familienzahl, gemäß den Beſtimun⸗ 


gen des I. Titels, nicht gebildet werden kann 

$: Ai. Sie ift nur ſuſpendirt, wenn ſie der Inhaber, 
nach Uaſerer Verordnung ‚WM 7. November 1807: (Regieg 
rungsblatt Seite 1727) Unferm Untergerichte aufträgt,. - - 


$ 48. Die Untergerichte ſind ſchuldig, jenen Sub 


— 


$. 30. Der Gerichtsverwalter darf aber nice‘ vier 
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zern, welche ihre Gerichtsbqrkejt ihnen entweder freiwillig 
überlaſſen haben, oder welche derſelben, gemäß $. 40, vers 
tueſtig geworden adf-dı "Weitreisung, ihfer, Tigaiden geumds 
hexrlichen Forderungen, nad den in Beziehung: aufrdig Kas 
meral,Srundrenten beftehenden Vorfchriften,, ‚auf jedesgnaliges 
Anrufen behiflich zu fepn. 

$. 43. Wenn dei Patrimonialgerichtsherr, welcher Kin 


—E ſelbſt verwaltet, aus Unwiſſenheit oder Dad 


uſſtgkeit ſolche zum Nachtheile der Unterchanen ausübt, ſo 
wird er zur Beſtellung eines Gerichtshalters angehattih. 
Wenn ber von ihm beſtellte Gerichtshalter auf gleiche 


Weiſe ſich zur Verwaltung diefes Amtes ‚untauglig) geipt, ſo 


wird der Gerichtshert angehalten, einen andern an feiner 
Start zu befillen. — 

Der Serichtsherr hat liberdies für allen, aus Na 
pgteit oder Unwiſſenheit "des Serichteha tree —* 
Schaden zu haften. J 


6. 44; Wenn des Gerichtsherr die am —* 


Gewalt in rechtswibelgein Vorſatze dergeflaue mißbraucht 
daß der Mißerauch in ein in dem Kriminalkodex benanntes 
Verbrechen übergehr, foaiſt derfeibe, vordehaltlich aller übrt⸗ 
gen verwirkten Serafen, der Gertihtebarkett auf ſeinete 
vdenezett verlaftig / uabeſchadet der.’ Dede‘ ſaner Erben !ah 
aneteren Rehunadfolgein. = 0 mn me 
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34. 

Anzeige einer, die Einführung ded Kober Napoleon 

in den Staaten des Rheinbundes vorbereiten 
den, Zeitfchrift. | 

Uuszug aus zwei darin erfchienenen Abhandlungen, 

über die Gefahren der Abereilten und unvorbereite 


ten Aufnahme der franzöffchen Civilgefeggebung 
and Aber die Mittel, fie. zu befeitigen. 








| vom Oberappelatimdcar von Alniendingen fa Sadamam ' 





R ichte if fratlich leichter, als die Promulgation «inet 
neuen Civilgeſeggebung. Sie koſtet dem Sonverain bie 
Acoſe Unterſchriſt ſeines Namens. Damit hat er aber ſet⸗ 
nem Molke nur. einen todten Buchſtaben, eine. lebloſe Form 
geſchenkt. Es iR. ein in den Schaos ıder. Gegenwart ausge 
ſtreuter GSaame; Eſt in. einer nahen oder fernen Zukunſt 
Bann. er aufleimm;, und ſich — nachdem das Erdreich gut 
ober ſchlecht vorberentet war, — zu einer blihenden und 
ũppigen, ober zu einer kümmerlichen Vegetation entfaiten. 
Soll die neue Geſetzgehung dem. Eigenthum feſtere Srenzen, 
ben Handel und ‚Verkehr einen höheren. Schwung, dem 
Sitten fchönere Formen geben; To muß fie von der gebilde, 
ten Kaffe im Seiſt und in’ der Wahrheit aufgefaft, fie 
muß in die täglicher Bedliefniffe verwebt, fie muß mit dem 
Berrichenden. Rechtsbegriffen amalgamirt werden. Weit der 
Geſetzgebung von oben herunter muß die Kultur von- umten . 
herauf gleichen Schritt ‚Halten. Bei der Einführung des 
Koder Napoleon in deu „Staaten des- Rheinbundes müſſen 
daher nicht blos Miniſterien und GRfeggebungsfommißion, 


— 
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ſondern vorzüglich und zugleich geßildete Schriftſteller thätig 

feyn, 0 
Bon diefer Wahrheit ergriffen, hat ſich eine Geſellſchaft 
von Gelehrten zur cheoretifchen Bearbeitung und philoſophi⸗ 
(hen Kritik aller Zweige der franzöflihen Geſetzgebung 
vereinigt. Bis will das Nefultar ihrer Anfichten und Ents 
deckungen in einer Zeitfchrift niederlegen, weiche unter ben 
jetzigen Umſtänden eine ber wichtigften und einflußreichſten 
werden dürfte, und welche fie deshalb der Aufmerkſamkeit 
deutſcher Miniſterien und Negierungen empfiehlt. Sie will 

das Publikum gebildeter Geihäftsmänner an ber Hand des 
Bekannten in das Unbekannte, am Leitfaden der beutfchen 
Öffentlichen Organifation, und deutfcher Rechtsbegriffe, in das 
Heiligthum des Staatsorganismus und der Gerichteverfafs 
fung Frankreichs einführen 5 fie will die Vorurtheile für dag 
Alte betämpfen, und die Erwartungen vom Neuen mäßigen, 
indem fie Überall jenes diefem gegenliber ſtellt; es follen bie 
böhern Wahrheiten der Vernunft, aus welchen Deutſchlands 
und Frankreichs Rechtsinſtitute gemeinſchaftlich hervorgegan⸗ 
gen find, aufgeſucht, Frankreichs Rechtéinſtitute ſollen ans 
ſpruchlos, aber durchaus gemeinverſtandlich dargeſtellt, es ſoll 
ihr Einfluß auf die Kultur der Sitten, auf Induſtrie und 
Verkehr entwickelt, ihr Verhaͤltniß zu dem, was bei uns 
Borurtheif und Herkommen geheiligt haben, geprüft, es follen 
vereinigende und ausgleichende Modiſikationen vorgefchlagen 
werden. — Bon diefer Zeitſchrift And unter dem Titel: 


AYügemeine Bibliochel Für Staatskunſte 
Rechtswiſſenſchaft und Critik, Gieſen und 
Wetzlar 1808. bei Taſche und Müller. 

nie: zwei erſten Hefte erſchienen. Sie zeigen, daß aus der 
Einführung des C. N. in deutſche Staaten, wenn fie mit 
Konſequenz, und Weisheit geleitet wird, die Konftitution des 
Nheinbundes ſelbſt, das Verhaltniß der Unterthanen gu den 


ↄbs u 
Souverainen, beider Protektor, und ilberhanpt eine Palingu 
neſie der deutfchen Staatsverfafiung hervorgehen muß. 

Das erfte Heft enthält eins Abhandlung: fiber die 
Schwierigkeiten und Gefahren der übereilten 
und unvorbereitsten Einführung. des Koder 
Mapoleon in,den- Staaten Des, Rheinbundes. 
Weber den -Segenftand dieſer Abhandlung sriftiven ſchon 
wichtige und bedeutende Vorarbeiten. Der gelehrte und 
patriotifche von. Kampb hat gegen die Nathlichleit der 
Einführung des GC. N. Bedenklichkeiten zur Sprache ge 
bracht, deven große Wichtigkeit keinem denkenden Gefchäftes 
mann entgeben kann, &s-ift niche gu bifligen, daß der Den 
foffee der vorliegenden. Abhandlung dieſe Bedenkiichkeiten 
nicht gekannt, oder wanigſtens nicht berückſichtigt hat, Er 
geht indeſſen bei der Unterſuchung der vämlichen Frage einen 
eigenen und. felbftländigen Gang. Hat er feine Vorgänger 
nicht, wie er es hatte, thun ſollen, benutzt, ſo hat. dadurch 
die Unbefangenheit des. Reſultate getupanen: — 

Dem hohen Zweck und den wohlthatigen Kolgen den 
Einführung des. C, N. In Frankreich, wird, vor allen Fiins 
gen, eine Lobrede ‚gehalten. In einer sieforn Civilrechts⸗ 
enarchie fanb ſich vor. der. Revolution — -etiva Polen aude 
genommen, fein. surgpäifcer Staat. Indem das droit 
dcrit ,.und das droit; coutumier, ‚des römiſche und das 
Gewohnheitsrecht ich in Frankreich in geographiſcher Hin⸗ 
fiht theilten, indem hei zr edas rümiſche Recht ſubſtdiariſch, 
Dort als Hauptentſcheidungsquelle galt, indem 180 abwei⸗ 
ende‘ contumes gönerales neben inet weit größeren 
Menge coutumes loqales die politiſch vereinigte Nation, 
in privatrechtlicher Hinficht in: unjähligen! Volkerſchaften 
theilten, bot das Rechtsſtudium und die Nechtspftege ein Lie 
birinch ohne Ausgang dar. Die ihror Beſtimmung nach 
auf bloße Rechtspflege, beſchränkten: Pariamente übten durch 
diapositions generales ‚ei reglementaires ,. geſetzgebende 
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Gewalt in ihren ericheaſprongein aus. Mas das Parlat 
ment von Touloufe für Hecht erklärt, hatte, konnte vom 
Parlament zu Bardeayy für Unygche erklärt werden. Der 
.. Kodex Napoleon und der-Code de proccduge.civile (mars... 
sum bat der Verfaffer nicht auch des Code de commerce 
erwahnt) -heendigsen, diefen Zuftand, und ſchenkten allen Des 
partemense der franzäffcheg Mongrchie gleiche Rechte, und 
gleiche Verfahrurgsformen. Die Einführung derſelben in 
den Staaten des enbundes würde zwar denſelben eine 
gleihe Wohlthar.g. „Ahren ; gefhahe fie aber übereilt, 
und unvorbereitet, ſo würde dieſe Wohlthat durch 
ſchwere und namenloſe Opfer erkauft werden müſſen. Dep. 
Verſaſſer wiederholt mehrmals die Verſicherung, daß er keitg 
neswegs die Einführung des. C, N, ſelbſt, ſondern nur die 
vorſchnelle Raſchheit mißvarhe, mit ‚welcher man {don in 
mehreren Ländern vorgefchritten if. Es wirde ein gay 
nicht zu berechnender Zuſtand ‚von Rechtsloſigkeit, und Ins 
konſequenz eutfiehen. Der Werfaffsr entwirft. nun ein Ge 
mälde deſſelben. Es wiirde einmal, ſagt er, proviſoriſche 
Rechtsunſicherheit an bie Stelle feſter Eigenthumsgrenzen 
grgten, - Jeder Uyterthan kennt jetzt feine Anſprüche und. 
Erwartungen, er überſteht die Folgen feiner Handlungen; 
Zutrauen belebt den Kredit, Der C. N. wiiede alle Familien 
in ein unbekanntes Element ſchleudern. Richter, Anwälde 
und. Partheien würden unter die Harrſchaft einer Gefekgm 
hung verſetzt werden, deren Inhalt niemand kennt. Denn 
das Koder Napoleen iſt mit ber franzöſiſchen Gerichtsorda 
nung innigſt verſchlungen, jener. kann ohne dieſe nicht zus 
Auwendung kommen; die Mitglieder unſerer Gerichtehöfe 
verſtehen vom ©, N. wenig. vom Code. de ‚procedure 

givile yerfichen fe, gax vichts. Sprache, Terminologie, 
Hauptbegriffe — alles iſt für fie fremdartig. 

Ein treffliches aber von dem unſrigen durchaus — 2* 
den, Hyporhelenfnfem, eine raſche, aber an völlig, 
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feembartige Formalitäten gefeffelte Procebur, ein fie die 
Aufbewahrung und Formalifitung der Handlungen des biits 
gerlichen Lebens hoöchſt unentbehrlihes Rotariatsinſti⸗ 
tut würde fich plößlih in den Bänden von Männern fin, 
ben weiche von allem was fie thun und faffen follen, nichts 
verftehen, auch durch einen bloßen Machtbeſehl es nicht lers 
nen können. Das Vertrauen ber rechtsbedürfenden Parı 
theien würde keine Zuflucht, die Richterwillkühr keine Grem 
jen finden. Die ganze jeßige Generation würde durch 
Mechtstofigkeit, und Chikane gepeitfcht werben. Diefer Zus 
land würde allerdings duch die Thätigkeit ber Regierungen, 
durch. den Fleiß der Scheiftfieller, "burch den Einfluß dee. 
Lehranftalten vorlibergehen, dann würde ader zweitens an 
die Stelle totaler und proviforifher Rechts unſi—⸗ 
cher heit eine partielle und bleibende Richtens 

willkühr treten. 

Der C. N: dehnt ſich namlich nicht Aber alle zweige 
des Privatrechts, nicht fiber alle Geſchäfte des bürgerlichen 
Lebens aus. Er enthält lichtvolle und herrſchende, aber keine 
ertihöpfende Prinzipien. Wo er ſchweigt, füllt kein Gewohn⸗ 
heiesrecht, kein Statut die Lücke; der Richter iſt zwar an 
- bie Jurisprudenz und an bie Vernunft, wie fie im römiſchen 
Mer und in den Bearbeitern deſſelben leuchtet, verwieſen, 
doch fo, daß. überall die Individnalität feiner Anfichten fiber. 
narlivtiche Billigkeit, über jede fremde und pofitipe Autorität 
fiege: Dit einem Wort — außer dem Code Napoldon 
giebt es noch, über die von ihm umfaßten Gegenſtände, eine 

raison &crite, after ein loi &crite gießt es weiter nicht. 
&o mußte es in Frankreich fenn, wenn der große herr⸗ 
ſchende Zweck der Reform, der Einförmigkeit des Rechts im 
allen Departements ſollte erreicht werden. Deutiche Richter 
find einmal an Autorität gewöhnt. Wenn fie diefer nicht 
folgen müſſen, fo werden fie einer folhen ſubjektiven 
in unendlichen Schattirungen umd dancen bald fo bald am 
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Aers fich ausſprechenden, Bald märktidhen, Bald erheuchelten 
Billigkett, d. d. Will kühr folgen. Im nämfichen Richter 
werden ſich die Ausfprliche der innern Geſetzgebung nach ben 
Umitänden ändern; er wird heute wegen dreijähriger 
Michtentrichtung des Kanons, den emphpteutifchen Kontrakt 
für erlofchen erflären, und morgen Bedenken tragen, wegen 
vieljährigem Rückſtand deſſelben eine fo harte, und 
willkührliche Strafe zu realiſiren. Er wird heute die Rechte 
des Obereigenthlimers und das darans abgeleitete Recht des 
Vorkaufs fehr billig finden, und morgen beide als eine bloße, 
Spibfindigfeit des römifchen Rechts verwerfen. Bei einer 
fsihen Rechtsunſtändigkeit wird fih der Deutfche, nach feis 
nem Nationatcharakter, nie glücklich finden. Nie wird bie 
Parthei mit Zutrauen vor einen Richter treten, ber, ents 
fcheide er, wie er wolle, immer richtig entfchieden Hat. Von 
weit. größerer Wichtinfeit ift eine Dritte, durch die Über, 


eilte und unvorbereitete Einführung des C. N. erzengte Bes. 


denklichkeit. Es würde dadurch ein unauflößbarer 
Widerfpruh zwifhen dem Öffenelihen und 
Privatrecht, zwiſchen der Organifation and 
Adminiftration begründet werden, Hier zeige 
ſich nicht blos Gefahr und Schwierigkeit, fondern gänzliche 
Unmöglichkeit. | 

Wie man fie bei der Aufnahme bes C. N. im Herzog⸗ 
thum Aremberg Hat überſehen können, ift faft unbegreiflich. 
Frankreichs öffentliches Recht iſt der Grundpfeiler des Pris 
vatrechts, auf feine Konftitution iſt die Geſetzgebung gebaut. 
Der Organismus der Gerichte iſt ihe Element. Ohne dieſes 
Element kann fie nicht in Anwendung gebracht werden. 
Wenn es ihr entzogen wird, iſt der C. N. ein caput mdr- 
tuum. Es find vorzüglich drei in. der Konſtitution ausge 
forochene Grundſaätze, weiche der C. N. ſtillſchweigend vors 
ausſetzt: a) gänzliche Trennung des Staats von 


des Kirche In unſeren bisherigen Staaten trat ber 


! 
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Menſch, an der Hand ber Kirche, als Bürger in ben Staat: 
Die Kirche umgab die Ehe mit Weihe, und den Eid mit 
der Sanktion der pofttiven Religion: 

Die Eirdlichen Ehigefebe wurden dom Stadt bürgerlich 
geehrt, und verfagte ſchon bie Kirche ihren Seegen, da’ mo 
"der Staar die Ehe unterfagte, fo erkannte doch der Staat 
nur im Siegel der kirchlichen Trauung, die Eriftchz der Ehe 
an. Der Code Napoleon und der Code de procedurd 
civile feßen allenthalben die Säkalariſation der Geburt, der 
"Ehe, und des Eides ſtill ſchweigend voraus. Die kirch— 
liche Trauung ale folhe, bringt gar feine bürgerlihe Wür—⸗ 
tungen hervor. Das am Fuße des Altars vereinigte Paat 
br vor dem Civilgeſetz in Konkubinat. — 

Ein Staat aber, deffen Öffentliches Recht die hergebrach 
fen, wenn fchon in ber Ausübung beſchränkten Rechte def 
Kirche Überall anerfennt, und deſſen Civilgeſetzgebung ſie 
überall als vernichtet vorausſetzt, widerſpricht ſich ſelbſt. 
Kein menſchlicher Scharfſinn kann bie Räthſel löſen, wie jenes 
Öffentlidye, und di ſes Privatrecht nebeneinander zu beſtehen 
Vermögen. Wie baher in einem Staate des Sipeindunbeg, 
öhne vorgängige Veränderung ber, ganzen kirchlichen Verfaß 
Yıng nad dem Vorgang Frankreichs der Code Na »poldon 
eingefliäre werden kbnne, läßt ſich nicht einfehen: u 

b) Wird die Vernichtung der Perſonal— und 
Realvorzüge des beſtehenden Adels‘ vom C. N; 
ebenfalis Kilfhwetgend vorausgefetzt. Stankz 
reiche Eivilgefeßgebung brachte blos bie Stundfäße des öf 
fentlichen Rechts zur Vollziehung. Daher das Verbot ber 
Subftirution *) die Ablsßlichkeit der Gruͤndzinſe, und Zehn⸗ 
ten **) bie durch die Aufhebung der aktiven Perſonalſervi⸗ 
tuten ſanktionirte Vernichtung der Frohnden — _Das_df 

) C. N. A. 896. 


**) C. N. A. 530 ii, qui. . 
. a, C. N; Art, 686; .r + .. “4, [22 . . 
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Fenttihe Recht rührt in den Staaten des Rheinbundes den 
Adel als erblich ausgezeichneten Stand förtbeftehen. Die 
Familien der Standesherrn haben den Glanz des Thrones, 
bie Unablößlichkeit der Gülten und Zehnten, und felbft die 
Fortdauer der Parrimontalfeohnden iſt tief in das Finanz⸗ 


ſyſtem verwebt. Wie kann man denn den C. N, ohne Ver⸗ 


feuenmg ſtaatswirthſchaftlicher und publiziſtiſcher Marimen, 
unvorbereitet, unmodifiziet, ungeprüft einführen ? 

c) Hängt der C. N. mit dem Code de prose- 
dure civile Auf das genauefie zufammen; es fins 
‘Bee fih in jenem kein Titel, der nicht direkt 
der indirekte in die Gerichtsverfaffung vers 
Thlungen if. In der letzteren aber iſt der Grundfaß 
vorherrſchend, daß Inſtruktion und Vollziehung 
vom Rechtsſprechen getrennt bleiben müffen. 
Diefer Grundſatz war ſchon die Bafis der Drdonnange von 
667. Er wurde durch den Geiſt des Zeitafters, durch eine 


 Rieblingsmarime der Metaphyſik des allgemeinen Staates 


rechts, noch tiefer in die Serichtsverfaffung hineingeſenkt. 

° Die von Montesquien theoretifch , von der, 
englifchen Konftitution praßrifch gepredigte Trennung der 
gefeßgebenden, richterlichen und vollziehenden Gewalten nahm 
den Organismus des franzöſiſchen Civilprozeſſes in Schuß. 
Auf jener Trennung beruht das Inſtitut der Huissiers, 
das Bureau conservateur des hypothdques N das Nota⸗ 
riatsinſtitut. Sie bilden nebſt anderen Inſtituten 3. B. den 
Familienrath, der kaiſerlichen Prokuratur, den Friedens 
gerichten als bureaux de conciliation, Frankreichs bürger ⸗ 


liche Organiſation. Dieſe Organiſation iſt aber nichts an⸗ 


ders, als die Organiſation des C. N, ſelbſt. Aus ihrer 
Wüuͤrkfamkeit gehen die vom C. N. normirten Rechte der 
Einzelnen hervor. Den C: N, ohne die Organifation deſſel⸗ 
ben aufzunehmen iſt Widerſpruch. Will man jene Inſtitut⸗ 
aus dem C. N, herausmodifiziren; fo iſt bieſer ſelbſt aufge n 
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hoben, und alles, mas das weſentliche und den Seiſt 
der franzöſiſchen Geſetzgebung konſtituirt, iſt vernichtet. Man 
Bat bisher von den Modifikationen des C. N. nach deutſchen 
Lokalitäten gefprochen, man follte indeffen umgefehrt von ben 
Modifikationen deufcher Lokalitäten nach den Forderungen 
bes C. N. reden, Am längften verweilt fih der Verfaſſer 
Bei einer vierten. Bedenklichleit. Er glaubt, daß durch 
die Folgen einer unvorbereiteten Einführung 
des C. N. das Studium der römifhen Juris!’ 
prudenz untergehen, jene Quelle philofoppir 
fher Anfihten verfiegen, und feld die Hofft 
nung einer befferen Zukunft verfhwinden würs 
de. Der C. N. läßt das römiſche Recht nur als gefchriebe, 
ne Vernunft fiehen. Indem er ihm geſetzliche Gültigkeit 
raubt, vernichtee er feinen Werth für die Praris. Das 
wiſſenſchaftliche Intereſſe ſtirbt nur gar zu bald dahin, wenn 
es in gemeinen VBedlirfniffen Feine Nahrung mehr finder. 
Der Verfaffer Ipricht von der Weisheit und Philoſophie des 
römifhen Rechts mit einer Vegeifterung , welche man nur 
noch bei einem Bigot de Preamenue , bei einem Portalis, 
und andern Gefeßgebern Frankreichs, aber weder Sei deut; 
fhen Praktikern noch Rechtophiloſophen findet. Er ſtellt eine 
Unterjuhung über das Verhältniß des römiſchen Mechts 
zur Legislation und zur Doktrin an, welche fih durch ein 
noch wenig bearheitetes Gebiet der Rechtsmetaphyſik hindurch 
windet. Sie läßt ſich ungeachtet ihrer großen Wichtigkeit 
in einem Auszug nicht darſtellen. 

Das zweite Heft enthält in umgekehrter Richtung 
die Forrfegung der nämlichen Ashandlung. Er liefere Ans 
fihten über die Bedingungen und Vorausſez⸗ 
. zungen der Einführung des Eoder Napoleon im 
den Staaten des Rheinbundes. Die im erften Heft 
gefchitderten Schwierigkeiten, und Gefahren der Einführung 
us C. .N. werden weggeräumt. Der Verfaſſer hält die 





sg 
‚Einfügenng, für möglich und fogar mohlthätg. Nur vers 
langt er, daß fie mit ber Organifation gleichen Schritt halte. 
&r glaubt, daß diefe Organifation aus dem Verhältniß der 
Staaten des Nheinbundes zu ihrem erhabenen Protektor 
and aus der Natur dee Sache felbft hervorgehen müſſe. Er 
ſtellt im idieſer Hinfiche drei Forderungen auf. Vor allen 
Dingen, fagt er, muß . 

1.) ein deutſches Civilgeſetzbuch im Seit 
Desjenigen gefhaffen werden, deffen verhäng— 
nißvoller Name dem Civilgeſetzbuch Frankreichs 
vorgefeßt wurde. Diefes deutſche Geſetzbuch muß 

IL) mit der bisherigen Privargefeggedung 
Deutſchlands in Verbindung gefent, die revolus _ 
tionairen Kontrafe, müjfen ausgeglichen wery 
den. 

IN.) e6 bedarf einer Organiſation, oder 
"einer vorgängigen öffentlichen Einrihtung, 
ohne welche feine Civilgeſetzgebung, am wenig; 
fien die Civilgeſetzgebung, Frankreichs würks 
fam werden kann. Diefe Forderungen werden ausge 
führt, und motivirt. | 

I.) Freilich erhielten deutſche Fürſten aus Napoleons 
Hand die Souverainität zum Geſchenk. Hiernach konnte je 
der die Geſetzgebung feiner Unterthanen nach eigener Wills 
kühr,, und die Modifitationen des Koder Napoleon nad) eis 
genem Ermeſſen beſtimmen. Es giebt indeſſen Kräfte deren 
Wuürkſamkeit in der Natur der Umgebungen verloren geht, _ 
Frankreichs Redner ‚, die Organe des Willens und der Ans 
fichten ihres großen Gebieters, kündigten den revidirten frans 
söfiichen Koder, als den künftigen Koder des civilifirten Eu, 
ropas an. Indem ihm Napoleon feinen weltherrſchenden 
Damen fchenkte, weihte er ihn feldft zur Herrſchaft der Welt, 
Er follte, wie Bigot de Preamenue fagte, unter benach 
arten Vöoltern die Verſchiedenheit der bürgerlichon Geſeh⸗ 

6. 
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gebung aufheben, welche gleich der Werfhiedenheit ber Nele 
gion und der Sprachen benachbarte Völker einander ents 
fremder. Indeſſen würde unter Napoleons mißbrauchtenk 
Namen die Einheit des europälfhen Eivifrechts entftellt wer⸗ 
den, wenn Baiern, Würtemberg, Baden, Helen, Naſſau, 
Würzburg, u. ſ. w. jeder für ſich einen nah befondes 
ven Prinzipien modifizierten C. N. fchaffen wollten. 
Weiche fhom Deutfchlands Kultur und Nationalität zu fehr 
vom franzöfifhen Karakter ab, als dafi jenes ſich beim un— 
vorbereiten, und unmobifizieten C. N. je glücklich finden 
könnte, fo eriftire doch gwifchen den Batern, Würtemdergern, 
Badnern, Würzburgern u. ſ. w. feine große Verfchiedenheit 
heimiſcher Verhältniſſe. Es läßt fi fein Grund angeben, 
aus weichem fiir alle deutfche Staaten nicht eben fo ein 
C. N. abgefaßt werden könnte, wie für alle Departements 
Frankreichs, ein Civilgefetzbuch, ein Kriminalkodex u. f. w. 
Die unmobifiziete Einführung des C. N. wird Napoleon 
ſelbſt nicht verlangen. Niemand weiß beſſer, als er, daß 
die Majeſtät eines großen Mamens den Karakter der Völker 
und die ewigen Geſetze der Natur nicht Ändert, 

Daß aber jeder Souverain des Rheinbündes den Kor 
der Trapofeon auf feine Weile und nad feinem Ermeſſen 
modifiziven laffe, das widerfpriht der Grundidee eines 
Univerfalfoder. Sollte der erhabene Gedanke einer 
allgemeinen und einförmigen Civilgeſetzgebung Realität er⸗ 
halten, fo müſſen fih alle Souveraine des Rheinbundes 
über die einförmige Annahme eines einzigen für alle 
gleihförmig modifizivten Kodex Napoleon verftehen. 
Aber wie? Nicht im Wege diplomarifcher Vereinigung, wel⸗ 
Ge überhaupt bei Werten des Geiftes nicht möglich iſt. 
Dicht. dadurch, daß fle ihrem Protektor felbft die Aufftellung 
eines gemeinſchaftlichen Civilkodex überlafien. Dieß würde 
die Souverainität an der empfindlichften Stelle verleken: 
Auch endlich nicht dadurch, daß ein. Souverain für feine 
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Mitfouveraine das grofe Werk unternimmt. Denn feiner 
if der Vormund des andern. Es ſteht nur ein möglicher 
Weg offen — er if geräufchlos, aber ſicher. Es iſt der 
Weg wiſſenſchaftlicher Konkurrenz. 5 
Man üiberlaſſe die Abfaſſung eines für fämmtlicye 
» Staaten des Rheinbundes nah dem Koder Napoleon inos 
Sdifizirten Gefebentwurfs dem gewiß Beinen Haufen deuts 
»fcher Schriftfteller, die in fih Kraft und Beruf für v.e 
»fchwere Arbeit fühlen Man fordere Niemand pur) 
v» Preiſe und Belohnungen auf. Solche Aufforderungen jeys - 
ↄ zen oft ganz andere Triebfedern, als reine Liebe für de 
»gute Sache in Thätigkeit. Auch könnnte keine Regierung 
»ein Aufgebot zum geiftigen Kampf erlaffen, ohne ſich 
dadurch ſtill ſchweigend eine Vormundſchaſt über diejes 
»nigen anzumaßen, für welche das abzufaſſende Geſetzbuch 
> gemein ſchaftliches Geſetzbuch werden ſoll.« 

» Werft dagegen das Bedürfniß der Zeit nur einige 
» beſſere Geiſter, athmen ihre Vorſchläge und Anſichten den 
> Geiſt der franzöſiſchen Geſetzgebung, ohne den Charakter 
»deuticher Jurisprudenz und Individualität zu verleugnen, 
»fprechen fie den Buchſtaben franzöſiſcher Geſetze aus, ohne 
»dem an deutſche Töne gewöhnten Ohr unverftändlih zu 
»feyn, find fie auf Frankreichs Organiſationsprinzipien ba⸗ 
» fire, ohne die Vernichtung deurfcher DVerwaltungsmarimen 
ↄ nothwendig zu machen, traut ihnen das Urtheil erfahrner 
»und aufgeklärter Geſchäftsmänner Ansführbarkeit und Ans 
»wendbarkeit zu, — dann würdige fie man einer vorzliglis 
schen Aufmerkfamkeit. Sie können die Grundlage der Ders 
»einigung gu einem gemeinfchaftlihen Geſetzbuch für die 
» Staaten des Rheinbundes werden.« — 

II) Das verlangte Civilgeſetzbuch muß indeſſen ein vo 
foemirendes, fein revolutionirendes Syſtem darftellen. Für 
Sranfreich führte der Civilfoder und die Gerichtsordnung 
feinen revolutionairen Zuftand ein. Weide würkten umge 
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kehrt der Revolution und ihrem excentriſchen Schwung end 
gegen ; fie führten die Nation zurück in den Kreis gewoh 
ter Verhältniſſe. Aus dem Keim der vorrevolutionairen Sur 
eispruden, blühte die nachrevolutionatre hervor, und aus 
dem Schag alter Erfahrungen fchöpften die neuen Legisies 
toren. 

Bern daher der Gedanke, daß der für die Staaten des 
Nheinbundes modifizirte C. N. der Erfahrung, der Einficht 
der deutfchen Vorwelt, allem, was Gewohnheit und Boruts 

theil Heiligten, den Stab breche, und eine ganz neue 
Ord nun g der Dinge erzeuge. Er vereinige ſchweſterlich 
den Geiſt deutſcher Civilgeſetzgebung mit den Formen der 
franzöſiſchen. Er bewahre rein und ſorgfältig die Beiden 
Legislationen gemeinſchaftlicher Prinzipien. Wo beide ab: 
weichen, verbinde er fie durch ein Mittelglied. Er verſchmel⸗ 
ze die Kontrafte in Nüancen und Schattirungen. 

| Verweißt der franzöſiſche Koder Napoleon, um der 
Kirche gar Beine Herrſchaft über den Staat zu geflatten — 
(egtere ganz aus dem Staat, fo erreiche der deutiche Koder 
Napoleon den nämlihen Zweck durch ein mit dem bisherts 
gen Zuftand der Dinge vereinbares Mittel. Damit die Kir: 
he nicht über den Staat herrfche, werde fie mit dem Staat 
ſelbſt identifizirt. Verbietet der franzöſiſche Koder Napoleon 
das Adelsinſtitut als Regel, unterſagt er deshalb den Worı 
ten nach die Subſtitutionen, hebt er, der Sache nach, alle 
alte Fideikommiſſe auf, verſtattek er dem Kaiſer als Aus— 
nahme die Genehmigung neuer Subſtitutionen und Die 
Schöpfung neuer Familienfideikommiſſe, fo erhebe der deut⸗ 
fihe Kodex Napoleon die Regel zur Ausnahme, die Ausnah⸗ 
me zur Regel, er behalte die bisherigen Stammgüter als 
Ausnahme bei, er Übertrage die Schöpfung neuer Familien⸗ 
namen und Fideikommiſſe ald Ausnahme dem Souverain. — 

"Vor alln Dingen empfichle der Verfaſſer das forgfältige 
‚Studium des franzöſiſchen Civilprozeſſes und bie mobdifizirte 
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neber ragung beffeihen "auf beutfchen Soden. Erſt duch 
ihn ‚wird der deutfche gleich dem franzöſiſchen C. N. orgas 


‚nöflee werden, Der Verfaffer hätt feinen Fundamentalanfich⸗ 


ven eine warme Lobrede. Raſche Evolution, Zzutrauengebie⸗ 
tende, in der Publizität der Audienz ausgeſprochene, Lojali⸗ 
tät, eine das Talent begeiſternde, den Geſchmack des Wolke 
veredeinde Plaidorie, find geofe Vorzüge, bei welchen es 
unbegreiflich bleibt, wie Gönner den franzöſiſchen Civilpro⸗ 
zeß mißlungen nennen konnte, Sie Lontraftiren gegen ben 


„teägen deutfchen Prozeßgang, und gegen das geheimnißvolle 


Verfahren, dem fihon lange nur Dikafterialdiinkel das Work 
fprah. Dagegen fcheine Einheit und ſtrenge Konſequenz 


dem feanzöfifchen Civilprozeß zü fehlen. Man vermiße darin ı? 
“einen tiefen und gehaltenen . wiffenfchaftlihen Blick; der 


Richter iſt nicht, wie im deutſchen Eivilprozeß die Seele des 
Dramas, Der das Nechtfprechen von der Rechtsvollziehung 
srennende Mechanismus führe Mißbräuche herbei, über wel⸗ 
che das Publitum in Frankreich laut Hagt. Der Berfaffer 
hält es nicht file unmöglich, in der den beutfchen C. N. 
organiſirenden Serichtsordnung die Vorzüge der franzöſiſchen 
mit den Eigenheiten der bdeutfchen Prozeßordnung zu vereis 
nigen, und die tafche Evolution der erſten mit der wilfens 
ſchaftlichen Einheit der. zweiten zu verbinden, , Er fchließt 
endlich mit Vorfchlägen, wie die durch den franzöflichen C. 
N. genehmigte Richterwillkühr aufgehoben, und das Stus 
dium des römifchen Rechts vom Untergang gerettet werben 
fann. Haben fih die Souveraine bes Rheinbundes über - 
das vorzüglich einzuführende Geſetzesprojekt vereinigt, dann 
fordere man die Weifen unter dem Vol, Gerichtshöfe und 
Alademien zur Mittheilung ihrer Bemerkungen auf, das 
Wert eines einzigen werde ber Prüfung aller vorgelegt. 
Dem Verfaſſer ſelbſt überlaſſe man hiernach die Zeile, und 
Stimmenmehrheit entſcheibe Über die Annahme oder Wery 
werfung des Ganzen, 


\ 
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II. Nun wird es noch anf die fihtbare und wirkliche 
Einführung des deutſchen C. N. anfommen. Sie wird ohne 
eine neue Organiſation der Staaten des Rheinbundes nicht 
möglih feyn. ° Sie muß wiſſenſchaftlich und. praktiſch 

erfolgen. 

| »Durch jene werden die zur Magiſtratur berufenen 
Individuen mit dem Ser“ und Inhalt der neuen Geſetz⸗ 
»gebung auf das genaugfte befanng gemacht, durch dieſe 
» werden bie vollkommen informirten Behörden eingeführt, 
»welche durch ihr wechfeffeitiges Zuſammenwiirken, nach den 
» Forderungen der Geſetzgebung, die Rechte der Einzelnen 
ↄſchaffen, ſanktioniren, erhalten. Die Räder der Maſchine 
ↄ werden ineinander gefügt, das Uhrwerk wird aufgezogen.« 

Die wiſſenſchaftliche Organiſation erfordert Unterrichts⸗ 
anſtalten. Der Verfaſſer widerräth nachdrücklich die Eins 
führung von Rechtsſchulen. Sie würden die Jurispruden; 
von allen befreundeten Wiſſenſchaften hinweg ifoliren. Sie 
würden einfeitige, der höhern Kuftur abgeftorbene Geſchafts⸗ 
männer bilden. Er wünſcht deshalb, daß der Unterricht in 
der franzöſiſchen Jurisprudenz; in den Schoos der Univerſi⸗ 
täten verpflangt werde. Hiernaͤchſt glaubt er, daß Deutſch⸗ 
land einen Kommentar Äber den C. N. bedürfe fm, Geift des 
Köpfnerifcen Inſtitutlonenkommentares. Er ſchlägt vor die 
Ausarbeitung deſſelben zum Gegenſtand einer Preißaufgabe 
zu machen. Der Verfaſſer detaillirt nunmehr die praktiſche 
Organiſation. Er hält ſie für weit ſchwieriger als die wiſ, 
ſenſchaftliche. Sie wird das Lebensprinzip der neuen Geſetz 
gebung enthalten. Die wichtigſten, auf deutſchen Boden zu 
verpflanzenden , rechtſprechenden und nichtrechtſprechenden 
Anſtalten werden dargeſtellt. Zu den letztern rechnet der 
Verfaſſer 1) das. Notariatsinfkitut, 2) das der Aufbewah⸗ 
rung der Hypotheken gewidmete Bureau conservateur des 
hypotheques et privilèges, 3) die für die Beurkundung 
der Geburten, Heirathen und Sterbfälle getroffenen Anſtal⸗ 
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Yan, 4) ben Famwiltenranh, 5) bie allen Gerichtshoͤfen beige 


grämete kaiſerliche Prokuratur, 6) bie. Diener der Juſtiz, 


(huissters) wicht grade . Diener des Gerichte, 7) die Fries 
densgerichte als bureaux de conciliation. Unter‘ den 
zechefnnechenden. Anftalten dataillirt er 1) die. Friedensgerichte, 
8) die Tribunäle erſter Inſtanz, 3) die Appellationshöfe,. 
4) dan Kaſſationehof, 5) ben Hohen kaiſerlichen Berichts. 
hof. — Es finden fich darunter mehrere, welche in einem. 
ceinzelaen Staat des Mbeindbundes nicht. eingeführt werden: 
tönnen,. und an weichen die in fich felbfs geichloffene innere: 
Ronsereinität' nothwendig ſcheltern muß. Schon flir Teis 
bunale erſter Inſtarz finder fih in. Heinen Bundesſtaaten 
3 B. im Iſenburgiſchen, kein Raum. Appellationshöfe 


Können ‚nicht einmal im Geiſt der feanzöfifchen. Gerichtsvers ' 


ſaſſang in deutfchen Großherzogthümern eingeführt werden > 
der Kaſſationshof endlich. iſt für alle Staaten des Rbeinbun— 
des nar einmal zu errichten. Was. ber Code Napoleon. 
. Mit?die Theorie der Geſetzgebung in Frankreich tft, iſt der 
Kaſſationshof für Die Ausübung. Die durch jenen bezweckte 
Rechtseinheit wird erſt durch dieſen organiſirrt. 

Sof, ſagt der Verfaſſer, — bie eine, und nämliche 
ivilgeſetzgebung alle Völker des Rheinbundes untereinant 
ader vereinigen, fo. dürſen ſie auch durch Formen, Prozedu⸗ 
vren und Gerichtsorganiſation nicht wieder. voneinander ger 
serenut werden. Das Geſetz muß fi Im Recht der Parr 
»theien überall auf. gleiche Art entwideln. ine gleiche 
»und identifche Anftalt muß im Herzogthum Naſſau, wie im 
»Königreich Baiern, eine gleiche Juriepraden res ularis 
»firena — 

Faſt uch nöthtgen als die Errichtuug eines gemein- 
ſchaftlichen Kaſſationshofs wird die Errichtung eines, den 
ſrauzöſiſchen kaiſer lichen Hohen Gerichtshof nad: 
bildendon Inſtituts in den Staaten des Rheinbundes wers 
den — der Verfaſſer findet in der Very flanzung deſſelben 
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auf deutſchen Boden ben Vereinigimgepunkt zestfchen Ficken 
und Völker, zwiſchen dem Beſchlützer, und dem Beſchltzten, 

hie Baſis der künftigen Bundesverfaſſung, und bie Sarans 
ein Ihres inneren Glückte. 

Dieſer Theil der Abhandlung iſt bir wichtigfte und ande 
fuͤhrlichſte. Er iſt keines Auszugs fühle, Einfender wage 
‚06 dringend bie Bier niedergelegte Anſichten denjenigen zu 
empfehlen, welche zunächſt an der Pforte der Zukunft ſtehen. 
Liebe fiir Bumanttät, und bürgeriiche Freiheit fcheinen den 
Verfaſſer befreit zu haben, »Napoleon Hat in Frankreichs 
aderfaffung den deutſchen Völkern das Bild ihres Fünfrigen 
»Dtaatsseganisemus vorgehalten. Nicht auf ihn, fondern 
seinzig umd allein auf die Deutſchen kömmt es an, in dies 
p»ſemm Blide ein Tödtengertppe, oder die Goͤttin der Gefands 
sheit und bes Bebens zu umarmen.c — Diefer erhabene 
Gedanke wird von S. 139 bis ıBa indipidualiſtet, und bie 
Abhandlung ſchließt mie einem Ueberblick Über Deutſchlands, 
durch den Koder Napolecon srganifiste Verfaffung. Da Eins 
fender {zit dem Juſtitui, im melchen die vorliegenden Abs 
Handlungen erfchlenen find, in bee engſten Verbindung fiche, 
fo hielt er es für Pfticht, ſich auf eine bloße Inhaltsanzeige 
derſelben mit Untetdrlickung aller beifaͤlllgen, ober tadelnden 
Vemerkungen zu beſchränken. Poch glaubte ber Verfaſſer 
auf einige Fehler gegen die franzöfliche Jurisprudenz aufs 
merkſam machen gu müſſen, über weiche übelwollende Hier 
genfenten leicht ein großes Aufſehen erregen könnten. ©. 17 
wird unrichtig behauptet, daß der C. N, von ber Wieder: 
Herftellung in den vorigen Stand ſchweige. Der Verſaſſer 
wird fich durch die Anficht des Art, ABı. 1079, 1323. und 
mehreter anderen feicht vom Gegentheil überzeugen. Wenn 
er ©. ı26 aus den Vorzligen des Acte authentique ben 
rund des 1943. Aprtikels erklärt, fo üderficht er, daß ſchon 
durch die Ordonnanee von Moulins vom Jahr 1666., allen 
Zeugenbeweis Hei Verträgen deren Gegenſtand 100 Livres 
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Aberſteigt, ausgefchloffen muide, Wenn ee S. 7% die Ges 


fahr der Erhebung einer irrigen Anſicht ber Doktrin zung. 
yofltiven Geſetz auseinanderfegt ‚und biefe Theorie durch 
Beiſpiele aus dem C. N, belegt, fa. Hätte fie vor allem 
Dingen durch Art. 958 und 1585. — nad melden daB 
Eigenthum durch bloße HebereinYunft nicht duch Tras 
dition übergeht, wodurch aber der Unterſchied zwiſchen 


jus in personam, und jus in rem aufgehoben wird — 


erläutert werden mäffen. \ 

Es giebt Rezenfenten, weichen die Kraft, fich zu allges 
meinen herrſchenden Anfichten zu erheben, von der ſtiefmüt⸗ 
terlichen Natur verfage wurde, Dagegen fehlt- ihnen keines⸗ 
wegs das Valent, durch fleifiges Nachſchlagen Hifkorifhe 
Schler dieſer Art ansfindig zu machen. Der Berfaffer wird 
wohl thun, auf die Achtung jener Nejenſenten, welche im 
Publikum eine große und wichtige Stimme führen, vors 
züglichen Werth zu legen; damit fie nicht in ihrem heiligen 
Kifer für Wahrheit und Wilfenfcheft nur für jene Fehler 
ein kritiſches Auge Haben , über alles ſelbſtgedachte und ges 


meinwichtige dagegen, was der Verfaſſer ſonſt noch nebenher 


sefagt haben mag, mit tiefer ‚und ſchweigender Verachtung 
Binausgeden. 


Ueber den rechtlichen Vertheilungs⸗Maaßſtab bei 
Aufhebung der Familien-⸗-Fideikommiſſe. 





Du Erfahrung zeigt, daß die Neigung zu Errichtung von 


Fideikommiſſen, beſonders in jener Periode der reichsſtädti⸗ 
ſchen Geſchichte, wo dis Adels, Manie zur Ehre der ariſte⸗ 
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:$ratifchen: Werſafangen allzuſehr überhand nahm, eine hen 
triebene Ausdehnung bekam, 

Senen ftädtifchen Bürgerlichen Vereinen , deren Wohi⸗ 
Fand durch Handlung und Gewerbe. einzig: entſtanden wer, 
und von deren Befördetung die Blüthe des Staats mefeuts 
lich abhieng , konnte nichts mehr zuwider ſeyn; — ale daß 
man die Progreffion dieſer Betriebſamkeit graufam dadnurch 
dhemmte; daß die erworhenen Fonds der freien Cirkulation, 
der unbeſchränkten Dispoſition nach den Bedürfniſſen der 
Zeit, und der thätigen Spekulation entzogen wurden. Die⸗ 
fer erzwungene Ruheſtand, deſſen Folgen mit. keinem Maaß 
ermeſſen werden können, weil er, wie ein ſchleichendes Gift 
die Keime des Wohiſtandes ſchon vor ihrer Entwickelung 
tödtete, — bat num durch die, in den rheitiſchen Bundes⸗ 
ſtaaten allgemein werdende Aufhebung der. Fideikommiſſe fein. 
Ende erreiht. — 

Der möglich nägkiche, und der vernlinfrige Zweck, weis 
«er der. Idee diefer Inſtitute zum Grund - liegt, iſt zwar 
wicht deſtruirt worden, aber. die ſchädlichen Auswüchſe find, 
dadurch abgefchnitten, ‚Daß. die Gefeßgehuug. dafür geforge 
hat, daß der bisher in einer. ungefchiefien Willkühr ausgear⸗ 
tete bunte Wille folher Kideitommiß ı Stifter in bie Gränzen 
‚eingefchloffen wird, welche aus dem vernünftigen Sweet dieſer 
Inſtitute nothwendig ſließn. 771 

Zu allen Zeiten war man überzeugt, daß Fideikommiſſe 
“nicht indiſtinkt zu Billiger“ find, aber dem gegenwärtigen 
——— blieb es vorbehalten, die Bedingungen ihrer Ders 
einbarung mit dem Gemeinwohl, und die, aus dem Geiſt 
des Inſtituts abjuleitenden mefentlichen Modalitäten, durch 
eine gefeßliche Beftimmung. feſt zu ordnen, und fo die Biss 
herige Lücke in der Geſetzgebung auszufüllen *). 





Unvollſtändige Maaßregeln waren es, wenn Konig Victor 
Amadeus in Sicilien ſeinem' Adel die Errichtung der Fideikom⸗ 
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Gereſetze bieſer Art haben ihrer Natur nach, nothwendig 
eine zurückwirkende Kraft; — es darf von dem Augenblick 
ihrer Ertheilung an, — dasjenige, was durch fie für ges 
meinſchädlich erklärt iſt, nicht weiter beſtehen. 

Die Aufhebung der beftehenden Fideikommiſſe ift daher 
eine unvermeidliche Forderung. — Aber auch diefe Auflöfung 
muß auf eine vechtliche Act gefchehen, und für einen Fall, 
welcher nad) der bisherigen Gefeßgebung, in diefer Art, wis 
es jetzt geſchieht, für unmöglich gehalten werden mußte, muß 
durch eine eigene neue, nad allgemeinen Dechesgrunbfägen 
hemeſſene Geſetzesvorſchrift geforgt werden. 

. Bevor eine folche von der Regierung ſelbſt poſitiv aus⸗ 
geht, werden ſpekulative Erwägungen über die Natur dieſes 
Gegenſtandes, und deſſen rechtliche Anfichten nicht unwill⸗ 
kommen ſeyn. 

Der berühmte Kerr Prokanzler Goͤnner *) hat mit ſei⸗ 
nem gewöhnlichen Scharfſinn bereits den Hauptgeſichtspunkt 
ar hervorgehoben. 

Meine Ueberzengung von der Nichtigkeit feiner Anſich⸗ 
ten hindert mich aber nicht, das Detail der Sache, mit wei⸗ 
teren mt zu verfolgen: 

Die Hauptfrage möchte wohl folgende ſeyn: Faut bei 
einem anfgehobenen Fideikommiß, bas direkte Eigenthum 
»iediglich an die fi dermalen im Beſitz des nubbaren Eis 





miſſe nur bis in den 4ten Brad, nach dem Beifpiel des römifchen 
Rechts geftattete, oder Franz I. ald Großherzog von Toscana, 
nebft einer gleichen Verfügung rüffichtlich des Adels blos die uns 
adelichen Zideifommifle gang, — Leopold aber in der Folge gar 
beide durchgängig aufhob. — Das neue königlich Baieriſche Edikt 
iiber den Adel des Landes d. d. 28. Juli 1808. zeichnet ſi ſich aus, 
indem es ordnet, anſtatt zu Lertilgen. 


5) in ſeinem Archiv für die Geſetzgebung und Beforme dei 
juriftifhen Studiums 2, B. ates Heft. Ä 
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sgenchums Sefinbeiten Miduciaries , ober an X vom 
sStifter unmittelbar Berufenen, welche ſich zur Zeit nur in 
»spe succedendi befinden, — oder auch an die Subſtitulr⸗ 
Sin ?— und in meichem rechtlichen Verhaltniß? —a 


I, 


Ich ſetze voraus, daß, wenn gidelemreit, als folche 
Inſtitute, weiche mit Ber Konſtitution unverträglich find, 
erklärt, und folchergeftaft aufgehoben werben, dabei nicht Die 
Idee einen Annullirung berfeiben nach Ihrem Uefprung, fong 
bern blos in Anfehung ihrer Fortwirkung zum Grunde tier 
gen Eönne, 

Was für Schwierigkeiten würde es außerdem baden, 
die Anfprüche der Inteſtat⸗Erbſchaft zu reguliren, weiche im 
Fall der Ungültigkeit des letzten Willens einträten, und wie 
Bann ein Geſchäft, das zur Zeit feiner Errichtung, gefegmäfs 
fig beſtehen Konnte, auch rückwärts flir ungliltig erflärt wer⸗ 
ben? Der Geiſt des neuen Geſetzes wirft, fo mie ſelbſt dev 
Buchſtabe deffeiben, nur auf Abſchneidung der , aus dee 
Fideikommiß⸗Stiftung, für jegt und künftig, entfpeingenden, 
für gemeinfchädtich erfannten Folgen. Mithin Bleibe der 
feste Wille des Stifters, als Begünſtigung derer, welchen 
herſelbe ſich mild und vorforgend erzeigt hat, allerdings be⸗ 
ſtehen, nur die Form, und Modalität ifk es, was dem Sa 
ſetz zumiderlauft, und einer norhmendigen Abänderung unters 
morfen if, 

Alle Berufenen haben ein Recht darauf, daß ihnen die 
som Stifter ihnen zugedachte Wohlthat wirklich zufließe, 
nur nicht in der Art, weiche das neue Geſetz verbieter, 

Sola voluntas testatoris lex et norma est ultima, 
rum voluntatum ‚ ideoque ratione waluntatis ej 
inest elausula rebus sic stantibus, 

Bohmers auserlefene Rechtsfälle 1. B. IL. Abth. 
©. Ber. 
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Das Gefet Hat ben Endpunkt, walchen jedes Fideikom⸗ 
miß durch das unvermeidlicht Schickſat doch einſt erlitten 
haben würde, beſchleunigt. 

Der Unterſchied, weicher hierdurch hervorgebracht wird, 
befteht darinnen, daß num der Ueberlebenden Mehrere find, 
anftatt nach der ehemaligen Ordnung nur Einer, das Fidei⸗ 
kommiß gewiffermaßen überleben konnte. 

Es haben ſonach nun alle Ueberlebenden ein Recht, an 
der Fideikommißmaſſe, deren bisherige rechtliche Beſchrän⸗ 
kung nun aufgehoben ift, indem deſſen Trangmipbitisät vers 
Boten wird, — zu partizipiren. 

Vermöge einer rechtlichen Fiction, werben die Stämme 
der nah oder entfernt Berufenen, ‚mit der lebenden Generas 
tion für erlofhen erachtet. Incapax pro mortuo habetur. 

‚Alle nondum nati find unfähig ein Recht zu erwer⸗ 
ben, das nun geſetzmäßig erloſchen iſt. Hier iſt alſo die 
Stränge des Rechts. 

‚Alle gegenwärtig Lebenden. aber find ſchon wirklich Be 
rechtigte, und da zwifchen gegenwärtigen und Tünftigen, be 
dingten oder unbedingten Rechten, in Anfehung der Gültig⸗ 
keit Überhaupt, Kein Unterſchied Statt finder, — fo müſſen 
dieſelben auch ohne Unterſchied veflektire werden, % — 

Alle leiten ihr Recht aus Einerlet Quelle. ab, mithin 
konnen auch Alle einerlei Behandiungsart verlangen. Der 
Zufall der temporairen Beftser kann hier keinen Unterſchied 
machen, da alle ex providentia majorum fließenden Rechte, 





*) Gleicher Grundfag ſcheint auch im Königreich Weſtphalen 
angenommen, indem in dem bekannten miniftetiellen Bericht vom 
7. Zuli über die Lage des Königreichd gefagt wird: „Ein von 
Seiner Majeſtät genehmigtes Staaterache ı Gutachten vereinigte 
„die Vortheile des Aufhebens der Subſtitutionen mit dee billigen 
»Rückſicht für die auf Hoffuung der ſelben wirklich 
»Gebornen und Lebenden.« 
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unmittelbar durch die Geburt, und unabhängig von ben ins 
termediairen Beſitzern erlangt werden, und der zeitige Des 
fitzer weder ein ausfhließendes, noch überhaupt ein 
größeres Recht, als jeder andere Berufene, zur Sache hat, 
hingegen für jedes bereits erworbene Recht, wenn blos die 
Zeit des Anfalls, nicht der Erwerb ſelbſt verſchoben iſt, An⸗ 
erkennung oder Entſchädigung Statt finden muß. — Iſt 
denn blos der Beſitz, nicht auch das Recht heiug vor dem 
Geſetz? 

Es laßt ſich kein vernünftiger Grund denken, warum 
die ſucceſſive Form des Rechts aller Berufenen, welche doch 
zu ihrem allerfeitigen Vortheil vom Stifter entworfen ward, 
den Succefforen gerade zum Nachtheil gereihen, und die 
Idee erwecken könnte, als ob fie gar Bein Recht hätten? 

Mur die Rechte der künftigen Generationen eriöfchen in 
dee Gegenwart, — es ift hier aleichfam eine umgewandte 
Succeſſion, indem die Nachkommen von der lebenden Gene: 
ration beerbt werden. 

Der Rechtsgrund des gegenwärtigen Anfalls ift einzig 
das Eriöfchen aller, in dem Augenblick der Fideikommiß 
Aufhebung noch nicht erlangten, Rechte, — und in fo ferne 
fid) die Letzteren alle auf die gegenwärtige Generation redus 
ziren, — muß biefe auch in ihrem ganzen Umfang zur 
Merception gelaflen werben. 

Nur das Transmiffionsrechte iſt den gegenwärtigen 
Staatsblirgern in der bisherigen Art verboten, aber ihre 
aus dem lebten Willen des Stifters für ihre Perſonen fließ 
fende Acquffition Hat nicht das mindefte Anftößige, und es 
iſt fchlechehin Fein Grund vorhanden, ihnen dieſelbe zu rau⸗ 
ben. Vielmehr würde es der Politif der Geſetzgebung zus 
widerlaufen, wenn die ganze Fideikommißmaſſa auf Kine 
Derfon kongentrive würde, — was bei deren Senioratmäßi⸗ 
gen Form meift der Fall wäre; — es würde hierdurch, 
feldft gegen den Willen des Cefenet, | eine Art von Majorat, 
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wenigftens auf die Lebensjeit des Beſttzeis, vieleicht auch 
feines Sohnes herbeigeführt, — ber Zwed der möglichſt⸗ 
freien Cirkulation bliebe unerreicht, — ‚und fo gewiß as ein 
nem &taate im Allgemeinen nüslicher ift, viele Wohlhaben⸗ 
de, — als wenige Reiche — zu befisen, fo gewiß wäre 
eine folche Konzentration: ſchädlich, — oder würde wenigſtens 
den bezweckten Nutzen der Fideikommißaufhebung um eine 
Generation verſchieben. 

Dieſe Betrachtungen werden es ſowohl von politiſcher, 
als rechtlicher Seite auſſer Zweifel ſetzen, daß das Recht an 
die Fideikommißſubſtanz bei der Aufhebung dieſes Inſtituts 
keineswegs bloß dem zeitigen Beſitzer zuerkannt werden 
tünne, welcher nie in eigenem Namen beſeſſen hat, und bei 
der Endigung feines fiduciariſchen Beſitzes die Rechte ber 


Übrigen Berufenen eben fo anerfennen muß, als er fie bis 


Her durch Rechnungslegung ıc. als bereits erifivend aneıs 
kannt hat. 
- 1. 

Ich müßte aber infonfequent verfahren, wenn ih nit 

auch das Recht der Subftituirten eben fo wie das Recht 
der unmittelbar Berufenen anerkennen wollte. 
»Die bisher angeführten Gründe wirken in gleicher 
Maafie für die Subſtituirten. — Wenn einem Geſetz rück— 
würkende Kraft, als Ausnahme von der Kegel des Rechts 
eingeräumt werden muß, fo darf doch nur die firengfte Sn, 
terpretation eintreten, und fie darf fih nicht Über den Grund 
der Nochwendigfeit hinaus erfirecden, denn fonft würde fie. 
in willkührliche Nedtevernichtung ausarten. Wenn alfo 
anch ſchon beſtehende Fideikommiſſe in - ihrer Fortwirkung 
aufgehoben werden, fo müſſen doch die durch dieſelben ſchon 
erzeugten Rechte vor Vernichtung ſicher ſeyn. 

Auch bei den Subſtituirten zeigt ſich die Natur eines 
künftigen Rechts. Ob daſſelbe näher oder entfernter iſt, 
thut nichts zur Sache, genug daß die ſubſtituirten Familien 


diefes eventuelle Necht nur durch ein frühere Iusikerken 
Hätten verlieren können: nun aber der Fall iſt, daß fie das 
Erlöfhen des Fideikommiſſes erlebt haben, 

Die Bedingung ihres Eintritte, weiche nach dem Wil— 
len des Gtifters erwartet werden mußte, darf nicht zu ih 
rem Machtheil deſtruirt werden. Die Zunächfiberufenen 
müſſen in Erwägung sieben, daß Sem Willen des Geifters 
zufolge nie das Zideilommiß durch Erlöſchung ihres Stam⸗ 
mes Einem von ihnen beimfallen konnte. Sie Pöntten au 
der Subſtanz nicht mehr Recht fordern, als ihnen an der 
Nutzung zuftand. Diefes war durch die Bußflituirten be 
ſchränkt, und bie jeutlebende Generation der Subſtituirten 
kann nicht gegwungen werden, die Beſchränkung, welche fir 
jet ſchon gegen die zumichft Verufenen geltend gemacht Hat, 
aufzugeben. — 

So wie das Recht der Berufenen niht aufgehoben, 
fondern blos transforınire wird, ſo wird auh zu Gunſten 
der Subſtitnirten gleiche Transformation erkannt werden 
miülffen. 

Es kann Hingegen nicht der Einwurf gemacht werden, 
daß ſolchergeſtalt Manche, weicher vielleicht nis zur Genuß⸗ 
Perzeption gekommen wäre, doch ein Antheil am Grund 
vermögen zufiele, daB ihm ein Etwas von viel reellerem 
Werth zu Theil würde, als bie entfernte, nach merſchlichen 
Berechnungen vielleicht fogar unerreichbar gefchienene, Suc⸗ 
eeffionshoffuung., Wan muß bedenken, daß bei der Fidei⸗ 
. tommißsAufgebung durch das Geſetz, — einem Jeden etwas 
zufaͤllt, was er aufferdem nicht hätte erhalten künnen , weil 
die Mechte der Zukunft in die Gegenwart aufgelöfet werben. 
Wer vermag aber das Feld der Zukunft zu ermeffen, und 
wie kann durch eine bloſe Disputatian ein Lünftige® Rechte 
für null erllärt werben, ohne daß man den Fall abwarten 
wii? — 

So lange der Wille des Stiſtert, aus welſchem je 
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auch bie zunüchſt · Berufenen ihren Asſpruch auf die Behr 
ſtanz bes Fideikommiſſes ableiten, - micht abſolut deſtrutrt 
wird, — fo lange muß er auch in" Allen feinen Theiten..res 
ſpektirt werben, in fo weit es wit.:den: efegen und. mit 
dem konſtitutioneſll geregelten Staatswahl beftchen kann; —— 
se muß reſpektirt werden zu Gunſten aller Lebenden, welche 
won Btifter. nah. ‚oder. entfernt. erfohren find. — 
+. Man wird mie auch Yon ſelbſt einräumen, daß ber 
Stifter nicht Die Meſr ſiozn en im Ange haben konnte, welche 
zum Genuß. feiner wohlwvllenden Ausſaat gelangen würden, — 
und welche damals all noch im Schoos der Zukunft begra⸗ 
Ser lagen; — ſondern daß er nur die beſtimmte Qualität 
 Meteen konnte und wollte. Alle lebenden Glieder der ſubſti⸗ 
cxuirten und der zunãchſt Berufen Samilien baden aber die 
Softnliete Analieät; m. - - 04 | 
ij. | W 

rer Aus den bichreigen Bemeekungen' fließt ed von (ask, 
daß Bei Auffindang: des crechtlichend Vertheilungemaaßſtabes 
Für aufgehoben⸗ Iweikommiſſe, dis Aufgabe lediglich dahin 
gehe, den-vom Stifter intendirten Maaßſtub der ſucteſſiven 
VBegünſtigung: auf deifibuech: des Geſetz. nothwendig gewors 
denen Grundſatz der Simuktaneität Möglichſt überzutragen. 
‚Wenn eine pünktlichz⸗ Willentarfüllung des Stiftere nicht 
möglich iſt, fo wird zunächſt der präfumtime Wille deſſelben 
iq derückfichtigenſeyn. Was ifb aber natürlicher, als daß, 
Wenn die 'weitire: Fortxflamzung des Fideikommiſſes, Die «ub- 
Avntutio in ipfinituin ‚für alle dieſe Stämme und Gami 
Aien,“ weiche der Stifter begünſtigt hat, durch das Geſetz um, 
eatfagt ft, dar Fond ben. ſämmtlichen Lebenden, weiche 
die vom Stifter bezeichneten. Qualitäten. beſitzen, anwachſe? 
MBürde wohl. der Stifter ſeldſt, wenn :er . nun aufſtehen 
fönnte, — feinen willen. anders ausfprechen, anders erlißs 
BR fönnen ? . 

- Wire 8 nicht Himeht auffallend unbilliq , wenn ſo 

ab. 
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viele Seamme und Wamitten, deren Wohl der Stiſter ſue⸗ 
ceſſto hatte befördern wollen, nun ganz ausgefchlofien wär, 
sen, da doch das Gefetz nicht ihre Nrupensbefürberung as 
fi, fondern nur bie Art und Weiſe verboten Hat, und 
wenn nun Einer oder Einige Alles‘ am ſich zögen, weidyen 
dae Ganze fchlechterbinge wicht zugedacht war? — 

Bei einer Zergliederung Ber verſchiedenen Anſprüche 
der Intereſſenten an einem gufgehobenen Fidellommiß Hal 
ich folgende Theilungemaximen für‘ die einfachſten wid 
zweckmaäßigſten, Auch die Natur der Sache und such di 
bieherigen vechtlichen Bemerkungen für gegrlinder. 

u) Die bermaligen Baſitz or können fordern, &) Enıiöä 
digang für die aufschohstie Mutzuießung; ) den ihne 
gleich jedem Berufenen anmachfenden Autheil an be 
durch Erlöſchung des Fideikommiffes Aallodiftzirten Sub 
ſtanz deſſelben. Ru 

9 De Berufenen heben das NReche; Ertſchadigung 
für den ihnen bevorgeſtandenen Genuß des Fi⸗ 
deikommiſſes neben dem Anſpruc. ef den Heimfall —— | 

‚zu verlangen, :- | 

"5) Die Cuspieairten. Hingegen müren 16 mie dem —* 
son Nacht begnügen, weil die Netznießungsrechte mais 

2der dermalen Ibenden Generation, ber umittelbar- * 

n  sufenen erlöſchen. v 
Man ihelle die Fibeitöunmißftang ı unter bie Serufeng 
und ſubſtituirten Stämme ober Familien in’ gang: gleichh 

Thelle, belege aber die Letztern mit einer. jährlichen .Denme, 

welche fie, an die unmittelbar Berufenen, fo kange deren, vor 

"der gegenwärtigen Generation leben , Ahrlich abzugeben 

haben, und weiche eben: fo groß ſeyn muß, als bisher das 

Quantum des Senuffes für die, nach ‘der dandatiencurtuuda 

in Beſitz ſtehenden, geweien if. 

Diefe Rente bekommen für jeht, ber oder die bermalis 
gen Beſitzer der Fidrikommiß, Nutzung, and nad). ihren die | 
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frötedieinden, und erft mit dem Tode des lehten Sutteford 
aus der gegenwärtigen Generation der unmittelbar Berufes 
wen, werden die Subftituirten von Abgabe dieſer Rente frei, 
welche fie indeffen hinlänglich kautioniren müſſen. 

Zwiſchen den näher und entfernter fubftituirten Stͤm⸗ 
men kann Aber Bein Unterfchied in der Konkurrenz zur 
Grundtheilung gemacht werben, weil es für die Berechnung 
ber Vitalität durchaus feinen Maaßſtab giebt; und das frü— 
here oder fpätere Ausſterben dieſes oder jenes Stammes 
ſchlechthin ungewiß bleibt *). 

Die Stämme oder Familien der Subſtituirten thellen 
dann ihren Anfall an der Fideikommiß-⸗Subſtanz, natfirlich 
den Köpfen nach, und zwar unter der nämlichen Sicherheits 
Bedingung , welche durch Anweiſung eines Immobilis. vor 
Hleichenm Nuhungsbetrag , oder einer fonftigen Realkaution 
zu bewerkſtelligen iſt; in fo ferne nicht die Berufenen über 
ein Avetsional - Quantum mit den Suhftituirten überein⸗ 
kommen. 

Wenn ein Fideikommiß als S⸗ niorat heformt, und die 
Nutzung für den oder. tie Aelteften: diefer Familie (ohne 
Sußftitutien) beſtimmt war, fü muß, eben ſo wie in dem 
Falle, daß alle Familienglieder gewiſſe, dem ‚Alter nach be⸗ 
vegane prog teſſiv⸗ Rentes viageren ) a serieheg 





4) Nach meinen oben -Entwidelten- inf iſt es hauptfüch⸗ 
lich der Anfbeach auf:den Heimfall „ welchen die Subſtituirten 
als entkfetnte Rutzung dberechtigte geltend machen können; — * 
ſollte aber der Hauptſtamm der Berufenen, gerade auf dem Aus⸗ 
ſeerben ſtehen, fo koͤnnte der nächſtſubſtituirte Stamm vor dent 
entfernteten bevorzugt Werden; j: B. dadurch, dag nur der ent 
ferntere Stamm mit der Rente onerirt würde: 

a0) Wenn es ftändige Renten find; fo dürfen fie nur zu Ras 
pital angeſchlagen / Und alfe getheilt werden; giebt das Fideikom⸗ 
miß noch einen Ueberſchuß fo würde wieder die obige Reget ei ein⸗ 
teten; 
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hatten, — angenommen werden, baf der Btifter, weicher 
ale Famitienglieder mit gleicher Liebe umfaßte, vorzüglich 
die Erleichterung des höhern Lebensalters bezweckt habe, und 
das Lebensalter jedes Einzelnen Bilder fonach ben Maaßſtab 
der Perzeption; fo viel Lebensjahre, fo viel Theile. Der 
Jüngſte, welcher die entferntefte Ausficht hatte, wird, wenn 
er bei feinen minderen Bedürfniffen und der reicheren Nefr 
ſource feiner Innern Kräfte, den erlangten Fond forgfättig 
und verftändig benüßt, benfelden durch die Abnützung von 
Einem oder mehreren Decennien leicht auf die nämliche 
Auantirät bringen können, weiche der Aeltefte nun auf Eins 
mal erhält. | " 
Nach diefen Grundſätzen würden alle bereits erlangten 
Rechte angemeffen entfchädiget, — der Vortheil des gegen: 
wärfigen Beſitzers bleibt unverlebt, das Recht der Succeſ 
flon, die Anwartſchaft auf den nächſten Geh wird vollkom⸗ 
men vergliter, und endlich das Recht des Heimfalls, oder die 
Wirkungen der Eaducität fallen Allen denjenigen , melde das 
bei intereffire find, nach dem narlirlichen Berhältmiß der 
Gleichheit zu, denn Hier Können die prineipaliter Berufe 
nen um fo weniger einen Vorzug Sehaupten, da die Subſti— 
futon vielmehr den Zweck Hatte, daß jenen die Fideikommiß. 
Subſtanz nicht heinmfallen folle, — umd ber ‚durch das Geſet 
früher, und in einer andern Form herbeigeführte Zufall der 
Caducitãt Allen gleih zu Gute kommen muß, indem: -jeder 
‚ eine gleiche Möglichkeit für fich hatte, mindeftens auf einer 
Seite ein vorgugsweifes Recht auf den Heimfall exiſtirt. 
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Staatsvertrag zwifchen Seiner Hoheit dem Fürft 
Primas und Seiner K. K. Hoheit dem Erzherzog 
Großherzoge von Würzburg, die wegen einiger 


ritterfchaftlichen Befigungen im Sinn: und Saal: 
runde entftandenen Irrungen betreffend. I ) 





Su Hoheit, der Fürſt Primas der cheinifchen Konföder 
ration, und Seine Baiferlich königliche Hoheit, der Erzherzog 
Sroßherzog von Würzburg, beiderfeits von dem Wunfche 
belebt, . die wegen einiger ritterfchaftlichen Befigungen im 
Sinns und Saalgrunde entftandenen Srrungen im Wege der 
Güte zu befeitigen, und nah dem Buchſtaben und Geifte 
der rheinifchen Bundesakte Ihre Staaten möglichft gu purifi⸗ 
ziren, haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar 
Seine Hoheit], der Fürſt Primas, Ihren Direktorialrath 
von Itzſtein, und Seine kaiſerlich königliche Hoheit, der Erz⸗ 
herzog Großherzog von Würzburg, Ihren Kämmerer und 
Landesdirektorialrath, Maximilian Freiheren von Zurhein, 
welche nachfolgenden Staates und Purifikations⸗Vertrag 
verabredet und geſchloſſen haben: 

1) Seine Hoheit, der Fürſt Primas, leiſten für Sich 
und Ihre Nachfolger feierlichen und ewigen Verzicht auf 
ihre Souverainitäts und andere Anſprüche über nachfolgen: 
de Orte, nämlich: Burgſinn, Zeitlofs, Eckarts, Ruppoden, 
Srieshof, Trübenbronn, Neuhäufer Hof, Detter, Heiligkreuz, 





*) Es it ſchon miehrmalen in diefer Zeitſchrift demerkt worden, daß über 
die swifchen beiden Staaten liegenbe ritterfchaftliche Dxte einige Irrungen 
entftanden. Und diefe find ed, welde dänd den bier mitgetheilten Bertrag 
gehoben wurden. W. 
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Dittlofſrotha, Waitzenbach, Weickersgruben, ben von This 
genfhen Antheil an Völkercleyer und Gräfendorf, den von 
Thüngenſchen Schafhof, Eidenbacher Hof, Greffeihof, Hölle 
gi, Heßdorf, Bonnlanden, Reußenberg, nicht minder auf 
Ahr angeſprochenes; Beſtenerungerecht in Windheim, den 
Julliusſpitãliſchen Antheil an Völkereleyer, Schafhof, Heck⸗ 
mühle, Graͤfendorf, in Wolfsmünſter, Aſchenroth, Morlesau, 
Ochſenthal, und dem Juliusuniverſttaͤtiſchen Hof Sodenberg; 
überlaffen ſofort alle Ihre Anſprüche und behaupteten Rechte 
an Seine kaiſerlich königliche Hoheit, den Erzherzog Sroße 
herzog von Würzburg, dergeſtalt, daß Allerhöchſtdieſelben in 
allen vorgedachten Orten die volle und ausſchließende Sou 
verainitaͤt nach dem Buchſtaben und Sinne der rheiniſchen 
Bundesakte auszuüben wohl befugt ſeyn ſollen. 

9) Nicht minder treten Seine Hoheit, der Fürſt Pri⸗ 
mas, an Seine kaiſerlich königliche Hoheit, den Erzherzog 
Großherzog, ab; Ihren Hoheitsantheil an den jenſeits der 
Saale gelegenen zur Grafſchaft Rieneck gehörigen Orten: 
Michelau, Schunderfeld und Weyersfeld, mit allen Soure 
sainitätsrechten, 

35) Seine kaiſerlich Lönigliche Hoheit, ber Erzherzog 
Großherzog, leiften für Sich, Ihre Erben, und Regierunge 
nachfolger feierlichen und ewigen Verzicht auf bie Bisher 
zum Theile angeipeochene Hoheit fiber Aura, Obers und 
Mittelſinn, wie auch auf die dem Juliusſpitale bisher darin 
zugeſtandene Mogtellichkeit, und ontfagen ſomit hierdurch 
Namens deſſelben allen daven abhängigen Rechten, Gerecht 
ſamen und Gefüllen. 
| 4) Die Butsbefikungen bes Juliusſpitals in gedachten 
Orten verbleiben demſelben, und Seine Hoheit, der Fürfl 
Primas, bewilligen dieſerwegen fiir Sich und Ihre Nach⸗ 
folger die nämtichen Rechte und Freiheiten, weiche ben pris 
vifegirteften milden Stiftungen Shrer eigenen Staaten zus 


Reben, und verfiheren bie ungehinderte Benutzung und 


r 
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abgabenfrele Abfuhr der Juliusſpitaliſchen Geld⸗ und DIE 
Saratgefälle, und die nämliche promte Nechtshlitfe gegen zah⸗ 
Iungsflüchtige Debenten , weiche den furſtlich primatiſchen 
Rontämtern geleiſtet wird. 

6) Die Juliusſpitãliſchen Befigungen ſollen zur en 
fung einer allgemeinen Purifitation der beiderfsitigen Gebig 
te ausgetaufcht, und bis dies geſchiehe, von allen Steuern 
feei t6elaffn, wogegen auch eben fo lange die Beſitzungen 
füreftlih primatiſcher milden: Stifmngen in dem Sebiete 
Geiner kalſerlich königlichen Hoheit , - des Erzherzogs Groß⸗ 
herzogs, nicht mit Steuern belegt werden. 

6) Seine kaiſerlich königliche Hoheit, bee Erzherzog 
Großherzog , befreien Seine Hoheit, den Fürſten Primas, 
von afler und jeder Verpflichtung des vormalig Wiürrzburgls 


ſchen Amts Aura zu den Würzburgifchen Staatslaften, als: - 


Schulden, Gehalten, und Penfonen jeder Art, fo, daß hier— 
wegen jebe Beitragsverbindlicpkeit als erlaffen angefehen 
Wird, j 

.7) Seine kaiſerlich Königliche Hoheit, ber Euhherjog 
Geoßhergo⸗ von Würzburg, verbinden Sich, Seiner Hoheit, 
dem Fürften Primas, zu ihrer gänzlihen Gleichſtellung we⸗ 
gen der abgetretenen Orte eine Summe baaren Geldes von 
Einmal Hundert fechzig taufend Gulden rheinifcher Wäh—⸗ 
vung, weiche Seine Hoheit zum Anfaufe anderer Domainen, 
verwenden werden, zu entrichten... Die Zahlung einer Sum 
‚me von 150,000 fl. wird in den nachfolgenden vier Mona⸗ 
ten, nämlich His zum ıften Janner 1809: bewirkt, und ges 
fchieht in monatlichen Ratis. Mit Auswechſelung der Nas 
aiſikationen werden zu dem Ende afzeptirte Anwelſungen oder 
Wechſel auf ſolide Handelshäuſer in Frankfurt übergeben: 
Die Übrigen 10,000 fl. werden in dem folgenden Jahre in 
zwei halbjährigen Terminen entrichtet, 

.&) Fuͤr die bisher erhobenen oder ruͤckſtändigen Steuern, 
und ale Übrigen Hoheitẽgefälle wird Seiner Hoheit, dem 
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Futſten Primas, die Summe von vier taufenb Guiden als⸗ 
baid entrichtet. In Anfehung der drei halben Orte jenſeits 
ber Saale, nämlich Michelau , Schundeefeld und Weyerds 
feld, fängt der Steuerbeyug flir das Großherzogthum mis 
nad) der erfosgeen Marifitatton eintretenden erfien Quar⸗ 
we an. 1 ” 

9) Mir Uebernahme diefer Ortfchaften übernehman Seine 
Entfertich königliche Hoheit, der Erzherzog Großherzog von 
Würzburg, zugleich auch alle Mechte, Verbindlichkeiten und 
Anſprüche jeder Art, weiche barauf haften, oder davon Hess 
geleitet werden, namentlich aber Die Schulden, Befolbungen, 
und Penfionen : Anthetle des aufgelößten Ritterkantons Rhön 
und Werra, welche nach dem Maaße des auf den erhaltenen 
Befisungen haftenden Steuerfimplums darauf fallen wer 
den, 
10) Wegen der’ liberlaffenen brei halben Rieneckiſchen 
Orte tft bedungen, daß die Unterthanen zu ben auf den 
Steuerbetrag der Grafſchaft Rieneck etwa radizerten Schub 
den nach dem Verhältniſſe des Steuerſimplums derſelben bis 
zu ihrer Ueberwetſung zu konkurriren haben ſollen. 

11) Die freie und ungehinderte Floſung auf dem 
Sinnflaffe zum Behufe des Holzhandels ſoll beiderfeits ge 
flettet werden. ' | 

Man wird die. näheren. Beſtimmungen bierliber über 
Zeit und Art.wechfelfeits noch feſtſetzen; jedoch ift feiner der 
beiden allorhöchſten Kontrahenten befugt, .auf.dem unftritigen 
Gebiete des andern fih Holzausladungs⸗ oder Aufbewahs 
tungsptäße nach Willkühr zu wählen. . nn 
29) Sijnsbefondere iſt man beiderſeits libereingefommmen, 
die Ausfuhr des eigenthiimlichen Holzes aus den beiderſeiti⸗ 
gen Gebieten, und respeotive die Durchfuhr deffeiben durch 
die beiderfeitigen Gediete ungehindert geſchehen zu laffen. 
19) Seim Hoheit, der Fürſt Primas,. und Seine fals 
ſerlich königliche "Hoheit, der Stzherzog Sebßherzog Nom 
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‚Settigen Territorien gelegenen Lehen. 


14) Man iſt eudlich übereingefomiten, gemeinfem ſich 
zu beſtreben, die noch gemeinſchaftliche Waldungen, der Vier⸗ 
herrenwald genannt, auf eine dem beiderſeitigen Intereſſe 
and der Billigkeit entſprechende Weiſe, im Verhältnifſe der 
jeher :Iheite bisher Daran zuſtehenden Antheile, zu vers 
cheiten; es follen .zu dem Ende Sachverſtändige an Ort und 
Stelle abgeſchickt werben ; die ſich mit - Aufnahme und der 
acheren Auseinanderſetzung abzugeben haben. Jedem Theite 
wird der. ihm gufallende Antheil, fo viel thunlich, in Verbin⸗ 
dung mit deſſen Sebiet zugetheilt werdan; bis dahin Bleiben 
Die. bisherigen Verhaͤltniſſe fortwährend beftehen. Br 

ı5) Die Vollziehung der wechfetfeitigen' Zufagen in Wa⸗ 
ziehung auf die Entlaffung der durch diefen Vertrag Übgges _ 
henden Uinterthanen und anderer Lokalverhältniſſe ſelb gleich 
nach Auswechſelung der Ratifikationen durch die betreffenden 
Beamten Statt haben. Ä 

16) Die Ratifikationen der Beiden Souvrraine ſolen 
eingeholt, und bisnen 34 Tagen ober noch früher, wenn es 
gefchehen ann, zu Aſchaffenburg ausgewechfele werden. 
In Urkund deſſen haben beide obenbenannte Bevoll⸗ 
mächtigte dieſen Vertrag doppelt ausfertigen laſſen, eigen⸗ 
chändig unterzeichnet und beſiegelt. 


Würzburg den 19. Auquſt 1806. 


LS) v. Itzſtein. (L. S.) Freiherr v. Zurhein. 


In dem ten Artikel des unterm ıgten Auguſt 1808. 
abgeſchloſſenen Vertrags wurde zwar feſtgeſetzt, daß an ber 
zbedungenen ˖ Gleichſtellungsſumme im. diefem Sabre 150,000 


fl. abgezahle werden ſollten. 


Nachdem aber Seine Hoheit, der Fürſt Primas, in 


iner nachher eingetroffenen höchſten Entichließung Höchſtihre 


Bereitwilligkeit erklaͤrt Haben, gegen Zahlung von 75,000 fl. 
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an ber bebungenen Helchftsiinngsfamme. den Ueberreſt ver⸗ 
zinslich mie 5 pro Cent bis zum iſten Sinner 1810. fies 
gen ju laſſen, wenn Hoöchſtdieſelben hlerdurch Seiner Laifers 
dc königlichen Hohelt, dem Erzherzoge Sroßherzoge, einem 
Beweis Hoͤchſtihrer vortrauendvollen Anhaänglichkeit geben 
koͤnnten, und von Seite Seiner kalferlich königlichen Hoheit, 
des Grzherzogs Großherzogs, dieſe freuudſchaſtlichen Gefin⸗ 
sungen Seiner Hoheit, des Zürſten Primas, dankvar ange 
wommm worden find; ſo haben unterzeichnete Kommiſſarien 
obgenannten Artikel des Hauptvertrage dahin abgeänbers, 
und rückſichtlich ber Zahlungsart Folgendes feſtgeſetzt; 

2) Von ber auf 160,000 fl. bedungenen Sleichfielungss 
fumme werden febenzig fünf tanſend Gulben rheiniſch gleich 
nach der Ratifikation des Vertrags entweder baar ober mits 
Ger acceptirter Wechſel auf fottde Handelshäuſer in Frankfurt 
entrichtet. 

a) Die übrigen achtzig fünf tauſend Gulden bleiben 
gegen Verzinſung mit fünf vom Hundert bis, zum aſten 
Jänner ıBıo. fliehen, an weihent Tage ſolche ebenfalls baar 
oder mittelſt Wechſelbriefe in vorhenaunter Art abseitegen 
werden. 

5) Die Zinſen dieſer übrig bleibenden Summe werben 
vlerteljährig in Aſchaffenburg bezahlt. 

4) Zur Sicherheit für die ſtehenbleibende Summe von 
85,000 fl. bleiben Seiner Hoheit, dem Fürſten Primas, bie 
zur Abtragung berfeiben.die Höchſtdemſelben zufichende Rech⸗ 
te und Anfprüche anf. bie abgetreiene Olekte ausdrücklich 
anmit vorbehalten. 

Zu mehrerer Bekräftigung haben beide Eommiſſarien 
dieſen Nebenvertrag doppelt ausfertigen laſfen, und benfellen 
eigenhändig unterzeichnet und beſiegelt. 

Würzburg den 20. Auguſt 1808. 

(GI8.) v. Itzſtein. (L. 8.) Froiherrer. Zur hein. 
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Die Entſchädigungs⸗ ; Berechtigung bes vormaligen 
Reichs ; Erbmarfchalls Orafen von Pappenheim 
und ſeine Anſprüche 





Augemein und nicht ganz eitel iſt wohl die Hoffnung, daß 
der rheiniſche, fpäterhin deutſche Bund, deſſen Protektor Nas 
poleon der Große bisher nur noch ſeyn wollte, und von defs 
fen künftigen Organifation die Konföderationsatte von Paris 
den ı2ten und Münden den Löten Juty nur die erfien 
Grundzüge darſtellet, nächſtens und jest nach bereits vor, 
bei, und nach dem Titfiter Frieden durch den Beitritt mehs 
gerer Souverainen Überfommener michtigen Verſtärkung *), 
die endliche nähere, und fefte Beftimmung feiner Verfaſſung 
erhalten werde. Allerfeitiges und man mögte von manch 
neusten Eveigniffen abſtrahirt wohl behaupten dürfen, ſelbſt 
das Intereſſe Frankreichs, wenn es nicht zugleich als Bun⸗ 
desgenoſſe mit betrachtet werden müßte, erfordere gewiß, daß 
wenigſtens jenes Gebäude, welches nach dem in dieſer Urs 
kunde vorgezeichneten Grundriß der Sanktionirung der wohl 
an ſich an die Stelle des ehehinigen Neichstages zu Regens⸗ 
burg getgetenen Bundesverſammlung zu Brankfurt uͤberlaſſen 
iſt, bald feiner endlichen Ausführung näher gebracht wer⸗ 
de *#), Gelb wenn man auch bie . eines mir dee 





7 
⸗ 


Sämtliche Atceſfionbakten ben zum Bunde neu himuge— 
Tommenen Könige, Großherzoge, Herzoge und Fürſten find ins 
der Zeitſchrift nun abgedrwuft. 

**) Die Artikel 6. g. 10. 11. 36, nach weichen die Angeler 
genheiten des Bundes in einer zu Frankfurt ihren Sitz haben; 
den, in zwei Kollegien der Könige, und Fürſten beftehendeg Vera 


— 


396 


Bundes verſammlung gu vereintgenden, oder beſonders zu bes 
ſtellenden Bundesgerichts ganz verlaſſen wollte, und ſie ſelbſt 
für jene Bälle, für weiche wohl. in genz Deutſchland kein 
Richteramt mehr anzutreffen iſt, verlaffen önnte; 9) auch 





ſammlung verhandelt, die ſtrittigen Gegenſtände entſchieden, das 
Fundamentalſtatut errichtet, und eben daſelbſt die Anträge zur 
gemeinfamen Armirung gemacht werden ſollen, find zu bekannt, 
als daß fie einer weiteren Anführung hier bedürfen. , 


*) Ein neuerer Schriftitelfer drückt fich in einem an Kaifer 
Napoleon fur; vor dem Tilſiter Feieden in Polen präfentirten, 
und einen mehrere hohe Gouverrains zugleich betrefienden Zaf 
Barftellenten Memoire folgendermaßen aus: 

Quelques points, que l’acte de la nourelle confedera- 
tion da Rhin sur la question debattue depuis plusieurs sie. 
cles jusqu’ä nos jours en France et ‘on Allcmagne sur la 
nature et les droits de la souveraindtd, laissent encore & 
decider au futur Congres de Francfort; ou de quelque force, 
que les Soyverains soient ou se croient rexetus dans leurs 
etats pour faire des dispositions- selon leur volonte, il est, 
eependant certain, que toute l’Allemagne et les gouverne- 
ments mömes de ces Souverains confederes , doivent encore 
desirer la formation d’une diete ou d’un tribunal supreme 
quelconque soit par cux mêmes, soit par l’autorite, et sous 
les auspices du fondateur et Protecteur de la confedera- 
tion, ne fnt ce que: ı.) pour la realisation des affaires deja 
definitivement decidees par arrets executoires &manda des 


deux grands tribunaux germaniques: — 2.) pour la discws- 


sion, et la decision des causes existantes_ ou à naitre „- soit 
concernant plusieurs Souverains m&emes ; — 3.) et principa- 
lement pour tous les cas et tous les objets ou Yarticle de 
la confederation du Rhin a conservé et sanctionne pour 
morme future les dispositions du dernier rec&s de la depu- 
tation de l’Empire, qui selon le $. 2. du. dis..agte, comtinue- 
ront d’etre executses selon towe lqur forme et tenzur. car enfin 
voila la.loi, qu'ils se sont imposée eur memes. Mehrere 
und in fo nahen neuen Zeitfchriften, befonders in Vogts euxos 








die von Zreiheren won Eggers fo glänzend geſchilderte Er⸗ 


wartungen, als das von Pahl fo Heiß gewünſchte Einheirss 
Prinzip des theinifchen Bundes nicht zu erlangen wären; *) 
fo darf man dod) an der" baldigen Beftimmung einer neuen 
deutichen Grundverfaffung nicht mehr zweifeln, wenn auch 
nur vorzüglich a) zum Schutz und Sicherheit ber Souve⸗ 
raine, ihrer Staaten, und ihrer Famillen ſelbſt. b) Zur | 
Eriäuterung und authentifchen Austegung jener auf alle 
Fälle noch allzuſchwach ſkizzirten Srundzlige der kunftigen 
Bundestonftiturion , oder des At. 11. beftintmten Statut⸗ 
fundamental. c) zur Feſtſetzung und Entſcheidung fo man⸗ 
cher in jedem Fall als rückſichtlich der fo manigfaltig regus 
lirten Verdfiitniffe mit den neuen Standesherrn, als kon⸗ 
trahirendem Theile zu betrachtenden konfbderirten Ständen, 
noeh aus dem alten Verband vorhandenen neu bereits ent 
fiandenen ‚ und gewiß noch erſcheinenden ſo zweifelhaft als 
ſtrittigen Fällen. 

Es war wohl die fünftige Verſorgung und Entſchãdi⸗ 
gung der allgemeinen deutſchen Reichsdiener ein, in der Kons 
fboderationsakte gleichfalls nicht namentlich beſtimmter, und 
alſo ſicher der kuünftigen, ſchon am 1. Oktober 1806. zuſam⸗ 
mentreten ſollenden Bundesverſammlung vorbehaltener Ges 
genſtand. Notoriſch Hatte gleichwohlen das chemalige deut⸗ 


/ 
* 
— — — — — — 8* 
. D 


pkiſchen Gtaaterelationen , in der Zeifihrift Germanen: von 
Srome und Jaup, in der Zeitfchrift , politiſch und Hiftorifche Anm . 
fichfen und vorzüglich in. den meiſten Heften des rheinifchen Bun 
des non Winfepp angeführte Abhandlungen „ perdienen ,- was fps - 
wohl die Fälle, warum em Bundeßgericht nothwendig ſey, ald 
in deren Vorfchlägen zu deflen Organifation ſelbſt, gelefen zu 
werden. 

8) Deutſchlande Erwartungen vom rheiniſchen Bund von 
Freiherrn gon Eggers ‚808. — Wahl über das Einheits: Prinzip 
in dem Syftem des rheiniſchen Bundes. 2808. 
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ſche Reich allgemeine Reicefkaatsbiener , bie ih Kur neh 
pflichter waren, und welche auch nur von dem gefammmten 
Reiche, theils durch beſtimmte Beiträge, teils durch Ueber: 
laſſung ſtändiger und unſtändiger Dienſt, Emolumente ihre 
Veſoldung und Unterhalt erhielten, und deren Exiſtenz eben 
ſo, ja noch weit eminenter als jedes andern Staatsdieners 
in dem allgemeinen Reichsſtaatskörper nach gleichem Dienſt 
vertrag als gegründet angeſehen werden mußte. Dieſe all 
gemeine Reichsſtaatsdiener haben nun durch Auflöſung des 
Reichstags zu Regensburg durch Niederlegung der deutſchen 
Kaiferfrone von Seiten des aſterreichiſchen Kaiſers und das 
burch erloſchenen deutſchen, und lateiniſchen Reichskanzlei, 
durch erfolgte Aufhebung und Entlaſſung der beiden höchſten 
Neichögerichte, durch die eben Dadurch zu Grabe gegangenen, 
und gleich nach gefchloflenem rheiniſchen Bund von mehre 
ven Souverainen. als von ſelbſt mit aufgelöfit erklärten deut 
[chen Kreisverfaffungen und Kreisverfammlungen,, ihre poll 
ziſche Esiftenz und Gehalte, fo wie die mit Ihrem Dienſt 
nerknüpften Emolumenten dem Anſchein nach verloren, we⸗ 
nigſtens mußte eine, in manchen Brauchen noch fortwährem 
de Stodung eintreten. . 

Nach ſammtlich durch den Ar, Abſatz des neuen Bun 
hesvertrages außer. den dort beſtimmten wenigen Abſaͤtzen 
des jüngften Reichs s Deputationsrezeffes für nichtig und ohne 
Wirkung erklärten deutſchen Neichsgefegen , hörte num nicht 
allein das Veftchen: der- bisher ſtändigen Neichstäge zu Re— 
. gensburg auf; es iſt an eine fonftige, der alten Verfaſſung 
dleihe, oder Ahnlihe Reichsverſammlung dermalen anders 
wo nicht mehr: zu denken: Roͤmiſche Könige und Beuefchs 
Kaiferwahlen, and Krönungen, fo Wie Aufnahmen in bad 
nicht mehr eriffirende Euefileftticher, fürffticher, oder ſtaͤdtiſche 
Kollegium können, und ſollen hiernach eben ſo wenig, als 
kaiſerliche, und Reichsbelehnungen mehr Statt haben, und 
es wären alſo auch ganz natürlich die damit verbundene 
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Dienſt / Emptumente jener. bei felchen Gelegenheiten zu em 
und anderer Amtsführung angeRhten deutfchen Reichsdiener 
erloſchen. 

Von dieſer Ueberzengung war ſchon der erhabene oſe / 
erihifhe Kaiſer, als er ſich vom deutſchen Reichskörper 
trennte, geleitet, denn er ließ durch feine bevollmächtigte Cu’ 
fandten am ı1. Auguft 1806, nachdem ſchon am ıflen deſ⸗ 
ſelben die franzöſiſche Erklärung ſowohl, als jene Losfagunges 
afte von. dem beutfchen Reichsverband lihergeien war, pwei 
Befondere Öffentliche Erkſärungen, jede: won demfelben Tag 
den noch anweſenden ſämmtlichen Neihstagsgefandten, und 
allen ehemaligen Neiheftänden präfentiren. — Die erſtere 
enthielt nach ihrem allgemein befannten Inhalt nichts ander 
res, als die Niederlegung feiner Reichsoberhauptlichen Wuͤr— 
de, und dee damit verbundenen Reichskrone; bie zweite has 
Hingegen betrifft ganz allein die Werforgung der allgemeinen 
deutſchen Reichsſtaatsdiener — (mozu doch gewiß ſowohl in 
Perſon, als was dem in Regensburg bis zur Auflöfung ſelbſt 
fortgedauerten Gerichtshof Betrifft, und. woſelbſt in ähnlicher 
Kathegorie, im Namen des römiſchen and deutſchen Raifetd 
denn des Reichs, zu Recht erkannt wurde, das Reiches Exbs 
marfchallamt mit feiner bis zur Stunde noch auf des Exbs 
marſchalls Köſten vorhandene Kanzlei Ar chiv, und Resiſtra⸗ 
‚tur vorzüglich gehört.) 


RKaiſer Frat Site es bei Niederlegung 
ber Raiferlichen € ’ "eine ‚unertäßliche Pflicht, 

and als einen her Sorgfalt,” den — 
und gerechten ð den, dag füt 





den Unterha nien" vfonats der 
kaiſerlichen, . ner gehörig geforgt 
werde, weiches Bis jetzt theite zur Pflege der 
JZuſtiz, theils‘ zu Beforgung der Diplomakks 
ſchen und fonftigen Angelegenheiten zum Muss 
sen des ganzen Neihs, und zum Dienfk des 
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Heihsoherhanptes verwendet "worden. Die 
Sorgfalt, welche ſammtliche Stände des Reiche 
für das Schidfal der, durch das Reichs⸗Ent— 
Shädigungsgeihäft vom Jahre 1803. um ihre 
Dienftanfiellung "gelommenen Perſonen fe 
ruhmwürdig getragen. hätten, faſſenhn esrwar, 
ten, daß das nämliche Gefühl dentſcher Geſrech⸗ 
tigkeit fih auch auf jene verbreiten werde, Die 

fi zum Dienft bes ganzen bis. hege: Härten un | 

Brandon taffen. 


gührte nun gleichwohlen der um die Berforgung mans 
her, ja der meiften allgemeigen Reichsftaatsdiener fih aber 
mals fo hoch verdient de Fir Primas in ſeiner 
4806. oͤffentlich arlaſſenen, unvergefigen Beher igun 
über das Soickſal verdienſtvolter Männer, 
welde durch die. neuen Ereugnifie, in der deut; 
föen Berfaffung aus ihrem. Wirkurgskreiſe 
verſetzt worden ‚find. — dieſes wohl gleihe, und emis 
nentere Veherzizung verdienende allgemeine Reichs Staatdı 
und Erbamt in Auflöſung der Stelle ſowohl an ſich, als 
des im Namen des Kaiſers und ganzen Neichs » Juſtiz adı 
minifirirenden eigenen erbinarſchallamtlichen Gerichthofet 
nicht namentlich in dem S$. a. an ; ſo hat berfelge 606 
eines Theis diefe ‚höheren, und wenigſtens mit den nament 
üch erwähnten, wie gegenwä etige Darfteltung jeis 
gen wird, in gleicher Kathegorie ſtehenden allgeineinch 
Reichsſtaatsdiener in jener Schlußnote $. 9 am Ende "mis 
verſtanden, und inbegtiffen, wo er ſagt: U 

> »Diefe Beherzigungen werden der erlzuchteten Prüfung 
aanınfhenfeumdlice Monarchen , Souveraine, Fürſten und 
a ehrerbietigft überlafien — =... 

>.Auf die güͤnſtigen Seflnaungen. der. hohen Bonfübener 
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ten bes rheinifchen Bundes fann man wit ehrerbiaigen 
»Vertrauen hoffen, — — 
»Der Inhalt des Bundesvertrags iſt von deſſen ahab.— 
mem Protektor kaiſerlich königlicher Majeſtät von Frank 
oreich verbürgt. Diejenigen Schuldenzahlungen, die in dem 
»Reichsſchluſſe von 1803. entſchieden worden, find in, dieſem 
»Derteage beſtätiget. Dahin gehören nach dem Geiſte diefer 
»urkunden vorzüglich (wenigſtens nach aller Billigkeit) ſolche 
»nenere-Penfionen verdienter Männer, weils 
»dadurd ihre Atimente erhalten, und ohne 
»Verſchulden ihren Wirkungskreis durch any 
pvermeidliche Ereigniſſe verkoren habene 
Anderentheils aber Hatte ſchon der erhabene Vorſtand 
dieſer künftigen Bundesverſammlung nach Ber oben Note -Al 
angeführten. Beſtimmung der Bundesakte am ı3ten Sept. 
alfo erft Tages vorher von Afchaffenburg aus, an Ihre 
Majeſtäten, kaiſetliche und königliche Hoheiten, Durchlauch 
tigſte Herzogen und Fürſten ale Mitgenoſſen des rheiniſchen 
—— jene Zirkularnote erlaſſen, in: welcher er dieſen Das 
mals vorhandenen hohen Konfoͤderirten erbͤffnet — Daß 
fein bevollmächtigter Meinifter , Freiherr von Atbini, bereits 
zu Anfang Sept. ſich nach Frankfurt. begeben habe, um ti 
feinem Namen die. Eröffnung des. Bundestages vorzuberel⸗ 
ten, »und da⸗ der. Bundesvrertrag dieſe Friſt zum Vorſchla⸗ 
eines Orundgefeges: „eftimme , ſo werde die Eröffnung der 
»Sthzungen ſeibſt won: der Ankunft ihrer Bevollmächtigten 
saßhfngene m Dorten' wäre woht ‚aite “der kompetente 





e Auf diefe girhlainore ſandten anige der neuen Souve⸗ 
raind (größtentheile Glieder des newscreirten fürſtlichen Kolleg:ums) 
ihre Geſandten nach Frankfurt. Einige Bevollmächtigte find ald 
in Frankfurt wohnend , fo wie manche andere‘, als zugleich bei 
dem daſelbſt noch zur Berichtigung der fur« und oberrheinifchen 
Zreisſchulden verfammelten Konvent mitatkreditirt, dermalen 

27. | 


403 Ä | 
Prt, und ber von allen fo uufhuibig; als HöhR Berd,äbigten 
allgemeinen Reichsſtaatsdiener ſehnlichſt erwünſchte Zeitpunkt 
ſchon vorhanden. geweſen, wo fie bie Rechte zu ihrer Ent⸗ 
ſchadigung, zu anderweiter Verſorgung, minder nicht ihrer 
vorhin, und noch bis zur Auflöfung des deutſchen Weiche: 
Drvers an fo viele vereinigte neue Wunbesglieder (man will 
son den dortmals noch nicht verbunden geweſenen, fo wis 
son ‚jeht bis febs. noch. nicht Werblindesen gar nicht reden), 
gehabte Anfprlche, und Rüdkände Hätten vorlegen, liquidi⸗ 
gen, und geltenh mechen ſollen, und woſelbſt fie zu jeder 
Zeit in alle Zukunft, und mit gleicher Wirkung noch geltend 
gemacht werben können. Haben jebach wiefe jener allgemei 
wen Reichsſtaatsdiener bei noch uneröffneter Bundesverfamm; 
ang theils wit wereinsen Kräften, theils für fih allein, und 
größtentheils unter kräftigem Mitbeiſtand des bie gerechte 
GSchadloehaltung der an der Auflöfung der altın Reichsregie 
zung und ehehinigen Neichsgefehgehung ganz unſchuldigen 
Opfer zuerſt, und ſelbſt noch in der Rathegorie als Reiches 
Erzkanzler beherzigenden Carl von Dalbergs *) ihre im 
‚och daſelbſt anweſend. , Bey es nun (ohnerachtet der große Pros 
teftor feinen guy, Regenöburg bevollmächtigten Minifter fogleid 
nach Sranffurr an die rheiniſche Konföderation fandte, und wel 
her ſich wirklich dort etablirt befindet), dag manche Hefe di 
inals den Zuſammentritt vergögerten, oder daß‘ der eingefretene 
preußiſche Krieg, und andere wichtige Worfäe ihn noch Oerhin 
derten, fo ſprechen doch nicht ‚allein. dis allerneueſten Griebenä 
ſhlüſſe, fondern die in derſelben Gemäßheie-fpäterbin , und, vog 
felbit erfolgte Beitritte in jenen von dem großen Protektor um 
Gerzeichneten Wcceffionurfunden aller "Drren von dem neuen 
Meichitag zu Frankfurt, und noch in der jüngſten bon Diefem 
Zahr den 18. Febr. 1008. von Medlenburg;Gcrelig heiße es 
8. A. 8. siegera dans le Collège des Printes; son rang dana 
ce College sera regl& par la Durr. | 

*) Man fehe Earl von Dalbergs Beherzigung vom 14. Sept. 
2806, in Winkopps rhein. Bund a, Band. 
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Geundſatz ganz gleiche, und nad) jenen Effignifen , die fie: 
weder vorfehen, noch verhindern konnten, eben fo begründete 
Entihädigungsberechtigung dem großen Proteftor des Butu 
des, den: neu verbiindeten Souverainen, ‚deutfchen Königen, 
Herzogen, und Fürften, eben fo wie ben von der ehemaligen, 
Reichsverfammlung abgetretenen mit der Aufldfung des 
Heichstages und der Neichsgerichte anerkannten Ständen mis 
ber wohlthätigen Wirkung vorgelegt, daß. die Wunden mans‘ 
her durch befondere Vergleiche, und getroffene Verfügungen 
einiger Souverains geheilee, daß zu Gunſten aller ehehints 
gen Neichsftaatediener von keinem einzigen ber vormaligen. 
deutſchen Keihsftände das Recht zur vollen Schadloshafs 
tung nicht mißkennt, und endlich von den meiften nach dem 
(don am sten Jänner 1807. wegen dem Kammergericht 
gegebenen großen Beiſpiel Seiner Majeſtät des Königs in 
Batern in fo lang, 6i8 über die Feſtſetzung eines 
ausreihenden Suftentationsfonds durd fAmmes 
liche dabei berheiligte vormalige Reichsſtände 
ein Definitiv-Regulativ getröffen werden könne — 
das vorgefchlagene Proviforium bie jeßt beobachtet wurde, 
fo kann auch der. nach gegenwärtiger Darftellung wenigſtens 
mit dem Herrn Kammerrichter und Beiſitzern in gleicher, 
und eminenter Art als allgemeiner Staatsdiener des aufges. 
ößten Reiches zu erkennende Reichs s Erbmarfchall Ähnliche 
Worforge von allen Rohföderationsgtiedern mit Zuverſicht ers 
arten ; fo wie er von den fämmrlichen vormaligen Reichs⸗ 
fländen die Abtragung ſeiner Rückſtände und Arreragen die 
Guültigkeit feiner Anſprüche, endlich die nähere Verfügung 
tiber die Reichs-Erbmarſchallamtskanzlei, Archiv und Regie, | 
ftratur, mit gleichem Vertrauen auf. die von jeher berheitigte, 
Gerechtigkeitstiche und Sitigteiregefüßt: der deutſchen Fürſten 
hoffen muß. 

Es handelten Überhaupt, sis ‚ander. die nene Eönigliche, 
und fürftlichen: Gouverains in dieſen und Ähnlichen Mintes . 
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zien troß manchen Miberfachern mad; ſolchen Gemamen 
Grundfähen, woraus man fehen Tann, in weihem been 
Beth Re den Geunbſatz ber Entihädigung für unfehuibige 
Guastsopfer halten, wie menis fi in den Kerzen guter 
Zürften das Geſuhl für Recht uud Villigfelt ansiätchen 
infle, und wie fche fie bei ben meueren Ötantsueränberungen 
und Organifationen feibft den Anfıhein vermeiden, als weh 
ten fie Ah mit dem Nachtheil dritterer bereicheren. Die 
meiften und vorzüstiih Seine königliche TMajekät von 
Baiern *) und Beine Hoheit der Für Primas *") haben 
ſoiches ſchon vor ber geäußerten Intention "+, umdb bem, 





*) Schon die am ı6ten Yugufi 1806. bei Auflöiung” der 
fränfifchen Kreisverſammlung gegebene königliche Erklärung, dann 
de in Betreff der aufgelößten Ritterſchaft am 32. Oktober deffels 
* eu Jahre erfolgte Deklaration, fernerhin die in Grundfägen fo 
richtige, und wohl das Driginal zu manden Kopien abgegebene 
BAR ‚billige königlich baieriſche Gouberainitätd s Pragmatil über 
die Verhältniſſe der neuen. Standesheren vom - 29, Merz 1807. 
CR. B. Hefe 6. 8, 388.) find vereint mit der ſchon am 2tem 
Fänner 1807. den Reichskammergerichts⸗Vorſtänden und Glier 
dern, als eben ſolche allgemeine Reichsſtaatsdiener betrachtet, ges 
gebenen Berfiherung (R. B. Heft 4. 8. 137.) mit den diesfalls 
anı den koͤniglichen Geſandten, Geheimenrath von Zwadh, am: 
En. Rai und g. Juni 180y. erlafenen Berficherungd ı Reftripeen 
(Detterreiher Archiv dei R. 3. Nr. 6, 7. 11.) liefern den glän 
zenäften Beweis, in welchem hoben Werth Se. Majeſtät den 
Grundſatz der Entſchädigung für ſolche Staatsopfer, und vorzüg⸗ 
lich für die alte, allgemeine Reichsſiaatsdiener halten. 

+) Wir führen das unterm 16. November 1806. an den Für⸗ 
ſten von Benevent erlaffene in diefer Zeitfchrift abgedrudte Schrei⸗ 
ben; fo wie fo viele andere erlaffene Schreiben und Zirkula⸗ 
rien an, 

») Ehe noch der Moniteur Nr. 846. vom 12. Dezemb. 1807. 
über die Entſchädigungsberechtigung dieſer allgemeinen Reichs⸗ 
ſtaatsdienet ſich dahin ansbrikkte: que Ruperour Napoleta 


⸗ 
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dar Slifiter Frietzen veuerlich gegekenen Beiſpiel #):des grofs 
gen Protektors, ſo lebhaft bewieſen, daß fie auch die gegen⸗ 
wärtige Entſchaͤdigungsberechtigung mit voller Gerechtigkeit 
and befonberem Wohlmollen würdigen, die Schadloshaltung 
Kb aber eben fo hiernach beftimmen werden, — — y 


Erfier Abfäonien 


Amt, Würde, und Dienfivereichtungen eines 
— Reichs Erbmarſchalls. 


u. Es würde wohl den eigentlichen Zweck dieſer kurzen 
Marſtellung verfehten heißen, wenn mansſhier all jenes wies 
derholen wollte, was ältere, und neuere. Sfantsrechts: Ge 
lehrte, und Schriftſteller des deutſchen Staatsrechtes (die 
jetzt von manchen rheiniſchen Bundesautoren nur mit den 
übrigen. hiſtoriſchen; Seriptoren für bloße Geſchichtſchreiber 
seen fellen) über Eritmotogie *) und Urſprung ber Mais 


, 





» ' ‘ 1 

ayoit declare hautemont ‚que l’entretien de ces ci devant 
fonctionnaires. de l.Empire Ctait une' dette sacrde pour le$ 
Souverains de l’Allemague, Hatte: ſchon der erhabene Fürſt 
Primas jene beſtimmte Meinung des großen Protektors über die⸗ 
ſen Gegenſtand/ welche er ihm gelegenheitlich eröffner,. den, Kan 
merrichter und Beiſitzern des Kammergerichts mitgetheilt. _ 

2) Der z1te Artikel des gedachten Friedens drüce fü ſi ch dahin 

aus: — »Alle Verbindlichteiten des Könige, von Preußen ſowohl 
»gegen die ehemalige Befiger öffentlich er Stellen, 
sgeiftliher Pfründen, militäirifcher oder bürgerlicher Denfionen, 
»ald in Hinficht der Gläubiger, und Penfi oniſten der vormgligen 
vPolniſchen Negiekung ,. bleiben Sr. Waieſtãt dem Kaiſer aller 

MMenſſen, und Sr. Majeſtät dem König: von Sachſen, in. dem 
„Verhältnaiß der ihnen durch den Artifel 5. und 9 
vzufallenden Länder, und werden von ihnen ohht 
birgend eind@infhränfung, Ausnahme oder Bor; 
⸗behalt, berichtiget werden. « 
1: #9) SpeLmann: glossar sub voce: Marcescallus — Bauv- 
sı0s Capituları pag. 77: Wacuree. glossar german. p. 108. 

» 
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ſqaue, Rice: Erbmarfgäle, von den Falten der. oriäntank 
ſchen, und occidentalifchen Katferhöfe ©), Über die erſte Eim⸗ 
‚ führung diefes Amtes unter Conrad dem IIIten 12144. und 
1150. **) über deſſelben erdlihen Kerleihung un die Bamettie 
deren von-Ealarin oder Eallentin (die bermalige von Pau⸗ 
penheim) anstführe, und nach den in ihren Schriften anges 
zeigten Urkunden höchſt wahrſcheinlich erwieſen haben; man 

begnügt fi daher einige der vorzüglichſten Werke, und Au 
Bandiungen ***), nebft den befonderen Umſtänden zu erwäßs 
nen, daß a) nach von mehreren Autoren gelieferten kaiſerli⸗ 
He Diplomen bie Familie der von Pappenheim ſchon unk 





Prerrinorn Vitriar.' muei. p- 1095. Faberd Staatskanzlei Tom. 
83. p. 681. — Durnzsux glossar sub voce Marescallus — 
Cossıme de origin. jur. germ. cap. 7. Cocoei de leg. Salica. 
— Lzistz de orig. Franco. 6. ı8. Rıcmann de ’Sälicorum ori 

ine et differentiis. Eccann commentar. ad leges salicas 
p- 3ı. et 249. Musarorn Tom. I. p. 434. FarsER copp. hist* 
Franc. 'L. II. p. 338. Pısronr collect. seript. rer. germ. p. 
8%. Maızoast script. T. I, p- 643. Mascov. de orig. oflicior. 
%. 31. Estor de ministerial cap. I. $. 61. etc. 


*) Berwans Notit. dignit. illust. Diss. ı. Frırscn de Pa- 
Jät. et Domibus Dominis. Hosen Praelect. Tit. de offc. 
Praefect. praetor. Damrsten addit. ad Rosyni syntagma an- 
tiquitat. Rom. ib. 7. cap. 33. Havewız de Regni et aulo 
marchal. — Gurata de offic. august. lib. a. cap. 20. 

+.) Leuarzıo antiquit. Poelderser. 

Ejusdem Gandersheimenses cap. 25. p. 28ı. $. 15. — 

Lünıss Spiciley Eccles. Part. III. c. 5. sub tit. Eorvey. 


.##%), Revssen Basilica seu de familiis Regum, Principum 
aliorumque Procerum ffti. 1592. — Hund Baieriſches Stamm⸗ 
Buch unter dem Wort Pappenheim — Doderlein hiſtoriſche 
Nachrichten von dam Haufe Pappenheim 175% I ‚Theil. Lünig 
loc. eit. T. I. No. 4. Repertorium des deutfchen Staats⸗ und 
Sepenrechts von Buder, Scheidemantel und Huderlis 
unter dem Wort Erbmarſchall. I: my 
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Kalter Frieberich dem I. im Jahr 1165. und 1180. bie 
Marſchallswürde gehabt *), und ſolches Marſchallamt bis gu 
der von dem dermalen noch lebenden Kaifer Franz dem’ Ilten . 
gefehehenen Niederlegung der deutſchen Kaiſerwürde und 
Krone (den 6ten Auguft 1806.) ,, alfo volle ſechs hundert 
ein und vierzig Jahre unverrückt fort verwaltet, daß b) dies 
ſes Reichs⸗Erbmarſchallamt denen Herrn von Pappenheim 
ſchon vor Errichtung eines der älteſten wichtigſten Reicht 
grundgeſetze der goldenen Bulle, alſo längſt vor dem Jahre 
1556. erblich zugetheilt geweſen **); daß mithin c) 
dieſe Würde eben fo ſeit Jahrhunderten durch die Konſtitu⸗ 
tion. Dentfchlandes unwiderruflich fiir Diefe Familie gegrüns 
bet war, als fchon von den Afteren Zeiten her Diele allein‘ 
ats Erbmarſchälle benannten von Pappenheim auf den. deut) 
ſchen Neichsverfammiungen. ſelbſt iss: und Stimmrecht 
ansühten. Man übergehet eben To a) die Anführung des 
Urfprungs, und der Verieifungsurfunden über jene, des". 
heit. roͤm. Reichs Boris und Jagermeiſtersſtelle im Nord⸗ 


3 


114 ! 3 


° Se a Histor. ulteajoct, p. 303. — Gowpasr Constit, 
!mp. T. I. p. 385. Lünig loc, eit. T. II ‘cap.'4. sub tits‘ 
Freyſingen. Eine beſondere Nachweiſung des unverrückten Be⸗ 
ſitzes dieſer Würde ſogar von dem Jahr 1030. und eine andere 
von 1409. bis jeßt, ift bei Zudolph Syntag, decis. et consult.. 
P. I. Dec. 1. und bei dem angeführten Doderlein p. 433. et 
443. zu finden, ja felbft die goldene Bulle nimmt Tit. 57. $. 2. 
und $. 7. im Jahr 2356. in denen von Pappenheim, das dem 
Erzmarfchallamt von Sachſen weit an Alter vorgehende bon den 
alten Kaifern ihnen unmittelbar verliehene Rejchs-Erbmarſchall⸗ 
amt, als eine vorlängft befannte Sahe an, daher fie ſich in Ti⸗ 
tulaturen Kaiferliche, und Reichdmarfhälle nennen. 

») Außer den oben angeführten Heineccius antiquitat. do. 
Ub. 3. ad annum 1234. — A.B, Tit. a7. 6.6.7. et Tit. ag: 
..2.— 





{ 
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gan bei Weigenkurg.®), und. will -bisfer- eigemeinen Neich⸗⸗ 
dienſtſtele hier nur fo weit gedenken, baß die Reichs: Erbs 
marſchalle von Pappenheim ſolche gleichfals bis zur Grube 
der Auflöfung des deutſchen Neichslörpers, mithin volle Drei 
hundert fechszig zwei Jahre als Kaiferliches uud Reichsichen 
getragen, eingehabt, und uneingefchränte beuutzt *), ſo wie 
man 5b) des Urſprungs, Rechtes und Herkommens eines 
ſchon im Jahre 1529. mitberandenen Reichs⸗Erbmarſchall⸗ 
Anıtlichen Stellvertreters unter ben verfchledenen , in älteren 
Urkunden, und Schriften vorfommenden Benennungen, Un⸗ 
ser s Marfhal, Marſchal, Marfhalstientes 
nant, Reihs:Quartiermeifter und wie bie lateini⸗ 
fehen Urkunden fagen, Metator imperis ***), welcher zu 





9 Die-von verſchledenen Schrifetelleen aufgenommenen Ur 
finden beweifen ,. daß dieſes Eaiferlihe und Reicheflauudamt bon 
Saifer Karl ſdem IV. zu Rom den alten Burggrafen zu Nüru⸗ 
berg Johann, und Albert, und ihren Erben 1355. verliehen wor⸗ 
den, und fodann auf die Marggrafen, und Kurfürften von Brans 
denburg gekommen, unter welchen Marggraf Albert. folches Thon 
im Jahr 1444. an den Biſchof zu Eichäde zu einem, und wie 
fi die Urkunde ausdrückt: an die Gebrüder der Herrn Reichs⸗ 
Erbinarfchalle. von Pappenheim , Heinrich, Conrad , Georg, Rus. 
dolf und Sigismund, (da fie ſchon zuvor ein befonderes Jagd⸗, 
Beholzigungs⸗, und Maftrecht in den: Waldungen gehabt hätten) 
zum anderen Theil abgetreten, und welche Abtretung 1474. von 
Kaifer Friederich dem III. ihre volle Beltätigung erhalten. Man 
febe Falkenſtein Cod. antiquit. Nordgau Nro. 345. p. 300. 
Lünig in R, A, T. 19. Spicileg. Eccles. cont. ı. — 
+) Durch die rheinifche Konföderation fiel auch diefer Gegens 
ftand unter die Souperainirät von Baiern , und trägt der ders 
malige Reiches Erbmarfchafl (als ein, rückſichtlich feiner übrigen 
Beſitungen königlich Baieriſcher Standesherr) die Forſthut in 
den Diſtrikten im Nordgau von dieſer Krone zu Lehen. 
m) Wagenſe il de S. R. J. Summis official: et eorun- 
dem subofäcial. cap. II. Lünig Gerechtſamen Eurdpäiſcher 
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gleicher · Zelt an dem Sitze des NReichetagen dee Direktor von 
ber ſeit 145 Jahren von den Reichs Erbmarſchallen von 
Dappenheim in Regensburg gehaltenen und fih noch in 
diefem Augenblick dafelbft befindlichen Kanzlei, Regiſtratur, 
und. Archiv geweſen *); auch. die Marſchallamtliche Juris⸗ 
diktion ( ſiehe Abfchnite a.) fort ausgelibt, zu erwähnen uns 
terläßt, genug, daß auch diefes Amt fich mehrere hundert 
Jahre, und abermals Bis zum. wirklichen Auseinandergeben 
ber deutſchen Reichsverſammlung (den ı2. Auguft 1806.) im 
feiner vollen Aktivität erhielt, das Reichs-Erbmarſchallamt⸗ 
küche Archiv, und die niche unbeträchtliche Regiſtratur der 
Juſtizkanzlei, fi noch wirklich an dem ehemaligen Sig des 
Meichstages zu Negenburg auf des dafür immer noch ves 
ſponſablen NeichsErbmarſchalls eigene Köften noch befindet, 
und ganz, natürlich auch daſelbſt fo lange noch verbleiben 
muß, bis von der in Frankfurt zuſammentretenden Bundes 
verſammlung über diefes den fämmtlichen ehemaligen hohen 
Deihstagsgliedern zugleich, und einzele mit unter den Frem⸗ 
ben, . als auswärtigen Geſandtſchaften allein zuſtändiges Eis 





Potenzen P. II. 6.516. — Eftor kleine Schriften 1. B. 1. Thl. 
Nr. 5. — Ludwig Erläut. der ©. B. p. 804. Mosza Biblio- 
theca jur. publ, P. III. N. 297. 


5 Der letzte noch bei den 2 jüngſien Wahl⸗ und Krönungen 
des Kaiſers Leopold II. und des reſignirten Kaiſer Franz II. ſein 
Amt zu Frankfurt ſowohl als bis zur Trennung des Reichstagẽ 
zu Regensburg verrichtete Reichsquartiermeiſter, Herr von Müller 
ift wohl allgemein den Lefern diefer Daritellung befannt. Siehe 
Wedekind Tagkuch der Krönungen der 4 jüngiten Kaifer aus dem 
neu Öfterreichifchen Haus 1798. in 8vo. dann die beide Wahl 
und Srönungs«Diarin Kaiter Leopold II. und Franz Ih von 
demſelben mirbearbeitet in Folio. Zrankfurt bei Jäger. 
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genthum, eine afigemeine allerhöchſte Werfüsung getzoffen 
fen wird ). 


Die Fortfenüng folge.) 
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Ueber daB Steuerweſen, befonders in den Landen 
der Mediatiſirten. 





Nas das Beſtenerungsrecht in ben Landen ber Diw 
biasifieten dem Souverain gehöre, iſt nad ber deutlichen 
Beſtimmung des Art. s6. der Marifer Alte von a2ten 
Juli 1806. ganz keinem Zweifel unterworfen; wie aber bie 
ſes Sefteuerungsrecht nach Recht und Billigkeit ausgeübt 
werben dürfe, iſt nirgends beſtimmt, ſondern ber. Diskretiom 
des Souverains überlaſſen, zu welher Napoleon, der 
Stifter des Rheinbundes das billige Vertrauen geheget hat. 
Eben deswegen wird es uns aber deſto gewiffer erlaußt 
feyn, unfere unmaßgedlihe Meinung: iiber einige badei z 
beobachtenden Modalitäten zu äußeren. 

Die Steuern find ein Relatum von ben Staats: 
bededürfniſſen, und nur diefe im ſtrengſten Stan 
genommen, wicht das Beduͤrfniß des Megenten allein, noch 
meniger deffelben Vergnügungen können bie durch den Bu 
hikel des Beftenerungsrechts Herbeisufchaffende Summen be 
ſtimmen. 





*) Man fehe in Winkopps rheiniſchem Bund Heft 7. die 
Entſchließung des gegenwärtigen Reichs⸗ Erbuarſchalls an ſeinen 
dortigen Kanzleiregifirator. 
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ur den oörbdenelichen Staatsbedürfniſſen ge 
Sören ohne Zweifel auch die Zinſen von den zur Bedürf⸗ 
miß des Staats, nicht des Regenten oder feiner 
Familie — aufgenommenen Kapttalten. 

Leider ! iſt Beiner unferer deutſchen Staaten in dem 

Ball, ſchuldenfrei zu ſeyn; es kann daher nicht fehlen, daß ⸗ 
ſowohl die alten und eigene Lande der cheindfchen Bundes 
fürften, ale auch die unter ihre Gouverainicht gefommene, - 
Schulden in die neue Societät inferirt haben, in ‚weiche fie 
Der. Wink der .obengedachten Parifer. Akte zufammen ges 
brachte hat; und es kann eben fo wentg fehlen, daß diefe 
Schulden ſowohl in quali, ats auch in quanto von ganz 
verſchiedener Art find, und in feiner richtigen Proportion 
mit: den mechfelfektigen Kräften der neuen unter einen 
Sonveram vereinigten Länder ſtohen. 
Wear nun dieſe Schulden Insgefammt in eine Maffe zu⸗ 
ſammenwerfen, und den Betrag der Zinſen daraus, oder des 
gur Schuldentilgung beſtimmten Quantums mit unter dem 
fihrtgen Staatsbedürfniſſen durch die ©Steuern- decken wollte, 
Der wiirde große Vervortheilungen veranlaffen. Ä 

Wie iſt aber dieſer Beſorgniß abzuhelfen ? Auf eine 
ganz einfache Weile. — Man mache mit dem Zeitpuntt, 
mo bie Souverainitätsrechte eingetreten: find, einen Abs 
ſchnitt; feparice Die Kapitalzinſen, und die zur Schuldens 
tiigung beftimmte Summen von den übrigen Staarsbedürfs 
niffen; errichte in jedem .der verfchiebenen Länder eine 
gigene Landesfchulden : Tiigungskafle, und laſſe fos 
dann von biefem Zeitpunkt an verſchiedene Stener Umlegen 
machen. 

.ı) Die Eine für die Kapitalzinfen, und die, zur Schub 
dentugung beflimmten Summen in jedem Lande, befong 
ders nad) dem Erfoedernifen der darinnen vorhandenen 
Schulden, 

"8).bie Andere.;nher für die übrigen Gtaasssedücfaife 
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und die etwa ſtie jeuer Verelnigung in eines Staal 
.n entſtaͤndene eigentliche Landesſchulden wub di 
Zinſen daven — daß zu dieſen Schulben die von de 
Mediatiſirten auf bie denſelden entzogene Kaſmmer— 
NMevenüen in Gemäßheit Ara 80. ber Paröſer Akt⸗ 
 Übeenommene Schulden : Raten wine aehiren, verch 
fi wohl von ſelbſt ⸗ 
— dem ganzen Umfang des Staats nad en Buß durqͥ 
die Central / Steuerbehörde. 
Dieſe Einrichtung ſichert de verfchlebenen Untersgene 
gesen eine Ungerochtigkeit, weiche. gegen fie Segungen wird, 
wenn man fie zur Tilgung der Echulden in Konkurrenz sie 
Gen wollte, weiche fchon vor ihrer Verrinigung im eine und 
dieſelbe Staatsgeſellſchaft kontrahirt worden: find. 

Ss iſt dieſe Einrichtung mit deſto weniger Bedenklich 
kelten verknüpft, weil fie nur anf ſo lange nöthig IE, al 
die alten Schulden 

— melde ein gewiſſer Vediatiiree⸗ antcdiläviang ' 

nennt — 
unabbezahlt bleiben, und weil unter den Menfionnatee gewiß 
Gubjekte genug ſich beſtnden, welche zu bieſet in 
 aliglich verwendet werben können.  ° 

Wir wiſſen nicht, daß eine ſolche Einrichtung ſchon m 
gendiwo gemacht ſeh, wir Hoffen aber, daß unfere Borfaptäge 
von gutdenkenden Regierungen werden ebenen, u. 
ihrer Meife werben beförbert werden. | 
Bei diefer Gelegenheit können wir aceign⸗ ein ande 
res, das Stenerwefen kberfaupt betreffendes pium -deside- 
rium nicht unterdrücken. 

in den meiſten Staaten haftet auf dem Oteikeriorfen 
fowoht in Hinſicht ber dem Ertrag deu Steuern geßenden 
Seftimmung, als auch in Hinficht der Senndſate, nach wel 
hen die Repartitionen auf die einzelne Steuetpftichtige ger 
wacht werden, noch ein Geheimniß. Wire halten ſolches um 


— 
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ſo mehr für einen gruen Verſtoß genen eine wahre 
Staatsklugheit, weil es denjenigen, welche Zutrauen der "Uns 
terthanen zu ihren Regenten zu befördern nicht gewohnt 
find, ſehr vielm Anlaß geben kann, den Saamen der Zwie⸗ 
tracht -auszuftrenen , -und-junr Keimen zu · bringen; wo hin⸗ 
gegen offene Darlegung der Staatshaushaltung jeden deſto 
mehr aufmunteren wird, ‚burch redliche Beizahlung feinew 
Quote dem guten Zweck feines Negenten beförderlich zu wers 
den, je mehr er Ach erzeugen kann, daß ihm weder in 
Verhaãltniß zu feinen Staatsmitbürgern zu viel, noch irgend 
etwas angefordert werde, was. nicht zum wahren Beſten 
des Staats verwendet wurde. 

Die von mehreren Negierungen dem Publikum von Zeit 
zu Zeit mitgetheilten Comptes rendus beweiſen, daß diefe 
unfere Bemerkung‘er gros "bereite, Öffegtliche Autorität für 
ſich habe, und wir zweifeln keineswegs, daß, wenn fie auch 
noch, ſo wie mir fie uns im Datail formirt haben, uüberall 
Aufnahme gewinnen ſollte, Regent und Unterthanen ſich 
f ehr wohl dabei befinden würden. 

Der Piusmahet würde freilich aus“ der öffentfichen 
Borlage der durch: feine Einfchiebfel verunftalteten Liſten 
der Staatsbedürfniſſe, und der darzu erforderlichen Steuern 
vieles Unheil prophezeihen, und ſolche widerrathen; allein, 
das größte Unheil, das daraus entſtehen könnte, würde, uns 
ferem Dafürhalten nad; , fein anderes ſeyn, als, daß das 
Volk bäte, jene Einſchiebſel bei der Steuer: ‚Umlage in 
Zukunft wegzulaſſen, und daf der 'gütige Landesvater bewos 
gen werben Pönnte, feinen Finanzetat mehr durch Minus 
Ausgabe, als duch Pins: Einnahme die erforderfis 
he Solidität zu verfchaffen, und dadurch die feinen Projekte 
dee Plusmacherei Überflüßig zu machen. 

Ze gewiſſer foiches blos von dem guten Willen des 
Kegenten abhängt, deſto mehrere und befto ficherere Mittel 
dar er alfo ſelbſt in Händen, um die Bantome verachten 
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gu !önnen, barch die ihme etwa die Wufktätung des Volt⸗ 
in Beziehung auf die Manipulationen im Finanzfach fürch⸗ 
derlich gemacht worden wäre. 





Einige Bemerkungen zum Behuf des Mevenllen⸗ und 
Schuldentheilungsgeſchäfts zwiſchen den Souve⸗ 
rains und Mediatiſirten. 


⸗ 





Die erſte Frage Bei dieſem Geſchaft moqhte feyn: 
"Von welchem Tag der Revenüen⸗Genuß des 
Souverains anzufangen habe? 
Aus demjenigen, was S. 432.. im Sten Band dieſer 
Zeitſchrift vorfommt, erhellet, daß über dieſe Frage getheil⸗ 
te Meinungen beſtehen. Uns ſcheint es unbegreiſlich, wie 
man zwei verſchiedene Antworten auf dieſe Fragen ſich nur 
träumen laſſen konnte, da bei der Immiſſion in die Som 
verainitärsrechte etnestheils von ben franzöſiſchen Kom⸗ 
miſſairs ganz Deutlich beſtimmt worden, daß der Genuß Die 
fer Rechte vom Tag der Immiffton an, 
pↄpour jouir. à compter de ce jour en toute Sou- 
veraindtes jagen die proces-verbaux *#) 
einzutreten habe, und anderentheils die Kommiſſairs 
der Souverains gegen dieſe Beftimmungen lediglich nichts 
eingewender haben, mithin ale res conventa anzuiehen iſt, 
daß der Tag der Immiſſion eines jeden Souverains 
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her dies decretorins „ber ber Anfang u ame (in 
Sonverainitãtsrechte ſeye. 
Eine zwote Fraͤge möchte feyn: Ä 
Welches Richtmaaß tft anzulegen, wenn Rede 
te und Gefälle vorkommen, über welche 
die rheiniſche Bundesakte nicht 4us “ 
druũcktich entſchieden Bat, und welche 
a) der So uveraimunter der in dem 


" Art. 87. gedadten: essentiellement inhdrene 
2 la Souveraindte, , | 


&) ‚der Mebdiarifirte Hingegen unter 
d en et autres semblables 
ſuchen mödte? , 


Die rheiniſche Bundbösatte rn —— von Napo⸗ 
keon dem großen, unter. Beiziehung ber betreffenden 
Gundesfürſten geſammter Hand einigen deutſchen Staaten 
als Geſetz vorgeſchrieben worden; | : 

Das,. was in diefer "Alte noch unbeſtimmt iſt, kann 
baher eine authentifhe und verbindliche Interpreta⸗ 
tion und Bellimmung nur von bem Schöpfer derfelben, 
mithin von dem Proteftor und ber Bundesvers 
fammlung keinesweges aber von den einzelnen Buns‘ 
desfürften erhalten. Alle Regeln der interpretationis au-⸗ 
thenticae fprechen dieſem Satz das Wort. 


Die meiſten rheiniſchen Bundesfürſten ſind inzwiſchen. 
dieſer Interpretation vorangeeilt, ind haben Durch die bes 
kannten Dekiarationen über die künftige ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
haltniſſe der Mediatiſirten einen usus fori herzuſtellen ges, 
ſucht, der den Rechtsverhältniſſen der letzteren halb mehr 
bald Weniger enge Gränzen geſetzt dat. j 

Esen diefe Verſchiedenheit in den Granzbetimmumgen 
qarakteriſirt aber den Werth derſelben von ſelbſt, und leitet 


V. 
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ohne allen Zwang auf bie Ueberzeugunig daß eine auf das 
Urtheil eines Dritten Unpartheiiſchen gegründete An 
legung jener Akte unumgänglich erforderlich ſey, wenn nicht 
etwa hie und da die Mediariſirten jene Deklarationen faeis 
willig zur Richtſchnur annehmen wollten, wovon uns aber 
noch k.in Beiſpiel bekannt iſt. 

Wenn daher bei dem in Frage ſtehenden Abcheilunge 
geihäft der Mediatiſirte mit dem Souneraim fiber 
diefes oder jenes. Recht oder Befall nicht einerlei Meinung 
it, fo foheine uns der legtero keineswegs befugt, feine 
Deklaration über die Rechte der Mediatiſirten dem erſte⸗ 

ven als Nichtſchnuͤr aufzudringen , "oder demfelden in Uns 


gnade zu verheben, wenn er auch bie noch zu ermartende 


authentifche Snterpretation der Bundtsafte, oder etwa 
in..subsidium und, um das Sefchäft nicht aufzuhalten, auf 
Die mil dere Auslegung eines anderen Souverains 
fieh beruft, und dieſe au in feinem Fall anzumenden vers 
langt. Und diefes um fo gewiffer, weil Die. Deklarationen 
des BSouverains ihrer, ganzen Natur und Entfiehung nach 
nicht als eigentliche Geſetze, fondern blos ald pro vifos 
riſ he Beftimmungen, oder vielmehr als PDofuiate au 
gefehen werden können , die nur in dem Fall, wenn fie von 

den Mebiatifirten, gutwillig angenommen worden, in bie 
Karegorie von. Konkordaten übergehen können, dorten 
aber, wo dieſes gurwillige Anerkenntniß nicht erfolge iſt, ſo 
lange bloße Poftulare bleinen müffen, bis fie etwa die 
Uebereinſtimmung ber zu erwartenden authentiſchen Inter⸗ 
pretation und damit Geſetzeskraft gewonnen haben. 

Es wundert uns deswegen auch, wie einige unſerer 
fonft hochgefchägten Rechtsgelehrten es haben über fih ge 
winnen können , auf jene Deklarationen, ſchon jetzo Spfleme 
eines Staatsrechts des Rheinbundes zu begrlinden! — 

Eine dritte Frage wird feyn : 

Wie ift die für diefe Ober jene Reste und 6 
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fälle von den Sonverainen verſprochene 
Entſchädigung zu leiſten? 

Wir wiſſen aus den verſchiedenen Deklarationen, der 

rheiniſchen Bundesfürſten, daß fie für gewiſſe Rechte und 


Gefälle, die fie an ſich ziehen wollen, z. B. Acciſe, Umgeld, 


u. ſ. w. den Mediatiſirten Entſchädigung verſprochen haben. 
Wir können uns kaum irren, wenn wir in dieſem Ente 
fchädigungsverfprechen das ftillfchweigende Anerkenntniß fin⸗ 


den , daß das fragliche . Recht eigentliche nicht essentielle- 


ment inherent a la Souverainete feye, und doß es der, 
Souveram blos zur Herftellung einer Gleichförmigkeit bei 
Erhebung diefer Eefälle, von feinen Finanzbehörden beziehen 
laſſen wolle. 

Iſt aber dieſes, ſo ſcheint uns weiter zu folgen, daß der 
Souverain beim Bezug dieſer Gefälle in den Landen der 
Mediatifirten nicht in eigenem, fondern elgentlich in Dies 
fer Namen handte, und es verſteht fi) deswegen wohl von 
ſelbſt, daß die Entihädigungsjumme nad) dem Mianfftab 5% 
beſtimmen fey, ‚welchen, die Geſetze des Souverains beim 
Bezug diefes Gefälls vorfchreiben, und daß alfo nicht wine 
Bilante des Ertrags der rückwärts verfloffenen Jahre die 
Beftimmung der Enıfhädtgung geben könne, fondern daß 
Diefelbe nach dem jeweiligen Ertrag eines jeden Jahrs auds 
zumittien feye, Indem, wenn die befondere, — nicht in bem 
Zugeftändniffen der Bundesakte gegründete Ötaatsraifon, 
welche den Souverain veranlaßt, das fragliche Gefäll an fich 
zu ziehen, nicht eıngesreren ; mithin dem Mediatifirten frei 
gelaffen worden wäre, es ſelbſt unmittelbar zu beziehen, 
wohl feinem Zweifel unterworfen wäre, daß er fich bei dem 
Bezug deffeiben nach den vorhandenen Lanbesgeſetzen zu rich⸗ 
ten haben wiirde, felbige möchten den Tarif erhöht oder vers 
mindert haben. 

Eine weitere und vierte Frage tönnte auch ſeyn: 

Wie die Revenüen-Anſätze zum Behuf der 
o8. 
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Schuldentheilung dorten zu maden ſeyen, 

wo die Gefälle der Mediatifirten den öfs 

. fentliden Abgaben unterworfen werden? _ 

Die Sicherheit der Gläubiger erfordert fchlechserdängs, 
daß der zu ihrer Befriedigung beffimmte Fond frei von allen 
anderen Ausgaben feye, und ohnehin tft es ganz natürlich, 
daß das, was mir ein Dritter wegnimmt, kein Theil meines 
Vermögens mehr ſeye, und daß ich akfo auf ſelbiges keine 
Laften übernehmen könne; «es iſt daher von ſelbſt einleuch⸗ 
tend, daß bei Ausmittelung der zur &chuldentheilung fe 
zu fegenden Proportion, der Betrag von den Souverainen 
auf die Revenüen-Rate der Miebiatifirten gelegten direkten 
oder indirekten Steuern, und anderen Abgaben in den Etat 
der Patrimonialgefülle in Abzug zu bringen, und auf den 
Etat der Sonverainitätsgefälle hinüber zu feßen feye, weil 
die Kräfte des einen Schuldners um eben fo viel ges 
fhwächt, die des anderen hingegen um eben fo viel vers 
mehrt worden find, und die Rechte der Gläubiger zu fehr 
auf das Spiel gefebt würden, wenn man einen- Theil ihrer 
Forderung in die ausgeleerte Ecke des patrimonialherrlichen 
Beuteis verweifen wollte, nicht zu gedenfen, daß die Medias 
tiſirten auf das, was ihnen der Souverain entzieht, nad 
bem beutlichen Inhalt der Bundesakte keine Schulden bes 
halten, fondern fie nach Proportion ihres Verluſtes auf den 
Sonverain itberwätlzen dürfen. 

Eine fünfte Frage ift endlich: 

Sind die Denfionen oder andere Gehatte der 
Staatsdiener nah gleihem Verhältniß 
wie Die Schulden zu theilen? 

Der Art. 52. der Bundesakte fchreibt dem Souve—⸗ 
rain das Recht zu, die Staatsdiener in den mebdiatifirten 
Landen, welche er nicht auf ihrem Poften laffen will, auf 
Ruhegehalte zu feßen, er legt ihm aber zugleich auch Die 
Verbindlichkeit auf, folhe Diener nah dem-in feinen 
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alten. Landen *) hergebrachten Fuß zu penfioniren. 
Des Mediatifieten wird dabei mit keiner Sylbe gedacht, es 
iſt daher wohl keintm Zweifel unterworfen, daß die Penſio⸗ 
nen der Staatsdiener ‚ welche durch die vom Souverain 
verfügte Aufhebung ihrer Stellen außer Aktivirät gefommen 
find, ganz allein die ſem zur Laft fallen, und daß 
der mediatifirte Neichsftand dabei. nicht in Anfpruch genoms 
men werden könne. 
Ein anderes tritt in dem. Sale ein, wenn gewiſſe 
Stellen 
a) entweder zum gemeinfhaftfichen Dienſt des 
Souverains und des Mediatiſirten, oder 
b) zum einſeitigen und ausſchließlichen Dienſt 
bes einen oder des anderen 
noch forsbeftehend gelaſſen werden, und. «6 iſt wohl ganz 
natürlich, daß 
ad b) die Gehalte. der lebteren ladiguich von Been 
gen für den fie arbeiten, 
ad a) die Gehalte der erferen. kingesen nad erhält 
nig des Nutzen, den ihre Dienfte dem einen oher dem ans 
deren gewähren, zu beftreiten ſeyen, und, wenn. bei Verthei⸗ 
lung dieſer die hei der Schuldentheilung eintretende Pros 
portion ebenfalls. zum Grund gelsgt, mird, ſo mochte wobi 
Bin Theil viel dabei perlieren. J 
Außer den ehem gedachten beiden; Gattungen vor Die 
nern giebt es aber npch_eine Dr iare, Klaſſe, Solche nämlich; 
deren Hauptfunkzion vom Spunerain. aufgehoben 
worden, eine oder mehrere Nebenfunssionen aber is 
gewiffer Art zum Deften des Mediarifirten noch forts 
beftehen können. 
So wiffen wir z. B., dab das bei den Negierungen 


*) &. Art. 4. der Bedingungen, unter welchen die Sommerainirätslande 
son den franzöſiſchen Kommiſſarien übergeben worden find. 
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angeftellt e Perſonal zwar hauptſächlich zu Bes 
forgung ber Negierungsgefhäfte beſtimmt gewefen, 
nebenher jedoch auch zu Privat⸗ und FZamilienanges 
legenheiten ihrer Herrn, dann zur Auffihe über das 
Binanzweien gebraucht worden ſeyen, und in leßterer Qua⸗ 
litüt auch noc ferner gebraucht werden Pönhen. 

Wollte der Souverain bie Verwendung zu diefen Des 
benfunktionen für die Zukunft nimmer 'geffatten, ſo 
verfbeht es fih von ſelbſt, daß er für den Diener ganz 
allein zu forgen habe; wollte er es aber zugeben, und das 
gegen verlangen , daB der Gehalt des Dieners nach Verhält—⸗ 
niß der Revenüen getheilt werden folle, fo wiirde er gegen 
den Dredtafieten eine große Ungerechtigkeit begehen, weil der: 
fragliche Diener feine Beſoldung zum größten Theil 
für feine Hauptfunktion, die er dem Mediatiſir— 
ten nun nimmer leiften kann, bezogen hat, und die Never 
niien, die den Mediatiſieten zu verbleiben haben, in ganz 
anderen Verhältniſſen zu dem Souverain ſtehen. 

Ein gütliches Abkommen wird daher in dieſem Fall das 
einzige Mittel zu Vermeidung einer Ungerechtigkeit ſeyn; 
weil aber gar zu viele individuelle Rückſtchten hiebei eintre⸗ 
son, fo iſt es ſchwer, eine allgemeine Regel feftzufegen, und 
wie unterdrüden um fo mehr unfere Votſchläge, weil wir 
von der Billigleit des Souverains und des Mebiatifirten 
Aberzengt find, daß ſie ſich fo mit eindnder vereinigen wers 
den, damit die ſo⸗ ganz unfchuldig in das Sedränge ber 
jebigen Staatsrevolution hineingefallen⸗ Staatsdiener nicht 
darunter leiden mögen. Ä 


l 
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Bevölkerung der Herzogthümer Anhalt: ECöthen unb 
Bernburg in den jahren 1807. und 1805. 





In noten Hefte gaben wir bei Gelegenheit, als wir bie 
Anhattifche Acceſſionsakte mittheilten, die Bevölkerung des 
Herzogthums Anhalt-Cöthen auf 34000 Seelen an, Wir 
folgten hierin den bisherigen Angaven. Wir erhielsen aber 
alsbald ans dem Lande felbft Nachricht, daß dieſer Anfas 
merklich zu hoch feye, ohne daß jedoch die Bevölkerung 
ſelbſt näher beſtimmt worden wäre. Da uns befannt war, 
daß im Mai 1807. eine Zählung vorgenommen worden fey; - 
fo bemühten wir uns die Refultate davon zu erhalten, um 
entweder die alte Angabe beftätigen, oder die neue mittheis 
(en zu können. Unſre Bemühung ift uns gelungen, und der 
Eefer findet in der Anlage die Summarien nad) ben Aem⸗ 
tern, woraus ſich ergiebt, daß die geſammte Volksmenge 
28842 Seelen beträgt, weiche in ı25 Städten, Dörfern, 
Vorwerkern, einzelnen Mühlen , Wirthshäuſern, Schlöffern 
und Jagdhäuſern 1807. lebten. Doch müſſen wir bemerken, 
daß unter der Zahl von Eöthen die Schloßbewohner , Hof— 
bediente ,„ Schloßgarbe und das Kontingent nicht mit anges 
merkt find, auch hie und ba ein einzeles Haus oder Hof 
niche mit in Anichlag gekommen feyn mag. Indeſſen ift 
dieſe Zahl zu unbeträchtlich, als daß dadurch eine bedgatende 
Vermehrung entſtehen könnte, und die höchſte Summe, wels 
he man annehmen darf, feige gewiß nicht über 30000 
Seelen. Bergleicht man diefe Summe mit dent zu ftellens 
ben Kontingent von 210 Mann, fo fieht man, daß ber 148ꝛe 
Mann geffellt werden muß. 
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Aus dem britten Stüde des AnhaltsCörhenihen Wo— 
chenblatts vom ı6ten Jänner 1808. ergiebt ſich aus den 
ſpeziellen Kirchenliſten, daß Überhaupt 321 Paar koputfiet. 
1088 geboren wurden, (worunter 69 uneheliche) und 1243 
flarben. Die Zahl der Seftorbenen überftieg aber jene Der 
Gebornen um 155. Im Jahre 1806. wurden zwar 57 
weniger geboren als in ı807., aber doch flarben 315 wenis 
ger als im nämlihen Jahre 1807. Aus mehreren anderen 
Angaben fcheint zu erhellen, daß die Bevölkerung eher falle, 
als fleige. Won bdiefen beiden Jahren läßt ſich freilich übri— 
gens nichts hierauf ſchließen, da der Krieg auch Dort fi 
verbreitete und in feinen Kolgen wirkſam wurde, \ 

Bei eben diefer Gelegenheit bemerkten wir auh, daß 
die Volksmenge von Anhalt: Bernburg nach einer Zählung 
von 1805. fih auf 35193 Seelen belief. Wir mußten aber 
nicht, ob die Stadt Bernburg darunter fen. 


Nun Haben wir auch bie Anhalt: Bernburgiſche wö⸗ 
chentlichen Anzeigen Nro. 18. vom gten Mai 1807. erhal⸗ 
ten, worin die Summarien der Volkszählung von 1806. 
enthalten find. Wie theilen fie in der Anlage 2 mit, mar 
duch jener Zweifel gehoben wird. Vergleicht man bie 
Volksmenge mit dem Kontingent ; fo findet man, daß von 
146°, Menfhen ein Wann zum Kontingent geftelle wer 
den muß. 
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Beilage ı 
Voltstife des Herzogthums Anhalts Cöthen 
nach der Zählung im Mai ı807. j 


“ — — — 


a I — — — 
Iszänner! € Sinne jüngere | Weiber | Tochter Dotal 


— — — mm — —— 





Sägen . [7274 13 341 IE: 854 —* | 1347 9074 
en . |107 1170 27 
Herz. Gerichte. * — 3 |% 917 | 1090 * 
Adel. Gerichte. 464 | 24 08 | ga 
Nienburg . . 709 408 16 | 698 K : 1057 | 3814 
Wilfen . . » | Jıı | 1235 | 277 | 365 | 359 | 1426 
MWarmeborf. . 207 2 12 „32 | 879 | 88e 2 
Noslau . . » | 971 316 626 |. 769 | 2761 
. Lindau. .] 300 1% 151 ||‘ 3” 323 | 376 | 20 

64 106 949 


Dorndburg .- » | 57 
16345 a7 Bao 166 16676 | 7746 ſegae 


Beilage 2. 
Volksliſte des Herzogthums Anhalt Bernburg 
nad der Zählung vom Jahre 18085. 


Aemter und Gerichte. 
| Erwach Total⸗ 
A. Unterfürſtenthum. ſene Kinder Summe 


1. Stadt Bernburg . . . Bm 1475 Bu 
2. Amt —* Dorſſchaf⸗ 


tn . 0. .t 1412 | 677 | 2088 
3. Amt Ploͤtzlau 0.0. 1657 873 | 2530 
4 Am Mühlingen . . . Bsı | 335 | 1154 


5. Adeliche Gerichte zu Hohen. 
erxieben und Rathmannsdorf 284 257 521, 
6. Adeliche Gerichte zu Hecklingen . 
and Sänfefurhb . . 8021 3891 1210 
7. Adeliche Gerichte zu Siem, 


Gröna und leau . . 2. ..| 156 | 190 265 - 


8. Amt Coswig . . 3078 | 1805 | 5685 
"9. Adelihe Gerichte zu Klicken | 299 118 417 
10. Commenthurei⸗ Gerichte zu 

Buro... . 137 54191 
Bumma des 6 Unterfüsiennfums ns |. 108 12835 6068 | 18903 


+ 


* 
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Erwach⸗ Ie 
ne | Kinde le 

3361 | 2846 6208 
nn 1247 5687 








B, Dberfürftenehum. 


ya Amt Ballenflädtt , - 
ı2. Amt Harzgerode . . 
13. Amt Siüntersberge . . . 


249 783 ' 
$ . ame Sernrode Ce . 1037 9 ı630 
} Amt Hoym 00 2739 | 1240 ” 59%7 


Summa des Dserfürftenthums | 10111 | 6179 | 16290 
12855 


Bumma bes Untorfürſtenthums 18903 
Summa Summarum —[ 20946 | 12247 | 35198 











a. 
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Weitere Nachrichten vom Poftivefen in den Herzog⸗ 
thümern Anhalt, 





Bereits im zwanzigſten Hefte lieferten wir ben Vertrag 
fiber die Ueherlaſſung der Poſten im Herzogthum Anhalt. 
Eöthen an die königliche Weſtphäliſche General » Direktion 
der Poften, und bemerkten, daf ähnliche Verträge dem Ber 
nehmen nach auch mit Anhalt; Bernburg und Anhalt: Deffau 
. getroffen worden feyen, Wir haben nun wirklich eine Ab⸗ 
fchrift jenes Vertrags erhalten, welcher am gten Junins 
8.8. zwiſchen dem königl. Weſtphãliſchen Bevollmächtigten 
‚Herrn de Neuvier , Poſt Inſpektop, umd Herrn Pauli, 
Poft:Direktor zu Mandeburg einer, und bem herzogl. Ans 
halt: Berndurgifchen Bevollmächtigten, dem Herrn geheimen 
Hof und Regierungsrarh Reich, und Herrn Regierungsrarh 
Pfau, andern Seite zu Ballenftedt abgeſchloſſen, und am 
36, Junius zu Caſſel vatifigiee wurde, Er ſtimmt vollkom⸗ 


) & 
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men mit dem Anhalts @öchenfchen Überein. Mur im ten 
Artikel finder ſich noch folgender Zufak: Start daß es in 
jenem heiße: par ou pour $. A. S, le Duc regnant 
A’Anhalt-Coethen, mais sehlement ‚dans le Royaume 
de Westphalie et le Duche d’Anhalt-Coethen. — heißt 
es hier; par ou pour S. A. 6. le Duc regnant d An- 
‚halt- Bernburg et $. A. S. Madame la Duchesse reg- 
nante, mais seulement dans le Royaume de Westpha- 
lie, et les Duches @ Anhalt. | 


Im Art. 5. iſt die Poſtfreiheit nicht blos pour les 
Chambres administratives wie bei Cöthen, fondern auch 
pour la regence ftipufirt. 


Der Art. 8, hat noch folgenden Zufag erhalten: Dans 
le cas oü les Entrepreneurs manqueroient des che- 
yaux pour le service des Extrapostes, S. A. S. au- 
torise les autarites de ses Etats à nommer des bour- 
geois qui fourniront les chevaux necessaires , et le 
prix leur en sera paré en argent de convention d’a- 
pres le tarif du Royaume|de Wesphalie moyennant 
la retribytion alrihuce au maitre de poste par co 
tarıf. 

Dem Art. 35. ift noch beigefii ügt: Le tarif des ports 
de lettres „ des paquets, des chariots de poste, et 
‚des Extrapgstes se trauyvera affiche dans la maison de 
paste. 

Der Vertrag mit Anhales Deffau wuude am 9. Junius 
abgefchloffen. Eine Abfchrift davon iſt uns nicht zugekom⸗ 
men; allein in Nro. 54. der Deſſaniſchen wöchentlichen 
Nachrichten wurde eine Bebanntmachung abgedruckt, die vom 
Vertrage felbft Nachricht giebt, "und die wir um beswillen 
hier einriicken, weil derfelbe in einigen Punkten und vorzligs 
lich in Anfehung der Poftfreipeit von den beiden anderen 
Konventionen fehr abzumeichen ſcein. 
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B, Oberfürfentäu: 
zu Amt Vallenflädt „ 
12. Amt Harjgerode . 
13. Amt Güntersberge . 
be ame Serneode . 

2. Amt Som . . - 

Summa des Dserfürftenth 


Bumma des Unterfürftene 
Summa Sammaru 








Weitere Nachrichten v 
thüm 


— 


Bereits im gwangigften 
fiber die Ueherlaſſung de 
Eöchen an die Tönigliche 
der Poften, und bemerften 
nehmen nad auch mit An 
getroffen worden feyen, 5 


423 


thenfchen Überein. Nur im aten 
ofgender Zuſatz: Start daß es in 
ur 8. A. S, le Duc regnant 
s setlement dans le Royaume 
ch& d’Anhalt-Coethen. — heißt 
. A. 6. le Duc regnant dAn- 
S. Madame la Duchesse reg. 
lans le Royaume de WVestpha- 
halt. 

Poftfreiheit nicht blos pdur lea 
es wie bei Cöthen, fondern and 
folgenden Zufag erhalten: Dams 
eneurs manqueroient des che- 
es Extrapostes, S. A.S — 
ses Etats à nommer des keur- 
»s chevaux necessairs. 

en argent de oowrestme T= 
ume;de WVespkafe zurenmer 
> au maitre de zum zer” 
) Beigefäge: Le uf 
ts, des hm 
vera ale un +" 
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B. Oberfürſtenthum. ſene Summe 
ya Amt Ballenflädt , - 2846 6203 
ı2. Amt Harzgerode .. 1247 5687 

13. Amt Giüntersberge . . 249 783 ' 
8 Amt Gernrode... 1 630 
Amt Hohm 1248 | 3987 
Summa bes Oyerflürfenkpnme cry | > 162990 
Bumma des Unterfürftenthums| 12855 18909 








Summa Sammarum —| 22946 | —— 36 195 


—— 
u 
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Weitere Nachrichten vom Poftivefen in den Herzog: 
thümern Anhalt, 








——— a. 5 20 Ze —— 


Bereits im zwanzigſten Hefte lieferten wir ben Vertrag 
fiber die Ueherlaſſung der Poſten im Herzogthum Anhalt 
Cöthen an die königliche Weſtphäliſche General Direktion 
ber Poften, und bemerkten, daß ähnliche Verträge dem Ber 
nehmen nach auch mit Anhalt; Bernburg und Anhalt Deffan 
getroffen worden feyen, Wir haben nun wirklich eine Ab 
fehrift jenes Vertrags erhalten, welcher am gten Juniu 
88. zwifchen dem königl. Weftphätifchen Bevollmächtigten 
Herrn de Neuvier, Poſt Inſpektor, umd Herrn Pauli, 
Poſt⸗Direktor zu Magdeburg einer, und dem herzogl. An 
halt⸗Bernburgiſchen Bevollmächtigten, dem Herrn geheimen 
Hof und Regierungsrath Reich, und Herrn Regierungsrath 
Pfau, andern Seits zu Ballenſtedt abgeſchloſſen, und am 
16, Junius zu Caſſel ratifizirt wurde. Er ſtimmt volllom⸗ 





/ 
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men mit dem Anhafts @öchenfchen überein. Nur im eten 


Artikel finder fih noch folgender Zuſatz: Start daß es in 
jenem heift: par ou pour 8. A. 8, le Duc regnant 
d’Anhalt-Coethen, mais setilement dans le Royaume 
de Westphalie et le Duche d’Anhalt-Coethen. — heißt 
es bier; par ou pour S. A. 6. le Duc regnant d An- 
‚halt- Bernburg et S. A. S. Madame la Duchesse reg- 
zante, mais seulement dans le Royaume de YVestpha- 
lie, et les Duches @ Anhalt. 


Im Art. 5. iſt die Poſtfreiheit nicht blos pour lea 
Chambres administratives wie bei Cöthen, fondern auch 
pour la regence ftipulirt. 


Der Art. 8, hat noch folgenden Zufag erhalten: Dans 
le cas oü les Entrepreneurs manqueroient des che- 
vyaux pour le service des Extrapostes, S. A. S.' au- 
torise les autorites de ses Etats a nommer des bour- 
geois quj fourniront les chevaux necessaires , et le 
prix leur en sera pav& en argent de conyention d'a- 
pres le tarif du Royaume\de Wesphalie moyennant 


la retrjibutiop attrihude au maitre de poste par ce 
tarıf. Ä 


Dem Art. 15. ift noch beigefügt: Le tarif des ports 
de lettres, des paquets, des chariots de poste, et 
des Extrapgstes se trauvera affiche dans la maison de 
poste. 2 

Der Vertrag mit Anhalt: Deffau wurde am 9. Junius 
abgeichloffen, Eine Abfchrift davon ift ung nicht zugefoms 
men; allein in Niro. 54. der Deſſauiſchen wöchentlichen 
Machrichten wurbe eine Bebanntmachung abgedruckt, die vom 
Vertrage ſelbſt Nachricht giebt, 'und die wir um deswillen 
hier einriicken, weil derfelbe in einigen Punkten und vorzüg⸗ 
ih in Anfehung der Poftfreiheit von den beiden anderen 
Konaensionen fehr abzumeichen ſcheint. 
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Die Bekanntmachung laute :. Ä 
Bir Leopold Friedrich Franz von Gettes Gnaden, dl; 
tefter regierender Herzog und Fürſt zu Aubalt :ıc. Ritter Der 
tönigl. Preufiifchen fchwarganı und rothen Ablereiden, fügen 
hiermit in Bezug auf die unterm 3. Juny d. J. verabredet 
Konvention, vermöge welcher Wir die Ausübung Des Poſt⸗ 
regals in unfern herzogl. fürſti. Lauben auf zwanzig Sabre 
der königlichen Weſtphäliſchen Doaisekion ſberlagen Haben, 
folgendes zu willen : 
§. 1. 


Da außer der Uns und den Perſonen Unſers herzegl. 
Hauſes flipulicten gänzlichen Portöfreiheit im - Königreiche 
Weſtphalen und Herzogthume Anhalt, ſowohl auf ankom— 
mende, als abgehende Sachen in Hinſicht unſerer Regierung 
und Kammer beſtimmt worden, daß die an ſie eingehenden 
und von ihnen abgehenden Briefe und Akten, wenn fie als 
hergfchaftlihe Sachen rubrizire find, portofrei feyn follen; 
fo haben diejenigen Behörden, welche fih zur Beförderung 
ihrer Berichte und Schreiben an unfere Landestollegien der 
Paoſt bedienen, auf der Addrefie jedesmal zu bemerken, ob 
es eine Dienftfache feye. Sie müſſen ſich ferner derjenigen 
Form bedienen, welche in der königl. weſtphäl. Pofterdnung 
für die Dienftfachen, welche auf Portofreiheit Anfpruh ma . 
hen können, feflsefe&t werden wird. Geldeinfendungen an 
eins der obgedachten Kollegien müflen jedesmal unter Unſrer 
Addreffe gefchehen, und hinzugefügt werden, zu welches Kol⸗ 
legii Eröffnung die Sache komme. 

§. 2. 

Ein gleiches haben Unſere Bandesfollegien bei ihrer 
Korreſpondenz mit Auswärtigen in Dienfifachen zu beob, 
achten. 

$. 3. ‘ 

Da bie bei den Poſten in Unſern herzogl. Landen Au 

geftellten in Allem, was nicht blos ihren Dienſt anberrifft, 
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Unſeren hiefigen Behörden eben fo, wie jeder andere Linferer 

Unterthanen, unterworfen find; fo haben fic die Gerichts⸗ 
und Polizeibehörden hiernach gehörig zu achten, jedoch in 

‚Fällen, wo gegen einen Poftbebienten ein Verfahren noth 
wendig twerden mögte, wodurch derfelde in feinen Dienfivers 
richtungen gehindert werden könnte, davon dem Poftmeifter 
des Orts, und träfe bie Verfügung den Poftmeifter feldft, 
unſrer Kammer fehleunigft Anzeige zu geben, damit die 
Königliche Senerat ı Pos Direktion davon benachrichtigt 
werden fünne. 

Kb % 

Sin den accisbaren Städten müſſen die Hccifen die Vers 
fügung treffen, daß die Viſitatoren bey Ankunft der Poften 
ſich vor dem Pofthaufe einfinden, damit ihnen die Poſtkar⸗ 
ten gehörig vorgelegt, und die ankommenden Poſtſtücke fo 
wie bisher, verfiegelt werden können. 

§. 5. 

Zur Beförderung des Extrapoſtweſens follen alle biejes 
nigen, welche Pferde Halten, und mit denfelben ein Lohn: 
gewerbe treiben, fchuldig ſeyn, auf Verlangen, und nah 
einer an jedem Drte , wo eine Poftftation iſt, einzurichtens 
den Reihe, die Ertrapoften weiter zu fahren. Sie milffen 
fih und ihre hierbey zu gebrauchenden Knechte, was das 
Ertrapoftwefen anbetriffe, genau der Königl. Weſtphäliſchen 
Pofterdnung unterwerfen. Damit diefem defto fiherer nach— 
gegangen werden könne, fol Niemand, er fen wer er wolle, 
bloße Frachtfuhrlente allein ausgenommen, berechtigt feyn, 
ein Lohngewerbe mit Pferden anzufangen, ohne zuvor folhes 
allhier Unſrer Rentkammer, und in Zerbft für jekt Unferm 
Herzogl. Fürftl. Amte daſelbſt angezeigt zu haben, und in 
das Negifter der Lohnfuhrleute und in die Neihe der Extras 
‚poftfahrenden eingetragen worden zu feyn. Unſre Rentkam 
mer hat in allen Orten Unſrer Lande, wo Prftftationen 
find, hiernaäch ſolche Einrichtungen zu treffen, daß es nie 
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mais an ben nörhigen Pferden zur Veförderung der Ertra; 
poften mangeln könne, und da, wo fie die jegt beſtehenden 
Einrichtungen , weiche ihr doch auch nach den Ortsverhält⸗ 
niffen bis auf Weiteres beizubehalten nachgelaifen iſt, unzu⸗ 
fänglich "findet, nach Maaßgabe der eben feflgefeßten Ber 
bindlichkeit der Lohnfuhriente anderweite Verfügungen zu 
treffen. Dagegen werden die Extrapofifahtenden Bürger 
ihre Bezahlung nach dem Mofttarif, upd zwar in Konven 
tionsgelde , empfangen , jedoch davon dem Poſtmeiſter feine 
Tarifmäßige Gebühr zu entrichten haben. 
6. 6. 

Den Poftdireftoren und Poftmeiftern iſt das Recht zu 
geftanden, Dienftvergehungen ihrer Subalternen, zur Erbab 
tung ber nöthigen Subordination, mittelft Arreſts zu be 
firafen. Die Polizeibehörde des Orts — in Zerbſt, Unſer 
herzogl. fürftt. Juſtizamt daſelbſt — Hat auf Requifition des 
Poſtdirektors oder Poſtmeiſters dergleichen Strafen zu er 
kutiren, jedoch find die Poftdireftoren und Poſtmeiſter vers 
pflichtee,, von einer folchen verfügten Seftrafung Unferer 
Kammer mit Anführung der Gründe Bericht zu erftatten. 


G 7 

Streitigfeiten, zwifchen ben reſpektiven Poſtämtern und 
hiefigen Unterthanen , iiber Lieferungen und Arbeiten zum 
Bedarfe der Poſten, werden von den hiefigen reſpektiven 
Gerichtsbehörden unterſucht und. entfchleden, daher denn alle 
dahin einfchlagenden Klagen nur bei diefen angebracht wer 
ben dürfen. 
, 9. 3. | 

Die den Doften zugeflandene Befreiung von Zöllen, 
Brücken- und Fährgelde und anderen Abgaben, erfiredt ſich 
blos auf ordinaire Poften und ihre Beiwagen, Cftaffeten 
und Kouriere, Beinesiweges aber auf Ertrapoften, welche alle 
Zoll s und andere Abgaben, mic jeder andere, zu entrichten 
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Haben. wWonach ſich see, den foldhes uch , geblihrend 
zu achten hat. | 
Deſſau, am 7. Auguft 1808. 
(L.S.) Leopold FZriedrih Franz, 
Hetzog und Fürft zu Anhalt. 





42. 
Inſtruktion für die großherzoglich Heſſiſchen Hoheits⸗ 


Beamten in den mediatifirten Landen. 





⸗ 


| 

Sm allgemeinen Hat ein Hoheitsbeamter ſich das landess 
herrliche ntereffe und daß die wegen der Standesheren und 
adelihe Gerichtsheren ergangene und noch ergehende Ders 
ordnungen eobachtet werben, angelegen ſeyn zu laſſen, ins⸗ 
beſondere aber wird ihm zur Pflicht gemacht. m 
| 1) Anzeigen, wenn in den ftandesherrlichen (und me: 
diatiſirten adelihen) Familien durch Sterbfälle oder fonften 
bemerfungswürdige Veränderungen vorgehen, oder 'wenn in 
‚ dem verftatteten Trauergeläute exzedirt — oder ‚gegen die 
5. 10. 11. Oder Sı. ratione der Juſtizpflege sehanbeis 
würde. 

P Sn Rückſicht der Militairſachen hat er die Prüfung 
der von den ſtandesherrlichen Behörden gemachten Konſkriptions⸗ 
liſten, (wenn nicht etwa die höchfte Abſicht wäre, folhe 
durch ihn ſelbſt fertigen zu laffen) das Rekrutirungsweſen, 
die Unterfuhung ber Exzeſſe beurlaußter Soldaten, in fo 
weit fle nicht für die ordinaire Juſtizſtellen geeignet find, die 
Einbringung der Defertenrs oder die Arreſtbeſtrickung ihres 
Vermögens zu beforgen, wegen Beurlaubungen, oder fonftis 


— 
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gen militalriſchen Sachen bie Gerichte aa das Dber : Krieges 
kollegium zu erftatten und deffen Befehle, fo wie auch bie 
befugte Requifitionen der Offiziers promt gu befolgen, Bei 
Einquartierungen oder Durhmärfchen die mögliche Vor— 
tehrungen zur Erleichterung der Unterthauen gu treffen, aud 
wenn jemand aus ben flandesherrlichen oder adelichen us 
milten ohnangezeige fremde Kriegodienſte annehmen ſollte, o⸗ 
zu berichten. 

3) Hat er die Aufſicht Über die in die höhere Polijzei 
einfchlagende Gegenſtände, ſowohl im weltlich: als geifklichen 
Sach, und zu beobadyten, daß bie nigbere Polizei nur nah 
Vorſchrift $. 15. und 2B. der Merorduung ausgeübt werde, 
daß auch die Standesheren feine Privilegia oder Dispenſa⸗ 
tiones gegen $. 17. und 34. noch Dimissoriales in dàs Auf 
land ertheilen. 


4) Wird ihm die Oberauffiche fiber die Unterhaltung der 
Kommunikationswege und Stege ertheilt, auch bat er, wenn 
er in Verwaltung des gemeinen Weſens Mißbräuche wahr 
nimmt, folches der Regierung zu berichten, ingleichen wenn 

ſich Anftände über Landesgrängen ergeben. 


5) Wenn Landes oder Militairfrohnden nöthig nede, 
hat er folche auszufchreiben. 

6) Wird ihm die Erhebung, Wahrung und Einbrin 
gung ‘aller Iandeöherrlichen Revenüen ohne Unterſchied au 
vertraut und hat er darüber neben einem Diario über Ein 
nahme und Ausgabe, auch ein nach den Rubrilen behörig 
eingerichteted Manual zu führen und jährlich eine mit Kr 
tunden belegte Rechnung bei großherzogl. Rentkammer abı 
julegen. Die Kaflen und Papiere der Untererheber har «t 
von Zeit zu Zeit unverwarnter Dinge zu vifiticen, und wenn 
er Uneichrigkeiten oder gar Untreue wahrnehmen follte , fir 
anzuzeigen: im allgemeinen aber fich wegen Verrechnung 
der Revenürn und. der Einrichtung der Rechnung lediglich | 
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nach der‘ Vorſchrift und ber Snfruftien des: abmigiſtrirenden 
Kollegs zu achten. 

7) Die nach und nach erwachſende Alta hat er ordent⸗ 
lich) zu regiſtriren, um dariiber ein vollſtändiges Reperto— 
rium zu halten, damit ein Dritter oder Nachfolger e leicht 
daraus Raths erhoten könne. 





Rüge einiger ſehr ſonderbaren Fehler in einer fran⸗ 
zöſiſchen Ueberſetzung von mehreren Auflägen 
aus dem rheimiſchen Bunde. 


Sa einiger ‚Zeit erſcheint bei Schoell in Paris unter dem 
Titel: »Collection des actes, reglemens, ordonnances, 
et autres pieces officielles relatives a la confedera- 
tion du Ahin« eine Sammlung von einzelnen Landesverz 
ordnungen aus den Staaten des rheinifchen Bundes, und . 
von Aufſätzen publiziſtiſchen und hiftorifchen Inhalte, größ⸗ 
tentheils aus der befannten Zeitfchrift .»der rheiniſche Bund« 
genommen, in einer franzöfifchen Lieberfegung. Drei einzel 
ne Hefte machen einen Band aus, und enthalten diejenigen 
Abhandlungen aus jenem Journale, oft nur auszugsweiſe — 
weiche dem Lieberfeger oder dem Redakteur cam iIntereffanter 
ſten ſcheinen mogten. 

Die Idee, auf dieſe Art in geeutreich ein Intereſſe für 
Länder zu werfen, deren Verhältniſſe mit diefem. Kaiferthum 
immer enger geknüpft werden, und die franzöflfche Nation 
mit der Innern Verfaſſung, und den Inſtituten dieſer ver⸗ 
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bundeten Provinjen bekannt zu machen, kann weſentlichen 
NMuttzen ſtiften, und eben fo verdient die Auswahl der mehr⸗ 
ſten Aufſätze, und die getreue Ueberſetzung derſelben größten⸗ 


theils Lob. 
Allein gerade bei einem Werke dieſer Art ſollte der 


Ueberſetzer mit den nöthigen Sprachkenntniſſen auch Kennt 
niſſe der Sache und des Lokals verbinden, oder der Redak—⸗ 
teur ſollte im Stande ſeyn, ihm auszuhelfen, ſonſt müſſen 
nothwendig ſo auffallende zum Theil lächerliche Fehler zum 
Vorſchein kommen, wie man ſie hin und wieder in dieſer 
franzöſtſchen Zeitſchrift finder. | 

Folgende Stellen daraus mögen als Beleg Für dieſe 
Behauptung dienen. 

In dem zten Hefte find unter io Nummern einzelne 
Abhandlungen aus dem ten bis zoten Hefte bes rheini— 
fhen Bundes enthalten, und darunter findet fih Neo. 2, 
eine Ueberſetzung der bekannten und durch ihren erhabenen 
Verfaſſer ſehr ſchätzbaren Schrift: »Beherzigungen über das 
Schickſal verdienftvoller Männer ꝛc.« (ıte Heft Nro. 17.) 
zu dieſen Männern, deren Wirkungskreis durch tie Auflös 
fung der teutfchen Reichsverfaſſung vernichter ward , findet 
man im orten $. des teutſchen Auflaßes unter Niro. 3. und 
4. Die Mitglieder des Paiferl. Reichskammergerichts und 
die Kammergerichtekanzlei Perfonen in Weklar getechnet. 

Diefe Benennungen mogten dem lieberfeger nicht ge 
kinfig, und in einem Diktionnaire fo leicht nicht aufzufinden 
feyn; er wuſite ſich aber zu helfen. und aab fie bonnement 
durch: vles membres du tribunal imperiale de la cham- 
bre .des finances d’Empire« und »les personnes atta- 
schees au tribunal de /s chambre des finances à 
Wetzlar. — Ein ſchöner Würkungskretis die Verwaltung 
der ſtets leeren Kinanztaffe des vo: maligen heirtaen ı dmis 
ſchen Reichs ! dazu foflte ein Perſonale von eınem ammerrich⸗ 
ter, 2 Prafidenten, und a5 Räthen erforderlich gewefen ſeyn!! 
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Der nämliche Fehler iſt im Gten’6. wiederholt, und 
doc hätte der Ueberſetzer ihn Leiche vermeiden koönnen, wonn 
er, mic Westaffung feines sigenmächtigen Zuſatzes -» däs 
financess fi nur ſtreng an den teutſchen Text gehalten, 
"und, — wie weiter unten in dem nämlichen Paragraphen — 
ihn allenfalls durch » le tribunal de la chambre etc, « 
gegeben hätte. —_ 

Doc diefe Sünde ſey ihm verziehen, da reise mancher 
Teutſcher fih bei dem Worte »Rammer« nichts anders 
ats ein Finanzkollegium zu denken weiß *), es mag ihm 
ferner feine untreue Ueberſetzung in dem nämlichen Gten- $., 
wo er. aus dem Kammerrichter — le grand juge — mehr 
rere Richter vles juges« macht, hingehen. 

Aber konſequent mußte er im feinen Irrthümern Gleis 
ben, und hatte er einmal das KRammergericht zu einem 
Finanzkollegium gemacht, fo mußte er auch dabei beharren. 

Wie wenig er diefes thut, zeige Pro. g. in demſelben 
Hefte, eine Ueberfeßung der »Ideen zur Organiſation eines 
eheinifchen Bundesgerichts« (ten Heft Nro. 8.). Dort legt 
der dem »savant Mr, Hampz , Vicepresident à Stutt- 
‚gard« in einer Abhandlung die er Hr&mimiscences sugge- 
sees par labolition du-tribunal imperial de la cham- 
öre des ſinancess ſoll betitelt haben, die Worte. in den 
Mund cette Cour superieure de 'justice a dans le 
:cours de cinq siecles agrandi, (ausgebildet) les idees 
que nous avions da droit.« Das hat aber Herr von. 
Kamötz fo wenig gefagt , als er jemals behanpter hat, daß 
das Kaſſationstribunal in Paris als oberfte# Finanzkollegium 





*) So kam einft in 1790ger Jahren ein Oeſterreichiſcher Of⸗ 
fizier nach Weglar ı und verlangte einen Vorſchuß zu militairi⸗ 
fhen Ausgaben, weıl dort eine kaiferlihe Kammer, mithin auch 
eine faiferliche Kaſſe fen ? Er überzeugte fich jedoch bald, obgleich 
ungern, von’ feinem Irrthume. 


en. 
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zur Ausbildung des Finanzſoſtems für Frankreich beigetra 
gen habe, daß er es aber auch nicht fagen konnte, mußtt 
der Ueberſetzer aus dem Zuſammenhange fühlen, und ſich 
ſelbſt überzeugen, daß er auf falſchem Wege ſey. 

Um aber das Publikum von dem Geſchäftskreiſe diefes 
höchſten Finanz juſtizhofes gehörig zu unterrichten, erzählt der 
Ueberſetzer im Sten Hefte Nero. XI. (einem Auszuge ans 
dem Auffege Mro. 38. im 6ten Befte des rheiniſchen Bun 
de4), da die Grafen von Löwenſteia-Wertheim einen wid 


‚rigen Prozeß gegen den Herzog von Ahremberg bei dem 
‚eribunal de la, chambre des finanges gehabt hätten, di 


dieſes nämliche Finanzkollegium mehrere Interlocute in 
Sachen Maͤnderſcheid, Blankenheim gegen ben Herzog von 
Ahremberg abgegeben habe; und endlich ſoll ſogar ein ge 
wiſſer Geheimerrath Ling von Coblen; ein Mandatum S. C. 
an daffelbe gebracht, ‚oder ihm infinuiet haben, denn bas 
teuiſch/ lateiniſche, — freilich nur als Kunſtausdruck verfänd 
che — Wort »extrah irte« iſt dur »id porta au 
tribunal un. Mandatum 3. C.« überſetzt. 


Doch das aufgelößte Kammergericht hat fich in mandıs 


Harte Schickſal finden .müflen, und ſo mag es auch die Sew 
derbarkelt ‚Teiche ertragen ,- daß es unser der Feder Diele 
‚Maberfehere jeden; Augenbli in einem neuen Coſtum dk 
‚Bühne betreten muß. Denn in dem nämlichen Auflage 
‚Neo. g. des 4. Heftes, wo feine Verdienſte um Ausbildung 
der Nechtswiffenichafe erhoben werden, erfcheint es plötzlich 
©. 131. als eine Handelsſocietät, welche ihre Aſſociirte Kat. 
Der bekannte ehemalige Aſſeſſor von Ullheimer wird dor 
lV’associe du tribunal de la chambre des finances, gu 
nannt. 

Genug von bdiefen, Sonderbarkeiten. Zum Glück ein 
nen gerade bei den genannten Auffägen jene Ueberſetzungs 
fehler im Weſentlichen nicht viel ſchaden, da es ziemlich 
gleichgültig iſt, wofür män das sufgelößt Kammerg ericht 
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in Fraukreich ſelbſt anſteht, und ber ſachkundige Tentfche der 

etwa jene Usberſetzungz leſen polke ‚ dieſe ſalſchen daig⸗ 

won seftifigiven wird, oe, 
— 
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Rechtsbelehrung R $.23 und 24 des großherzoglich 


Badiſchen Standesherrlichkeits— Verfaſſungsedikts 


die Ausübung der Gerichtsbarkeit über großher⸗ 
zogliche Eigenthumsunterthanen, die in ſtandes— 
herrlichen Gebieten Verträge ſchließen oder Ver⸗ 
brechen begehen. — 


2 
N 





J. dem dritten Konfirarions Ente, die Standesgerrili 
keits s Verfaffung betreffend ift im $..23 die Stelle enthalten: 
»jedoh kann fich in der Regel der Wirkungskreis der ftans 
»desherrlihen Aemter rückſichtlich der Jurisdiktion in bür⸗ 
»gerlichen: Rechtes: und Polizei » Strafſachen nie weiters: eis 
sauf den Umfang der Standesgebiete und in folhen nur 
auf ihre Angehörige und Fremde, nicht aber auf⸗ unſere 
»Diener und Angehörige erſtrecken.« 

Drieſe vorſtehende Ausdrücke in. beſagtem Say. And nam; 
dem richtigen: Zuſammenhang gemäß, von Fällen „mo der 
ordentliche auf dem, Wohnfig begründete Gerichtsftand im 
Frage iſt, zu verſtehen, dahingegen muß in Gemäßheit des 
Gates 24 des Edikts Über die Ständeshertlichkeits: Verfafs 
fung, welche den flandesherrtichen Gerichtsftellen gleichen 
Serihtsbarkettsumfang , . wie den großberzoglihen innerhalb 
ihrer Sphäre zufpricht , in allen Fällen, wo allein das bes 
gangene Verbrechen, oder der gefchlofiene. Vertrag zu Bes 


1 . 
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zrůndung der Gerlthtsbarktit“ in Frage ift, den Trandusherrik 
Wen’ Gerichten die gleiche Gerichtsbarkeit über die außer 
ihrem Gtandesgebiet gefeffene , geoßherzogliche Eigenthums⸗ 
unterthanen, wie über Die Ausländifche, verbleiben, als weils 
ches daher den Tandes Hd ſtaͤndesherrlichen Gerichtsbehör⸗ 
den zur Nachricht und Naqhachtung hiemit bekannt gemacht 
wird. 

Carlsruhe den 23, Oktober 1808. — 

ZJuſtiz⸗ Miniſterium 
Sehr, von Sayting 
va. walther. 


46. 


Hi —* 


Edikt über die künftigen Veehältniſſe des Adels im 
Koͤnigreiche Baierrn. 





Bir Martmilian Joſeph von Gottes Sua den 
. König von Baiern. 


5 Wi haben in Gemaßheit des I. Titels $. 5. der Konſtu 
tution Unſers Königreichs Über die künftigen Verhältniſſe 
des Adels Hefchloffen und verorbnet, wie folgt: 


L Tite.c | 
Bon dem Adel überhaupt. 


\ 1. Kapitel. 
Bon Erlangung des Adels. 
$. 2. Der Adel kann ner durch eine rinizuqhe Kon 
zeffton erlangt werden. — 


437. 
6.8. Deſſen politife wehölnin⸗ find durch die 


Konftitution beftimmt. 

9.3. . Die Befugniß, Diajorate zu æriceen, ſheihm 
uoſcylieflich zu. 

6. 4 Den mediatiſtrten zueſten, Grafen und Herren 
verbleiben die Rechte, welche Wir ihnen in Unſerer Erklä⸗ 
tung vom ıgten März 1807. zugeſichert haben, in fo weit 


fie den ausdrücklichen Beſtimmungen der Konftituionsafte 


Titel I. $. 5. niche wideriprechen. 


$. 5. Denjenigen Maforarsbefigern , welche Wir mit- 


diefem Rechte Für ihre Perfon allein, oder ihre, Erben zu 
begünſtigen für gut finden werden, gebührt der privilegirte 
Gerichtsſtand, wie er in dem $. 9. erſten Abſatz und S. 11. 
ber. erwähnten Deflarstion enthalten iſt. or 


2 Kapitel. 


Von der Berersung des Geburts und Adop⸗ 
tibns⸗Adels. | 
6. 6. Der Adel wird durch die vechtmäßige eheliche 
Geburt von adelihen Aeltern, oder durch Adoption vererbt. 
$.7. Ale, die in Unferem Königreihe, als Adeliche 
anerkannt find, behalten für fih und ihre ehelich geborne 
Kinder ihre bisherigen Adels-Titel. 


6. 8. In den Fällen, in welchen die Adoption nad) 


den Sefeken ftatt hat, kann auch mit Unſerer Genehmigung 
der Adels; Titel auf den adoptirten Sohn vererbt werden. 


3. Kapitel. 


Von der Erwerbung des Adels durch Gnaden— 
Briefe. 
6. 9. Derjenige Unſerer dunterthanen „ welcher einen 
Adels: Titel durch einen Gnadenbrief von - Une erwerben 
will, muß in einer an Uns gerichteten, und hei Unſerm 


Miniſterium ber auswürtigen Angelegenheiten übergebeueu 


Ay. 


motivisten Vorſtellung duͤrch glaubwürdige Zdeũniſſte | ober 

Urkunden darthun: j 
3) Mebft Namen, Vornamen, Air, Wohnort, ſeine bi⸗⸗ 

herige Dienftss oder ſonſtige Funktionen; 

' 2) feine und feiner Familie Berdienfte um den Sum; 
3) die Zahl feiner Kinder beiberlei Geſchlechts; ’ 
4) ein hintängliches fchuldenfreies Vermögen. - a 

6. 10. Genanntes Mintſterium pruͤft die in der Don 
ftellung enthaltenen Angaben, und erſtattet an Uns darüber 
einen ausführlichen motifirten Antrag. 

$. 11. Wenn das Geſuch Unſere allerhöchſte Genehmi⸗ 
zung hierauf erhält, fo wird durch das nänaliche Miniftes 
rium der Adeisbrief, mie der Beſchreibung des bewilligten 

Wappens, in dee hergebrachten Form- ausgefirtiget, und 

nach erfegter Tare im ‚das hierüber zu führende befondere 

Megifter eingefchrieben, dem Supplifanten fodann zugeſtellt, 

und durch das Regierungeblait belannt gemacht. 


— 


4. Kapitel. 

Vertuf des Adels. 
. $ 12, Der Verluſt der bürgerlichen Nechte Kat zu 
gleich den Verluſt des Adels zur Folge; jedoch nur file die 
Perfon des Titufaire, und nicht für deſſen vechtmäßige 
Erben. 

$ 15. Die Erneuerung des Adelss Titels iſt eine neue 

Verleifung, und muß unter den nämlichen Bedingungen, 
wis in dem 5. Kapitel vorgeſchrieben it— zerhahen. 


5. r ap i el. 
Matrikel für ſämmtliche Adelige des 
Br Königreide. 
& 14. Sämmtliche Adeliche Unſers Königreiches , for 
wohl der alten Geſchlechter, als auch diejenigen, welche erſt 
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in neueren Zeiten die Adels-Titel erhalten haben, follen in 
eine befondere Matrikel eingetragen werden. 

$. 25. Zu dem Ende find alle adelihe Familien ge: 
Balten,, innerhalb 6 Monaten nach der ‘Publikation des ge: 
genwärtigen Edikts, Hei Unferm Miniſterium der auswärtt. 
gen Angelegenheiten in beglaubten Abfchriften einzugeben: 
..2) Ihre Adels: Titel und die Diplome, oder fonftige Urs 

kunden, durch melde derfelbe bewieſen wird; 

' b) ihre Famitien » Wappen; 
©) den Vors und Zunamen aller Familienglieder, iha Al⸗ 
ter, Ihren gegenwärtigen Wohnort, mit einer Anzeige 
der Stellen, bie fie bekleiden. 

6. 16. Bei jeder adelichen Familie werben diefe Ans 
gaben, nachdem ihre Beglaubigung unterfucht und richtig 
gefunden worden ift, in die Matrikel eingetragen. 

$. 17. Eben fo werden in der nämlichen Matrikel alle 
Veränderung vorgemerkt, die mit einer Familie fih ers 
geben. 

$. 18. Wer in diefe Matrikel nicht eingetragen tft, 
wird in Unſerm Königreiche in den öffentlichen Akten ‚nicht 
als adelich erkannt. 

$. 19. Die Ertrafte aus dieſer Matrikel geben voll 
fommenen Beweis für den Adels: Titel. 
$ 90. Diefe Matrikel wird unter der Aufficht Unſers 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten geführt. 

6. 21. Die iiber den Adel vorkommende ftreitige Fälle 
aber werden bei den einfchlägigen Appellationogerichten ver⸗ 
handelt und entſchieden. 

6. 29. Sollte das gerichtliche Erkenntniß Veränderun⸗ 
gen in dem AdelssTitel zur Folge haben , fo müſſen dieſe 
dem genannten Meinifterium angezeigt werden, damit durch 
baffelbe, die den Vorfchriften gemäßen Werfligungen veran⸗ 
laßt werden können. 
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gen milltairiſchen Sachen die Gerichte ak das Dber : Krieges 
follegium zu erftatten und deſſen Befehle, fo wie auch bie 
‚ befugte Requifitionen der Offiziere promt zu befolgen, bei 
Einguartierungen oder Durchmärfchen die möglichſte Vor⸗ 
kehrungen zur Erleichterung der Unterthauen zu treffen, auch 
wenn jemand aus den ftandesherrlichen oder adelichen Has 
mitten ohnangejeige fremde NKriegedienfte annehmen ſollte, #4 
. zu berichten. 

5) Hat er die Aufficht Über die in die höhere Polizei 
einfchlagende Gegenftände, fowohl im weltlich: als geiftlichen 
Sach, und zu beobachten, daß die nigdere Polizei nur nad. 
Vorſchrift $. 15. und 2B. der Verordnung ansgelibt werde, 
daß auch die Standesheren keine Privilegia oder Dispenfas 
tiones gegen $. 17. und 54 noch Dimissoriales in dAs Aus— 
land ertheilen. 


4) Wird ihm die Oberaufficht über ‚die Unterhaltung da 
Kommunikationswege und Stege ertheilt, auch hat er, wenn 
er in Verwaltung des gemeinen Weſens Mißbräuche wahrs 
nimmt, folches der Regierung zu berichten, ingleihen wenn 

ſich Anftände Über Landesgränzen ergeben. 


5) Wenn Landes ı oder Militairfrohnden nöthig werden, 
hat er folche auszuſchreiben. 


6) Wird ihm die Erhebung, Wehrung und Einbrin⸗ 
gung ‘aller landesherrlichen Revenüen ohne Unterſchied am 
vertraut und hat er darüber neben einem Diario über Ein 
nahme und Ausgabe, auch ein nach Den Rubrilen behörig 
eingerichtetes Manual zu führen und jährlich eine mit Ur 
kunden belegte Rechnung bei großherzogl. Rentkammer abı 
zulegen. Die Kaffen und Papiere der Unterecheber Hat er 
von Zeit zu Zeit unverwarnter Dinge zu vifitiven, und wenn 
er Unrichrigkeiten oder gar Untreue wahrnehmen ſollte, fie 
anzuzeigen: im allgemeinen aber fi) wegen Verrechnung 
der Revenüen und der Einrichtung der Rechnung lediglich 











nach der“ Vorſchrift und der Anſtruktien des admigniſtrirenden 
Kollegs zu achten. 

) Die nach und nad erwachſende Alta hat er ordent⸗ 
lich zu regiſtriren, um darüber ein vollſtändiges Mepertos 
rium zu halten, damit ein Dritter oder Nachfolger ſih leicht 
daraus Raths erhoten könne. 





Rüge einiger ſehr ſonderbaren Fehler in einer fran⸗ 
zöſiſchen Ueberſetzung von mehreren Auflägen 
aus dem rheiniſchen Bunde. 


— — 


Sa: einiger ‚Zeit erfcheint bei Schoell in Paris unter dem 
Titel: »Collection des actes, reglemens, ordonnances, 
et autres pieces officielles relatives a la confedera- 
tion du Rhbin« eine Sammlung von einzelnen Landesvers. 
ordnungen aus den Staaten des rheinifchen Bundes, und . 
von Aufſätzen publiziſtiſchen und Hiftorifchen Inhalts, größ⸗ 
tentheils aus der bekannten Zeitſchrift vder rheiniſche Bund« 
genommen, in einer franzöflfchen Leberfegung. Drei einzel - 
ne Hefte machen einen Band aus, und enthalten diejenigen 
Abhandlungen aus jenem Journale, oft nur auszugsweiſe — 
welche dem Lieberfeger oder dem Redakteur am intereſſante⸗ 
ften fcheinen mogten. 

Die Idee, auf diefe Art in geankreich ein Intereſſe für 
Länder zu wecken, deren Verhältniſſe mit dieſem Kaiſerthum 
immer enger geknüpft werden, und die franzöſiſche Nation 
Mit der innern Verfaſſung, und ben Inſtituten dieſer von 
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bündeten Provinzen bekannt ju machen, kann weſentlichen 
Nuttzen ſtiften, und eben fo verdtent die Auswahl der mehr; 
ſten Aufläse, und die getreue Ueberfegung berfelben größten⸗ 
theils Lob. 

Allein gerade bei einem Werke dieſer Art ſollte ber 
Ueberfeger mit den nöthigen Sprachtenntniffen auch Kennt 
niffe der Sache und bes Lokals verbinden, ober der Redakı 
teure follte im Stande ſeyn, ihm auszuhelfen, fonft müſſen 
nothwendig fo auffallende zum Theil tächerliche Fehler zum 
Vorſchein kommen, wie man fie hin und wieder in dieſer 
feangöftfchen Zeitſchrift findet. 

Folgende Stellen daraus mögen als Beleg für dieſe 
Behauptung dienen. 

In dem zten Hefte find unter 10 Nummern einzelne 
Abhandlungen aus dem ıten bis ıoten Hefte des rheinis 
fhen Bundes enthalten, und darunter findet fih Nro. 2. 
eine Ueberſetzung der bekannten und durch ihren erhabenen 
Verfaſſer fehr ſchätzbaren Schrift: »Beherzigungen über dag 
Schickſal verdienftoollee Männer zc.c (ıte Heft Nro. 17.) 
zu diefen Männern, deren Wirkungskreis durch tie Auflös 
fung der teutfchen Reichsverfaſſung vernichter ward , findet 
man im gten $. des teutſchen Auffabes unter Nro. 3. und 
4. Die Mitglieder des kaiſerl. Reichskammergerichts und 

dis Kammergerichtekanzlei Perfonen in Weklar getechnet. 
| Diefe Benennungen mogten dem. Ueberſetzer nicht ges 
kinfig, und in einem Difttonnaire fo leicht nicht aufzufinden 
feyn; er wußte fih aker zu helfen. und aab fie bonnement 
durch: vles membres du tribunal imperiale de la cham- 
bre .des finances d’Empires und »les personnes atta- 
schees au tribunal de /a chambre des finances à 
Wetzlar. — Ein fhöner Würkungskreis die Verwaltung 
der ſtets leeren Ainanztaffe des vormaligen heirtaen ı dmis 
ſchen Reichs 1 dazu follte ein Perſonale von eınem ammerrich⸗ 
ter, a Präfidenten, und a5 Räthen erforderlich gewefen ſeyn!! 
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Der nämliche Fehler tft im Gten 6. wiederholt, und 
Boch ‚hätte der Ueberſetzer ihn Leiche vermeiden können, wonn 
er, mis Weglaſſung feines eigenmächtigen Zufabes -» das 
financess fi nur fireng an ben teutſchen Text gehalten, 
"and, — wie weiter unten in dem nämlichen Paragraphen — 
ihn allenfalls durch »le tribunal de la chambre etc,« 
gegeben hätte. 

Doch dieſe Sünde fen ihm verziehen, da reise mancher 
Teutſcher ſich bei dem Worte »Kammer« nichts anders 
als ein Finanzkollegium zu denken weiß *), es mag ihm 
ferner feine untreue Ueberfegung in dem nämlichen Gten $., 
wo er aus dem Rammerrichter — le grand juge — mehs 
rere Nichter vles juges« macht, hingehen. | 

Aber konſequent müßte er in feinen Irrthümern bleis 
ben, und hatte er einmal das Kammergericht zu einem 
Finanzkollegium gemacht, fo mußte er auc dabei beharren. 

Wie wenig er diefes thut, zeige Nro. g. in demfelden 
Hefte, eine Ueberfeßung der »Ideen zur Organifation eines 
eheinifchen Bundesgerichts« (ten Heft Nre.-8.). Dort legt 
der dem »savant Mr. Hampz , Vicepresident à Stutt- 
‚gard« in einer Abhandlung die er Sr&miniscences sugge- 
réos par l’abolition du: tribunal imperial de la cham- 
öre des ‚finances« fol betitelt haben ,- Die Worte: in dem 
Mund cette Cour superieure de justice a dans le 
‘Cours de cinq siceles agrandi, (ausgebildet) les idees 
que nous avions da droit.« Das hat aber Kerr von. 
Mamptz fo wenig geſagt, als er jemals behauptet hat, daß 
dad Kaſſationstribunal in Paris als oberſtes Finanzkollegium 





*) So kam einſt in 1790ger Jahren ein Oeſterreichiſcher Of⸗ 
fizier nach Wetzlar / und verlangte einen Vorſchuß zu militairi⸗ 
ſchen Ausgaben, weil dort eine kaiſerliche Kammer, mithin auch 
eine kaiſerliche Kaſſe ſey? Er überzeugte ſich jedoch bald, obgleich 
ungern, von’ feinen Irrthume. 


en. 
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zur Ausbildung des Finanzſoſtems für Frankreich beigetra 
gun. babe, daß er es aber auch nicht fagen fonnte, miufte 
der Lieberfeber aus dem Zufammenbange fühlen, und fi 
ſelbſt Überzeugen, daß er auf falſchem Wege fen. | 
Um aber das Publikoum von dem Geſchäftskreiſe diefes 

höchſten Finanz juſtizhofes gehörig zu unterrichten, erzähle der 
Ueberfeper im Sten Hefte Nro. XI. (einem Auszuge aus 
‚dem Aufſatze Nro. 38. im Gten Hefte des cheinifchen Buns 
des), dad die Grafen von Löwenfteia: Werrheim einen wid 
.kigen Prozeß gegen den Herzog von Ahremberg bei dem 
eribunal de la, chambre des finanges gehabt hätten, daf 
dieſes nämliche Finanzkollegium mehrere Interlocute in 
Sachen Manderſcheid, Blankenheim gegen ben Herzog von 
Ahremberg abgegeben habe; und endlich ſoll ſogar ein ge 
wiſſer Geheimerrath Ling von Coblen; ein Mandatum S. C. 
an daſſelbe gebracht, -oder ihm infinuirt- Haben, denn bas 
-segifch s lateinifche, — freilich nur ale Kunſtausdruck verſtänd⸗ 
liche — Wort »ertrahirte« iſt dur »il, porta au 
tribunal un. Mandatum 9. C« überſetzt. 

Doch das aufgelößte Kammergericht hat ſich in manches 
harte Schickſal finden müſſen, und fo: mag es auch die Son 
derbarkelt leicht ertragen ,. daß es unser der Feder dieſes 
Aeberſehers jeden; Augenblid in einem neuen Coſtum dk 
Bühne betreten muß. Denn in dem nämlihen Aufſatze 
Nro. 9. des 4. Heftes, wo feine Verbienfte um Ausbildung 
der Rechtswiffenfchaft erhoben werden, erſcheint es plötzlich 
S. 151. als eine Kandelsfocietät, welche ihre Aſſociirte hat. 
‚Der bekannte ehemalige Affeffor von Ullheimer wird dor 
l’associe du tribunal de la chambre des finances, ge 
nannt. 

Genug von biefen Sonderbarkeiten. Zum Glück Ein 
nen gerade bei den genannten Auffägen jene Ueberſetzungs⸗ 
fehler im Wefentlichen nicht viel ſchaden, da es ziemlich 
gleichgültig iſt, wofür min das aufgelößt Kammergericht 


— 
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in Frarkreich ſelbſt anſteht, und ber. fachfıındige Teneſche der 
etwa jene Ueberſetzungz leſen pie , dieſe falfchen.. Ben 
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Rechtsbelehrung ad $. 23 und 24 des großherzoglich 


Badiſchen Standesherrlichkeits⸗ Verfaſſungsedikts 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit über großhers 
zogliche Eigenthumsunterthanen, die in ſtandes⸗ 
- herrlichen Gebieten Verträge ſchließen oder Vor⸗ 
brechen begehen. 


— 
x 
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J. be dem dritten Sonfirinas Erik, bie Standeherrli⸗ 
keits⸗ Verfaffung betreffend iſt im $.-23 die Stelle enthalten: 
»jedoh kann fich in der Regel der- Wirkungskreis der ftans 
»desherrlihen Aemter rlickfihelih der Jurisdiktion in bür⸗ 
»gerlichen. Rechts; und Polizei» Strafſachen nie weitere: ats 
sauf den Umfang der Standesgebiete und in folhen nur 
»auf ihre Angehörige und Fremde, nicht aber auf unfere 
„Diener und Angehörige erſtrecken.« 

Diefe vorſtehende Ausdrücke in beſagtem Sn. And num, 
dem richtigen: Zufammenhang gemäß,. von Fällen „' wo der 
ordentliche auf dem, Wohnfig begründete Gerichtsſtand in 
Stage ift, zu verſtehen, dahingegen muß in Gemaßheit des 
Gates 24 des Edikts Über die Standesherrlichkeits, Verfafs 
fung, weiche den flandesherrtichen Gerichtsftellen gleichen 
Serihtsbarkeitsumfang , . wie den großßerzoglichen innerhalb 
ihrer Sphäre zufpricht , in allen Fällen, wo allein das bes 
gangene Verbrechen, ober der gefchlofiene Vertrag zu Be 
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ärlindung der Weariiäesbarkitein Frage if, den ſtandecherriü 
Wen" Seriäten die gleiche Gerichtsbarkeit über die außer 
ihrem Gtandesgebiet geſeſſene großhergogliche Eigenthums⸗ 
unterthanen, wie über die Ausländifche, verbleiben, als weis 
ta baher den Jandes 7 td ſtaͤndecherriichen Gerichtsbehhbr⸗ 
den zur Nachricht und Naqhachtung hiemit bekannt gemacht 
wird. 
Carlsruhe den 23, Oktober 106. m 
Juſtiz⸗ Miniſterium 
— von SGayling. 
| vet. Batther. 
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43. 
erift über Die künftigen Veehältniſſe des Adels im 
Konigreiche Baiern. | . 





4* 


Bir Martmilian Joſeph von Gottes Gnade 
“ König von Baiern. 


Wi haben in Gemäßheit des I. Titels $. 5. der Konſtu 
tution Unſers Königreichs Über die künftigen Verhältniſſe 
des Adels Hefchloffen unb verordnet, wie folgt: 


L Tiütell. | 
Bon dem Adel überhaupt. 


\ 1. Rapitel. 
Bon Erlangung des Adels. 
$. 2. Der Adel Tann ame durch eine königliche Kon 
zeſſion erlangt werben. 
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437. 
5.8. Deifen politiſche Bechätfi find duch die 


Konſtitution beſtimmt. 
6. 3. Die Befugniß, Majerate an errihten, Ahr 


| Meſchliehlich zu. 


6. 4. Den mebiatifieten Fürſten, -Srafen und Herren 
verbleiden die Rechte, welche Wir ihnen in Unſerer Erklä⸗ 
tung vom ıgten März 1807. zugefichert haben, in fe weit 
fie ben ausdrücklichen Beſtimmungen der Konſtitutionsakte 
Titel I. 5.5. niche widerfprechen. | 

6. 5. Denjenigen Majſoratsbeſitzern, welche Wir mit 
diefem Nechte Für ihre Perfon: allein, oder ihre. Erben zu 
begünſtigen für gut finden werden, gebührt der privilegirte 
Berichtsftand, wie er in dem $. 9. erſten Abſatz und s 11. 


der erwähnten Deklaration enthalten iſt. 


2 Kapitel 


Don der Bererbung bes Geburts und Adops 
tions s Adele. 


6. 6. Der Adel wird durch bie vechtmäßige eheliche 
Geburt von adelichen Aeltern, oder durch Adoption vererbt. 

$. 7. Ale, die in Unferem Königreiche als Adeliche 
anerkannt find, behalten für fih und ihre ehelich geborne 
Kinder ihre bisherigen Adels; Titel. 
6. 8. In den Fäden, in welchen die Adoption nad) 
ben Geſetzen ftatt hat, kann auch mit Unſerer Genehmigung 
der Adels; Titel auf den adoptirten Sohn vererbt werden. 


3. Kapitel. 
Bon ber Erwerbung des Adels durch Gnaden— 
Briefe 
6. 9. Derjenige Unferer d Unterthanen welcher einen 
Adels, Titel durch einen Gnadenbrief von Uns erwerben 
will, muß in einer an Uns gerichteten, und bei Anſerm 
Minifterium der auswürtigen Angelegenheiten übergebeneu 
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Irhndung dee Serktitebarkiein Frage Aft, ben Tembusherrtt 
ten." Sevläiten die gleiche Gerichtsbarkeit fiber Die außer 
ihrem Gtandesgebiet gefeffene , großherzogliche Eigenthums⸗ 
unterchanen, wie Über die Auständifche, verbleiben, ale weis 
ches daher den Jandes 7 hd ſtaͤndesherrlichen Gerichtsbehör⸗ 
den zur Nachricht und Neqachtung hiemit bekannt gemacht 
wird. 
un LCarlsruhe den 13, Oktober 1808, oe 
m Juftiz / Miniſterium 
— von Sayling. 

Ach Walther. 
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— — ⏑ SE ri nn 


Edikt über die künftigen Veehältniſſe des Adels im 
Z.200s Königreihe Baier. - 


t 


J 





or 


Wie Maximilian Joſeph von Gottes —X 
WE König von Baiern. | 


SB, haben in Semäßheit des I. Zirete $. 5. der Ronkh 
ctution Unfers Königreichs Über die künftigen Verhältniſſe 
des Adels Gefchloffen und verordnet, wie folgt: 


IL Titell. | 
Bon dem Adel überhaupt. 


1. Rapitel. 
Bon Erlangung des Abels. 
$. 2. Der Adel ann ner durch eine königliche Kon⸗ 
zeſſion erlangt werben. 


\ 
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6. ©. Deſſen politiſche Spin find durch die 
Konfiutin beftimmt. 

6:3. Die Befugniß, Mojocate an ærichuen, u) 
ensfhliefiig zu. 

6. 4 Den meblatifieten Fürſten, Grafen und Kerzen 
verblelöen die Rechte, melche Wir ihnen in Unſerer Erklä⸗ 
tung vom ıgten März 1807. zugefihert haben, in fo weit 
fie den ausdrücklichen Beſtimmungen der Konftitutionsafte 
Titel I. 6. 5. nicht widerfprechen. | 

G. 5. Denjenigen Maforatsbefigern, welche Wir mit: 
diefem Rechte Für ihre Perfon allein, oder ihre. Erben zu 
begünftigen für gut finden werden, gebührt der privilegirte 
Gerichtsſtand, wie er in dem $. 9. erſten Abſatz und — 11. 
der. erwähnten Deklaration enthalten iſt. 


5 Kapitel. 


Von der Vererbung des Geburts: und Adopı 
tions s Adele. 


6.6. Der Adel wird durch bie eechtmäßige cheliche 
Geburt von adelichen Aeltern, oder durch Adoption vererbt. 

$. 7. Ale, die in Unferem Königreiche, als Adeliche 
anerkannt find, behalten für fih und ihre ehelich geborne 
Kinder ihre bisherigen Adels-Titel. 
5.8. In den Fällen, in welchen die Adoption nach 
den Geſetzen ſtatt hat, kann auch mit Unſerer Genehmigung 
der Adels Titel auf den adoptirten Sohn vererbt werden. 


3. Kapitel. | 
Bon ber Erwerbung des Adels buch Gnaden— 
Briefe 
6.09. Derjenige Unferer d Unterthanen , welcher einen 
Adels Titel durch einen Gnadenbrief von - Uns erwerben 
will, muß in einer an Uns gerichteten, und hei Unſerm 
Minifierium der auswürtigen Angelegenheiten übergebeneu 


438 


motivirten Vorfieflung barch glanbwürdige Zetianiffe, oder 
Urkunden darthun: 
3) Nebft Mamen, Vornamen, Alter, Wohnort, feine bi⸗ 
herige Dienſtes⸗ oder ſonſtige Funktionen; 
oO) feine und feiner Familie Verdienſte um den Sta: 
3) die Zahl feiner Kinder beiberlei Geſchlechts; ‘ 
4) ein Bintängliches fchuldenfeeies Vermögen. - J 
6. 10. Genanntes Miniſterinum prüfe die ia ber Vor⸗ 
ftelung enthaltenen Angaben , und erftattet an Uns Darüber 
einen ausführlichen metifirten Antrag. 
$. 11. Wenn: das Geſuch Unfere allerhöchſte Genehm⸗ 
gung hierauf erhält, ſo wird durch das nämliche Miniſte⸗ 
rium der Adeisbrief, mie der Beſchreibung des bewilligten 
Mappens , in der hergebrachten Ferm- ausgefettiget, und 
nach) erlegter Tare in das hierüber zu führende befondere 
Megifter eingefchrieben , dem Supplifanten fodann zugeſtelt, 
und durch das Regierungeblau belannt gemacht. 


. 


4 Kapitel. 
Vertuſt des Adele. 

$, 12, Der Verluſt der bürgerlichen Rechte Hat zu 
gleich den Verluſt des Adels zur Folge; jedoch nur für bie 
Perfon des Titufaire, und nicht für deſſen vechemäßige 
Erben. _ | 

$ 13. Die Erneuerung des Adels, Titels iſt eine neue 
Verleihung, und muß unter den nämlichen Bedingungen, 
wie in dem 5. Kapitel vorgeſchtieben iR ofen. 


5. Kapitel 


Matrikel für ſämmtliche Adelige dee 
Königreichs. 


F.14. Sammtliche Adeliche Linfers Königreiches , fos 
wohl der alten Geſchlechter, ats auch diejenigen, weiche. erſt 


\ ‘ 








Ä 
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in neueren. Zeiten die Adels: Titel erhalien Haben, follen in 
eine befondere Matrifel eingetragen werden. u 
$. 15. Zu dem Ende find alle adelihe Familien ge: 
halten, innerhalb 6 Monaten nach der ‘Publikation bes ge. 
genwärtigen Edikts, bei Unſerm Mintfterium der auswärtl. 
gen Angelegenheiten in beglaubten Abfchriften einzugeben: 
4) Ihre Adels: Titel und die Diplome, oder fonftige Urs 
kunden, durch welche derſelbe bewieſen wird; 
D) ihre Familien⸗ Wappen; 


©) den Vor⸗ und Zunamen aller Familienglieder, iha Al⸗ 
ter, ihren gegenwärtigen Wohnort, mit einer Anzeige 
der Stellen, die ſie bekleiden. 

6. 16. Bei jeder adelichen Familie werben dieſe An—⸗ 
gaben, nachdem ihre Beglaubigung unterfucht und richtig 
gefunden worden iſt, in die Matrikel eingetragen. 

$. 17. Ehen fo werden in der nämlichen Matrikel alle 
MWeränderung vorgemerkt, die mit einer Familie fih ers 
geben. | 

$. 18. Wer in diefe Matrikel nicht eingetragen if, 
wird in Unſerm Königreiche in den Öffentlichen Akten ‚nicht 
als adelich erkannt. , 

$. 19. Die Ertrafte aus dieſer Marrikel geben voll 
Sommenen Beweis für den Adels: Titel. 
6. 90. Diefe Matritel wird unser der Aufficht Unſers 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten geführt. 

$. 21. Die iiber den Adel vorkommende ftveitige Fälle 
aber Imerden bei den einfchlägigen AppeBationsgerichten vers 
Handelt und entfchieben. 

6. 22. Sollte das gerichtliche Erkenntniß Veränderuns 
gen in dem AdelssTitel zur Folge haben , fo müſſen dieſe 
dem genannten Minifterium angezeigt werden, damit durch 
daſſelbe, die den Vorſchriften gemäßen Verfügungen veran⸗ 
laßt werden können. . 
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IR rc 
Bildung Fänftiger Majorate. 
1. Kapitel 
. Allgemeine Vorfhriften. 


6. 23. Die Maforate können zukünftig nur gegründet 
werden auf Einkünfte eines freien in Unſerm Königreiche 
gelegenen Lanbeigenthums. 

$. 24. Diefes muß von allen Schulden und fonftigen 
Laſten frei feyn, worüber die obrigfeitlihen Beurkundungen 
und Auszlige der Hypothekenbücher vorgelegt werden müſſen. 

6. 25. Durch das Majorat darf der Pflichreheil ders 
jenigen, weichen ein folcher nach den Geſetzen gebührt, niche 
verlegt werden. 

$. 36. Unter dem Betrage von vier taufend "Gulden 
reiner Renten darf fein Majorat konſtituirt, oder beſtätiget 
werden. 

$. 27. Die Errichtung ber Majorate erfordert auczen 
Unſere beſondere Bewilligung. 

6. 28. Dieſe wird in einer an Uns gerichteten, und 
Bei Unferm Suftigminifterium Übergedenen Vorftellung nach⸗ 

geſucht. 

6. 29. Es müſſen in ber Supplik die Motive zur 
Errichtung eines Majorats angegeben ſeyn, und derſelben 
Beurfundete Ausweifungen Über den Wermögensftand bei 
liegen. 

$. 89. Genanntes Miniſterium hat die vorgelegten 
Motive und Beweiſe, nad vorläufiger Vernehmung der ge 
eigneten Juſtizſtellen gu unterfuchen,, und Vortrag au Uns 
zu erflatten. 

$. 31. Erfolgt hierauf Unfere enehmiguns, ſo wird 
fiber die Errichtung des Majorats eine Urkunde, in weicher 

a) die Motive des errichteten Majorats, 
b) der Adels: Titel desjenigen, welcher es konſtituirt, 
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e) woraus es beſteht, unter Unſerm größerem Siegel aus⸗ 

gefertiget, in eine Matrikel eingetragen, und nach ers 

legter Taxe duch das Regierungsblatt bekannt gemacht, 

auch muß der Mojoratsbrief in dem Hypothekenbuche, 
wo die Güter gelegen find, eingetragen werden. 

6. 32. Es wird ferner bei der einfchlägigen Gerichts 
ftelfe eine eigene Matrikel Über die in Ihrem Bezirke befinds 
lichen Majoratsgüter. mit einer genauen Beſchreibung derſel⸗ 
ben geführt. 

6. 35. In denjenigen Fällen, in welchen Wir eine 
Abdelsverleihung, oder Standeserhöhung mit einer Majorats⸗ 
dotation ertheilen, werden Wir Unſer darüber ertheiltes Des 
kret, nebſt einem Verzeichniſſe der das Majorat konſtituiren⸗ 
den Güter, Unſerm Miniſterium der Juſtiz und der aus⸗ 
wärtigen Verhältniſſe zufertigen, welch erſterem fodann ob⸗ 
liegt, hienach die Majoratsurtunde auszufertigen, und die 
Eintragung in das Hypothekenbuch ſowohl, als in die Ma— 
trikel des einfchlägigen Serichtes, und bie Bekanntmachung 
durch das Regierungsblatt zu verfügen; lebteres aber die 
Adelsverleifung oder Standeserhöhung in das Adelsreiſter 
eintragen zu laſſen. 

$. 34. Wenn bie Dotation nur zum Theile durch 


Uns gefchieht, ſo muß wegen des anderen Iheiles die vors 


gefchriebene Unterſuchung der erfüllten Bedingungen votange⸗ 
hen, ehe die Majoratsurkunde ausgefertiget wird. | 

6. 35. Die Güter, welche das Maforat bilden, erhal: 
ten übrigens Leine befondere Befreiung von Staatslaften, 
fondern fie find biefen, wie das Eigenthum ber anderen 
Bürger, unterworfen. 


2. Kapitel. | 
Bon den Wirkungen bes errichteten Majorats 


Sn Anfehung’ der Perfonen. 
6.36. Das Majorat wird auf bie männliche leibliche, 
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oder, bei Abgang berfekben, durch "Adoption nach ben Geſez⸗ 
zen berufene Deszendenz in der Eintalordnung nach der Erft; 
geburt, errichtet. 

6. 37. Damit aber die Adoption die Wirkung der 
Vererbung auf das Majorat erhalte, ift Linfere ausdrückliche 
Bewilligung durch ein befonderes Dekret hiezu erforderlich. 

6. 38. Diejenigen, welche in das Majorat eintreten, 
men folgenden Eid ablegen: 

2Ich ſchwöre Treue dem König und dem königlichen 

»Daufe, Gehorfem ‚gegen die Konftitution, bie GSeſetze 
ı „und Verordnungen bes Dieiches, und ich verfpreche, die 
- »Waffen zu ergreifen, zur Vertheibigung des Vaterlan⸗ 
„des in allen Fällen , in weichen demſelben Gefahr bros 
„vs, and Ich von dem Monarchen dazu aufgefordert 
werde.« 
6,39. Ron ben Zürfen und Grafen wird diefer Ei 
in Unſere eigene Hände abgelegt ; bie Übrigen Adelichen lei⸗ 
fien denſelben an Linferer Start Unſerm Miniſter der auss 
wärtigen Angelegenheiten , oder demjenigen, welchen derſelbe 
auf Unſern Befehl hiezu beauftragen wird. 

3. Kapitel. 

Sn Anfehbung der Güter, 

6. 40. Die Güter, welche das Majorat bitden, erhal⸗ 
ten oder behalten ‚die Eigenfchaft der Stammgliter. 
$. 41. Siena find fie unveräußerlih und dürfen 
sorder mit Schulden, noch mit fonftigen kaſten von dem Nute 
mießer belegt werden. 

$. 40. NAlle durch den Befſitzer berſelbenv vorgenommene 
Veräußerungen, von welcher Art fie feyn mögen, alle darauf 
konſtituirten Nechte, oder Hypotheken find pvichtis, und kein 
Gericht darf ſie als gültig erkennen. 

$. 43. Würde von einem Gerichte dagegen gehanbekt 
fe: follen feine Ertenniniſſe auf Anrufen des Nachfolgers im 





DMajorate von bem unmittellar hoͤheren Tribunale kaſſirt, 
ad ber urſprüngliche Stand des Maſorats hergeſtelt 
werden. 

6. 44. Unferm Weiniſterium der Jufti liegt ob, für 
die Erhaltung ber bei dm einregiftrirten Diojorate zu 
wachen. ? 


4. KRapitek | | 
"Von dem Genuffe der Maſoratsgüter. 


"98,45. Der Genuß der Majoratsgüter kömmt demjenis 
gen zu, welcher durch die Geſetze zur Erbfolge nach der eben 
beſtimmten Ordnung berufen iſt. 

$. 46. Er Hat die Verbindlichkeit, die darauf fiegenden 
Staatglaften zu entrichten, und die Güter in gutem Stande 
zu erhalten. 

6. 47. Wenn ber legte Beſitzer zur Bezahlung ſeiner 
Schulden, anfer dem -Majorate , fein anderes hinlängliches 
Vermögen zurückläßt, fo haftet der Majorarsnachfolger für 
die in den Gefegen privilegirten Forderungen, weiche er aus 
den Einkünften des Majorats zu tilgen verpflichter iſt; jes 
- doch dergeftalt, daß nie mehr, als der dritte Theil der jährs 
lichen Einkünfte dafür angemwiefen werden dürfe, -monach der 
ganze Betrag biefer Foderungen in verhältnißmäßige Seifen 
eingetheilt werden muß. 

6. 48. Wenn der Majorgtsbeſitzer eine Wittwe zurück⸗ 
1äßt, die weber ein zu ihrem Unterhalte eigenes hinlängli⸗ 
ches Vermögen beſitzt, noch, daß andere Güter aufer dem 
Majorate vorhanden find, auf welchen ihr flandesmäßtger 
Unterhalt angewiefen werden könnte, fo gedt, in Ermange⸗ 
dang beider obiger Hülfsquellen, die, Verbindlichkeit an die 
Majoratsbeſitzer uͤber, ein verhältnißmäßiges Witthum aus. 
ven "Majoratseinkiinften zu leiften. 


$. 49. Dieſes Witthum darf jedoch ben dritten Tl 


der Einkünfte des Majorats in keinem Falle Überfchreiten, 
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und follten mehrere gu leiſtende Witthums und zu slfgendt | 
privilegirte KForderungen bei einem Mojorarsbefigtr zuſam⸗ 
men treffen, fo muß dieſem allezeit ein Drittheil der Ei 
fünfte feel bleiben. 

6. 50. And) hört das. Bitehum durch die pweite Ber 
heurathung auf. 


5. Kopitek 
Von der Veräußoerung ber Maſorakésgüter, ben 

Dabei zu beobachtenden Förmlichkeiten, und 

der Erſetzung derſelben. 

6. 5ı. Diejenigen Adelichen, welche ein Majorat errich⸗ 

tet haben, können in Zällen der Nothwendigkeit, oder eines 
Befonderen Nusens die Veräußerung der Güter, auf, fvelche 
Das Majorat gegriindet worden ift, und ihre Erſetzung durch 
andere entiveder im Ganzen, oder zum Theile nachfuchen. 

G. 52. Sie müſſen die Motive in einer der einfchlär 
gigen Juſtizſtelle übergebenen Borftellung anzeigen, und ders 
feiden ein Verzeichniß der zu veräußernden und Dagegen eins 
gutaufchenden Guter, mit einer genauen Beſchreibung derſel⸗ 
ben , nebft einem Auszuge aus den Hypothekenbüchern, be 
Wegen. 

$. 65. Nach dem von diefee Stelle hierüber erfkatteten 
Berichte werden Wir, auf Vortrag Unſers Minifteriums ber 
Suftiz, eine den Uns dargelegten Verbkttniffen der Sache am 
gemefiene Entichließung erlaſſen. 

5. 54. Wenn biefe dem Geſuche bes Sappllkante 
günſtig tft, fo treten im Falle eines Tauſches Die eingetauſch⸗ 
ven Güter an die Stelle der daflir abgetreteten, unter Bw 
vbachtung der im Artikel 31. und Be. vergeſqreeters 
Börmtichkeiten. 

" 6. 55. Im Falle eines ohne Sue von Uns geftatte 
ken Wurkaufs müſſen die Kaufsbedingumgen Uns angezeigt 
werben. a Ku BEE ven. 
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$. 56. Wenn diefe van Uns, nah Wernefmung der 
einfchlägigen Juſtizſtelle, genehmiget werben, fo werden die 
Veräußerten Güter unser Beobachtung der nämlichen Förm⸗ 
lichkeiten von dem Majoratsverbande gelößet, unter weichen 
fie demſelben libergeben worden waren, und ſe treten dana 
in das freie Kommerz zurück. 


4. 57. Nach volltzogenem Verkaufe ik der let 
befiger berechtiget, die gefeglichen Zinfen von dem Kauffchil⸗ 
linge fo lange zu fodern, Bis derſelbe baar erlegt iſt, wenn 
auch keine Zinſen flipulies worden wären. 


$::4%:.Dge ⸗Kauſſchilling wird an einen affentlichen 
Fond entrichtet, den Wir beſonders beſtimmen werden, wel⸗ 
her dem Titulaire dafür haftet, und an denſelben die her⸗ 
gebrachte Zinſen einſtweil bezahlt. 


6. Kapitel 


Bvn der. Wiederanlesung des aus den ver— 
Außerten Gütern erlößten Geldes. 
8.59. Die orlößte Kaufſumme muß Innerhalb 6 Mo⸗ 

naten, nach vollzogenem Verkaufe, zur Erwerbung ähnlicher 

Süter verwendet werden, welche zur Bildung eines Majo⸗ 

rats nach dem $.- 12. erfodert werden. 

$. 60. Die .von dem: Titutaire‘ zus Erwerbung in 

Vorſchlag gebrachten Büter müſſen Uns, mit einer genauen 

Mefchreitung und mit ‚hen. gerichtlichen Ausmeifungen über 

das. freie Eigenthum derſelben, ihren Werth und ihren wirk⸗ 

lichen Ertrag, nad). vorläufiger Unterſuchung dee eek 

“ Juſttzſtelle, angezeigt werden: 

6.61; Sollten die Auswelfungen ‚nicht richtig und gw 
gründet befunden worden ſeyn, To werden Wir dem Titus 
laire einen weiteren Termin zur erfns der veräußern 
Güter verſtatten. 


» 
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$. 68, Finden Wie aber In ber Erwerbung der ange 


zeigten Güter, nach obiger Unterſuchnng der gefeblichen Be 
dingungen, einen hinceichenden Erſatz, fo werden Wir bat 


. Über ein genehmigendes Dekret estheilen, und ihre Eintesb 


ſtrirung, unter den im $. 31. und 526 bemerkten demlich 
keiten, verfügen. 
6. 63. Die auf ſolche Art: ſarrogirten Suͤter treden in 


alien. gefeglichen Wirkungen an die Stelle der veräußerten. 
. m Kapitel 
‚Bon der gänzligen Aufiöfung dos Maforare. 
$. 64. Das Majorat, welches von einem Titulaite 


| auf feinen Gütern errichtet worden ift, wird aufgelöft. 


a) Wenn die leibliche, ‚oder aboptirte männliche Deszem 
den; deſſelben erlöſcht. Der letzte Beſitzer genießt als⸗ 
- dann alle Rechte einer freien Dispoſſtion nach bet! Se 
fegen, und wenn derſelbe davon keinen Gebrauch macht, 
fo tritt nad feinem Abteben die gemeine Anteſtat⸗ eu 
folge ein; rner | 
:.b) durch die Einwilligung ſeinme icher debenden Majorates 
- erben, welche gerichtlich erhoben werden muß, wit Um 
ferer darauf erfolgten Benshmigung. 
$..65. Bei gänzlichem Abgange eines anderen Ver⸗ 
* wird die Almentation der nachgebornen Kinder 
beiderlei Geſchlechts auf die Einklinfte des Majorats ned 
der Zahl derſelben angewieſen, ſedoch in einem folchen Ver⸗ 
hältniſſe, daß fie die Hälfte derſelben in keinem Falle üben 
ſteigen, und. mit Einrehnung «HR übrigen Laften der dritte 
Theil der Einkünfte dem Beſitzer frei. bleibe. Die Verhand⸗ 
fung wird won: den „Suftiggellen: berichti und von Un⸗ 
beſtätiget. * 
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$. 66, Des Dajarar wird allezeit in den Pflichttheil 
des Nachfolgers im Majorate eingerechnet. 

5. 67. Die Auflöfung geſchieht mit Beobachtung ber 
bei der Errichtung der Majorate vorgeſchtiebenen Förmlich⸗ 
keiten. 


6. 68. Wenn Wir ſelbſt das Majorat im Sangen, 
oder zum Theile, unter Vorbehalte des Nückfalles nach ers 
loſchenem Mannsftamme des Titulaite, botirt haben, fo fallen 
diefe Güter in dem eintretenden ‚alle der wirklichen Erids 
fung dee ehelichen männlichen Deszendenz deſſlben zu 
Unſerer weiteren Dispoftston zurück. 


‚B Kapitel 


Anwendung der gegenwärtigen Dispofitionen 
über die Majorate auf die Fideikommiſſe 
der in Unferm Königreihe angefeffenen 
adelichen Geſchlechter. 

4. 69. Die dermaligen Fideikommiſſe Unferer adefichen 

" Samilien find in allen ihren bermaligen rechtlichen Wirkun⸗ 

Ben aufgehoben, wie fie auch in ber Vorausſetzung anderer 

ſtaatsrechtlichen Beat von Uns | Bereits 9 beftätiger wors 

den find, 


$. 70. Sie nehmen —* die Eigenſchaft eines Ma⸗ 
jorats mit allen demſelben durch die gegenwärtige Verords 
nung beigelegten rechtlichen Eigenfchaften an, wenn ſie 
- a) von Abelichen errichtet find;  " 
.b) in liegenden Gütern beftchen, 
c) von Uns beſtätiget und immatrikulirt find, 
- d) die Summe von 4000 fl. jährlicher reiner Eintünfie 
erreichen, und - 
e) wenn fi die Beſitzer innerhalb 6 Monaten, von dem 
Tage der Kundmachung dieſer Verordnung, fehrifttich 
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bei Uns mit der Erklärung melden, daß fie wuͤuſchen, 

ihre Fideilonzmiffe mögen in ein Dinjorar übergehen. - 

$. 71. Zur Verichtigung der Verhältniſſe einer jeden 
Familie wird eine befondere Kommiſſion von Uns ernannt 
werden. | 

$. 72% Die Regredientanfprücge werden ganz aufges 


Mar Joſeph. 
Erhr. v. Montgelas. 
Sr. Moramwisfy. 
Schr. v. Hompeſch. 





46. 
Nachtrag zn dem im 20. Hefte unter Nro. 22. abge⸗ 


druckten Auffage, die Bevölferung ded König; 
reihe Würtemberg betreffend, 


un 





J. vorbenanntem Aufſatze hatten wir S. aBı. ans dem 
königlich Würtembergiſchen Staatskalender bemerkt, daß von 
der Beſchaffenheit der Herrſchaft Stetten am kalten Markt, 
ſonſt nichts geſagt ſey, als daß ſie zum Kreiſe Rothenburg 
gehöre: Dieſes Stetten iſt ein Pfarrdorf, a Stunden ober⸗ 
halb Ehingen, auf der fogenannten Kart, hat 7aB Einwoh, 
ner, und war Sitz eines Obervogteiamts, des gleichnamigen, 
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dem. vormaligen Neicheflifte Salmannsweil gehörige, Herr⸗ 
ſchaft, zu welcher noch das Pfarrdorf Haufen, zwei Dörfer 
und ein Weiler gehören, die mit jenen zufammen eine Bes 
völferung von 1328 Seelen haben. Die Herrſchaft war 
der Nitterfchaft emverleist. Das Erzhaus Defterreich :präs 
tendirte jedoch darüber die Landeshoheit. 

Durch den Reichs: Deputationsrezeß von 1803 kam bie 
Abtei Salmannsweiler an das Kurhaus Baden. Der das 


‚malige Markgraf und nunmehriger Großherzog übertrug 


diefe Abtei, fo wie jene won Petershaufen, feinen nachgebors 
nen Prinzen, den Markgrafen Friedrich und Ludwig, welche 


durch die Abtretung des linken Rheinufers mehrere eigen⸗ 
thümliche Beſitzungen verloren hatten, dergeſtalten, daß ſie 
ſolche mit völliger Landeshoheit unter gewiſſen dem Kur⸗ 


hauſe vorbehaltenen Rechten, als Reichsgrafſchaften beſi tzen 
ſollten. 

Welche Veränderung durch die rheiniſche Bundesakte, 
oder die nun erlangte vollkommene Souverainität in Hin⸗ 


-ficht dieſer beiden Stafichaften bewirkt worden, iſt uns nicht 
hbekannt. 


Wir finden nur, daß im großherzoglch Badifchen Edikte 
Über die Eintheilung des Großherzogthums in Bezirke d. d. 
22. Junius 1807 folgendes bei der Provinz Oberrhein bes _ 
merkt iſt: »Auch kommen noch, Hinzu, nämlich als zu ſtan⸗ 
desherrlichen Bezirken gehörig, von wegen der Herrn Margs 
graven von Baden XV. das Amt Salem GSalemsweiler); 
XVI. Amt Unter: Elchingen; XVII. O. V. Amt Stetten 
am kalten Markt; XVIII. O. V. A. Münchbof; XIX. 
Amt Petershauſen; iX, Amt Herdwangen; XXI. O. V. 
Amt Hilzingen. 

Da Stetten am kalten Markt, Mündhof und Hilzin⸗ 
gen im ritterfchaftlichen Verbande waren., und dieſe Herr⸗ 
haften im Würtembergifchen enklamirt find, folglich nach 
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der rheiniſchen Wundesalte an Würtemberg zu gehören 
fheinen ; fo fcheint dei den Unterhandlungen zwifchen dem 
Würtembergiſchen und Badiſchen Hofe Über die Thellung 
dee ritterfchaftlichen Orte auch dieſer Gegenſtand zur Spra⸗ 
he gekommen gu ſeyn. Es wurde aber im Mertrage vom 
ıöten November 1806 nachfolgendes ſtipulirt: 

»VII. Wegen den Ritterſchaften: Homburg mit Staßs 
‚ringen, Stetten am kalten Marke, Mainwangen, fo wie mes 
gen der Herrſchaften Münchhof und Kilzingen Behalten 
Sih Ge. Majeſtät der König von MWilrtemberg bevor, 
durch den bereits entamirten minifteriellen Weg Sich mit 
Sr. königl. Hoheit dem Großherzog von Baden, wo müs 
lich, ins Einverftändniß zu fehen, während der Dauer biefer 
Unterhandlungen aber, foll der Bisherige Beſitzſtand unver⸗ 
Ändert bleiden.« 

Diefe Unterfandlungen fcheinen nun am oc. Yunius 
1807, nad oben angeführten großherzoglichem Edikte zu 
urtheilen, noch nicht beendigt geweſen, und erſt in der Folge 
önnte fie zu Stande gekommen feyn. Das Wie if nicht 
bekannt; aber die oben genannten Kerrfchaften werben num 
im Würtembergifhen Staatskalender, ohne Bemerkung, 
wem diefe Patrimonialherrſchaften gehören, angeführt. Sm 
alphabetiſchen Verzeichniß ſämmtlicher Gutsbeſitzer, weiches 
dem Staatskalender ©. 861. u. f. beigefügt iſt, findet man 
aber folgendes : 


Bon Baden: 
. Markgraf Eudwig — Däerrſchaft Stetten am Betten 
An KRariseube. j Markt. 
Markgraf Friedrich — Hilzingen und Mönhhöfe ıc. 
in Durlach. | 


Und am Schluſſe der bei dem Nothweiter Kreiſe ange⸗ 
führten Herrſchaften findet man bie auch im 20. dene S. 
ads, absedenete Bemerkung: | 
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„Alle dieſe Orte und Herrſchaften ſtehen bis zur. defini⸗ 
tiven Beſtimmung ihrer Verhältniſſe im Wege der mit 
dem großherzoglich Badiſchen Hofe eingeleiteten diplo— 
matiſchen Unterhandlumgen unter dem königl. Oberamte 
Stockach.« 

Das im Vertrage vom 13ten November 1806 ange⸗ 
führte Mainwangen gehöre zur Herrſchaft Münchhof. Die 
Herrſchaft Homburg mit —* gehörte vorhin dem 
Hochſtifte Konftanz und kam 1808 an Baden. Die oben 
mitgetheilte Bemerkung im Würtembergifchen Staatskalens 
ber bezieht ſich übrigens auch Über mehrere Stadt und 
©pital Leberlingifhen und Mainauifhen Niedergevichts 
Ortichaften, über; die Herrſchaft Blumenfeld, und acht 
Bürftenbergifche Dörfer. Es iſt zu wünfchen, daß ein Sagı 
kundiger über alles dies Aufichluß gebe, 








u 47. | 

Ueber die Ausübung des Patronatrechts von Seiten 
ber Standesheren und Patrimonialgerichtsherrn 
im Großherzogthum Heſſen. 





Seamtlichen "mie einem geiſtlichen Patronatrecht verſehe⸗ 
nen Patrimonialgerichtsherrn der neuen Souveralnitätslande 


in der Provinz Heſſen, wird anf höchſten Befehl folgendes 


als Normativ bekannt gemacht: ®) | 





®) Bereits unserm. 26, September 1808 iſt ſeine ähnliche Verordnung an 
Die Gtandesheren erlaffen worden. Mir werden unter Dem Texte demerken, 
weide Punkte in jenes Verorduung an die dtanbetherrn enthalten And, 
und weiche niet, w. 
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a) Bei dem erfien Pal, wo fie dieſes Net auszuliben 
. gedenken, müſſen fie Die Beweiſe, daß fie Tollatores der 
Mfarreien ihrer Rittergüter geweſen, entweder dem 
großherzoglichen geheimen Staatsminifterium, oder dem 
großhergoglichen Kirchen s and Schulrath zu Gießen 
vorlegen. *) 
BD) Die Präfentation bei Pfarreien muß binnen 3 War 
den nah dem "Tode des Vorfahren und bei Schub 
dienften binnen 6 Wochen erfolgen. Nah Ablauf bier 
fes Termins ohne Präfentatioh wird der Souveraix 
den Dienſt für dießmal beſetzen. 
0) Der Präſentatus muß, nach Inhalt der Deklaration 
ein Inländer ſeyn. 
qh) Der Präſentatus muß, gleichfalls nach Inhalt der 
Deklaration, eine Prüfung bei den einſchlagenden lan⸗ 
degsherrlichen Stellen ausgehalten haben, ‚und tlichtig 
befunden worden ſeyn, oder ſich der Prüfung noch un⸗ 
terwerfen, und tüchtig befunden werden. 
ed) Der Souverain bat das Recht den Präſentirten, aus 
gegründeten Urſachen nicht anzunehmen. Der Patron 
bat aber alsdenn von neuem zu präfentiven. 
£) Die Ordination und Vorſtellung der Pfarrer und die 
Vorftellung der Schullehrer muß, wie in den alt; heſſi⸗ 
fhen Landen, von den landesherrlichen Inſpektoren, 
nah Anleitung der Verordnung vom 11. Juny 177% 
und ‘der Inſpektions Ordnung -5$. 23, und 16. geſche⸗ 
hen. **) 





2) Dir Vunkt if in jener Berordnung nicht berührt. 
w. 


”) Die Duntte b— f. ſtehen mwörtlih auch in der Berordnung an die 
Standesherrn; Dagegen fehlt der ganze Sufag Bis zum Schluſſe, inderk 
Diefed den Ssondesberen am'ao. Aunius ſchon bekannt gemacht worden war. 

V. 
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Sugleih wird den Patrimoniaigerichtsheren der neuen 
Lande fernerweit bekannt gemacht, daß des Großherzog BE 
niglihe Hoheit die_ in dem unterm 2o. Juny diefes Jahre 
erlaſſenen Nachtrag zu der iiber die flaatsrecheitchen Verhãlt⸗ 
aͤeſfe der Standeshern unterm ıften Auguſt v. 3. erganges 
nen Deklaration den: Otandesherrn nachtelaſſene Bewilligung, 
die Verwalter derjenigen milden Anſtalten, welche von 
ihnen oder ihren Vorfahren geſtiftet worden, 
ohne Einfchräntung zu ernennen, und ihnen überhaupt bei 
fatchen Steigungen. in fo lang freie Hände. zu belaſſen, als 
nicht eintretende Mißbräuche bie Dazwiſchenkunft der landes⸗ 
Meſtlichen Oberaufſicht erforderlich machen — auch auf die 
ahelicha Gerichteherrn gnädigſt auszudehnen geruhet haben. 
Wobei ſich jedoch von ſelbſt verſtehet, daß der großherzogl. 
Kirchen/ und. Schulrath ber Provinz wegen ſothaner milden 
Stiftungen die erforderliche Nachrichten einziehen könne, 
und im Ball Anbei Mißbräuche ‚ eintreten ſollten, darüber 
Bericht und Gutachten an das großherzagliche geheime 
Staatsminiſterium zu: erſtatten Babe 0 f 
ı : Gießen den 5ten Oktober 1800. 


Sroßherzogl. Heſſiſche Orgamfations⸗Kommiſſton 
der neuen Souverafnfkätsiande SürftentSunis 
zellen. „ 

Ki vo 224 
von Groiman— Reuß. Hetwonst 


— 
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Zufag zu der im 16, Hefte unter Nro. 13 mitgetheils 
ten Nachricht von den ‚Unterhandlungen des 
Päbſtlichen Abgefandten zu Stuttgardt. | 


* 





d 


Ap⸗ den In oben angeführtem Heſte mitgetheilten Akten⸗ 
ſtücken wird man erſehen haben, 'wie ſehr des Königs von 
Würtemberg Mafeftäit gewünfche Haben, die gottesdienftlichen 
und hierarchifchen Verbättniffe der Katholiken im Röntgreiche 
 Wilrtemderg mit dem Pabſte zu ordnen; und wie unerwars- 
ter die bereits zum Abſchluſſe gebichene Unterhandlungen 
abgebrochen wurden. 

Wir können num unfern Lefern die Nachricht ertheilen, 
Daß dieſe Unterhandiungen wieder angeknüpft zu ſeyn ſchei⸗ 
ven, denn am ı6ten November iſt der geiſtliche Rath und 
Stadtpfarrer, Herr Keller, von Seuttgardt nach: Dom wirt 
ich in dieſer Angelegenheit abgereiſßt. Wie man ziemlich 
allgemein verfichert,, iſt berfelbe angewieſen, fh an den Eds 
niglich Baieriſchen Sefchäftsträger anzuſchließen, deſſen Un⸗ 
terhandlungen in gieicher Osziehung (rem Aoſchiuſe uahe 
ya ſollen. 
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| Uebereinkunft den Matrikularanſchlag des Fürſt Pri⸗ 


matifchen.. Amtes age oder Bildenftein 
betreffend. 


—XR 
3 


— —,- 


9, den im dritten Hefte unter Neo. 30. G. 566. antı 
jugsneife mitgetheilten Vertrage zwiſchen St. Hoheit dem 
Zürſt Primas und Sr. königl. Hoheit dem Großherzoge 
von Heſſen iſt unter a) zu erſehen, daß das auf der rechten 
Mainſeite gelegene Amt Eſchau, welches großherzoglicher 
Seits als Theil der Grafſchaft Erbach in Beſitz genommen 
worden war, künftig unter die Souverainitat des Fürſt 
Dreimas gehören fole. Die Sraffhaft Erbach gehörte zum 
feäntifchen Kreife, und bei ber Ausgleihung die Schulden 
26. 26. dieſes Kreiſes betveffend, mußte atfo ber Matrikular⸗ 
anſchlag dieſes Amtes ausgemittelt werden. 

Weber diefen Gegenſtand it nun iaqfolgender Werra) 
abgeſchloffen worden. on 
"7 9Nachbem bei Theitung ber vermel⸗ frankiſchen Kreis⸗ 
ſchutd die genaue Beſtimmung der Matrikel ober Des Ik 
lens eine weſentliche Erfoderniß iſt, fiber den Matrikular⸗ 
anſatz des Fürſt Primatiſchen Amtes Eſchau oder Wilden⸗ 
ſtein aber ſich bisher noch einige Differenz zeigte; ſo wurde 
“u deren Beilegung dahin zur definitive Berichtigung des 
vorgebachten Matrikularanſatzes von dem unkerzeichneten Bes 
vollmächtigtes der betheifigten Fürſt Primatiſchen und groß⸗ 
herzoglich Heſſiſchen Höfe folgende Uebereinkunft mit Vor⸗ 
behalte höchſter Genehmigung abgeichloffen: u 
3) Die Matriktl für das Zürſt Primatifche Amt Eſchau 
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oder Wildenftein iſt bei Theilung der fränkiſchen Kreisfhuld 

in Rückſicht der Kreisgläudtger und Diener, gleihwie alles 

dasjenige, was hiamit in Verbindung fieht auf die: Summe! 

* von ſechs Suiden dreißig Kreuzer 

als verhättnißmäßige Beitragsnorm beftimms... . , 

5) Nach demfelben gang gleichen Maafftabe werden 
auch der Antheil des eben emmwähnten Fürſt Primatifchen 
Amtes an den bei dem Comité der Auseinanderfeßung der 
ſcaatiſchen reisangelegenheiten ‚ angebrachten, Erbachiſche 
Forderungen für super exogatoriſche Rriegskeiftungen und J 
daſür zu erhaltende Vergütungsſumm⸗ beſtimmt. 

58) Eben fo werden auch, die verhältnißmäßigen Beitra⸗ 
ge zum künftigen, Unterhalt der vormal⸗ Graflich fränkiſchen 
Rollogialdiener und, der Antheil ſowohl an ‚den Aktiven alß 
Paffiven der ehehin fränkiſchen Kollegialkaſſe bei definitiver 
Berichtigung dieſer Angelegenheis- nach ermãhntem Anfag 
anter “den. beiden. Häcfen; Hölen Aftgeigst.. . | 
on af; erfofgge. höchſte Genehmigungen. geſchieht. von 
dem unterzeichneten, Bevollmächtigten, die Anzeige gegenwär⸗ 
tiger · Uebereinkunſt, bei Dem. Comito.4um Bent ber ‚befinde 
tiven Matrikularbeſtimmung. 

VDeſſen ann Uckunde iſt die. Hebereineyn nad, ihrer 
happekan Augfertigung von den heiderſſitigen Bevollmächtig⸗ 
ven unterzeichnet nd beſſegelt worden. 

.So geſchehen⸗ MNirnbes hen. 35. Jumus 18o8.« | 


Bee A... ‚Freib. von Türtdeim, 

sin Primatzſcher Bevof: oben Heſſiſcher Nevoll⸗ 

— . .. hehe. — 
ku SI. Er A). .: og 


Die beißerfeitigen — Bit find Gieranf 
„erfolgt, 
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Weitere Mochricht von de der "Einführung bes Code 
Napoleon im Großherzogthum Heſſen. 





&.. sent. Hohel ber Sroßherjog von Keffen hat an A 
bäden Profefforen Dr. Grollmann und. Dr. Ba m eu 
nachſtehendes Höhen, Meftript et... - 


"Ludwig x "ie 4 


J Machdem Bir n gnäblaftenn Vertkauen auf Eure vor⸗ 
ügliche Recheöfgnntniffe, "Eure Vorfcläge fiber die Art der 
inführung des Code Napoldon und die nach Staats / und 
Sieperigen Rechtsverfaſguns er 
gernghmen für aut 9 gefunden; 
Srgenfant , in de Erwãgi 
Euer Gutachten en, Unfer g 








hatten. . R 
;. : Darmpade am aften Oktober ꝛdesäs. 
vrrnd Aus Höhfkem lat Be er 
Srehherzogilch.Heſſiſches gefeimes' Min ſtecimmn 

Lichtenberg. j . 3 u 
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Dactrag zu der oben unter Miro. 35 ebgebrudten 
 Mobanblung. 





Die Hier bemetkte Alhandlang war bereits abgedrnckt, alt 

ber Herr Verfafler den Herausgeber erfuchte, derſelben noch 
nachſtehenden Nachtrag beizufügen. Bir laſſen ſolchen da⸗ 
der Hier noch abdrucken. W. 





Bei Regulirung des Heim falls der Fidelkommiſſe kann 
der Grundſatz: institutus magis dilectus pragsumitur, 
guam suhstitutus » keine weitere Anwendung finden, als 
wir ihm bereits eingeräumt haben. Der Stifter ſelbſt hat 
ja diefes blog dem Zufall Überiaffen müßten, und wirküch 
Meraſen. us 7 
Wen 
liebe für 
hatte er | 
ben des 
Letztlebenden zufalle.. u) " 
Ohnedieß würde es an allem Maaßſiab zur "Auantitatie 
won Worzugspropenekin ber Inſtituirten vor. dir Sub ſtituir ⸗ 
ten fehlen, — und willkührliche Beſtimmungen ſollte 
auch ſelbſt die Geſetgebung, — miwer Meinung nach, — 
nice treffen dürfen. 
Das Recht des Keimfalls, iſt ein Recht, welches bios 
vom Zufall abhängt, und der Geſetzgeber wird dieſes Recht, 
wenn num Einmal der Zufalt eingetreten if, nicht weiter bes 
ſchrãnken dürfen. Es iſt einerlei, ob die Caducität, durch 
natũrliche Erfirpation, ober durch das Geſetz herbeigeführe 
wird. 
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FR abgedruckten großherzoglich Heſſiſchen Deklara⸗ 


tin ... ... een. — 9897 
a5) Edikt über die Xufpebung de Leibeigenſchaft 
im Konigreiche Baien . : - — 208 


26) Ueber die Lage der Finanzen im Stoßherpoge 
thum Baden .....27 302 
27) Schreiben des K. Würtembergiſchen Kammer 
herrn und Kreishauptmanns Freiherrn von Lies 
denſtein an Ihro Durchlaucht die Frau Fürſtin 
von Solms ‚Braunfels, Auguſta Fraucisca geben 


ne Rheingräftn von’ Cal ı Srumbad. Den Xu 
enthalt der Söhne derſelben anßerhalb bes Kür 

nigreich® betreffend .. 0 2 009 . Seite 313 | 
zB) Verordnung die Form der Sefhäftsbehandlung 

zwiſchen den Hoheits⸗ und Standesherrlichen, 

auch Patrimonialgerichtsherrlichen Beamten dm 
Großherzogthum Heſſen betreffend . . . . 515 
29) Herzoglich Sachfen ı Koburg s Saalfeldiſche Ver⸗ 

ordnung die Aufhebung des Oberappellationsge⸗ 

richts betreffend en — 516 . 
30) Fortſetzung der Nachrichten: Ueber die Unter⸗ 

haltung des Reichslammergerihtse . . . . . —_ 5:8 


Vier und Zwanzigſtes Heft. 


51) Beſchluß der im 23ften Hefte unter Nro. or. 
abgebrochenen Inſtruktion ber Ortenauiſchen Rit⸗ 
terſchaft für die nach Karleruhe abgeſandte Des ı 
1 DE 7 

32) Abwechſelnde Schickſale der Juris diktions⸗Ver⸗ 
hältniſſe der mediatiſtrten Zürſten und Grafen in 
dem Königreiche Würtemberg . . . . . . 

85) Königlich Baieriſches organiſches Edikt über 
die Patrimonialgerichtsbarkeit——235 

54) Anzeige einer, die Einführung des Koder Na⸗ 
poleon in den Staaten bes Rheinbundes vorb⸗ ⸗ 

reitenden, Zeitfhrift . 0.0... — 350 

Auszug ans zwei darin erfchlenenen Abhands 
kungen, über die Gefahren der uͤbereilten und 
unvorbereiteten Aufnahine ber franzöſiſchen 
Civilgeſetzgesung und fiber die Mittel, fie zu 
befeitigen. | | | 


(Bom Dberappellasionsrarh von Almendingen in . 
Badama.) - 


— 5:6 











35) leder den ‚rechtlichen Verrhellungs: Maaßſtab 
bei Aufhebung der Samitien » Fideikommiſſe . Seite 56 
36) Staatsvertrag zwifchen Seiner Hoheit bem Zürft 
Primas und Seiner K. 8. Hoheit dem Erzhers a 
zog Großherzoge von Würzburg, die wegen einis 
ger ritterſchafklichen Beſitzungen im Sinn, und 
Saalgrunde entftandenen Irrungen betreffend . — 89 
37) Die Entſchädigungs-Berechtigung des vormali⸗ 
gen Reichs s Erbmarfchalle Grafen von Pappens 
heim und feine Anfprühe - - - ..... = 895 
(Bird fortgefeht.) 


58) Ueber das Steuerweſen, befonders in den Lans 
den der Mebdiatifirten - . . 0,0. = 410 
39) Einige Bemerfungen zum Behuf des Nevenlion 
und Schuldentheilungsgefchäfts zwifchen den Som 
verains und Mediatiſirten.— 414 
40) Bevölkerung der Herzogthümer Anhalt: Cöthen 
und Bernburg in den Jahren 1807. und 1806. — 4as 
Ar) Weitere Nachrichten vom Poſtweſen in ben Hers 
gogthümern Anhalt . . . .. u 404 
42) Inſtruktion für die großferzogtic, Heſſiſchen 
Hoheits-Beamten in den mediatiſirten Landen. — 4c9 
43) Rüge einiger ſonderbaren Fehler in einer frans 
zöſiſchen Ueberfeßung von mehreren Auffäben aus 
dem rheiniihen Bunde . © 0 0 0 0. = 4 
44) Nechtsbelehrung ad 6. 23 und 24 des großer, 
zoglich Badiſchen Standesherrlichkeits. Verfaſſungs⸗ 
Edikts die Ausübung der Gerichtsbarkeit über 
großherzogliche KEigenchumsunterthanen, die in 
ftandesherrlichen Gebieten Verträge fchließen oder 
Verbrechen beaedben -» > 2: 2 220 435 
45) Edikt über die fünftigen Verhältniſſe des Adels 
im Königreihe Seien -» » a 2 2 2002 — 456 


% 


46) Nachtrag zu dem im so. Hefte unter Neo. aa. 
E gbgedrncten Auflage, die Bevölkerung des Königs 
reichs Würtemberg betreffend . . - . . Seite 448 
47) Ueber die Ausübung des Patronatrehts von 
Seiten der Standesherrn und Patrimonialge— 
richtehern im Großherzogthum Heften «. . . — 451 
4) Zuſatz gu der im ı6ten Hefte unter Neo. 15. 
mitgetheilten Nachricht von den Unterhandlungen | 
des Pabſtlichen Abgeſandten zu Stuttgart . . — 453 
49) Uebereintunft den Matrikularanſchlag des Fürſt 
Primatiſchen Amtes Eſchau oder Wildenftein bes 
teffend » oo 2 0 2 re 2 — 
50) Weitere Nachricht von der Einführung des 
Code Napoleon im Großherzogthum Heſſen. — 
51) Nachtrag zu der oben unter Mro. 35. abges 


deuckten Abhandlung - > 0 0 00. — 
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